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1. Hauptstück 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

Allgemeines 
§ 1. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze Bezug genommen 

wird, sind diese, sofern nichts Anderes bestimmt ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
Umsetzung von Gemeinschaftsrecht 

§ 2. Durch dieses Bundesgesetz werden 
 1. die Richtlinie des Rates vom 25. Juli 1978 für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü-

fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes und für Maßnahmen zur Er-
leichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien 
Dienstleistungsverkehr (78/686/EWG), ABl. Nr. L 233 vom 24. August 1978 S. 1, zuletzt geän-
dert durch den Beitrittsvertrag der Tschechischen Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, 
Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und Slowakei zur Europäischen Union, ABl. Nr. L 236 vom 
23. September 2003, BGBl. III Nr. 20/2004, (EU-Beitrittsvertrag 2003), 

 2. die Richtlinie des Rates vom 25. Juli 1978 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften für die Tätigkeiten des Zahnarztes (78/687/EWG), ABl. Nr. L 233 vom 
24. August 1978 S. 10, zuletzt geändert durch den Beitrittsvertrag 2003, 

 3. die Richtlinie des Rates vom 14. Dezember 1981 zur Ergänzung der Richtlinien 75/362/EWG, 
77/452/EWG, 78/686/EWG und 78/1026 über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü-
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Arztes, der Krankenschwester und des 
Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, des Zahnarztes und des Tier-
arztes hinsichtlich der erworbenen Rechte (81/1057/EWG), ABl. Nr. L 385 vom 
31. Dezember 1981 S. 25, sowie 

 4. das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit, 
ABl. Nr. L 114/6 vom 30. April 2002, BGBl. III Nr. 133/2002, 

in österreichisches Recht umgesetzt. 
Geltungsbereich 

§ 3. (1) Der zahnärztliche Beruf darf nur nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes ausgeübt werden. 
(2) Auf die Ausübung des zahnärztlichen Berufs findet die Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, 

keine Anwendung. 
(3) Hilfeleistungen in der Familien- und Nachbarschaftshilfe sowie die der Gewerbeordnung 1994 

unterliegenden Tätigkeiten der Zahntechniker/Zahntechnikerinnen werden durch dieses Bundesgesetz 
nicht berührt. 

2. Abschnitt 
Der zahnärztliche Beruf 

Berufsbild und Tätigkeitsbereich 
§ 4. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind zur Ausübung der Zahnmedizin berufen. 
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(2) Der zahnärztliche Beruf umfasst jede auf zahnmedizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen be-
gründete Tätigkeit einschließlich komplementär- und alternativmedizinischer Heilverfahren, die unmittel-
bar am Menschen oder mittelbar für den Menschen ausgeführt wird. 

(3) Der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs vorbehaltene Tätigkeitsbereich umfasst insbesondere 
 1. die Untersuchung auf das Vorliegen oder Nichtvorliegen von Krankheiten und Anomalien der 

Zähne, des Mundes und der Kiefer einschließlich des dazugehörigen Gewebes, 
 2. die Beurteilung von den in Z 1 angeführten Zuständen bei Verwendung zahnmedizinisch-

diagnostischer Hilfsmittel, 
 3. die Behandlung von den in Z 1 angeführten Zuständen, 
 4. die Vornahme operativer Eingriffe im Zusammenhang mit den in Z 1 angeführten Zuständen, 
 5. die Verordnung von Heilmitteln, Heilbehelfen und zahnmedizinisch-diagnostischen Hilfsmitteln 

im Zusammenhang mit den in Z 1 angeführten Zuständen, 
 6. die Vorbeugung von Erkrankungen der Zähne, des Mundes und der Kiefer einschließlich des 

dazugehörigen Gewebes und 
 7. die Ausstellung von zahnärztlichen Bestätigungen und die Erstellung von zahnärztlichen Gutach-

ten. 
(4) Darüber hinaus umfasst der Tätigkeitsbereich des zahnärztlichen Berufs 

 1. die Herstellung von Zahnersatzstücken für den Gebrauch im Mund, 
 2. die Durchführung von technisch-mechanischen Arbeiten zwecks Ausbesserung von Zahnersatz-

stücken und 
 3. die Herstellung von künstlichen Zähnen und sonstigen Bestandteilen von Zahnersatzstücken 
für die in ihrer Behandlung stehenden Personen. 

Berufsbezeichnungen 
§ 5. (1) Personen, die zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs berechtigt sind, haben die Berufsbe-

zeichnung „Zahnarzt“/„Zahnärztin“ zu führen. 
(2) Staatsangehörige eines Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

(EWR-Vertragsstaat) oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft, die zur selbständigen Ausübung des 
zahnärztlichen Berufs oder zur Erbringung von zahnärztlichen Dienstleistungen im Bundesgebiet berech-
tigt sind, dürfen die im Heimat- oder Herkunftsstaat rechtmäßige Ausbildungsbezeichnung und gegebe-
nenfalls deren Abkürzung in der jeweiligen Sprache dieses Staates führen, sofern 
 1. neben dieser Name und Ort der Ausbildungsstätte oder des Prüfungsausschusses, die bzw. der 

diese Ausbildungsbezeichnung verliehen hat, angeführt ist und 
 2. diese nicht mit einer Bezeichnung verwechselt werden kann, die in Österreich eine zusätzliche 

Ausbildung voraussetzt, die von der betreffenden Person nicht erworben wurde. 
(3) Der Berufsbezeichnung gemäß Abs. 1 und der Ausbildungsbezeichnung gemäß Abs. 2 dürfen nur 

folgende Zusätze beigefügt werden, sofern sie der Wahrheit entsprechen: 
 1. im In- und Ausland erworbene oder verliehene Titel und Würden, 
 2. Diplome über die erfolgreiche Absolvierung einer fachlichen Fort- oder Weiterbildung, die von 

der Österreichischen Zahnärztekammer verliehen oder anerkannt wurden, 
 3. Zusätze, die auf die gegenwärtige Verwendung hinweisen. 
Sofern Zusätze gemäß Z 1 zur Verwechslung mit inländischen Amts- oder Berufstiteln geeignet sind, 
dürfen sie nur mit Bewilligung des/der zuständigen Bundesministers/Bundesministerin oder in der von 
diesem/dieser festgelegten Form geführt werden. 

(4) Die Österreichische Zahnärztekammer hat auf Antrag Angehörigen des zahnärztlichen Berufs 
 1. die mit der dauernden Leitung eines im Rahmen einer Krankenanstalt geführten Instituts oder 

eines selbständigen Ambulatoriums betraut und  
 2. denen mindestens fünf zur selbständigen Berufsausübung berechtigte hauptberuflich tätige An-

gehörige des zahnärztlichen Berufs unterstellt  
sind, mit Bescheid die Berechtigung zur Führung des Berufstitels „Primarius“/„Primaria“ zu verleihen. 
Bei Wegfall der Voraussetzungen oder wenn hervorkommt, dass die Voraussetzungen schon ursprünglich 
nicht gegeben waren, ist diese Berechtigung von der Österreichischen Zahnärztekammer mit Bescheid 
zurückzunehmen. Gegen Bescheide betreffend die Verleihung und Zurücknahme des Berufstitels „Prima-
rius“/„Primaria“ steht kein Rechtsmittel offen. 

(5) Die Führung 
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 1. anderer als der gesetzlich zugelassenen Berufsbezeichnungen, 
 2. einer Bezeichnung oder eines Titels gemäß Abs. 1 bis 4 durch hiezu nicht berechtigte Personen 

oder 
 3. anderer verwechslungsfähiger Bezeichnungen oder Titel, die geeignet sind, die Berechtigung zur 

Ausübung des zahnärztlichen Berufs oder einzelner zahnärztlicher Tätigkeiten vorzutäuschen, 
durch hiezu nicht berechtigte Personen 

ist verboten. 

3. Abschnitt 
Berufsberechtigung 

Erfordernisse der Berufsausübung 
§ 6. (1) Zur selbständigen Ausübung des zahnärztlichen Berufs sind Personen berechtigt, die folgen-

de Erfordernisse erfüllen: 
 1. die Eigenberechtigung, 
 2. die zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs erforderliche Vertrauenswürdigkeit, 
 3. die zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs erforderliche körperliche und geistige Eignung, 
 4. die zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache, 
 5. einen Qualifikationsnachweis gemäß §§ 7 ff und 
 6. die Eintragung in die Zahnärzteliste. 

(2) Die Vertrauenswürdigkeit im Sinne des Abs. 1 Z 2 liegt jedenfalls nicht vor 
 1. bei Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener 

strafbarer Handlungen, solange die Verurteilung nicht getilgt ist, und 
 2. wenn nach der Eigenart der strafbaren Handlung und nach der Persönlichkeit des Verurteilten die 

Begehung der gleichen oder einer ähnlichen strafbaren Handlung bei Ausübung des zahnärztli-
chen Berufs zu befürchten ist. 

Qualifikationsnachweise 
§ 7. (1) Als Qualifikationsnachweis für die Ausübung des zahnärztlichen Berufs gilt 

 1. ein an einer Medizinischen Universität oder der Medizinischen Fakultät einer Universität der 
Republik Österreich erworbenes Doktorat der Zahnheilkunde, 

 2. ein in einem EWR-Vertragsstaat oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft erworbener zahn-
ärztlicher Qualifikationsnachweis gemäß § 9, 

 3. ein Drittlanddiplom gemäß § 10 oder 
 4. ein im Ausland erworbener und in Österreich als Doktorat der Zahnheilkunde nostrifizierter aka-

demischer Grad. 
(2) Für Flüchtlinge, denen in Österreich Asyl gewährt worden ist, kann, sofern die Vorlage von 

Nachweisen gemäß Abs. 1 nicht möglich ist, der Qualifikationsnachweis auch durch eine mit Erfolg ab-
gelegte Prüfung, 
 1. die in Inhalt und Anforderungen einer zahnmedizinischen Diplomprüfung vergleichbar ist und 
 2. durch die die für die Ausübung des zahnärztlichen Berufs erforderlichen Kenntnisse und Fertig-

keiten nachzuweisen sind,  
erbracht werden. 

Professoren/Professorinnen mit ausländischen zahnmedizinischen Doktoraten 
§ 8. Die im Ausland erworbenen zahnmedizinischen Doktorate von Professoren/Professorinnen eines 

zahnmedizinischen Faches, die aus dem Ausland an eine Medizinischen Universität der Republik Öster-
reich berufen wurden und die Lehrbefugnis als Universitätsprofessoren/Universitätsprofessorinnen er-
worben haben, gelten als in Österreich nostrifizierte Doktorate der Zahnheilkunde. 

Qualifikationsnachweise – EWR 
§ 9. (1) Folgende Qualifikationsnachweise, die einem/einer Staatsangehörigen eines EWR-

Vertragsstaats oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft von einem EWR-Vertragsstaat oder der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft ausgestellt wurden, sind nach den Bestimmungen der Richtlinie 
78/686/EWG anzuerkennen: 
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 1. Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise des/der Zahnarztes/Zahnärztin 
gemäß Anhang A der Richtlinie 78/686/EWG; 

 2. Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise des/der Zahnarztes/Zahnärztin 
einschließlich einer Bescheinigung gemäß Artikel 7 Abs. 1 oder 3, Artikel 7a Abs. 1 oder Artikel 
7b Abs. 1, 2, 3 oder 4 der Richtlinie 78/686/EWG; 

 3. Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise des/der Zahnarztes/Zahnärztin 
einschließlich einer Bescheinigung gemäß Artikel 1 der Richtlinie 81/1057/EWG; 

 4. Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise des/der Zahnarztes/Zahnärztin 
einschließlich einer Bescheinigung gemäß Artikel 23b der Richtlinie 78/686/EWG;  

 5. Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise des/der Arztes/Ärztin ein-
schließlich einer Bescheinigung gemäß Artikel 19, 19a, 19c oder 19d der Richtlinie 
78/686/EWG. 

(2) Der/Die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat durch Verordnung nä-
here Bestimmungen über die Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise gemäß 
Abs. 1 Z 1 bis 5 festzulegen. 

Drittlanddiplome 
§ 10. Als Qualifikationsnachweise gemäß § 7 Abs. 1 Z 3 gelten zahnärztliche Diplome, Prüfungs-

zeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise, die einem/einer Staatsangehörigen eines EWR-
Vertragsstaats oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft außerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft ausgestellt wurden, sofern 
 1. dieser/diese in einem der übrigen EWR-Vertragsstaaten oder der Schweizerischen Eidgenossen-

schaft zur selbständigen Ausübung des zahnärztlichen Berufs berechtigt ist und 
 2. von der Österreichischen Zahnärztekammer die Gleichwertigkeit der Qualifikation unter Berück-

sichtigung der im Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
erworbenen zahnärztlichen Berufserfahrung und Ausbildung festgestellt wurde. 

4. Abschnitt 
Zahnärzteliste 

Führung der Zahnärzteliste 
§ 11. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat in Zusammenarbeit mit den Landeszahnärzte-

kammern die Anmeldungen für die Ausübung des zahnärztlichen Berufs entgegenzunehmen und eine 
Liste der zur Berufsausübung berechtigten Angehörigen des zahnärztlichen Berufs (Zahnärzteliste) zu 
führen. 

(2) Die Zahnärzteliste hat folgende Daten zu enthalten: 
 1. Eintragungsnummer; 
 2. Vor- und Zunamen, gegebenenfalls Geburtsname; 
 3. Geburtsdatum und Geburtsort; 
 4. Staatsangehörigkeit; 
 5. Nachweis der abgeschlossenen zahnmedizinischen Hochschulausbildung; 
 6. Hauptwohnsitz; 
 7. Zustelladresse; 
 8. Berufssitze, Dienstorte oder bei Wohnsitzzahnärzten der Wohnsitz einschließlich der beabsich-

tigten Tätigkeit; 
 9. Ordinationstelefonnummer und E-Mail-Adresse; 
 10. Beginn und Ende der zahnärztlichen Tätigkeit; 
 11. Berufs- und Ausbildungsbezeichnungen; 
 12. Amtstitel, verliehene Titel und ausländische Titel und Würden samt Nachweis der Berechtigung 

zu deren Führung; 
 13. auf die gegenwärtige zahnärztliche Verwendung hinweisende Zusätze; 
 14. von der Österreichischen Zahnärztekammer verliehene oder anerkannte Diplome über die erfolg-

reiche Absolvierung einer fachlichen Fort- oder Weiterbildung; 
 15. Verträge mit Sozialversicherungsträgern und Krankenfürsorgeanstalten; 
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 16. Einstellung, Unterbrechung, Entziehung, Untersagung, Einschränkung und Wiederaufnahme der 
Berufsausübung; 

 17. Eröffnung, Erweiterung und Schließung von Ordinations- und Apparategemeinschaften und 
Gruppenpraxen sowie Beginn und Ende der Beteiligung an einer solchen. 

(3) Die unter Abs. 2 Z 1 und 2 sowie 7 bis 17 angeführten Daten sind öffentlich. Es ist jedermann 
gestattet, in den öffentlichen Teil der Zahnärzteliste Einsicht zu nehmen sowie gegen Kostenersatz Kopi-
en zu erhalten. 

(4) Angehörige des zahnärztlichen Berufs können darüber hinaus  
 1. zahnmedizinische Tätigkeitsbereiche,  
 2. sonstige die Berufsausübung betreffende besondere Kenntnisse und Fertigkeiten sowie  
 3. über die Ordinationstelefonnummer hinausgehende Kommunikationseinrichtungen 
in die Zahnärzteliste eintragen lassen. Diese Daten dürfen bei Auskünften aus der Zahnärzteliste bekannt 
gegeben sowie in Zahnärzteverzeichnissen veröffentlicht werden. 

(5) Die Zahnärzteliste ist nach  
 1. Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, 
 2. Angehörigen des Dentistenberufs und 
 3. außerordentlichen Kammermitgliedern 
zu gliedern. 

Eintragung in die Zahnärzteliste 
§ 12. (1) Personen, die den zahnärztlichen Beruf in Österreich auszuüben beabsichtigen und die Er-

fordernisse gemäß § 6 Abs. 1 Z 1 bis 5 erfüllen, haben sich vor Aufnahme ihrer zahnärztlichen Tätigkeit 
bei der Österreichischen Zahnärztekammer im Wege der örtlich zuständigen Landeszahnärztekammer 
mittels eines von der Österreichischen Zahnärztekammer hiefür aufzulegenden Formblatts und unter 
eigenhändiger Unterschriftsleistung oder mittels elektronischer Signatur anzumelden und die erforderli-
chen Personal- und Ausbildungsnachweise vorzulegen. 

(2) Personen gemäß Abs. 1, die die Ausübung des zahnärztlichen Berufs im Rahmen eines Dienst-
verhältnisses anstreben und unter die Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 218/1975, fallen, haben bei der Anmeldung gemäß Abs. 1 zusätzlich die Erfüllung der ausländerbe-
schäftigungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Beschäftigung in Österreich nachzuweisen. 

(3) Zum Nachweis der Vertrauenswürdigkeit (§ 6 Abs. 1 Z 2) sind 
 1. eine Strafregisterbescheinigung oder ein vergleichbarer Nachweis des Heimat- oder Herkunfts-

staats und  
 2. sofern dies die Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Heimat- oder Herkunftsstaats vorsehen, 

eine Disziplinarstrafregisterbescheinigung oder ein vergleichbarer Nachweis 
vorzulegen, die zum Zeitpunkt der Anmeldung zur Eintragung nicht älter als drei Monate sein dürfen. 

(4) Zum Nachweis der körperlichen und geistigen Eignung (§ 6 Abs. 1 Z 3) ist ein ärztliches Zeugnis 
vorzulegen, das zum Zeitpunkt der Anmeldung zur Eintragung nicht älter als drei Monate sein darf. 

(5) Hat die Österreichische Zahnärztekammer von einem Sachverhalt Kenntnis, der außerhalb des 
Bundesgebiets eingetreten sein soll und der geeignet wäre, Zweifel im Hinblick auf die Vertrauenswür-
digkeit des Eintragungswerbers zu begründen, so kann sie die zuständige Stelle dieses Staats davon unter-
richten und sie ersuchen, den Sachverhalt zu prüfen und ihr binnen längstens drei Monaten mitzuteilen, 
ob wegen dieses Sachverhalts gegen die betreffende Person in diesem Staat ermittelt wird, ein disziplinar-
rechtliches, verwaltungsstrafrechtliches oder strafrechtliches Verfahren anhängig ist oder eine disziplinar-
rechtliche, verwaltungsstrafrechtliche oder strafrechtliche Maßnahme verhängt wurde. 

(6) Die Anmeldung zur Eintragung in die Zahnärzteliste ist in deutscher Sprache einzubringen. Die 
Nachweise gemäß Abs. 1, 3 und 4 sind, sofern sie nicht in deutscher Sprache ausgestellt sind, auch in 
beglaubigter Übersetzung vorzulegen. 

(7) Erfüllt die betreffende Person die Erfordernisse gemäß Abs. 1 und 2, so hat die Österreichische 
Zahnärztekammer sie in die Zahnärzteliste einzutragen. Die zahnärztliche Tätigkeit darf erst nach Erhalt 
der Bestätigung über die Eintragung in die Zahnärzteliste aufgenommen werden. 

(8) Die Österreichische Zahnärztekammer hat jede Anmeldung ohne Verzug, längstens jedoch bin-
nen drei Monaten nach Einreichung der vollständigen Unterlagen zu erledigen. Diese Frist wird im Falle 
eines Ersuchens gemäß Abs. 5 bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, in dem die Auskünfte der ersuchten aus-
ländischen Stelle einlangen. In diesem Fall hat die Österreichische Zahnärztekammer das Verfahren un-
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verzüglich nach Einlangen der Auskünfte oder, sofern die Auskünfte nicht binnen drei Monaten nach 
Übermittlung des Ersuchens gemäß Abs. 5 einlangen, unverzüglich nach Ablauf der drei Monate fortzu-
setzen. 

(9) Die Österreichische Zahnärztekammer hat jede Eintragung in die Zahnärzteliste ohne Verzug im 
Wege der jeweiligen Landeszahnärztekammer dem nach dem gewählten Berufssitz, Dienstort oder 
Wohnsitz zuständigen Landeshauptmann mitzuteilen. 

§ 13. (1) Erfüllt die betreffende Person die Erfordernisse gemäß § 12 Abs. 1 und 2 nicht, so hat die 
Österreichische Zahnärztekammer die Eintragung in die Zahnärzteliste mit Bescheid zu versagen. 

(2) Gegen Bescheide der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß Abs. 1 steht die Berufung an 
den Landeshauptmann offen, in dessen Bereich die Anmeldung in die Zahnärzteliste gemäß § 12 Abs. 1 
eingebracht wurde. 

Änderungsmeldungen 
§ 14. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben der Österreichischen Zahnärztekammer im 

Wege der örtlich zuständigen Landeszahnärztekammer folgende schriftliche Meldungen zu erstatten: 
 1. jede Namensänderung; 
 2. jeder Wechsel des Hauptwohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts; 
 3. jede Eröffnung, Verlegung und Auflassung eines Berufssitzes; 
 4. jede Eröffnung, Erweiterung und Schließung von Ordinations- und Apparategemeinschaften 

sowie Gruppenpraxen; 
 5. die Berufseinstellung (§ 43) sowie die Berufsunterbrechung (§ 44); 
 6. die Aufnahme und Beendigung einer zahnärztlichen Tätigkeit außerhalb des ersten Berufssitzes 

(§ 27); 
 7. die Aufnahme und Beendigung einer zahnärztlichen Nebentätigkeit; 
 8. die Wiederaufnahme der Berufsausübung gemäß § 45 Abs. 4. 
Die Meldungen gemäß Z 1 und 2 haben binnen einer Woche, die übrigen Meldungen im vorhinein zu 
erfolgen. 

(2) Die Österreichische Zahnärztekammer hat 
 1. die erforderlichen Änderungen und Ergänzungen in der Zahnärzteliste vorzunehmen und  
 2. diese ohne Verzug dem örtlich zuständigen Landeshauptmann mitzuteilen. 

Zahnärzteausweis 
§ 15. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, die in 

die Zahnärzteliste eingetragen sind, einen mit ihrem Lichtbild versehenen Berufsausweis (Zahnärzteaus-
weis) auszustellen. 

(2) Der Zahnärzteausweis hat insbesondere zu enthalten: 
 1. akademischen Grad, 
 2. Vor- und Zunamen, 
 3. Geschlecht, 
 4. Geburtsdatum und Geburtsort, 
 5. Staatsangehörigkeit, 
 6. Bild, 
 7. Unterschrift und 
 8. Eintragungsnummer 
des/der Berufsangehörigen. 

(3) Die Österreichische Zahnärztekammer hat nähere Bestimmungen über Form und Inhalt des 
Zahnärzteausweises durch Verordnung festzulegen. 

5. Abschnitt  
Berufspflichten 

Allgemeine Berufspflichten 
§ 16. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben die in zahnärztliche Beratung oder Behand-

lung übernommenen Gesunden und Kranken ohne Unterschied der Person gewissenhaft zu betreuen. Sie 
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haben das Wohl der Kranken und den Schutz der Gesunden nach Maßgabe der zahnmedizinischen Wis-
senschaft und Erfahrung sowie unter Einhaltung der bestehenden Vorschriften zu wahren. 

(2) Sie dürfen im Falle drohender Gefahr des Todes oder einer beträchtlichen Gesundheitsschädi-
gung eines Menschen ihre fachkundige Hilfe nicht verweigern. 

Fortbildungspflicht 
§ 17. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben sich unter Berücksichtigung der Erfordernisse 

ihrer persönlichen Berufsausübung über die neuesten Entwicklungen und Erkenntnisse der zahnmedizini-
schen und anderer berufsrelevanter Wissenschaften, insbesondere im Rahmen anerkannter Fortbildungs-
programme der Österreichischen Zahnärztekammer, regelmäßig fortzubilden. 

(2) Die Österreichische Zahnärztekammer kann Richtlinien über das Ausmaß und die Form der 
zahnärztlichen Fortbildung erlassen sowie Fortbildungsprogramme erstellen und durchführen. 

Aufklärungspflicht 
§ 18. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben die in ihre zahnärztliche Beratung und Be-

handlung übernommenen Personen oder deren gesetzliche Vertreter/Vertreterinnen insbesondere über die 
Diagnose, den geplanten Ablauf, die Risiken, die Alternativen, die Kosten sowie die Folgen der zahnärzt-
lichen Behandlung und eines Unterbleibens dieser Behandlung aufzuklären. 

(2) Im Rahmen der Aufklärung über die Kosten der Behandlung ist insbesondere auch darüber zu in-
formieren, welche Behandlungskosten von dem entsprechenden Träger der Sozialversicherung bzw. der 
Krankenfürsorge jedenfalls übernommen werden und welche vom/von der Patienten/Patientin zu tragen 
sind. 

(3) Die Aufklärung über die vom/von der Patienten/Patientin zu tragenden Kosten der Behandlung 
hat in Form eines schriftlichen Heil- und Kostenplans zu erfolgen, sofern  
 1. im Hinblick auf die Art und den Umfang der Behandlung wesentliche Kosten (Abs. 4) anfallen, 
 2. die Kosten die in den Autonomen Honorar-Richtlinien der Österreichischen Zahnärztekammer 

festgelegte Honorarhöhe übersteigen oder 
 3. dies der/die Patient/Patientin verlangt. 

(4) Die Österreichische Zahnärztekammer hat auf Grundlage des seitens der Bundesanstalt Statistik 
Austria ermittelten durchschnittlichen Monatseinkommens jährlich durch Verordnung bekanntzugeben, 
was wesentliche Kosten im Sinne des Abs. 3 Z 1 sind. 

(5) Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben die Autonomen Honorar-Richtlinien der Österrei-
chischen Zahnärztekammer sowie die Verordnung gemäß Abs. 4 in einer für die Patienten leicht ersichtli-
chen Form zugänglich zu machen. 

Dokumentationspflicht 
§ 19. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind verpflichtet, Aufzeichnungen über jede zur 

zahnärztlichen Beratung oder Behandlung übernommene Person, insbesondere über 
 1. den zahnmedizinisch relevanten Zustand der Person bei Übernahme der Beratung oder Behand-

lung (Anamnese), 
 2. die Diagnose, 
 3. die Aufklärung des/der Patienten/Patientin sowie 
 4. Art und Umfang der zahnärztlichen Leistungen, 
zu führen (Dokumentation). 

(2) Den betroffenen Patienten/Patientinnen oder deren gesetzlichen Vertretern/Vertreterinnen ist auf 
Verlangen Einsicht in die Dokumentation zu gewähren und gegen Kostenersatz die Herstellung von Ko-
pien einschließlich Röntgenduplikaten zu ermöglichen. 

(3) Die Aufzeichnungen sowie die sonstigen der Dokumentation im Sinne des Abs. 1 dienlichen Un-
terlagen sind mindestens zehn Jahre aufzubewahren. 

(4) Der/Die Kassenplanstellennachfolger/Kassenplanstellennachfolgerin oder, sofern ein/eine sol-
cher/solche nicht gegeben ist, der/die Ordinationsstättennachfolger/Ordinationsstättennachfolger, hat die 
Dokumentation von seinem/seiner Vorgänger/Vorgängerin zu übernehmen und für die der Aufbewah-
rungspflicht entsprechende Dauer aufzubewahren. Bei Auflösung der Ordinationsstätte ohne zahnärztli-
chen/zahnärztliche Nachfolger/Nachfolgerin ist die Dokumentation vom/von der bisherigen Ordinations-
stätteninhaber/Ordinationsstätteninhaberin für die der Aufbewahrungspflicht entsprechende Dauer aufzu-
bewahren. Gleiches gilt für die Tätigkeit als Wohnsitzzahnarzt/Wohnsitzzahnärztin. 
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(5) Im Falle des Ablebens des/der bisherigen Ordinationsstätteninhabers/Ordinationsstätteninhaberin 
oder des/der Wohnsitzzahnarztes/Wohnsitzzahnärztin, sofern nicht Abs. 4 erster Satz Anwendung findet, 
ist sein/seine Erbe/Erbin oder sonstiger/sonstige Rechtsnachfolger/Rechtsnachfolgerin unter Wahrung des 
Datenschutzes verpflichtet, die Dokumentation für die der Aufbewahrungspflicht entsprechende Dauer 
gegen Kostenersatz dem Amt der zuständigen Landesregierung oder einem/einer von diesem Amt be-
nannten Dritten zu übermitteln. Im Falle automationsunterstützter Führung der Dokumentation ist diese, 
falls erforderlich, nach entsprechender Sicherung der Daten auf geeigneten Datenträgern zur Einhaltung 
der Aufbewahrungspflicht, unwiederbringlich zu löschen; dies gilt auch in allen anderen Fällen, insbe-
sondere nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist, in denen die Dokumentation nicht mehr weitergeführt wird. 

Auskunftspflicht 
§ 20. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben  

 1. den betroffenen Patienten/Patientinnen,  
 2. deren gesetzlichen Vertretern/Vertreterinnen oder 
 3. Personen, die von den betroffenen Patienten/Patientinnen als auskunftsberechtigt benannt wur-

den, 
alle Auskünfte über die von ihnen gesetzten zahnärztlichen Maßnahmen zu erteilen. 

(2) Sie haben anderen Angehörigen der Gesundheitsberufe, die die betroffenen Patien-
ten/Patientinnen behandeln oder pflegen, die für die Behandlung und Pflege erforderlichen Auskünfte 
über Maßnahmen gemäß Abs. 1 zu erteilen. 

Verschwiegenheitspflicht 
§ 21. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, ihre Hilfspersonen sowie Studierende der Zahnme-

dizin sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres Berufs bzw. im Rahmen ihrer prakti-
schen Ausbildung anvertrauten oder bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 
 1. die durch die Offenbarung des Geheimnisses betroffene Person den/die Angehörigen/Angehörige 

des zahnärztlichen Berufs von der Geheimhaltung entbunden hat, 
 2. nach gesetzlichen Vorschriften eine Meldung des/der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs 

über den Gesundheitszustand bestimmter Personen vorgeschrieben ist, 
 3. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz höherwertiger Interessen der 

öffentlichen Gesundheitspflege oder der Rechtspflege unbedingt erforderlich ist oder 
 4. Mitteilungen oder Befunde des/der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs an die Sozialversiche-

rungsträger und Krankenfürsorgeanstalten oder sonstigen Kostenträger für den/die Empfän-
ger/Empfängerin im Rahmen der Honorarabrechnungen eine wesentliche Voraussetzung zur 
Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben bilden. 

(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch insoweit nicht, als die für die Honorarabrechnung ge-
genüber den Krankenversicherungsträgern, Krankenanstalten, sonstigen Kostenträgern oder Patien-
ten/Patientinnen erforderlichen Unterlagen zum Zweck der Abrechnung, auch im automationsunterstütz-
ten Verfahren, Dienstleistungsunternehmen überlassen werden. Eine allfällige Speicherung der Daten darf 
nur erfolgen, wenn die Verpflichtung zur Verschwiegenheit auch für den/die Dienstleister/Dienstleisterin 
besteht und Betroffene weder bestimmt werden können noch mit hoher Wahrscheinlichkeit bestimmbar 
sind. Diese anonymen Daten sind ausschließlich mit Zustimmung des/der Auftraggebers/Auftraggeberin 
an die zuständige Landeszahnärztekammer weiterzugeben. 

(4) Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind zur automationsunterstützten Ermittlung und Verar-
beitung personenbezogener Daten gemäß § 19 Abs. 1 berechtigt. Die zur Beratung oder Behandlung 
übernommene Person hat das Recht auf Einsicht, Richtigstellung unrichtiger und Löschung unzulässi-
gerweise verarbeiteter Daten. 

(5) Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind zur Übermittlung der Daten gemäß Abs. 4 an 
 1. Sozialversicherungsträger und Krankenfürsorgeanstalten in dem Umfang, als diese für den/die 

Empfänger/Empfängerin im Rahmen der Honorarabrechnungen eine unumgänglich erforderliche 
Voraussetzung bilden, sowie 

 2. andere Angehörige von Gesundheitsberufen oder medizinische Einrichtungen, in deren Behand-
lung oder Pflege der/die Patient/Patientin steht, mit dessen/deren Zustimmung 

berechtigt. 
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Qualitätssicherung 
§ 22. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben regelmäßig eine umfassende Evaluierung der 

Qualität durchzuführen und die jeweiligen Ergebnisse der Österreichischen Zahnärztekammer zu übermit-
teln. 

(2) Wenn 
 1. die Evaluierung gemäß Abs. 1 aus Gründen, die der Berufsangehörige zu vertreten hat, unter-

bleibt,  
 2. die Evaluierung oder Kontrolle eine unmittelbare Gefährdung der Gesundheit ergibt oder  
 3. eine erste Evaluierung bis zum Ablauf des 31. Dezember 2008 unterbleibt, 
stellt dies als schwerwiegende Berufspflichtverletzung einen Kündigungsgrund im Sinne des § 343 Abs. 4 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, dar. 

6. Abschnitt  
Berufsausübung 

Selbständige Berufsausübung 
§ 23. Die selbständige Ausübung des zahnärztlichen Berufs kann 

 1. freiberuflich, 
 2. im Rahmen eines Dienstverhältnisses zu Trägern von Krankenanstalten oder 
 3. als Wohnsitzzahnarzt/Wohnsitzzahnärztin (§ 29) 
erfolgen. 

Persönliche und unmittelbare Berufsausübung 
§ 24. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben ihren Beruf persönlich und unmittelbar, allen-

falls in Zusammenarbeit mit anderen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs oder Angehörigen anderer 
Gesundheitsberufe, insbesondere in Form von Ordinations- und Apparategemeinschaften (§ 25) oder 
Gruppenpraxen (§ 26), auszuüben. 

(2) Sie dürfen sich im Rahmen ihrer Berufsausübung der Mithilfe von Hilfspersonen bedienen, wenn 
diese nach ihren genauen Anordnungen und unter ihrer ständigen Aufsicht handeln. 

(3) Sie dürfen im Einzelfall an Angehörige anderer Gesundheitsberufe oder in Ausbildung zu einem 
Gesundheitsberuf stehende Personen zahnärztliche Tätigkeiten übertragen, sofern diese vom Tätigkeitsbe-
reich des entsprechenden Gesundheitsberufs umfasst sind. Dabei trägt der/die Angehörige des zahnärztli-
chen Berufs die Verantwortung für die Anordnung. Die zahnärztliche Aufsicht entfällt, sofern die Rege-
lungen der entsprechenden Gesundheitsberufe bei der Durchführung übertragener zahnärztlicher Tätigkei-
ten keine zahnärztliche Aufsicht vorsehen.  

(4) Freiberuflich tätige Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind unbeschadet sozialversicherungs-
rechtlicher Regelungen berechtigt, einen/eine Stellvertreter/Stellvertreterin einzusetzen, der/die zur Aus-
übung des zahnärztlichen Berufs in Österreich berechtigt ist. In Fällen einer Vertretung, die länger als 
zwei Wochen andauert, hat eine Meldung an die Österreichische Zahnärztekammer im Wege der örtlich 
zuständigen Landeszahnärztekammer zu erfolgen. 

Ordinations- und Apparategemeinschaften 
§ 25. (1) Die Zusammenarbeit von freiberuflich tätigen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs oder 

mit freiberuflich tätigen Angehörigen anderer Gesundheitsberufe im Sinne des § 24 Abs. 1 kann bei Wah-
rung der Eigenverantwortlichkeit jedes/jeder Berufsangehörigen auch in der gemeinsamen Nutzung  
 1. von Ordinationsräumen (Ordinationsgemeinschaft) oder  
 2. von zahnmedizinischen bzw. medizinischen Geräten (Apparategemeinschaft)  
bestehen. 

(2) Die Berufsausübung jedes/jeder an einer Ordinations- und Apparategemeinschaft beteiligten Be-
rufsangehörigen erfolgt nach Maßgabe der freiberuflichen Tätigkeit der einzelnen Berufangehörigen. 

(3) Ordinations- und Apparategemeinschaften dürfen unbeschadet des Abs. 2 auch zwischen freibe-
ruflich tätigen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs und einer Gruppenpraxis im Sinne des § 26 be-
gründet werden. 
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Gruppenpraxen 
§ 26. (1) Die Zusammenarbeit von freiberuflich tätigen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs im 

Sinne des § 24 Abs. 1 kann auch als selbständig berufsbefugte Gruppenpraxis in der Rechtsform einer 
offenen Erwerbsgesellschaft im Sinne des § 1 Erwerbsgesellschaftengesetz (EGG), BGBl. Nr. 257/1990, 
erfolgen. Einer Gruppenpraxis dürfen nur zur selbständigen Berufsausübung berechtigte Angehörige des 
zahnärztlichen Berufs sowie Ärzte/Ärztinnen als persönlich haftende Gesellschafter/Gesellschafterinnen 
angehören. Andere Personen dürfen der Gruppenpraxis nicht als Gesellschafter/Gesellschafterinnen an-
gehören und daher am Umsatz oder Gewinn nicht beteiligt sein. 

(2) Die Berufsbefugnis einer Gruppenpraxis ergibt sich aus der Berufsbefugnis der an der Gruppen-
praxis als persönlich haftende Gesellschafter/Gesellschafterinnen beteiligten Berufsangehörigen. Sofern 
eine Gruppenpraxis auch mit Ärzten/Ärztinnen errichtet wird, richtet sich die Frage der Berufsbefugnis 
auch nach dem Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169. 

(3) Jeder/Jede Gesellschafter/Gesellschafterin ist allein zur Geschäftsführung und Vertretung befugt. 
Eine Untersagung der Berufsausübung (§§ 46 f) hindert die Berufsangehörigen nicht an der Zugehörigkeit 
zur Gesellschaft, wohl aber an der Vertretung und an der Geschäftsführung. 

(4) Über Fragen der Ausübung eines bestimmten Berufs (Abs. 2) entscheiden ausschließlich die ent-
sprechend berufsbefugten Gesellschafter/Gesellschafterinnen. Gegen den Willen jener Gesellschaf-
ter/Gesellschafterinnen, die über die den Gegenstand einer Entscheidung überwiegend betreffende Be-
rufsberechtigung verfügen, darf keine Entscheidung getroffen werden. Alle Gesellschaf-
ter/Gesellschafterinnen müssen ihre Rechte in eigenem Namen und für eigene Rechnung innehaben. Die 
treuhändige Übertragung und Ausübung von Gesellschaftsrechten ist unzulässig. Die selbständige Aus-
übung des zahnärztlichen Berufs darf nicht an eine Weisung oder Zustimmung der Gesellschaf-
ter/Gesellschafterinnen (Gesellschafterversammlung) gebunden werden. 

(5) Die Tätigkeit der Gesellschaft muss auf die Ausübung des zahnärztlichen bzw. ärztlichen Berufs 
einschließlich der erforderlichen Hilfstätigkeiten und die Verwaltung des Gesellschaftervermögens be-
schränkt sein. 

(6) Eine Gruppenpraxis kann nur einen Berufssitz im Bundesgebiet haben. Jeder Sitz einer Gruppen-
praxis ist auch gleichzeitig Berufssitz der an ihr beteiligten Berufsangehörigen. 

(7) In der Firma der Gruppenpraxis sind jedenfalls der Name eines/einer Gesellschaf-
ters/Gesellschafterin und die in der Gruppenpraxis vertretenen Berufs- bzw. Fachrichtungen anzuführen. 

(8) Ordinationsstätten von Gruppenpraxen, die nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes an neuen 
Standorten errichtet werden, sollen mit behindertengerechten Zugängen ausgestattet werden, soweit dies 
auf Grund der baulichen Lage der Ordinationsstätte möglich und zumutbar ist. 

(9) Jeder/Jede einer Gruppenpraxis als persönlich haftender Gesellschafter/Gesellschafterin angehö-
rende Angehörige des zahnärztlichen Berufs hat, insbesondere durch eine entsprechende Gestaltung des 
Gesellschaftsvertrags, für die Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, insbesondere der 
Meldepflicht gemäß § 14 Abs. 1 Z 4 zu sorgen. Er/Sie ist für die Erfüllung seiner/ihrer Berufs- und Stan-
despflichten persönlich verantwortlich, diese Verantwortung kann weder durch den Gesellschaftsvertrag 
noch durch Beschlüsse der Gesellschafter/Gesellschafterinnen oder Geschäftsführungsmaßnahmen einge-
schränkt oder aufgehoben werden. 

Berufssitz 
§ 27. (1) Berufssitz ist der Ort, an dem sich die Ordinationsstätte befindet, in der und von der aus 

der/die Angehörige des zahnärztlichen Berufs seine/ihre freiberufliche Tätigkeit ausübt, die über eine 
reine Beratungstätigkeit hinausgeht. 

(2) Jeder/Jede freiberuflich tätige Angehörige des zahnärztlichen Berufs hat einen oder höchstens 
zwei Berufssitze in Österreich zu bestimmen. Tätigkeiten im Rahmen von zahnärztlichen Nacht-, Woche-
nend- oder Feiertagsdiensten oder in Einrichtungen im Interesse der Volksgesundheit werden davon nicht 
berührt. 

(3) Jede Begründung, Änderung und Auflassung eines Berufssitzes ist der Österreichischen Zahnärz-
tekammer im Wege der örtlich zuständigen Landeszahnärztekammer im vorhinein anzuzeigen. 

(4) Die freiberufliche Ausübung des zahnärztlichen Berufs ohne Berufssitz (Wanderpraxis) ist – un-
beschadet des § 29 – verboten. 

Dienstort 
§ 28. (1) Dienstort ist der Ort, an dem sich die Krankenanstalt befindet, in der der/die Angehörige 

des zahnärztlichen Berufs seine Tätigkeit im Dienstverhältnis ausübt. 
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(2) Der/Die Dienstgeber/Dienstgeberin eines/einer Angehörigen des zahnärztlichen Berufs hat der 
Österreichischen Zahnärztekammer den Dienstort sowie den Beginn und die Beendigung des Dienstver-
hältnisses innerhalb einer Woche im Wege der örtlich zuständigen Landeszahnärztekammer bekannt zu 
geben. 

Wohnsitzzahnarzt/Wohnsitzzahnärztin 
§ 29. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die ausschließlich solche wiederkehrenden zahnärzt-

lichen Tätigkeiten auszuüben beabsichtigen, die weder eine Ordinationsstätte erfordern noch in einem 
Dienstverhältnis ausgeübt werden, haben dies der Österreichischen Zahnärztekammer im Wege der ört-
lich zuständigen Landeszahnärztekammer unter Angabe des Wohnsitzes vor Aufnahme der Tätigkeit 
bekannt zu geben und sind als Wohnsitzzahnärzte/Wohnsitzzahnärztinnen in die Zahnärzteliste einzutra-
gen. 

(2) Die freiberufliche Ausübung des zahnärztlichen Berufs oder die Berufsausübung im Dienstver-
hältnis schließen eine Eintragung in die Zahnärzteliste als Wohnsitzzahnarzt/Wohnsitzzahnärztin aus. 

Freier Dienstleistungsverkehr 
§ 30. (1) Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

die den zahnärztlichen Beruf in einem der übrigen EWR-Vertragsstaaten oder der Schweizerischen Eid-
genossenschaft rechtmäßig ausüben, dürfen von ihrem ausländischen Berufssitz oder Dienstort aus im 
Rahmen des Dienstleistungsverkehrs vorübergehend in Österreich ohne Eintragung in die Zahnärzteliste 
zahnärztlich tätig werden. 

(2) Vor Ausübung einer Tätigkeit im Sinne des Abs. 1, die einen vorübergehenden Aufenthalt im 
Bundesgebiet erfordert, hat der/die Dienstleistungserbringer/Dienstleistungserbringerin der Österreichi-
schen Zahnärztekammer im Wege der Landeszahnärztekammer jenes Bundeslandes, in dem die Dienst-
leistung erbracht werden soll, 
 1. mittels eines von der Landeszahnärztekammer aufzulegenden Formblatts zumindest den Zeit-

punkt, die Dauer, die Art und den Ort der Tätigkeit schriftlich mitzuteilen sowie  
 2. eine Bescheinigung der zuständigen Behörde des Heimat- oder Herkunftsstaats vorzulegen, die 

bei Vorlage nicht älter als zwölf Monate sein darf, aus der hervorgeht, dass der/die Dienstlei-
stungserbringer/Dienstleistungserbringerin die für die Ausübung des zahnärztlichen Berufs erfor-
derlichen Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnachweise besitzt und den 
zahnärztlichen Beruf im Herkunftsstaat rechtmäßig ausübt. 

Sofern eine vorherige Anzeige aus Gründen der Dringlichkeit, insbesondere im Fall der drohenden Le-
bensgefahr für den/die Patienten/Patientin, nicht möglich ist, hat die Verständigung unverzüglich nach 
Erbringung der Dienstleistung zu erfolgen. 

(3) Personen gemäß Abs. 1 unterliegen bei Erbringung der Dienstleistung den für Angehörige des 
zahnärztlichen Berufs, die in die Zahnärzteliste eingetragen sind, geltenden Berufspflichten und Diszipli-
narvorschriften. Verstößt der/die Dienstleistungserbringer/Dienstleistungserbringerin gegen diese Pflich-
ten, so hat die Österreichische Zahnärztekammer unverzüglich bei der zuständigen Behörde seines Her-
kunftsstaats dies anzuzeigen. 

(4) Die Österreichische Zahnärztekammer hat Staatsangehörigen eines EWR-Vertragsstaats oder der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft, die den zahnärztlichen Beruf in Österreich ausüben und in die Zahn-
ärzteliste eingetragen sind, zum Zweck der Dienstleistungserbringung in einem anderen EWR-
Vertragsstaat oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft auf Antrag eine Bescheinigung darüber auszu-
stellen, dass der/die Betreffende 
 1. den zahnärztliche Beruf in Österreich rechtmäßig ausübt und  
 2. den für die Berufsausübung erforderlichen Qualifikationsnachweis besitzt. 
Wird dem/der Betreffenden die Berechtigung zur selbständigen Ausübung des zahnärztlichen Berufs 
entzogen (§ 45) oder die Berufsausübung untersagt (§§ 46 f), so ist diese Bescheinigung für die Dauer der 
Entziehung oder Untersagung einzuziehen. 

Zahnärzte/Zahnärztinnen mit ausländischem Berufssitz oder Dienstort 
§ 31. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, deren Berufssitz oder Dienstort im Ausland gelegen 

ist, dürfen unbeschadet des § 30 zahnärztliche Tätigkeiten nur 
 1. im Einzelfall zu zahnärztlichen Konsilien oder zu einer damit im Zusammenhang stehenden 

Behandlung einzelner Krankheitsfälle, jedoch nur in Zusammenarbeit mit einem/einer im Inland 
zur selbständigen Berufsausübung berechtigten Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, 
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 2. vorübergehend zu Zwecken der fachlichen Fort- und Weiterbildung in Österreich tätiger Angehö-
riger von Gesundheitsberufen oder der zahnmedizinischen Lehre und Forschung oder 

 3. nach Maßgabe zwischenstaatlicher Übereinkommen 
ausüben. 

(2) Tätigkeiten gemäß Abs. 1 sind der Österreichischen Zahnärztekammer im Wege der örtlich zu-
ständigen Landeszahnärztekammer zu melden. 

(3) Personen gemäß Abs. 1 unterliegen bei ihrer Tätigkeit im Inland den für Angehörige des zahn-
ärztlichen Berufs, die in die Zahnärzteliste eingetragen sind, geltenden Berufspflichten und Disziplinar-
vorschriften. Bei einem Verstoß gegen diese Pflichten hat die Österreichische Zahnärztekammer unver-
züglich die zuständige Behörde des Herkunftsstaats zu unterrichten. 

Amtszahnärzte/Amtszahnärztinnen 
§ 32. (1) Amtszahnärzte/Amtszahnärztinnen sind bei den Sanitätsbehörden hauptberuflich tätige An-

gehörige des zahnärztlichen Berufs, die behördliche Aufgaben zu vollziehen haben. 
(2) Dieses Bundesgesetz ist auf Amtszahnärzte/Amtszahnärztinnen hinsichtlich ihrer amtszahnärztli-

chen Tätigkeit nicht anzuwenden. 
(3) Übt ein/eine Amtszahnarzt/Amtszahnärztin neben seiner/ihrer amtszahnärztlichen Tätigkeit den 

zahnärztlichen Beruf aus, unterliegt er/sie hinsichtlich dieser Tätigkeit diesem Bundesgesetz. 
(4) Die Dienstbehörde ist verpflichtet, die Namen sämtlicher in ihrem Bereich tätigen Amtszahnärz-

te/Amtszahnärztinnen sowie jede nicht nur vorübergehende Änderung des Dienstortes von Amtszahnärz-
ten/Amtszahnärztinnen der Österreichischen Zahnärztekammer im Wege der örtlich zuständigen Landes-
zahnärztekammer mitzuteilen. 

Unselbständige Berufsausübung 
§ 33. Studierende der Zahnmedizin sind zur unselbständigen Ausübung zahnärztlicher Tätigkeiten 

nur unter Anleitung und Aufsicht der ausbildenden Angehörigen des zahnärztlichen Berufs berechtigt.  
Vorführung komplementär- oder alternativmedizinischer Heilverfahren 

§ 34. (1) Komplementär- oder alternativmedizinische Heilverfahren dürfen auch von Personen, die 
nicht zur Ausübung des ärztlichen oder zahnärztlichen Berufs berechtigt sind, zu Demonstrationszwecken 
in Aus- und Fortbildungsveranstaltungen für Gesundheitsberufe vorgeführt werden. 

(2) Tätigkeiten gemäß Abs. 1 dürfen nur über höchstens sechs Monate ausgeübt werden. Eine neuer-
liche Aufnahme dieser Tätigkeiten darf erst nach Ablauf eines Jahres nach Beendigung der vorangegan-
gen Vorführung erfolgen. 

Werbebeschränkung und Provisionsverbot 
§ 35. (1) Angehörigen des zahnärztlichen Berufs ist jedes unsachliche, unwahre oder das Standesan-

sehen beeinträchtigende Verhalten, insbesondere jede vergleichende, diskriminierende oder unsachliche 
Anpreisung oder Werbung, im Zusammenhang mit der Ausübung ihres Berufs verboten. 

(2) Angehörige des zahnärztlichen Berufs dürfen keine Vergütungen für die Zuweisung von Kranken 
an sie oder durch sie, sich oder einem anderen versprechen oder zusichern lassen, geben oder nehmen. 
Rechtsgeschäfte, die gegen dieses Verbot verstoßen, sind nichtig. Leistungen aus solchen Rechtsgeschäf-
ten können zurückgefordert werden. 

(3) Die Vornahme der gemäß Abs. 1 und 2 verbotenen Tätigkeiten ist auch sonstigen physischen und 
juristischen Personen untersagt. 

(4) Die Österreichische Zahnärztekammer kann nähere Vorschriften über die Art und Form des in 
Abs. 1 genannten Verhaltens erlassen. 

Ordinationsstätten 
§ 36. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind verpflichtet, ihre Ordinationsstätte 

 1. in einem Zustand zu halten, der den für die Berufsausübung erforderlichen hygienischen Anfor-
derungen entspricht, und 

 2. mit einer nach außen zweifelsfrei als zahnärztliche Ordinationsstätte erkennbaren Bezeichnung 
zu versehen. 

(2) Wenn Umstände vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass die Ordinationsstätte nicht den 
im Abs. 1 Z 1 angeführten Voraussetzungen entspricht, hat der/die Amtsarzt/Amtsärztin der Bezirksver-
waltungsbehörde unter Beiziehung eines/einer Vertreters/Vertreterin der örtlich zuständigen Landeszahn-
ärztekammer eine Überprüfung durchzuführen.  
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(3) Wird bei der Überprüfung gemäß Abs. 2 festgestellt, dass die Ordinationsstätte nicht den hygie-
nischen Anforderungen entspricht, hat der/die Amtsarzt/Amtsärztin dem/der Angehörigen des zahnärztli-
chen Berufs die Behebung der Mängel innerhalb einer angemessenen Frist aufzutragen. 

(4) Wird bei der Überprüfung gemäß Abs. 2 festgestellt, dass Missstände vorliegen, die für das Le-
ben und die Gesundheit von Patienten/Patientinnen eine Gefahr mit sich bringen können, hat die Bezirks-
verwaltungsbehörde die Sperre der Ordinationsstätte bis zur Behebung dieser Missstände  zu verfügen. 

(5) Die Art und Form der Bezeichnung der Ordinationsstätte darf allgemeine Interessen des zahn-
ärztlichen Berufsstandes, insbesondere das Ansehen der Zahnärzteschaft, nicht beeinträchtigen. Die 
Österreichische Zahnärztekammer hat unter Bedachtnahme auf die allgemeinen Interessen des zahnärztli-
chen Berufsstandes nähere Vorschriften über die Art und Form der äußeren Bezeichnung der zahnärztli-
chen Ordinationsstätten zu erlassen. 

Vorrathaltung von Arzneimitteln 
§ 37. Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind verpflichtet,  

 1. die zur Ausübung ihres Berufs sowie  
 2. die für die erste Hilfeleistung in dringenden Fällen  
notwendigen Arzneimittel vorrätig zu halten. 

Rücktritt von der Behandlung 
§ 38. Beabsichtigt ein/eine Angehöriger/Angehörige des zahnärztlichen Berufs von einer Behand-

lung zurückzutreten, so hat er/sie seinen/ihren Rücktritt dem/der betroffenen Patienten/Patientin oder 
dessen/deren gesetzlichen/gesetzliche Vertreter/Vertreterin rechtzeitig mitzuteilen. 

Zahnärztliche Gutachten 
§ 39. Angehörige des zahnärztlichen Berufs haben zahnärztliche Gutachten nur nach gewissenhafter 

zahnärztlicher Untersuchung und nach genauer Erhebung der im Gutachten zu bestätigenden Tatsachen 
nach bestem Wissen und Gewissen auszustellen. 

Vergütung zahnärztlicher Leistungen 
§ 40. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer kann Richtlinien für die Vergütung zahnärztlicher 

Leistungen (Autonome Honorar-Richtlinien) erlassen. 
(2) Die Österreichische Zahnärztekammer hat von Gerichten, Behörden, gesetzlich eingerichteten 

Patientenanwaltschaften oder der Volksanwaltschaft geforderte Gutachten über die Angemessenheit einer 
die Vergütung zahnärztlicher Leistungen betreffenden Forderung zu erstatten. 

Außergerichtliche Patientenschlichtung 
§ 41. (1) Wenn eine Person, die behauptet, durch Verschulden eines/einer Angehörigen des zahnärzt-

lichen Berufs (in der Folge: Schädiger/Schädigerin) im Rahmen seiner/ihrer Behandlung geschädigt wor-
den zu sein (in der Folge: Geschädigter/Geschädigte), schriftlich eine Schadenersatzforderung erhoben 
hat, so ist der Lauf der Verjährungsfrist von dem Tag an, an welchem der/die Schädiger/Schädigerin, 
sein/ihr bevollmächtigter/bevollmächtigte Vertreter/Vertreterin oder sein/ihr Haftpflichtversicherer oder 
der Rechtsträger jener Krankenanstalt, in welcher der/die genannte Angehörige des zahnärztlichen Berufs 
tätig war, schriftlich erklärt hat, zur Verhandlung über eine außergerichtliche Regelung der Angelegenheit 
bereit zu sein, gehemmt.  

(2) Wenn ein/eine Patientenanwalt/Patientenanwältin oder eine zahnärztliche Patientenschlichtungs-
stelle vom/von der Geschädigten oder Schädiger/Schädigerin oder von einem ihrer bevollmächtigten 
Vertreter/Vertretrinnen schriftlich um Vermittlung ersucht wird, so ist der Lauf der Verjährungsfrist von 
dem Tag an, an welchem dieses Ersuchen beim/bei der Patientenanwalt/Patientenanwältin oder bei der 
zahnärztlichen Patientenschlichtungsstelle einlangt, gehemmt. 

(3) Die Hemmung des Laufs der Verjährungsfrist endet mit dem Tag, an welchem  
 1. der/die Geschädigte oder der/die Schädiger/Schädigerin oder einer ihrer bevollmächtigten Vertre-

ter/Vertretrinnen oder  
 2. der/die angerufene Patientenanwalt/Patientenanwältin oder die befasste zahnärztliche Patienten-

schlichtungsstelle  
schriftlich erklärt hat, dass die Vergleichsverhandlungen als gescheitert angesehen werden, spätestens 
aber 18 Monate nach Beginn des Laufs dieser Hemmungsfrist. 

(4) Für den Fall des Bestehens einer Haftpflichtversicherung begründet die Mitwirkung des/der er-
satzpflichtigen Versicherungsnehmers/Versicherungsnehmerin an der Sachverhaltsfeststellung keine 
Obliegenheitsverletzung, die zur Leistungsfreiheit des Versicherers führt. 
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(5) Die Österreichische Zahnärztekammer hat zahnärztliche Patientenschlichtungsstellen einzurich-
ten und nähere Vorschriften über die Durchführung der Patientenschlichtungsverfahren festzulegen. 

Weiterbildung 
§ 42. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs können zur Erweiterung, Vertiefung oder Speziali-

sierung der berufsspezifischen Kenntnisse und Fertigkeiten fachliche Weiterbildungen absolvieren. 
(2) Über die Absolvierung einer fachlichen Weiterbildung, die  

 1. nach Art und Inhalt einer Hochschulausbildung entspricht und  
 2. einen Studienumfang von mindestens 120 ECTS-Anrechnungspunkten umfasst,  
kann von der Österreichischen Zahnärztekammer ein Weiterbildungsdiplom verliehen werden. 

(3) Die Österreichische Zahnärztekammer hat auf Antrag den Abschluss von im Inland oder Ausland 
absolvierten fachlichen Weiterbildungen anzuerkennen, sofern dieser nach Inhalt, Art und Umfang der 
Ausbildung einem Diplom gemäß Abs. 2 gleichwertig ist. 

(4) Gegen Bescheide gemäß Abs. 3 ist kein Rechtsmittel zulässig. 

7. Abschnitt 
Beendigung der Berufsausübung  

Berufseinstellung 
§ 43. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die ihre Berufsausübung beenden wollen (Be-

rufseinstellung), haben dies der Österreichischen Zahnärztekammer im Wege der örtlich zuständigen 
Landeszahnärztekammer mitzuteilen. 

(2) Im Falle einer Berufseinstellung gemäß Abs. 1 hat die Österreichische Zahnärztekammer 
 1. die Streichung aus der Zahnärzteliste durchzuführen und 
 2. die betroffene Person und den örtlich zuständigen Landeshauptmann hievon zu verständigen. 

Berufsunterbrechung 
§ 44. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die ihren Beruf über einen Zeitraum von mehr als 

sechs Monaten nicht in Österreich ausüben wollen (Berufsunterbrechung), haben dies der Österreichi-
schen Zahnärztekammer im Wege der örtlich zuständigen Landeszahnärztekammer mitzuteilen. 

(2) Im Falle einer Berufsunterbrechung gemäß Abs. 1 hat die Österreichische Zahnärztekammer dies 
in der Zahnärzteliste zu vermerken. 

(3) Eine Berufsunterbrechung von mehr als drei Jahren gilt als Berufseinstellung (§ 43). 
Entziehung der Berufsberechtigung 

§ 45. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat die Berechtigung zur Ausübung des zahnärztli-
chen Berufs zu entziehen, wenn  
 1. die Voraussetzungen zur Berufsausübung gemäß § 6 Abs. 1 Z 1 bis 5 weggefallen sind oder 
 2. hervorkommt, dass eine für die Eintragung in die Zahnärzteliste erforderliche Voraussetzung 

schon ursprünglich nicht bestanden hat. 
(2) Anlässlich der Entziehung der Berufsberechtigung gemäß Abs. 1 sind 

 1. die Streichung aus der Zahnärzteliste durchzuführen, 
 2. der Zahnärzteausweis einzuziehen und 
 3. der örtlich zuständige Landeshauptmann hievon zu verständigen. 

(3) Gegen einen Bescheid der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß Abs. 1 steht die Berufung 
an den Landeshauptmann offen. 

(4) Eine Person, der die Berechtigung zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs entzogen wurde, 
kann neuerlich die Berufsausübung gemäß § 12 anmelden, sobald das Vorliegen der Berufsausübungser-
fordernisse nachgewiesen werden kann. 

Vorläufige Untersagung der Berufsausübung 
§ 46. (1) Der Landeshauptmann hat Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, gegen die 

 1. ein Verfahren über die Bestellung eines Sachwalters nach § 273 allgemeines bürgerliches Ge-
setzbuch (ABGB), JGS Nr. 946/1811, eingeleitet und nach § 238 Außerstreitgesetz, RGBl. 
Nr. 208/1854, fortgesetzt oder 
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 2. ein Strafverfahren wegen grober Verfehlungen bei Ausübung des zahnärztlichen Berufs, die mit 
gerichtlicher Strafe oder Verwaltungsstrafe bedroht sind, eingeleitet 

worden ist, die Ausübung des zahnärztlichen Berufs bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens 
gemäß Z 1 oder 2 zu untersagen, sofern es das öffentliche Wohl erfordert und bei Gefahr in Verzug. 

(2) Der Landeshauptmann hat Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, die 
 1. wegen einer psychischen Krankheit oder Störung oder  
 2. wegen gewohnheitsmäßigen Missbrauchs von Alkohol oder von Suchtmitteln  
zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs nicht fähig sind, bei Gefahr in Verzug die Ausübung des zahn-
ärztlichen Berufs bis zur Höchstdauer von sechs Wochen zu untersagen. Die Untersagung kann um bis zu 
weitere sechs Wochen, längstens bis zum Abschluss des Verfahrens betreffend die Entziehung der Be-
rufsberechtigung (§ 45) verlängert werden. 

(3) Über eine Untersagung gemäß Abs. 2 hat der Landeshauptmann unverzüglich  
 1. das nach § 109 der Jurisdiktionsnorm, RGBl. Nr. 111/1895, zuständige Bezirksgericht wegen 

allfälliger Einleitung eines Verfahrens über die Bestellung eines/einer Sachwalters/Sachwalterin 
nach § 273 ABGB bzw. 

 2. die Staatsanwaltschaft beim zuständigen Gerichtshof erster Instanz wegen allfälliger Einleitung 
eines Strafverfahrens 

in Kenntnis zu setzen. 
(4) Die Gerichte sind verpflichtet, dem Landeshauptmann sowie der Österreichischen Zahnärzte-

kammer 
 1. die Einleitung und Fortsetzung von Verfahren über die Bestellung eines/einer Sachwal-

ters/Sachwalterin sowie 
 2. die Einleitung von gerichtlichen Strafverfahren  
betreffend Angehörige des zahnärztlichen Berufs unverzüglich bekannt zu geben. 

(5) Vor einer Untersagung gemäß Abs. 1 oder 2 ist die Österreichische Zahnärztekammer und bei 
Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, die ihren Beruf im Rahmen eines Dienstverhältnisses ausüben, 
auch die vorgesetzte Dienststelle zu hören. Die Untersagung ist der Österreichischen Zahnärztekammer 
sowie dem/der Dienstgeber/Dienstgeberin in jedem Falle mitzuteilen.  

(6) Gegen eine Untersagung gemäß Abs. 1 oder 2 steht dem/der Betroffenen sowie der Österreichi-
schen Zahnärztekammer die Berufung an den/die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und 
Frauen offen. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung. 

Befristete Untersagung der Berufsausübung 
§ 47. (1) Wenn einem/einer Angehörigen des zahnärztlichen Berufs die Berufsausübung  

 1. durch ein Disziplinarerkenntnis zeitlich befristet oder  
 2. durch einstweilige Maßnahme bis zum rechtskräftigen Abschluss des Disizplinarverfahrens  
untersagt ist, so ist er/sie für den im Disziplinarerkenntnis oder der einstweiligen Maßnahme festgesetzten 
Zeitraum nicht zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs berechtigt und erlangt mit dem Ablauf dieses 
Zeitraums wieder die Berufsberechtigung. 

(2) Vor Wiederaufnahme der Berufsausübung hat die betroffene Person der Österreichischen Zahn-
ärztekammer den Ablauf der zeitlichen Beschränkung nachzuweisen, wobei Zeiten, in denen sie 
 1. den zahnärztlichen Beruf trotz Untersagung ausgeübt hat bzw. 
 2. nicht in der Lage war, den zahnärztlichen Beruf auszuüben, 
die zeitlichen Beschränkung entsprechend verlängern. 

Einschränkung der Berufsausübung 
§ 48. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, deren 

Berufsberechtigung gemäß § 45 ausschließlich auf Grund mangelnder körperlicher Eignung zu entziehen 
wäre, auf Antrag eine Berechtigung zur Ausübung ausschließlich beratender und gutachterlicher zahn-
ärztlicher Tätigkeiten zu erteilen, sofern der/die Betroffene für die Durchführung dieser Tätigkeiten die 
erforderliche körperliche Eignung besitzt (Einschränkung der Berufsausübung). 

(2) Im Falle einer Einschränkung der Berufsausübung gemäß Abs. 1 hat die Österreichische Zahn-
ärztekammer 
 1. dies in der Zahnärzteliste zu vermerken und 
 2. den örtlich zuständigen Landeshauptmann hievon zu verständigen. 
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(3) Gegen Bescheide gemäß Abs. 1 ist kein Rechtsmittel zulässig. 
Einziehung des Zahnärzteausweises 

§ 49. (1) Personen, denen  
 1. die Berechtigung zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs gemäß § 45 entzogen oder  
 2. die Berufsausübung gemäß §§ 46 f untersagt  
wurde, sind verpflichtet, den Zahnärzteausweis sowie eine gemäß § 30 Abs. 4 ausgestellte Bescheinigung 
der Österreichischen Zahnärztekammer unverzüglich abzuliefern. 

(2) Sofern der Verpflichtung gemäß Abs. 1 nicht nachgekommen wird, hat die nach dem letzten Be-
rufssitz, Dienstort oder Wohnsitz (§ 29) zuständige Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag der Österrei-
chischen Zahnärztekammer den Zahnärzteausweis sowie die Bescheinigung gemäß § 30 Abs. 4 zwangs-
weise einzuziehen und dieser zu übersenden. 

Zahnärztliche Tätigkeiten im Familienkreis 
§ 50. In den Fällen der Berufseinstellung (§ 43) und der Berufsunterbrechung (§ 44) bleiben die be-

troffenen Personen zur Ausübung von zahnärztlichen Tätigkeiten bezüglich ihrer Person und ihrer Ange-
hörigen befugt. 

8. Abschnitt 
Strafbestimmungen 

§ 51. (1) Wer den zahnärztlichen Beruf oder Dentistenberuf bzw. eine in den §§ 4 oder 58 umschrie-
bene Tätigkeit ausübt, ohne hiezu nach diesem Bundesgesetz oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
berechtigt zu sein, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
4 000 Euro zu bestrafen. 

(2) Sofern  
 1. aus der Tat gemäß Abs. 1 eine schwerwiegende Gefahr für Leib, Leben oder Gesundheit einer 

Person entstanden ist oder  
 2. der/die Täter/Täterin bereits zweimal wegen unbefugter zahnärztlicher Tätigkeit bestraft worden 

ist, 
ist der/die Täter/Täterin mit einer Geldstrafe bis zu 25 000 Euro zu bestrafen. 

(3) Wer  
 1. den in § 5 Abs. 5, § 12 Abs. 1 und 7 zweiter Satz , § 14 Abs. 1, § 16, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 1, 2, 

3 und 5, § 19, § 20, § 21 Abs. 1, 22 Abs. 1, § 23, § 24, § 25, § 26, § 27 Abs. 2 bis 4, § 28 Abs. 2, 
§ 29 Abs. 1, § 30 Abs. 2 und 3 erster Satz, § 31, § 33, § 34 Abs. 2, § 35 Abs. 1 bis 3, § 36 Abs. 1, 
§ 37, § 38, § 39, § 43 Abs. 1, § 44 Abs. 1, § 49 Abs. 1, § 54 Abs. 2 und 3, § 59 Abs. 2 und § 62 
enthaltenen Anordnungen oder Verboten oder 

 2. den in den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen enthaltenen Anordnungen 
oder Verboten 

zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fal-
lenden strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 2 500 
Euro zu bestrafen. 

(4) Auch der Versuch gemäß Abs. 1 bis 3 ist strafbar. 

2. Hauptstück 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

1. Abschnitt 
Fachärzte/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde  

Anwendung des 1. Hauptstücks 
§ 52. Für Fachärzte/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sind die Bestimmungen 

1. Hauptstücks anzuwenden, soweit sich aus den Bestimmungen dieses Abschnitts nichts Anderes ergibt. 
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Qualifikationsnachweis 
§ 53. Für Fachärzte/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde gilt als Qualifikations-

nachweis für die Ausübung des zahnärztlichen Berufs 
 1. ein an der Medizinischen Fakultät einer Universität der Republik Österreich erworbenes Doktorat 

der gesamten Heilkunde oder ein gleichwertiger im Ausland erworbener und in Österreich nostri-
fizierter akademischer Grad und 

 2. das Zeugnis über die zahnärztliche Fachprüfung gemäß der Verordnung betreffend die Ausbil-
dung zum Zahnarzt, BGBl. Nr. 381/1925, 

sofern vor dem 1. Jänner 1994 das Studium der gesamten Heilkunde begonnen oder der Antrag auf No-
strifizierung eingebracht wurde. 

Ausbildungsbezeichnung 
§ 54.  (1) Fachärzte/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde, die zur Ausübung des 

zahnärztlichen Berufs berechtigt sind, dürfen nach der Berufsbezeichnung gemäß § 5 in Klammer die 
Ausbildungsbezeichnung „Facharztdiplom für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde“ anfügen.  

(2) Eine Ausbildungsbezeichnung gemäß Abs. 1 ist derart zu führen, dass die Berufsbezeichnung 
gemäß § 5 nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Das Führen  
 1. einer anderen als der gesetzlich zugelassenen Ausbildungsbezeichnung oder 
 2. der Ausbildungsbezeichnung gemäß Abs. 1 durch hiezu nicht berechtigte Personen 
ist verboten. 

Bescheinigung gemäß Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG 
§ 55. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat Fachärzten/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und 

Kieferheilkunde, die 
 1. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 53 erworben haben und 
 2. während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung mindestens drei Jahre lang 

ununterbrochen, tatsächlich, rechtmäßig und hauptsächlich eine zahnärztliche Tätigkeit ausgeübt 
haben, 

auf Antrag eine Bescheinigung gemäß Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG über diese Tatsachen aus-
zustellen, aus der weiters hervorgeht, dass sie berechtigt sind, diese Tätigkeit unter denselben Bedingun-
gen auszuüben wie die in die Zahnärzteliste eingetragenen Inhaber/Inhaberinnen eines an einer Medizini-
schen Universität der Republik Österreich erworbenen Doktorats der Zahnheilkunde. 

(2) Vom Nachweis gemäß Abs. 1 Z 2 sind Personen befreit, die  
 1. eine dreijährige Ausbildung nach der Verordnung betreffend die Regelung der Ausbildung zum 

Zahnarzt, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 829/1995, absolviert haben und  
 2. eine Bescheinigung einer Medizinischen Universität der Republik Österreich vorlegen, wonach 

diese Ausbildung der im Artikel 1 der Richtlinie 78/687/EWG genannten Ausbildung gleichwer-
tig ist. 

(3) Liegen die Voraussetzungen der Abs. 1 und 2 nicht vor, so hat die Österreichische Zahnärzte-
kammer die Ausstellung der Bescheinigung mit Bescheid zu versagen. 

(4) Gegen Bescheide der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß Abs. 3 steht die Berufung an 
den Landeshauptmann offen, in dessen Bereich  
 1. der Hauptwohnsitz, 
 2. wenn ein Hauptwohnsitz in Österreich nicht besteht, der zuletzt in Österreich innegehabte 

Hauptwohnsitz oder 
 3. sofern ein solcher nicht bestanden hat, der letzte Wohnsitz oder Aufenthalt in Österreich  
des/der Facharztes/Fachärztin für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde gelegen ist. 

Berechtigung zur Ausübung ärztlicher Tätigkeiten 
§ 56. (1) Berechtigungen von Fachärzten/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde zur 

Ausübung von Tätigkeiten als 
 1. Ärzte/Ärztinnen für Allgemeinmedizin, 
 2. Fachärzte/Fachärztinnen eines Sonderfaches der Heilkunde, 
 3. Turnusärzte/Turnusärztinnen in Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin,  
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 4. Turnusärzte/Turnusärztinnen in Ausbildung zum/zur Facharzt/Fachärztin eines Sonderfaches der 
Heilkunde, 

 5. Arbeitsmediziner/Arbeitsmedizinerinnen im Sinne des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. 
Nr 450/1994, und 

 6. Notärzte/Notärztinnen in organisierten Notarztdiensten (Notarztwagen bzw. Notarzthubschrau-
ber)  

nach den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 bleiben auch nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgeset-
zes unberührt. 

(2) Fachärzte/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sind auch nach In-Kraft-Treten 
dieses Bundesgesetzes berechtigt, die Befugnis zur Ausübung von Tätigkeiten gemäß Abs. 1 nach den 
Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 zu erwerben. 

2. Abschnitt 
Dentisten/Dentistinnen 

Anwendung des 1. Hauptstücks 
§ 57. (1) Für Dentisten/Dentistinnen sind die Bestimmungen des 1. sowie 4. bis 8. Abschnitts des 

1. Hauptstücks anzuwenden, soweit sich aus den Bestimmungen dieses Abschnitts nichts Anderes ergibt. 
(2) Nicht anzuwenden sind die §§ 30 bis 33. 

Berufsbild und Tätigkeitsbereich 
§ 58. Der Dentistenberuf umfasst die in § 4 Abs. 3 und 4 angeführten Tätigkeiten mit Ausnahme je-

ner zahnmedizinischen Behandlungen, für die eine Vollnarkose durchgeführt wird oder erforderlich ist. 
Berufsbezeichnung 

§ 59. (1) Personen, die zur Ausübung des Dentistenberufs berechtigt sind, haben die Berufsbezeich-
nung „Dentist“/„Dentistin“ zu führen. 

(2) Die Führung 
 1. einer Berufsbezeichnung gemäß Abs. 1 durch hiezu nicht berechtigte Personen, 
 2. anderer verwechselbarer Berufs- oder Ausbildungsbezeichnungen durch hiezu nicht berechtigte 

Personen oder 
 3. anderer als der gesetzlich zugelassenen Berufsbezeichnung 
ist verboten. 

Berufsberechtigung 
§ 60. (1) Zur Ausübung des Dentistenberufs sind Personen berechtigt, die folgende Erfordernisse er-

füllen: 
 1. die allgemeinen Berufsausübungserfordernisse gemäß § 6 Abs. 1 Z 1 bis 4, 
 2. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 61, 
 3. die Eintragung in die Zahnärzteliste als Dentist/Dentistin. 

Qualifikationsnachweis 
§ 61. Als Qualifikationsnachweis für die Ausübung des Dentistenberufs gilt 

 1. das Zeugnis über die erfolgreiche Ablegung der staatlichen Dentistenprüfung oder der Ab-
schlussprüfung über den Lehrgang des Lehrinstituts für Dentisten und  

 2. eine einjährige Tätigkeit als Dentistenassistent/Dentistenassistentin. 
Ausbildungssperre 

§ 62. Die Ablegung der staatlichen Dentistenprüfung sowie die Tätigkeit als Dentistenassi-
stent/Dentistenassistentin ist nicht mehr zulässig. 

Dentistenausweis 
§ 63. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat Angehörigen des Dentistenberufs, die in die 

Zahnärzteliste als Dentisten/Dentistinnen eingetragen werden, einen mit ihrem Lichtbild versehenen Be-
rufsausweis (Dentistenausweis) auszustellen. 

(2) Angehörigen des Dentistenberufs nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes – DentG, 
BGBl. Nr. 90/1949, ausgestellte Berufsausweise gelten bis zur Ausstellung eines Dentistenausweises 
gemäß Abs. 1 als Dentistenausweise nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 
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Niederlassungsgenehmigungen 
§ 64. (1) Nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes erteilte Genehmigungen zur Niederlassung, 

die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes nicht erloschen, zurückgelegt oder zu-
rückgenommen sind, gelten als Eintragung in die Zahnärzteliste als Dentist/Dentistin nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes. 

(2) Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes anhängige Verfahren betreffend die 
Genehmigung zur Niederlassung gemäß § 7 DentG sind von der Österreichischen Zahnärztekammer als 
Verfahren betreffend die Eintragung in die Zahnärzteliste als Dentist/Dentistin nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes fortzusetzen und abzuschließen. 

(3) Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes anhängige Verfahren betreffend die 
Zurücknahme der Niederlassungsgenehmigung gemäß § 11 DentG sind von der Österreichischen Zahn-
ärztekammer als Verfahren betreffend die Entziehung der Berechtigung zur Ausübung des Dentistenbe-
rufs nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes fortzusetzen und abzuschließen. 

3. Abschnitt 
Weitere Übergangsbestimmungen 

Eintragung in die Ärzteliste 
§ 65. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 nach den 

Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, BGBl. I Nr. 179/2004, 
als Zahnärzte/Zahnärztinnen oder Fachärzte/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde in die 
Ärzteliste eingetragen sind, gelten mit In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes als in die Zahnärzteliste 
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes eingetragen. 

(2) Mit In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes haben die Österreichische Ärztekammer sowie die 
Ärztekammern in den Bundesländern alle Daten betreffend die in Abs. 1 genannten Personen an die 
Österreichische Zahnärztekammer zu übermitteln. 

(3) Bis 31. Jänner 2006 haben die Ärztekammern in den Bundesländern die Aufzeichnungen und 
Unterlagen betreffend die in Abs. 1 genannten Personen an die jeweilige Landeszahnärztekammer zu 
übermitteln. 

Ärzteausweis 
§ 66. Angehörigen des zahnärztlichen Berufs vor In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes ausgestellte 

Ärzteausweise, die nach den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-
Novelle, gültig sind, gelten bis zur Ausstellung eines Zahnärzteausweises gemäß § 15, längstens aber bis 
31. Dezember 2009, als Zahnärzteausweise nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 

Personen mit im Ausland erworbenen zahnmedizinischen Doktoraten 
 § 67. Berechtigungen zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs gemäß §§ 21, 210 Abs. 5 und 211 

ÄrzteG 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, bleiben auch nach In-Kraft-Treten dieses Bun-
desgesetzes unberührt. 

Ärzte/Ärztinnen für Allgemeinmedizin 
§ 68. Berechtigungen von Ärzten/Ärztinnen für Allgemeinmedizin zur Ausübung von zahnärztlichen 

Tätigkeiten gemäß § 209 Abs. 1 zweiter Satz ÄrzteG 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, 
bleiben auch nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes unberührt. 

Bewilligungen 
§ 69. Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes in Kraft stehende Bewilligungen 

gemäß §§ 32, 33, 35 oder 210 ÄrzteG 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, die Angehörigen 
des zahnärztlichen Berufs erteilt wurden, bleiben unberührt. 

Führung von Bezeichnungen 
§ 70. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind berechtigt, die nach den Bestimmungen des 

Ärztegesetzes 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, von der Österreichischen Ärztekammer 
verliehenen oder anerkannten Diplome über eine erfolgreiche Absolvierung einer fachlichen Fortbildung 
als Zusätze zur Berufsbezeichnung gemäß § 5 Abs. 3 Z 2 zu führen und gemäß § 11 Abs. 2 Z 14 in die 
Zahnärzteliste eintragen zu lassen. 

(2) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesge-
setzes nach den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, zur 
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Führung der Bezeichnung „Primarius“/„Primaria“ befugt waren, sind berechtigt, diesen Berufstitel auch 
nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes zu führen. 

Anhängige Verfahren 
§ 71. (1) Mit Ablauf des 31. Dezember 2005 anhängige Verfahren gemäß §§ 28, 32, 33, 35 und 35a 

ÄrzteG 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, die Angehörige des zahnärztlichen Berufs be-
treffen, sind nach der vor diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage fortzusetzen und abzuschließen. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2005 anhängige Verfahren gemäß §§ 22, 27, 29, 30, 37, 56, 58a, 
59, 62 und 63 ÄrzteG 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, die Angehörige des zahnärztli-
chen Berufs betreffen, sind mit 1. Jänner 2006 nach den entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes fortzusetzen und abzuschließen. 

4. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

In-Kraft-Treten 
§ 72. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 

Vollziehung 
§ 73. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der/die Bundesminister/Bundesministerin für 

Gesundheit und Frauen betraut. 
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Vorblatt 
Problem: 
Auf Grund des Gemeinschaftsrechts ist der zahnärztliche Beruf ein vom ärztlichen Beruf zu unterschei-
dender eigener Beruf. Dieser EU-rechtlichen Vorgabe wird das Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998, BGBl. I 
Nr. 169, das großteils gemeinsame Bestimmungen für beide Berufsgruppen enthält, ohne sprachlich und 
inhaltlich zu differenzieren, nicht ausreichend gerecht. 
Ziel: 
Ziel ist die Schaffung eines EU-konformen zahnärztlichen Berufsrechts, das auch den innerstaatlichen 
Entwicklungen im Gesundheitswesen Rechnung trägt. 
Inhalt: 
Das Zahnärztegesetz beinhaltet das Berufsrecht des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenberufs. 
Alternativen: 
Keine. 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Keine. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Mit der Neugestaltung des zahnärztlichen Berufsrechts sind weder nennenswerte Einsparungen noch 
Mehrkosten für den Bund bzw. die Länder im Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung verbunden. 
Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:  
Das vorliegende Bundesgesetz entspricht dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere den EU-
Zahnärzterichtlinien 78/686/EWG und 78/687/EWG sowie dem Freizügigkeitsabkommen der Europäi-
schen Union mit der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Keine. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Im Gemeinschaftsrecht ist der zahnärztliche Beruf durch folgende Richtlinien harmonisiert: 
- Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 

Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes und für Maßnahmen zur Er-
leichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienst-
leistungsverkehr (CELEX-Nr. 378L0686) und 

- Richtlinie 78/687/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Tätigkeiten des Zahnarztes (CELEX-Nr. 378L0687). 

Diese Richtlinien sehen vor, dass der zahnärztliche Beruf ein eigener vom Beruf des/der Arztes/ Ärztin zu 
unterscheidender Beruf mit einer eigenen mindestens fünfjährigen universitären Ausbildung ist. 
Da zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs zur Europäischen Union mit 1. Jänner 1995 in Österreich kein 
eigenes Studium der Zahnmedizin eingerichtet war, sondern der zahnärztliche Beruf durch Fachärzte/-
innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde ausgeübt wurde, die das Studium der gesamten Heilkunde 
und einen zweijährigen postpromotionellen zahnärztlichen Lehrgang absolviert hatten, wurde eine Über-
gangsregelung zur Umsetzung der Richtlinien bis 1. Jänner 1999 vereinbart. Dem entsprechend wurde bis 
zur Umsetzung der Richtlinien, längstens bis zum 31. Dezember 1998, das Niederlassungsrecht und das 
Recht auf freien Dienstleistungsverkehr von österreichischen Zahnärzten/-innen in den anderen EWR-
Vertragsstaaten sowie von Zahnärzten/-innen aus anderen EWR-Vertragsstaaten in Österreich ausgesetzt. 
Hinsichtlich der Anerkennung der österreichischen Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde sieht Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG Folgendes vor:  
„Von dem Zeitpunkt an, zu dem die Republik Österreich die Maßnahmen trifft, um dieser Richtlinie nach-
zukommen, erkennen die Mitgliedstaaten zum Zwecke der Ausübung der in Artikel 1 dieser Richtlinie 
genannten Tätigkeiten die Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise der Ärzte 
an, die in Österreich Personen ausgestellt werden, die ihre Universitätsausbildung vor dem 1. Jän-
ner 1994 begonnen hatten, sofern ihnen eine Bescheinigung der zuständigen österreichischen Behörde 
darüber beigefügt ist, dass sich die betreffenden Personen während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung 
der Bescheinigung mindestens drei Jahre lang ununterbrochen tatsächlich und rechtmäßig sowie haupt-
sächlich den unter Artikel 5 der Richtlinie 78/687/EWG fallenden Tätigkeiten gewidmet haben und dass 
sie berechtigt sind, diese Tätigkeiten unter denselben Bedingungen auszuüben wie die Inhaber der Di-
plome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnachweise gemäß Anhang A.. 
Von dem in Abs. 1 genannten Erfordernis einer dreijährigen Tätigkeit befreit sind Personen, die ein min-
destens dreijähriges erfolgreiches Studium absolviert haben, über dessen Gleichwertigkeit mit der in 
Artikel 1 der Richtlinie 78/687/EWG genannten Ausbildung eine Bescheinigung der zuständigen Stellen 
vorliegt." 
Im Rahmen des Universitäts-Studiengesetzes – UniStG, BGBl. I Nr. 48/1997, wurden die Grundlagen für 
ein EU-konformes Zahnmedizinstudium geschaffen. Des Weiteren wurde in der unter BGBl. 
Nr. 829/1995 kund gemachten Novelle zur Verordnung betreffend Regelung der Ausbildung zum Zahn-
arzt, BGBl. Nr. 381/1925, der postpromotionelle zahnärztliche Lehrgang – entsprechend dem 2. Absatz 
des Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG – von zwei auf drei Jahre verlängert.  
Im Ärztegesetz 1998 wurden das Berufsbild und die Berufszugangsvoraussetzungen des zahnärztlichen 
Berufs in einem eigenen Abschnitt geregelt, hinsichtlich der sonstigen berufsrechtlichen sowie auch der 
standesrechtlichen Regelungen wurde der „Zahnarzt“ unter den Begriff „Arzt“ und der „Facharzt für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde“ unter den Begriff „Facharzt“ subsumiert. 
Seitens der Europäischen Kommission wurden diese berufsrechtlichen Regelungen dahingehend bean-
standet, dass die in den Zahnärzterichtlinien normierte Trennung des zahnärztlichen vom ärztlichen Beruf 
nicht entsprechend umgesetzt sei, insbesondere was die Übergangsbestimmung des Artikel 19b der Richt-
linie 78/686/EWG betreffend die Berufsausübung von Fachärzten/-innen für Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde „unter denselben Bedingungen“ wie Zahnärzte/-innen betrifft. Diese Rüge war unter anderem 
Gegenstand des Vertragsverletzungsverfahrens 2000/2052 sowie des nunmehr vor Entscheidung stehen-
den EuGH-Verfahrens in der Rechtssache C-437/03 gegen Österreich. Österreich hat im Zuge dieses 
Verfahrens eine umfassende Neugestaltung sowohl des zahnärztlichen Berufs- als auch Standesrechts 
zugesagt. 
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In Österreich gibt es seit dem Jahr 1945 zwei und seit dem Jahr 1999 drei verschiedene Berufsgruppen, 
die berechtigt sind, zahnärztliche Tätigkeiten auszuüben: Dentisten/-innen, Fachärzte/-innen für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde und Zahnärzte/-innen. 
Da die Dentistenausbildung mit 31. Dezember 1975 beendet wurde, ist die Zahl der Dentisten/-innen in 
Österreich stark rückläufig, sodass die Österreichische Dentistenkammer (ÖDK) zum 31. Mai 2005 nur 
mehr 104 Mitglieder hat. 
Da auch die Möglichkeit der Absolvierung der Ausbildung zum/zur Facharzt/-ärztin für Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkunde mit 31. Dezember 1998 beendet wurde, sind auch die Fachärzte/-innen für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde – wie die Dentisten/-innen – eine auslaufende Berufsgruppe und ihre Zahl 
wird in den nächsten Jahrzehnten ebenfalls laufend abnehmen. Dem gegenüber wird es auf Grund des 
nunmehr einzigen zahnmedizinischen Ausbildungswegs – des Studiums der Zahnmedizin – zu einem 
stetigen Ansteigen der Zahl der Zahnärzte/-innen unter den genannten drei Gruppen der Zahnbehand-
ler/innen kommen. 
Das Zahnärztegesetz (ZÄG) umfasst die berufsrechtlichen Regelungen des zahnärztlichen Berufs, wobei 
die bisher auch für Angehörige des zahnärztlichen Berufs geltenden Regelungen des Ärztegesetzes 1998 
inhaltlich in weiten Teilen übernommen, allerdings sowohl aus legistischer Sicht als auch im Hinblick auf 
die berufsspezifischen Erfordernisse weiterentwickelt werden. Hinsichtlich der Fachärzte/-innen für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sowie der Dentisten/-innen sind im Übergangsrecht spezielle Rege-
lungen insbesondere auch zur Gewährleistung der EU-Konformität des vorliegenden Bundesgesetzes 
enthalten. 
Finanzielle Auswirkungen 
Mit der Neugestaltung des zahnärztlichen Berufsrechts sind weder nennenswerte Einsparungen noch 
Mehrkosten für den Bund bzw. die Länder im Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung verbunden. 
Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das vorliegende Bundesgesetz auf Artikel 10 Abs. 1 Z 12 B-
VG („Gesundheitswesen“). 

Besonderer Teil 
Zu § 1: 
Die Regelungen betreffend die dynamische Verweisung auf andere Bundesgesetze dient der sprachlichen 
Vereinfachung des Gesetzestextes und entspricht zahlreichen anderen Bundesgesetzen. 
Zu § 2: 
Zur Klarstellung enthält § 2 den ausdrücklichen Hinweis, welche Rechtsakte des Gemeinschaftsrechts 
durch das vorliegende Bundesgesetz umgesetzt werden; dies sind neben den EU-Zahnärzterichtlinien 
78/686/EWG und 78/687/EWG in ihrer geltenden Fassung auch die Richtlinie 81/1057/EWG betreffend 
erworbene Rechte sowie das Freizügigkeitsabkommen der Europäischen Gemeinschaft und ihrer Mit-
gliedstaaten mit der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 
Zu § 3: 
Aus § 3 Abs. 1 in Verbindung mit der Verwaltungsstrafbestimmung des § 51 Abs. 1 ergibt sich der Be-
rufsvorbehalt für Angehörige des zahnärztlichen Berufs. 
In Abs. 2 wird korrespondierend zu § 2 Abs. 1 Z 11 Gewerbeordnung 1994, BGBl. I Nr. 194, klargestellt, 
dass die Gewerbeordnung 1994 nicht anzuwenden ist.  
Abs. 3 enthält – entsprechend den Regelungen anderer Berufsgesetze im Gesundheitsbereich – die Klar-
stellung, dass Hilfeleistungen in der Familien- und Nachbarschaftshilfe nicht berührt werden. Weiters 
bleiben die gewerberechtlichen Tätigkeiten des Zahntechnikergewerbes unberührt. 
Zu § 4: 
Das Berufsbild und der Tätigkeitsbereich entsprechen grundsätzlich der bisherigen Regelung des 
§ 16 ÄrzteG 1998, nämlich eine allgemeine Umschreibung des zahnärztlichen Berufsbildes sowie eine 
demonstrative Aufzählung des zahnärztlichen Tätigkeitsbereichs. 
Abs. 1 normiert eine bisher nicht ausdrücklich für den zahnärztlichen Beruf vorgesehene Parallelbestim-
mung zu § 2 Abs. 1 ÄrzteG 1998. 
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Im Rahmen des Abs. 2 wird klargestellt wird, dass auch komplementär- und alternativmedizinische Heil-
verfahren, auch wenn sie nicht auf zahnmedizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen begründet sind, 
vom Berufsbild des/der Zahnarztes/Zahnärztin erfasst sind.  
Abs. 3 führt beispielhaft die vom Tätigkeitsvorbehalt des zahnärztlichen Berufs umfassten Tätigkeiten 
aus.  
In Abs. 4 wird – entsprechend § 16 Abs. 2 ÄrzteG 1998 – klargestellt, dass auch die Durchführung be-
stimmter zahntechnischer Tätigkeiten allerdings nur hinsichtlich der in ihrer zahnärztlichen Behandlung 
stehenden Personen vom Tätigkeitsbereich des/der Zahnarztes/Zahnärztin erfasst ist. 
Zu § 5: 
In Abs. 1 wird ausdrücklich normiert, dass Angehörige des zahnärztlichen Berufs die Berufsbezeichnung 
„Zahnarzt“/„Zahnärztin“ zu führen haben. 
Abs. 2 setzt die in Artikel 8 der Richtlinie 78/686/EWG enthaltene Regelung betreffend das Führen von 
Ausbildungsbezeichnungen um.  
Abs. 3 regelt – entsprechend § 43 Abs. 4 ÄrzteG 1998 – die Zulässigkeit der Führung von Zusätzen zur 
Berufsbezeichnung. 
Abs. 4 normiert die Voraussetzungen zur Führung des Berufstitels „Primarius“/„Primaria“, wobei die 
Regelung insofern von § 43 Abs. 6 ÄrzteG 1998 abweicht, als entsprechend der Organisation zahnärztli-
cher Institute bzw. Ambulatorien die Zahl der unterstellten Berufsangehörigen auf fünf Personen erhöht 
wird. Aus Gründen der Rechtssicherheit ist eine bescheidmäßige Verleihung dieses Berufstitels vorgese-
hen. 
Auf die speziellen Regelungen für Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (§ 54) und 
Dentisten/-innen (§ 59) sowie die Übergangsregelung des § 70 im 2. Hauptstück wird verwiesen. 
Zu § 6: 
Hinsichtlich der Erfordernisse der Berufsausübung wird inhaltlich die Regelung des § 18 ÄrzteG 1998 
mit Ausnahme des Staatsangehörigkeitserfordernisses übernommen. Hinsichtlich der bisher nicht näher 
konkretisierten Vertrauenswürdigkeit wird die bereits in der Vergangenheit für Ärzte/-innen und Zahnärz-
te/-innen analog herangezogene Regelung aus anderen Berufsgesetzen, insbesondere des Sanitätergeset-
zes, BGBl. I Nr. 30/2002, ausdrücklich auch in das Zahnärzterecht übernommen. 
Zu § 7: 
In Abs. 1 werden die im Inland und Ausland erworbenen besonderen Qualifikationserfordernisse nor-
miert, wobei auf den mit 1. Jänner 2004 auf Grund des Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120, nor-
mierten Übergang der Medizinischen Fakultäten auf die Medizinischen Universitäten Bedacht zu nehmen 
ist. 
Die in Abs. 2 vorgesehene spezielle Regelung für Flüchtlinge entspricht inhaltlich dem § 18 Abs. 6 zwei-
ter Satz ÄrzteG 1998, wobei im Fall der Unmöglichkeit der Vorlage der erforderlichen Qualifikations-
nachweise die zur zahnärztlichen Berufsausübung erforderliche Qualifikation durch eine der zahnmedizi-
nischen Diplomprüfung entsprechende Prüfung im Rahmen der Eintragung in die Zahnärzteliste nachzu-
weisen ist. 
Zu § 8: 
Die Regelung über die Qualifikation von im Inland ernannten Professoren mit ausländischen zahnmedizi-
nischen Doktoraten entspricht § 34 ÄrzteG 1998 unter Berücksichtigung der durch das Universitätsge-
setz 2002 geänderten hochschulrechtlichen Diktion. 
Zu § 9: 
Die Regelung betreffend die in einem anderen EWR-Vertragsstaat oder der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft erworbenen zahnärztlichen Qualifikationsnachweise entspricht vollinhaltlich dem bisherigen 
§ 19 ÄrzteG 1998, sodass § 9 dieses Bundesgesetzes als gesetzliche Grundlage für die EWR-Ärzte-
ZahnärzteV 2004, BGBl. II Nr. 259, hinsichtlich der zahnärztlichen Qualifikationsnachweise heranzuzie-
hen ist. 
Zu § 10: 
Auch die Drittlanddiplomregelung in Umsetzung des Artikel 23c der Richtlinie 78/686/EWG entspricht 
der bisherigen Bestimmung des § 19a ÄrzteG 1998. 
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Zu § 11: 
Die Regelung über die durch die Österreichische Zahnärztekammer zu führende Zahnärzteliste entspricht 
inhaltlich dem § 27 Abs. 1 ÄrzteG 1998, enthält allerdings darüber hinaus die in den §§ 1 bis 4 der Ärzte-
liste-Verordnung, BGBl. Nr. 392/1995, enthaltenen Regelungen, sodass die Erlassung einer entsprechen-
den Verordnung nicht mehr erforderlich ist. 
In Abs. 4 wird klargestellt, dass neben weiteren Kommunikationseinrichtungen auch die Möglichkeit 
besteht, Schwerpunkte der beruflichen Tätigkeit, wie Kieferorthopädie, Behandlung von Kindern etc., 
sowie besondere Kenntnisse und Fertigkeiten, wie beispielsweise Sprachkenntnisse, in die Zahnärzteliste 
eintragen zu lassen und damit der Veröffentlichung in Zahnärzteverzeichnissen zugänglich zu machen. 
Abs. 5 normiert die Gliederung der Zahnärzteliste in Angehörige des zahnärztlichen Berufs, von denen 
auch die Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde erfasst sind, Angehörige des Dentisten-
berufs sowie Personen, die sich als außerordentliche Kammermitglieder in die Zahnärzteliste eintragen 
lassen. 
Zu §§ 12 und 13: 
Die Regelung über die Eintragung in die Zahnärzteliste entspricht inhaltlich im Wesentlichen § 27 Abs. 2 
bis 10 und § 28 ÄrzteG 1998 – mit Ausnahme des im vorliegenden Bundesgesetz gesondert geregelten 
Berufsausweises (§ 15) – einschließlich der in den §§ 5 und 6 der Ärzteliste-Verordnung enthaltenen 
Regelungen. 
Da das Staatsangehörigkeitserfordernis als allgemeines Erfordernis für die zahnärztliche Berufsausübung 
weggefallen ist (vgl. § 6), ist der für die Eintragung in die Zahnärzteliste normierte Nachweis des Vorlie-
gens der ausländerbeschäftigungsrechtlichen Voraussetzungen für Personen, die unter die Bestimmungen 
des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, fallen, gegenüber dem § 27 Abs. 2a Ärz-
teG 1998 allgemeiner formuliert. 
Bei der in Abs. 8 zweiter Satz zwecks Einholung von Auskünften aus dem Herkunftstaat des/der Betrof-
fenen normierte Fristenhemmung handelt es sich um eine Unterbrechungshemmung und nicht um eine 
Ablaufhemmung. 
Zu § 14: 
Die Regelung über die Änderungsmeldungen entspricht inhaltlich im Wesentlichen § 29 ÄrzteG 1998, 
wobei zur Sicherstellung der Aktualität und Richtigkeit der in der Zahnärzteliste enthaltenen Inhalte aus-
drücklich klargestellt wird, dass die Meldungen – mit Ausnahme der Namens- und Wohnsitzänderung – 
im vorhinein zu erfolgen haben. 
Zu § 15: 
Wie in den entsprechenden Regelungen des Ärztegesetzes 1998 besteht für in die Zahnärzteliste eingetra-
gene Angehörige des zahnärztlichen Berufs ein Anspruch auf Ausstellung eines Berufsausweises. Um die 
neuen Zahnärzteausweise mit der Qualität von amtlichen Lichtbildausweisen auszustatten, werden in § 15 
Abs. 2 als Mindestinhalte des Zahnärzteausweises die auch in Personalausweisen enthaltenen Inhalte 
betreffend die Identität des/der Ausweisinhabers/-in übernommen. Nähere Bestimmungen sind in der 
durch die Österreichische Zahnärztekammer zu erlassenden Zahnärzteausweisverordnung zu regeln. 
Zu § 16: 
Die Regelung über die allgemeinen Berufspflichten der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs entspricht 
einerseits § 49 Abs. 1 ÄrzteG 1998 mit Ausnahme der in § 17 gesondert geregelten Fortbildungspflicht. 
Andererseits wird entsprechend dem Berufsrecht anderer Gesundheitsberufe als allgemeine Berufspflicht 
die Verpflichtung zur Gewährung fachkundiger Hilfe in bestimmten Gefahrensituationen normiert. Ein 
Abweichen von der für Ärzte/-innen geltenden Verpflichtung zur Leistung Erster Hilfe des § 48 Ärz-
teG 1998 erscheint auf Grund des gegenüber dem ärztlichen Berufsbild unterschiedlichen zahnärztlichen 
Berufsbildes gerechtfertigt bzw. geboten. 
Zu § 17: 
Die im Ärzterecht als allgemeine Berufspflicht geregelte Fortbildungspflicht (§ 49 Abs. 1 ÄrzteG 1998) 
wird im Zahnärztegesetz als spezielle Berufspflicht normiert, wobei der Österreichischen Zahnärztekam-
mer im Hinblick auf die Wahrung der Berufspflichten nähere Regelungs- und Durchführungskompeten-
zen zugewiesen werden. 
Zu § 18: 
Die (zahn)ärztliche Aufklärungspflicht ist zwar im Ärztegesetz 1998 noch nicht ausdrücklich normiert, 
sie ist aber einerseits durch eine umfangreiche Judikatur umschrieben, andererseits ist bereits in den zwi-
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schen dem Bund und den Ländern abgeschlossenen Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG zur Sicherstel-
lung der Patientenrechte (Patientencharta) das Recht der Patienten/-innen auf Aufklärung gegenüber frei-
beruflich tätigen Angehörigen der Gesundheitsberufe festgeschrieben. Aus Gründen der Rechtsklarheit 
und -sicherheit ist es nunmehr geboten, im Rahmen des zahnärztlichen Berufsrechts eine berufsspezifi-
sche Aufklärungspflicht zu normieren. 
In Abs. 1 wird festgeschrieben, worüber die Angehörigen des zahnärztlichen Berufs aufzuklären haben, 
wobei hinsichtlich Art und Umfang der Aufklärung einerseits auf die Schwere und Dringlichkeit des 
geplanten Eingriffs im Hinblick auf Behandlung, Folgen, Risken und Kosten und andererseits auf den 
Sachverstand des/der Patienten/-in bzw. gesetzlichen Vertreters/-in im Hinblick auf die Verständlichkeit 
der Aufklärung zu differenzieren ist. 
Die Abs. 2 bis 5 sehen besondere Regelungen betreffend die Aufklärung über die Kosten vor, wobei den 
besonderen Regelungen des sozialversicherungsrechtlichen Leistungsrechts betreffend Zahnbehandlung 
Rechnung zu tragen ist. Im Hinblick auf die Verpflichtung zur Erstellung eines schriftlichen Heil- und 
Kostenplans ist darauf hinzuweisen, dass – ausgehend von der Tatsache, dass Angehörige des zahnärztli-
chen Berufs Unternehmer/innen und Patienten/-innen Konsumenten/-innen im Sinne des Konsumenten-
schutzgesetzes (KSchG), BGBl. Nr. 140/1979, sind – die vorgesehene Bestimmung die allgemeinen Re-
gelungen des KSchG, insbesondere betreffend Kostenvoranschläge, im Hinblick auf die berufsspezifi-
schen Erfordernisse spezifiziert. Den Anforderungen der Praxis folgend, ist demnach ein schriftlicher 
Heil- und Kostenplan ab einem bestimmten Kostenumfang, der mit einem durchschnittlichen Monatsein-
kommen beziffert wird, sowie bei Abweichen von den Autonomen Honorar-Richtlinien der Österreichi-
schen Zahnärztekammer verpflichtend vorgesehen. Darüber hinaus kann der/die Patient/in einen schriftli-
chen Heil- und Kostenplan verlangen, wobei in diesem Fall im vorhinein die Entgeltlichkeit dieses Ko-
stenvoranschlags vereinbart werden kann (vgl. § 5 KSchG). Im Sinne der Transparenz ist – vergleichbar 
einigen gewerberechtlichen Regelungen – eine Aushangpflicht über die die Kosten betreffenden Informa-
tionen (Abs. 5) vorgesehen. 
Zu §§ 19 und 20: 
Die Regelungen über die Dokumentations- und Auskunftspflicht entsprechen inhaltlich grundsätzlich 
§ 51 ÄrzteG 1998, wobei aus Gründen der Rechtsklarheit diese beiden Berufspflichten gesondert geregelt 
sind. Darüber hinaus wird im Sinne einer funktionierenden und effektiven (interdisziplinären) Zusam-
menarbeit im Gesundheitswesen auch eine Auskunftspflicht gegenüber anderen Angehörigen von Ge-
sundheitsberufen im Hinblick auf die für die Behandlung und Pflege erforderlichen Informationen nor-
miert (vgl. auch § 9 Gesundheits- und Krankenpflegegesetz – GuKG, BGBl. I Nr. 108/1997). 
Zu § 21: 
Die Regelung über die Verschwiegenheitspflicht der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs entspricht 
§ 54 Abs. 1 bis 3 ÄrzteG 1998 sowie hinsichtlich der automationsunterstützten Ermittlung und Verarbei-
tung personenbezogener Daten § 51 Abs. 2 ÄrzteG 1998. 
Festzuhalten ist, dass die Übernahme einer Anzeige- und Meldepflicht nach den Regelungen des § 54 
Abs. 4 bis 6 ÄrzteG 1998 in die Berufspflichten des zahnärztlichen Berufs nicht zweckmäßig erscheint, 
zumal im Rahmen der zahnärztlichen Behandlung im Gegensatz zur ärztlichen Behandlung generell keine 
zur Anzeige oder Meldung im Sinne des § 54 ÄrzteG 1998 führende Gesundheitsschädigung festgestellt 
wird. 
Zu § 22: 
Die Regelung über die Qualitätssicherung entspricht § 49 Abs. 2a und 2b ÄrzteG 1998. 
Zu § 23: 
Im Sinne der Rechtsklarheit werden die Möglichkeiten der zahnärztlichen Berufsausübung ausdrücklich 
angeführt, das sind entsprechend der derzeit geltenden Rechtslage neben der freiberuflichen Berufsaus-
übung die Berufsausübung im Dienstverhältnis zu Krankenanstalten sowie die Berufsausübung als Wohn-
sitzzahnarzt/-ärztin. Die rechtliche Umsetzung künftiger Entwicklungen im Berufsausübungsrecht der 
Gesundheitsberufe wird späteren Novellen vorbehalten sein. 
Zu § 24: 
Die Regelung über die persönliche und unmittelbare Berufsausübung entspricht den entsprechenden Re-
gelungen des § 49 Abs. 2 und 3 ÄrzteG 1998. Darüber hinaus wird – unbeschadet der kassenvertrags-
rechtlichen Vereinbarungen – die berufsrechtliche Möglichkeit von zahnärztlichen Vertretungstätigkeiten 
normiert, wobei bei mittel- bzw. langfristigen Vertretungen eine entsprechende Meldung an die Österrei-
chische Zahnärztekammer zu erfolgen hat. 
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Zu §§ 25 und 26: 
Die Regelungen über Ordinations- und Apparategemeinschaften sowie Gruppenpraxen entsprechen im 
Wesentlichen den §§ 52 ff ÄrzteG 1998.  
Die Zusammenarbeit in Form von Ordinations- und Apparategemeinschaften (§ 25), die keine nach außen 
wirksame Rechtspersönlichkeit haben, kann auch mit nicht ärztlichen freiberuflich tätigen Gesundheitsbe-
rufen erfolgen. 
Die in der Rechtsform der offenen Erwerbsgesellschaft zu errichtenden Gruppenpraxen (§ 26) stehen 
hingegen wie bisher nur Ärzten/-innen, Zahnärzten/-innen und Dentisten/-innen offen. Abs. 8 sieht – in 
Anlehnung an § 342 Abs. 1 Z 9 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, 
der für den Inhalt von Gesamtverträgen vorsieht, dass Regelungen über die Sicherstellung eines behinder-
tengerechten Zugangs zu Vertrags-Gruppenpraxen zu treffen sind – eine entsprechende Zielbestimmung 
für neu errichtete Gruppenpraxen vor, wobei bei der Ausstattung mit behindertengerechten Zugängen 
insbesondere auf die bauliche Möglichkeit und die finanzielle Zumutbarkeit Bedacht zu nehmen sein 
wird. 
Zu §§ 27 bis 29: 
Die Regelungen über Berufssitz, Dienstort und Wohnsitzzahnärzte/-innen entsprechen im Wesentlichen 
den §§ 45 ff ÄrzteG 1998. 
Zu §§ 30 bis 32 und 34: 
Die Regelungen über den freien Dienstleistungsverkehr, über Zahnärzte/-innen mit ausländischem Be-
rufssitz oder Dienstort, über Amtszahnärzten/-innen sowie über die Vorführung komplementär- oder 
alternativmedizinischer Heilverfahren entsprechen § 37, § 36, § 41 Abs. 1 und 4 bis 6 bzw. § 42 Ärz-
teG 1998. 
Zu § 33: 
Die Regelung über die unselbständige Berufsausübung durch Studierende der Zahnmedizin entspricht 
§ 49 Abs. 6 erster Satz. Der zweite Satz dieser Bestimmung, welcher die Vertretung der ausbildenden 
Zahnärzte/-innen durch Turnusärzte/-innen regelt, wird nicht übernommen, da es im Bereich der Zahn-
medizin keine Turnusärzte/-innen mehr gibt. 
Zu § 35: 
Die Regelung über Werbebeschränkung und Provisionsverbot entspricht § 53 ÄrzteG 1998. 
Zu § 36: 
Die Regelung über Ordinationsstätten entspricht § 56 ÄrzteG 1998. 
Zu § 37: 
Bei der Regelung über die Vorrathaltung von Arzneimitteln wird auf den berufsspezifischen zahnärztli-
chen Regelungsbedarf abgestellt. Von einer Übernahme der in § 57 Abs. 2 ÄrzteG 1998 vorgesehenen 
Verordnungsermächtigung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen, von der bis dato nicht Ge-
brauch gemacht wurde, wird mangels Erforderlichkeit Abstand genommen. 
Zu § 38: 
Auch bei der Regelung über den Rücktritt von der Behandlung wird – im Vergleich zu § 50 ÄrzteG 1998 
– auf den berufsspezifischen zahnärztlichen Regelungsbedarf abgestellt. 
Zu § 39: 
Die Regelung über zahnärztliche Gutachten entspricht § 55 ÄrzteG 1998. 
Zu § 40: 
Die Regelung über die Vergütung zahnärztliche Leistungen entspricht im Wesentlichen § 58 Ärz-
teG 1998. Allerdings ist vorgesehen, dass die entsprechenden Richtlinien nicht durch die Bundesministe-
rin für Gesundheit und Frauen, sondern durch die Österreichische Zahnärztekammer zu erlassen sind. 
Zu § 41: 
Die Regelung über die außergerichtliche Patientenschlichtung entspricht § 58a ÄrzteG 1998 und enthält 
darüber hinaus eine Verpflichtung der Österreichischen Zahnärztekammer, Patientenschlichtungsstellen 
einzurichten und Vorschriften über Patientenschlichtungsverfahren festzulegen. Klargestellt wird, dass es 
sich bei der in Abs. 1 bis 3 für die Dauer der Patientenschlichtung normierte Hemmung der Verjährung 
um eine Unterbrechungshemmung und nicht um eine Ablaufhemmung handelt. 
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Zu § 42: 
Für den Erwerb von Qualifikationen einer berufsspezifischen Spezialisierung wird die Möglichkeit der 
Absolvierung von fachlichen Weiterbildungen geschaffen, die im Rahmen des Ärztegesetzes 1998 unter 
den Begriff Fortbildungen subsumiert werden. Die Unterscheidung zwischen Fortbildung, die als Berufs-
pflicht allen Berufsangehörigen im Hinblick auf eine Berufsausübung lege artis obliegt (vgl. § 17), und 
Weiterbildung, die den Berufsangehörigen eine Spezialisierung, Vertiefung und Erweiterung der berufs-
spezifischen Kenntnisse und Fertigkeiten eröffnet, erscheint im Hinblick auf den internationalen Ver-
gleich, aber auch die Begrifflichkeiten anderer Berufsgesetze zielführend und der Rechtsklarheit zuträg-
lich. 
Für die Verleihung und Anerkennung von Weiterbildungsdiplomen durch die Österreichische Zahnärzte-
kammer werden aus Gründen der Qualitätssicherung – auch im Hinblick auf die Berechtigung zur Füh-
rung entsprechender Zusatzbezeichnungen (vgl. § 5 Abs. 3 Z 2) – Mindestkriterien hinsichtlich Art, Form 
und Umfang festgelegt. 
Zu §§ 43 bis 50: 
Die ärzterechtlichen Regelungen betreffend die Beendigung der Berufsausübung erscheinen unter dem 
Gesichtspunkt der Transparenz, der Rechtsklarheit und der Rechtssicherheit überarbeitungsbedürftig. 
Insbesondere die dort festgelegte Rechtsfolge des „Erlöschens“ der Berufsberechtigung bei Vorliegen 
bestimmter Tatbestände, für welche (nur) teilweise das Streichen aus der Ärzteliste vorgesehen ist, wird 
den Ansprüchen der Rechtssicherheit sowohl aus Sicht der Berufsangehörigen als auch der Patienten/-
innen jedenfalls nicht ausreichend gerecht und widerspricht auch dem für die Aufnahme der Berufsaus-
übung normierten formellen Prinzip der konstitutiven Wirkung der Eintragung in die Ärzteliste. Die neu-
en zahnärztlichen Regelungen sollen die verschiedenen Arten der Beendigung der Berufsausübung klar 
definieren und das jeweilige Verfahren und die Rechtsfolgen transparent machen. 
Zu § 43: 
Die freiwillige endgültige bzw. längerfristige Beendigung der Berufsausübung wird als Berufseinstellung 
bezeichnet und hat die Streichung aus der Zahnärzteliste zur Folge. 
Zu § 44: 
Die freiwillige mittelfristige Beendigung der Berufsausübung (sechs Monate bis drei Jahre) wird als Be-
rufsunterbrechung bezeichnet und hat einen Vermerk in der Zahnärzteliste zur Folge. 
Eine kurzfristige, weniger als sechs Monate dauernde Unterbrechung der Berufsausübung erfordert man-
gels berufsrechtlicher Rechtsfolgen keine explizite Regelung. 
Zu § 45: 
Bei Wegfall bzw. ursprünglichem Nichtvorliegen der Berufsausübungsvoraussetzungen hat die Österrei-
chische Zahnärztekammer die Berufsberechtigung mit Bescheid zu entziehen, die/den Berufsangehörige/n 
aus der Zahnärzteliste zu streichen und den Zahnärzteausweis einzuziehen. 
Zu §§ 46 und 47: 
Die Regelungen betreffend die vorläufige Untersagung der Berufsausübung durch den Landeshauptmann 
für Fälle bei Gefahr in Verzug (§ 46) bzw. die befristete Untersagung der Berufsausübung durch Diszipli-
narerkenntnis (§ 47) entsprechen im Wesentlichen § 62 bzw. § 61 ÄrzteG 1998. 
Zu § 48: 
Neu geschaffen wird die Möglichkeit der Einschränkung der Berufsausübung auf ausschließlich beraten-
de und gutachterliche zahnärztliche Tätigkeiten durch Bescheid der Österreichischen Zahnärztekammer 
im Fall des Wegfalls der körperlichen Eignung; dies ist in der Zahnärzteliste zu vermerken. 
Zu § 49: 
Die Regelung über die Einziehung des Zahnärzteausweises bei Entziehung der Berufsberechtigung bzw. 
Untersagung der Berufsausübung entspricht inhaltlich § 63 ÄrzteG 1998. 
Zu § 50: 
Die in § 59 Abs. 7 ÄrzteG 1998 normierte Befugnis zur Ausübung zahnärztlicher Tätigkeiten im Famili-
enkreis wird für Fälle der Berufseinstellung und Berufsunterbrechung übernommen. 
Zu § 51: 
Die Strafbestimmungen entsprechen im Wesentlichen § 199 ÄrzteG 1998. 
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Zu §§ 52 bis 56: 
Die §§ 52 bis 56 enthalten spezielle Bestimmungen für Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde, wobei festzuhalten ist, dass – unbeschadet dieser Regelungen – das gesamte zahnärztliche 
Berufsrecht auch für diese gilt. Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sind ebenso wie 
Absolventen/-innen des Zahnmedizinstudiums Angehörige des zahnärztlichen Berufs und werden im 
Sinne des im Allgemeinen Teil angeführten Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG unter denselben 
Bedingungen wie diese zahnärztlich tätig. 
Zu § 53: 
Die spezielle Bestimmung betreffend den Qualifikationsnachweis von Fachärzten/-innen für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde entspricht § 18 Abs. 4 ÄrzteG 1998, wobei auf den in der Übergangsbestim-
mung des Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG für den Beginn des Studiums normierten Stichtag 
1. Jänner 1994 Bedacht genommen wird. 
Zu § 54: 
Klargestellt wird, dass im Sinne der gemeinschaftsrechtlichen Vorgabe (Artikel 19b der Richtlinie 
78/686/EWG) auch Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde verpflichtend die Berufsbe-
zeichnung „Zahnarzt“/„Zahnärztin“ zu führen haben. Hinsichtlich der Möglichkeit eines auf den Ausbil-
dungsweg hinweisenden Zusatzes wird auf Basis einer Stellungnahme der Europäischen Kommission 
vom 10. November 2004, MARKT/C.3/NC/mw D(2004) 17066, normiert, dass diese Personen zum Füh-
ren der Ausbildungsbezeichnung „Facharztdiplom für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde“ berechtigt 
werden, wobei eine Beeinträchtigung der Berufsbezeichnung nicht zulässig ist. Dies wäre insbesondere 
durch Reihenfolge, Format, Schriftgröße etc. auf dem Praxisschild zu gewährleisten. Nähere Vorschriften 
betreffend diese Modalitäten sind im Rahmen der durch die Österreichische Zahnärztekammer zu erlas-
senden Schilderordnung (§ 36 Abs. 5) festzulegen. 
Zu § 55: 
Die Regelung über die Fachärzten/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde auf Antrag auszustellen-
de Bescheinigung gemäß Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG entspricht § 22 ÄrzteG 1998.  
Klarzustellen ist, dass seitens der Österreichischen Ärztekammer ausgestellte Bescheinigungen gemäß 
§ 22 ÄrzteG 1998, die hinsichtlich der Bestätigung der Kompatibilität des dreijährigen zahnärztlichen 
Lehrgangs mit Artikel 1 der Richtlinie 78/687/EWG noch durch die Medizinische Fakultät einer österrei-
chischen Universität versehen sein kann, selbstverständlich weiterhin Gültigkeit hat und als Bescheinung 
gemäß Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG im Aufnahmestaat vorgelegt werden kann. 
Zu § 56: 
Klargestellt wird, dass sämtliche von Fachärzten/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde erworbe-
nen Berechtigungen zur Ausübung von ärztlichen Tätigkeiten aufrecht bleiben und der Erwerb ärztlicher 
Berechtigungen diesen Personen auch künftig offen steht. Dies bedeutet einerseits, dass Fachärzte/-innen 
für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde nach den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 als Arbeitsmedi-
ziner/innen (§§ 38 f ÄrzteG 1998) bzw. als Notärzte/-innen (§ 40 ÄrzteG 1998) tätig werden können. 
Andererseits steht ihnen weiterhin die Möglichkeit der Berufsausübung bzw. auch künftig des Erwerbs 
der Qualifikation in der Allgemeinmedizin sowie auch eines Sonderfaches der Heilkunde offen; dies im 
Hinblick darauf, dass Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde bereits derzeit nicht der 
Sonderfachbeschränkung unterliegen. Bei Ausübung ärztlicher Tätigkeiten durch Fachärzte/-innen für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde unterliegen diese selbstverständlich den Bestimmungen des Ärztege-
setzes 1998 und sind diesbezüglich in die Ärzteliste einzutragen und dem entsprechend auch Angehörige 
der Ärztekammer des jeweiligen Bundeslandes. 
Zu §§ 57 bis 64: 
Die §§ 57 bis 64 enthalten spezielle Bestimmungen für Dentisten/-innen. Der Großteil des zahnärztlichen 
Berufsrechts, insbesondere was die Berufspflichten, die Berufsausübung und die Aufnahme und Beendi-
gung der Berufsausübung betrifft, gilt auch für Dentisten/-innen, im Gegensatz zu den Fachärzten/-innen 
für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sind diese allerdings nicht Angehörige des zahnärztlichen Berufs, 
sondern Angehörige des Dentistenberufs. 
Zu § 58: 
Von der Übernahme der im Dentistengesetz – DentG, BGBl. Nr. 90/1949, umschriebenen Formulierung 
des dentistischen Berufsbildes und Tätigkeitsbereichs wurde auf Grund der veralteten und mit den vorlie-
genden Regelungen schwer kompatiblen Diktion des Dentistengesetzes Abstand genommen. Im Hinblick 
darauf, dass der Tätigkeitsbereich des Dentistenberufs sich in weiten Teilen mit dem zahnärztlichen Tä-
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tigkeitsbereich deckt, wird daher auf diesen verwiesen, wobei jene zahnmedizinischen Behandlungen, die 
unter Vollnarkose durchgeführt werden bzw. für die eine Vollnarkose erforderlich ist, ausgenommen sind. 
Damit wird einerseits der Rechtsklarheit und Rechtseinheitlichkeit Rechnung getragen und andererseits 
der vom Dentistenberuf erfasste Teil der Zahnheilkunde (vgl. § 1 Abs. 1 DentG) transparent gemacht. 
Zu § 59: 
Im Rahmen des im Allgemeinen Teil angeführten Verfahrens vor dem Europäischen Gerichtshof (Rechts-
sache C-437/03) wurde unter anderem beanstandet, dass Österreich gegen die Zahnärzterichtlinien ver-
stoße, indem Dentisten/-innen nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes die Möglichkeit eröffnet 
wurde, ihre Tätigkeit unter der Bezeichnung „Zahnarzt“/„Zahnärztin“ bzw. „Zahnarzt (Den-
tist)“/„Zahnärztin (Dentistin)“ auszuüben, obwohl diese weder die Anforderungen des Artikel 1 der 
Richtlinie 78/687/EWG noch des Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG erfüllen. 
Zur Herstellung einer gemeinschaftsrechtskonformen Rechtslage wird daher auf die vor 1999 geltende 
Berufsbezeichnung „Dentist“/„Dentistin“ zurückgegangen. 
Zu §§ 60 bis 62: 
Die Regelungen betreffend die Berufsberechtigung, den Qualifikationsnachweis sowie die Ausbildungs-
sperre entsprechen den §§ 4 und 5 DentG mit der Maßgabe, dass einerseits entsprechend dem oben ange-
führten EuGH-Verfahren die Inanspruchnahme des Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG durch Denti-
sten/-innen nicht mehr möglich ist und andererseits ausdrücklich klargestellt ist, dass nicht nur die Able-
gung der Dentistenprüfung, sondern auch die Tätigkeit als Dentistenassistent/in nicht mehr zulässig ist. 
Zu § 63: 
Angehörigen des Dentistenberufs sind entsprechend den Bestimmungen über den Zahnärzteausweis 
(§ 15) von der Österreichischen Zahnärztekammer Dentistenausweise auszustellen.  
Die nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes ausgestellten Berufsausweise behalten ihre Gültigkeit. 
Zu § 64: 
Im Hinblick darauf, dass nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes die bescheidmäßige Genehmi-
gung zur Niederlassung vorgesehen war, während nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes die 
Eintragung in die Zahnärzteliste den Erwerb der Berufsberechtigung begründet, sind entsprechende 
Übergangsregelungen festzulegen: 
Dem entsprechend werden aufrechte Niederlassungsgenehmigungen gemäß Dentistengesetz als Eintra-
gung in die Zahnärzteliste als Dentist/in umgedeutet (Abs. 1). Anhängige Verfahren betreffend die Ge-
nehmigung zur Niederlassung gemäß Dentistengesetz sind als Verfahren betreffend die Eintragung in die 
Zahnärzteliste als Dentist/in (Abs. 2) bzw. betreffend die Zurücknahme der Niederlassungsgenehmigung 
gemäß Dentistengesetz als Verfahren betreffend die Entziehung der Berufsberechtigung fortzusetzen und 
abzuschließen (Abs. 3). 
Zu §§ 65 bis 71: 
Der 3. Abschnitt des 2. Hauptstücks enthält die im Zusammenhang mit dem Übergang des zahnärztlichen 
Berufsrechts vom Ärztegesetz 1998 auf das Zahnärztegesetz erforderlichen Übergangsbestimmungen. 
Zu § 65: 
§ 65 regelt die ex-lege-Eintragung der im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Zahnärztegesetzes in die 
Ärzteliste eingetragenen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs in die Zahnärzteliste sowie die Ver-
pflichtung der Österreichischen Ärztekammer sowie der Ärztekammern in den Bundesländern zur Über-
mittlung der entsprechenden Daten an die Österreichische Zahnärztekammer sowie der Aufzeichnungen 
und Unterlagen betreffend die Angehörigen des zahnärztlichen Berufs an die jeweilige Landeszahnärzte-
kammer. Auf die korrespondierende Parallelbestimmung des § 219 ÄrzteG 1998, in der Fassung des 
Entwurfs der 7. Ärztegesetz-Novelle, wird hingewiesen. 
Zu § 66: 
Die den Angehörigen des zahnärztlichen Berufs nach den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 ausge-
stellten Ärzteausweise behalten ihre Gültigkeit als Zahnärzteausweise. Da die Gültigkeit der Ärzteaus-
weise bis 31. Dezember 2009 befristet ist, wird diese Befristung auch in die Übergangsregelung des 
Zahnärztegesetzes übernommen. 
Zu § 67: 
Klargestellt wird, dass Personen mit im Ausland erworbenen zahnmedizinischen Doktoraten, die auf 
Grund von speziellen Übergangsregelungen im Ärztegesetz 1998 eine Berechtigung zur Ausübung des 
zahnärztlichen Berufs erworben haben, diese weiterhin behalten. 
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Zu § 68: 
Die auf Grund des § 209 Abs. 1 zweiter Satz ÄrzteG 1998 bestehenden Berechtigungen von Ärzten/-
innen für Allgemeinmedizin zur Ausübung von zahnärztlichen Tätigkeiten bleiben ebenfalls aufrecht. 
Zu § 69: 
Auch die Bewilligungen zur selbständigen bzw. unselbständigen Ausübung des zahnärztlichen Berufs 
gemäß §§ 32, 33, 35 und 210 bleiben für den im jeweiligen Bescheid festgelegten örtlichen und zeitlichen 
Geltungsbereich aufrecht. 
Zu § 70: 
Die Angehörigen des zahnärztlichen Berufs von der Österreichischen Ärztekammer verliehenen oder 
anerkannten Fortbildungsdiplome dürfen weiterhin als Zusätze zur Berufsbezeichnung geführt werden. 
Weiters bleibt die nach den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 von Angehörigen des zahnärztlichen 
Berufs erworbene Berechtigung zur Führung des Berufstitels „Primarius“/„Primaria“ unberührt. 
Zu § 71: 
Hinsichtlich der im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Zahnärztgesetzes anhängigen berufsrechtlichen 
Verfahren betreffend Angehörige des zahnärztlichen Berufs werden folgende Regelungen getroffen: 
Berufungsverfahren gemäß §§ 28 und 35a ÄrzteG 1998 sind durch den Landeshauptmann bzw. den un-
abhängigen Verwaltungssenat des Landes nach der bisherigen Rechtslage fortzusetzen und abzuschließen. 
Da das Zahnärztegesetz keine den §§ 32, 33 und 35 ÄrzteG 1998 entsprechenden Bewilligungen vorsieht, 
sind diese Verfahren nach der bisherigen Rechtslage durch die Österreichische Ärztekammer fortzusetzen 
und abzuschließen. 
Die übrigen berufsrechtlichen Verfahren betreffend die Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, das sind 
Verfahren betreffend die Ärzteliste, den freien Dienstleistungsverkehr, Bescheinigungen gemäß § 19b der 
Richtlinie 78/686/EWG, Überprüfung von Ordinationsstätten, Patientenschlichtungsverfahren sowie die 
Beendigung der Berufsausübung sind nach den entsprechenden Bestimmungen des Zahnärztegesetzes 
fortzuführen, wobei hinsichtlich letztgenannter Verfahren eine entsprechende Umdeutung im Sinne der 
§§ 43 ff ZÄG erforderlich sein wird. 
Zu § 72: 
Das In-Kraft-Treten wird ausdrücklich mit 1. Jänner 2006 festgelegt.  
Zu § 73: 
Die Vollziehung fällt gemäß Artikel 10 Abs. 1 Z 12 in Verbindung mit dem Bundesministerienge-
setz 1986, BGBl. Nr. 76, in der Fassung der Bundesministeriengesetz-Novelle 2003, BGBl. I Nr. 17, in 
die Zuständigkeit der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. 
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§ 65  Disziplinarorgane zweiter Instanz 
§ 66  Disziplinarsenat 
§ 67  Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz 
§ 68  Kanzleigeschäfte des Disziplinarrats und des Disziplinarsenats 

4. Abschnitt 
Verfahren vor dem Disziplinarrat 

§ 69  Verfahren vor dem Disziplinarrat 
§ 70  Ausschluss und Befangenheit 
§§ 71 und 72 Entscheidung über die Verfolgung 
§§ 73 und 74 Vorverfahren 
§ 75  Abschluss des Vorverfahrens 
§§ 76 und 77 Mündliche Verhandlung 
§§ 78 und 79 Verhandlung in Abwesenheit 
§ 80  Beschlussfassung 
§ 81  Erkenntnis 
§ 82  Kosten 
§ 83  Niederschrift 
§ 84  Zustellung 
§ 85  Zivilrechtliche Ansprüche 

5. Abschnitt 
Rechtsmittelverfahren 

§ 86  Rechtsmittel 
§ 87  Ausschluss und Befangenheit 
§ 88  Beschluss 
§ 89  Berufungsverfahren 
§ 90  Mündliche Verhandlung 
§ 91  Entscheidung 
§ 92  Erkenntnis 
§ 93  Außerordentliche Rechtsmittel 
§ 94  Kosten 

6. Abschnitt 
Vollzug der Entscheidungen 

§ 95  Disziplinarregister 
§ 96  Geldstrafen und Verfahrenskosten 
§ 97  Strafmilderung 
§ 98  Streichung aus der Zahnärzteliste 

7. Abschnitt 
Tilgung von Disziplinarstrafen 

§ 99  Tilgungsfristen 
§ 100  Tilgung 

8. Abschnitt 
§ 101  Ordnungsstrafen 
§ 102  Anwendung von anderen gesetzlichen Bestimmungen 
§ 103  Mitteilung an die Öffentlichkeit 

6. Hauptstück 

1. Abschnitt 
Gebarung 

§ 104  Gebarung 
§ 105  Kammerbeiträge 
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2. Abschnitt 
Weisungs- und Aufsichtsrechte 

§ 106  Weisungsrecht 
§ 107  Rechtsakte im übertragenen Wirkungsbereich 
§ 108  Aufsichtsrecht 
§ 109  Rechtsakte im eigenen Wirkungsbereich 

3. Abschnitt 
Strafbestimmungen 

§ 110  Strafbestimmungen 
4. Abschnitt 

Sonderbestimmungen für Dentisten/Dentistinnen 
§ 111  Rechte und Pflichten 
§ 112  Unterstützungsfonds 

7. Hauptstück 

Schluss- und Übergangsbestimmungen 

1. Abschnitt 
Übergangsbestimmungen 

§ 113  Kammermitgliedschaft 
§ 114  Rechtsnachfolge 
§ 115  Konstituierung der Österreichischen Zahnärztekammer 
§ 116  Provisorische Organe und Funktionen 
§ 117  Zahnärztliche Vertreter/Vertreterinnen in den Wohlfahrtsfonds 
§ 118  Personal 
§ 119  Kammervermögen 
§ 120  Rechnungsabschluss 2005 der Österreichischen Dentistenkammer 
§ 121  Jahresvoranschläge 2006 
§ 122  Rechtsakte der Österreichischen Ärztekammer und der Österreichischen Dentistenkammer 
§ 123  Entsendungsrechte 
§ 124  Anhängige Verfahren 

2. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

§ 125  In-Kraft-Treten 
§ 126  Vollziehung 

1. Hauptstück 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

Allgemeines 
§ 1. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze Bezug genommen 

wird, sind diese, sofern nichts Anderes bestimmt ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
Standesvertretung 

§ 2. (1) Die berufliche Vertretung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenbe-
rufs obliegt der „Österreichischen Zahnärztekammer“. 

(2) Für den räumlichen Bereich eines jeden Bundeslandes sind „Landeszahnärztekammern“ nach 
Maßgabe der §§ 34 ff einzurichten. 

Begriffsbestimmungen 
§ 3. (1) Soweit nicht in einzelnen Vorschriften dieses Bundesgesetzes Anderes bestimmt ist, bezie-

hen sich die Bezeichnungen „Zahnarzt“/„Zahnärztin“ und „zahnärztlich“ in diesem Bundesgesetz auch 
auf Dentisten/Dentistinnen. 

(2) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind: 
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 1. Organe: die Vertretungskörper der Österreichischen Zahnärztekammer gemäß §§ 22 ff und der 
Landeszahnärztekammern gemäß §§ 36 ff; 

 2. Delegierte: die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewählten Mitglieder der Lan-
desausschüsse gemäß § 37; 

 3. Funktionäre/Funktionärinnen: die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewählten 
Mitglieder der Organe gemäß Z 1; 

 4. Referenten/Referentinnen: die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bestellten oder 
gewählten Personen, die mit der Vorbereitung, Bearbeitung oder Durchführung von Aufgaben 
der Österreichischen Zahnärztekammer oder der Landeszahnärztekammern betraut sind; 

 5. Personal: die in einem Arbeitsverhältnis zur Österreichischen Zahnärztekammer oder einer Lan-
deszahnärztekammer stehenden Personen; 

 6. Beauftragte: Personen, die von der Österreichischen Zahnärztekammer oder einer Landeszahn-
ärztekammer mit der Durchführung bestimmter Projekte betraut sind. 

Verschwiegenheitspflicht 
§ 4. (1) Die Organe, Funktionäre/Funktionärinnen, Referenten/Referentinnen und das Personal der 

Österreichischen Zahnärztekammer sowie der Landeszahnärztekammern sind, soweit sie nicht anderen 
gesetzlichen Verschwiegenheitspflichten unterliegen, zur Verschwiegenheit über alle in Ausübung ihres 
Amtes bekannt gewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse der Kammer, einer Gebiets-
körperschaft oder der Parteien geboten ist, verpflichtet. 

(2) Von dieser Verpflichtung hat die Aufsichtsbehörde auf Verlangen eines Gerichts, einer Verwal-
tungsbehörde oder der Volksanwaltschaft zu entbinden, wenn dies im Interesse der Rechtspflege oder im 
sonstigen öffentlichen Interesse liegt.  

(3) Auch auf Verlangen des/der zur Verschwiegenheit Verpflichteten kann dieser/diese durch die 
Aufsichtsbehörde von der Verschwiegenheitspflicht entbunden werden, wenn  
 1. die Aussage vor Gericht oder einer Verwaltungsbehörde Tatsachen betreffen könnte, die der 

Verschwiegenheitspflicht unterliegen, und 
 2. die Entbindung im Interesse der Rechtspflege oder im sonstigen öffentlichen Interesse liegt. 

Auskunftspflicht 
§ 5. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer und die Landeszahnärztekammern sind verpflichtet, 

den Kammermitgliedern über Angelegenheiten ihres Wirkungsbereichs Auskünfte zu erteilen, soweit die 
Verschwiegenheitspflicht gemäß § 4 oder eine andere gesetzliche Verschwiegenheitspflicht dem nicht 
entgegensteht. 

(2) Auskünfte gemäß Abs. 1 sind nur insoweit zu erteilen, als 
 1. dadurch die ordnungsgemäße Erledigung ihrer gesetzlichen Aufgaben nicht verhindert wird und 
 2. diese nicht offensichtlich mutwillig verlangt werden. 
Das Auskunftspflichtgesetz, BGBl. Nr. 357/1990, ist anzuwenden. 

(3) Für über die gesetzliche Auskunftspflicht hinausgehende Leistungen kann die Österreichische 
Zahnärztekammer bzw. die jeweilige Landeszahnärztekammer eine finanzielle Abgeltung verlangen. 

(4) Die Landeszahnärztekammern sind verpflichtet, den Ärztekammern die für die Verwaltung der 
Wohlfahrtsfonds erforderlichen  
 1. Daten zu erheben und in der vom Verwaltungsausschuss der jeweiligen Ärztekammer festgeleg-

ten elektronischen Form zu übermitteln sowie  
 2. Auskünfte zu erteilen, soweit diese nicht vom/von der betroffenen Berufsangehörigen selbst an 

die jeweilige Ärztekammer zu übermitteln bzw. zu erteilen sind. 
Datenschutz 

§ 6. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer und die Landeszahnärztekammern sind im Rahmen 
ihres Wirkungsbereichs zur Ermittlung und Verarbeitung von persönlichen berufsbezogenen Daten sowie 
zur Übermittlung von öffentlichen Daten der Kammermitglieder unter Beachtung des Datenschutzgeset-
zes 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, ermächtigt. 

(2) Unbeschadet des Abs. 1 sind die Österreichische Zahnärztekammer und die Landeszahnärzte-
kammern berechtigt, 
 1. an die Sozialversicherungsträger und Krankenfürsorgeanstalten die für die Durchführung der 

Einbehalte der Kammerbeiträge vom Kassenhonorar erforderlichen Daten und 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt38 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



16 

 

 2. an die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft die in der Zahnärzteliste aufschei-
nenden Daten der Kammermitglieder einschließlich deren Änderungen zur Durchführung der auf 
Grund der Sozialversicherungsvorschriften vorgesehenen Maßnahmen 

zu übermitteln. Die Weitergabe von Daten durch Empfänger/Empfängerinnen gemäß Z 1 und 2 ist unter-
sagt. 

Amtshilfe 
§ 7. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer und die Landeszahnärztekammern sind gegenüber 

den Organen des Bundes, der Länder und der Gemeinden im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbe-
reichs zur wechselseitigen Hilfeleistung verpflichtet. 

(2) Die Behörden, gesetzlichen beruflichen Vertretungen sowie die Träger der Sozialversicherung 
haben innerhalb ihres Wirkungsbereichs der Österreichischen Zahnärztekammer und den Landeszahnärz-
tekammern auf Verlangen die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und sie in ihrer Wirksamkeit zu unterstützen.  

(3) Die Österreichische Zahnärztekammer und die Landeszahnärztekammern haben innerhalb ihres 
Wirkungsbereichs den Behörden, gesetzlichen beruflichen Vertretungen, den Trägern der Sozialversiche-
rung, den gesetzlich eingerichteten Patientenanwaltschaften sowie der Volksanwaltschaft auf Verlangen 
die zur Erfüllung derer Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu erteilen und sie in ihrer Wirksamkeit 
zu unterstützen. 

Begutachtungsrechte 
§ 8. (1) Gesetzes- und Verordnungsentwürfe, die Interessen berühren, deren Vertretung der Österrei-

chischen Zahnärztekammer zukommt, sind dieser unter Einräumung einer angemessenen Frist zur Begut-
achtung zu übermitteln. 

(2) Die Österreichische Zahnärztekammer ist über alle Vorhaben betreffend die Rechtsetzung im 
Rahmen der Europäischen Union, die Interessen berühren, deren Vertretung der Österreichischen Zahn-
ärztekammer zukommt, zu unterrichten und ihr ist insbesondere Gelegenheit zur Stellungnahme zu Ent-
würfen von Richtlinien, Verordnungen oder Empfehlungen der Europäischen Union binnen angemessener 
Frist zu geben. 

Informationsrechte 
§ 9. (1) Die Strafgerichte sind verpflichtet, die Österreichische Zahnärztekammer von der Einleitung 

und Beendigung eines gerichtlichen Strafverfahrens gegen sowie von der Verhängung und Aufhebung der 
Untersuchungshaft über ein Kammermitglied zu verständigen und ihr eine Ausfertigung des rechtskräfti-
gen Urteils oder der rechtskräftigen Strafverfügung zu übersenden. Die Österreichische Zahnärztekammer 
ist zur umgehenden Weiterleitung an den/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin verpflichtet. 

(2) Die Verwaltungsbehörden sind, soweit es sich um im Zusammenhang mit der zahnärztlichen Be-
rufsausübung stehende Verwaltungsübertretungen handelt, verpflichtet, die Österreichische Zahnärzte-
kammer von der Einleitung und Beendigung eines Verwaltungsstrafverfahrens gegen ein Kammermit-
glied zu verständigen und ihr eine Ausfertigung des rechtskräftigen Straferkenntnisses zu übersenden. Die 
Österreichische Zahnärztekammer ist zur umgehenden Weiterleitung an den/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin verpflichtet. 

2. Abschnitt 
Kammermitgliedschaft 

Kammermitglieder 
§ 10. (1) Mitglied der Österreichischen Zahnärztekammer ist jeder/jede Angehörige des zahnärztli-

chen Berufs oder Dentistenberufs, der/die 
 1. in die von der Österreichischen Zahnärztekammer geführte Zahnärzteliste eingetragen ist, 
 2. den zahnärztlichen Beruf oder Dentistenberuf ausübt und 
 3. seinen/ihren Berufssitz, Dienstort oder bei Tätigkeit als Wohnsitzzahnarzt/Wohnsitzzahnärztin 

seinen/ihren Wohnsitz im Bundesgebiet hat. 
(2) Die Zuordnung jedes Kammermitglieds zu einer Landeszahnärztekammer richtet sich 

 1. nach dem Berufssitz, 
 2. sofern zwei Berufssitze vorliegen, nach jenem, für den ein Einzelvertrag mit einem Träger der 

Krankenversicherung besteht, 
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 3. sofern zwei Berufssitze gemäß Z 2 vorliegen, nach jenem, für den ein Einzelvertrag mit der zu-
ständigen Gebietskrankenkasse besteht, 

 4. sofern zwei Berufssitze gemäß Z 3 vorliegen, nach jenem, für den der Einzelvertrag früher abge-
schlossen wurde, 

 5. sofern zwei Berufssitze bestehen, für die kein Einzelvertrag abgeschlossen wurde, nach jenem, 
der früher begründet wurde, 

 6. sofern kein Berufssitz besteht, nach dem Dienstort, 
 7. sofern mehrere Dienstorte bestehen, nach jenem, der früher begründet wurde, 
 8. sofern auch kein Dienstort besteht, nach dem Wohnsitz. 

(3) Die Kammermitgliedschaft erlischt, wenn der/die Berufsangehörige 
 1. die Berufseinstellung bei der jeweiligen Landeszahnärztekammer erklärt hat oder 
 2. von der Österreichischen Zahnärztekammer aus der Zahnärzteliste gestrichen worden ist. 

Rechte der Kammermitglieder 
§ 11. (1) Die Kammermitglieder haben Anspruch auf die Wahrung ihrer beruflichen, sozialen und 

wirtschaftlichen Interessen durch die Österreichische Zahnärztekammer. 
(2) Sie sind berechtigt, die Delegierten gemäß diesem Bundesgesetz zu wählen und als solche ge-

wählt zu werden. Das passive Wahlrecht erfordert eine mindestens dreijährige zahnärztliche Berufsaus-
übung. 

(3) Jedes Kammermitglied hat Anspruch auf Ausstellung eines Zahnärzteausweises durch die Öster-
reichische Zahnärztekammer. 

Pflichten der Kammermitglieder  
§ 12. (1) Jedes Kammermitglied ist verpflichtet,  

 1. die von der Österreichischen Zahnärztekammer und der für sie zuständigen Landeszahnärzte-
kammer im Rahmen ihres gesetzlichen Wirkungskreises gefassten Beschlüsse zu befolgen sowie  

 2. die festgesetzten Kammerbeiträge zu leisten. 
(2) Sie sind verpflichtet,  

 1. der jeweiligen Landeszahnärztekammer die für die Verwaltung der Wohlfahrtsfonds erforderli-
chen Daten zu übermitteln, 

 2. der jeweiligen Ärztekammer die für die Verwaltung der Wohlfahrtsfonds erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen sowie 

 3. die nach den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998, BGBl. I Nr. 169, festgelegten und nach den 
Bestimmungen der jeweiligen Wohlfahrtsfondsbeitragsordnung vorgeschriebenen Beiträge zum 
Wohlfahrtsfonds zu leisten. 

(3) Ist ein/eine Amtszahnarzt/Amtszahnärztin Kammermitglied der Österreichischen Zahnärzte-
kammer, ist er nur insoweit verpflichtet, den Anordnungen und Weisungen der Österreichischen Zahnärz-
tekammer und der zuständigen Landeszahnärztekammer und ihrer Organe Folge zu leisten, als diese nicht 
im Widerspruch zu seinen/ihren Pflichten als Amtszahnarzt/Amtszahnärztin oder den ihm/ihr von sei-
ner/ihrer vorgesetzten Dienstbehörde erteilten Anordnungen und Weisungen stehen. 

Außerordentliche Kammermitglieder 
§ 13. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs oder Dentistenberufs, die die Voraussetzungen des 

§ 10 Abs. 1 nicht mehr erfüllen, sind berechtigt, sich bei der Österreichischen Zahnärztekammer als au-
ßerordentliche Kammermitglieder eintragen zu lassen. 

(2) Außerordentliche Kammermitglieder sind  
 1. berechtigt, weiterhin ihren Zahnärzteausweis zu führen und das offizielle Publikationsorgan der 

Österreichischen Zahnärztekammer zu beziehen, sowie  
 2. verpflichtet, die in der Beitragsordnung für diese Personen festgesetzten Kammerbeiträge zu 

leisten und sich nicht standeswidrig zu verhalten. 
(3) Die außerordentliche Kammermitgliedschaft erlischt, sobald der/die Betroffene der Österreichi-

schen Zahnärztekammer seinen/ihren Austritt mitgeteilt und seinen Zahnärzteausweis abgegeben hat. Die 
Österreichische Zahnärztekammer hat umgehend die Streichung aus der Zahnärzteliste durchzuführen. 

(4) Die Österreichische Zahnärztekammer kann außerordentliche Kammermitglieder bei standeswid-
rigem Verhalten aus der Kammer ausschließen. Gegen einen Ausschluss steht kein Rechtsmittel offen.  
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(5) Personen, die gemäß Abs. 4 aus der Kammer ausgeschlossen wurden, haben unverzüglich ihren 
Zahnärzteausweis abzuliefern. Sofern dieser Verpflichtung nicht nachgekommen wird, hat die nach dem 
Hauptwohnsitz zuständige Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag der Österreichischen Zahnärztekam-
mer den Zahnärzteausweis zwangsweise einzuziehen und dieser zu übersenden. 

3. Abschnitt 
Rechte und Pflichten der Funktionäre/Funktionärinnen 

Ausübung des Mandats 
§ 14. (1) Funktionäre/Funktionärinnen gemäß § 3 Abs. 2 Z 3 sind bei der Ausübung ihres Mandats 

an keinen Auftrag gebunden.  
(2) Sie üben ihre Tätigkeit unbeschadet der Aufwandsentschädigungen gemäß § 15 Abs. 2 ehrenamt-

lich aus. 
Rechte der Funktionäre/Funktionärinnen 

§ 15. (1) Die Funktionäre/Funktionärinnen haben unter Beachtung des Datenschutzes und gesetzli-
cher Verschwiegenheitspflichten das Recht auf alle Informationen, die zur Ausübung ihres Mandats er-
forderlich und dienlich sind. 

(2) Sie haben Anspruch auf Ersatz des ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit erwachsenden Aufwands. 
Nähere Regelungen über die Aufwandsentschädigungen von Funktionären/Funktionärinnen sind durch 
die Österreichische Zahnärztekammer festzusetzen (Aufwandsentschädigungsordnung). 

Pflichten der Funktionäre/Funktionärinnen 
§ 16. (1) Die Funktionäre/Funktionärinnen sind verpflichtet, die ihnen nach diesem Bundesgesetz 

übertragenen Aufgaben und Funktionen nach bestem Wissen und Gewissen zu erfüllen und sich bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben den gesetzlichen Zielsetzungen der Österreichischen Zahnärztekammer und der 
jeweiligen Landeszahnärztekammer entsprechend zu verhalten. 

(2) Sie unterliegen der Verschwiegenheitspflicht gemäß § 4 und der Auskunftspflicht gemäß § 5. 

2. Hauptstück  
Österreichische Zahnärztekammer 

1. Abschnitt 
Österreichische Zahnärztekammer 

§ 17. (1) Die berufliche Vertretung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenbe-
rufs obliegt der „Österreichischen Zahnärztekammer“, die am Sitz der Bundesregierung eingerichtet ist. 

(2) Die Österreichische Zahnärztekammer ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts. 
(3) Die Österreichische Zahnärztekammer ist berechtigt, das Bundeswappen mit der Aufschrift 

„Österreichische Zahnärztekammer“ zu führen. 
(4) Der Schriftwechsel der Österreichischen Zahnärztekammer sowie ihrer Organe mit den öffentli-

chen Behörden und Ämtern ist von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit. 
Wirkungskreis 

§ 18. Die Österreichische Zahnärztekammer ist berufen, 
 1. die gemeinsamen beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Belange der Kammermitglieder 

wahrzunehmen und zu fördern sowie 
 2. für die Wahrung des Berufsansehens und der Berufspflichten des zahnärztlichen Berufs zu sor-

gen. 
Eigener Wirkungsbereich 

§ 19. (1) Im eigenen Wirkungsbereich hat die Österreichische Zahnärztekammer insbesondere fol-
gende Aufgaben wahrzunehmen: 
 1. Abschluss und Auflösung von Verträgen zur Regelung der Beziehungen der Angehörigen des 

zahnärztlichen Berufs zu den Trägern der Sozialversicherung (Verbänden), der Fürsorge und der 
Krankenfürsorge; 

 2. Abschluss von Kollektivverträgen als gesetzliche Interessenvertretung auf Arbeitgeberseite; 
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 3. Abschluss von Kollektivverträgen als gesetzliche Interessenvertretung auf Arbeitnehmerseite 
gegenüber Dienstgebern/Dienstgeberinnen, die nicht Kammermitglieder der Österreichischen 
Zahnärztekammer sind; 

 4. Errichtung, Beteiligung bzw. Beauftragung einer Gesellschaft für zahnärztliche Qualitätssiche-
rung und Mitwirkung bei der Kontrolle von Qualitätssicherungsmaßnahmen; 

 5. Verleihung von Fort- und Weiterbildungsdiplomen an Berufsangehörige und Anerkennung von 
im Inland oder Ausland absolvierten fachlichen Fort- und Weiterbildungen; 

 6. Durchführung von Aus- und Fortbildungen für zahnärztliches Hilfspersonal; 
 7. Überprüfung der für zahnärztliche Leistungen verrechneten Vergütungen einschließlich der in 

Dienstverträgen vereinbarten Entgelte und Erstattung von Gutachten über die Angemessenheit 
einer geforderten Vergütung für Gerichte oder Verwaltungsbehörden; 

 8. Errichtung und Betreiben von wirtschaftlichen Einrichtungen. 
(2) Der Österreichischen Zahnärztekammer obliegt die Erlassung folgender Vorschriften im eigenen 

Wirkungsbereich: 
 1. Erlassung von Richtlinien über das Ausmaß und die Form der zahnärztlichen Fortbildung sowie 

Erstellung und Durchführung von Fortbildungsprogrammen für die Berufsangehörigen (Fortbil-
dungsrichtlinien); 

 2. Erlassung von Vorschriften über die Art und Form zulässiger zahnärztlicher Informationen 
(Werberichtlinien); 

 3. Erlassung von Vorschriften über die Art und Form der Bezeichnung von zahnärztlichen Ordina-
tionsstätten (Schilderordnung); 

 4. Erlassung von Autonomen Honorar-Richtlinien über die angemessene Honorierung zahnärztli-
cher Leistungen; 

 5. jährliche Bekanntgabe des Grenzwertes als Voraussetzung für den schriftlichen Heil- und Ko-
stenplan (Grenzwerteverordnung); 

 6. Erlassung einer Patientenschlichtungsordnung sowie der Errichtung von Patientenschlichtungs-
stellen; 

 7. Erlassung einer Schlichtungsordnung für Streitigkeiten zwischen Kammermitgliedern (Kollegiale 
Schlichtungsordnung) und Durchführung kollegialer Schlichtungsverfahren; 

 8. Erlassung einer Satzung und einer Geschäftsordnung; 
 9. Erlassung einer Beitragsordnung; 
 10. Erlassung einer Diäten- und Reisegebührenordnung; 
 11. Erlassung einer Aufwandsentschädigungsordnung; 
 12. Erlassung einer Dienstordnung für die Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen der Österreichische 

Zahnärztekammer betreffend die dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Verhältnisse. 
(3) Zur Vertretung der Interessen des zahnärztlichen Berufs hat die Österreichische Zahnärztekam-

mer insbesondere folgende Aufgaben wahrzunehmen: 
 1. Entsendung von Vertretern/Vertreterinnen in und Erstattung von Besetzungsvorschlägen für 

andere Körperschaften und Stellen, sofern dies durch entsprechende Rechtsvorschriften vorgese-
hen ist; 

 2. Vertretung der österreichischen Zahnärzteschaft gegenüber ausländischen Berufsorganisationen 
und Unternehmen sowie internationalen Gremien; 

 3. Erstattung von Berichten, Gutachten und Vorschlägen betreffend das Gesundheitswesen sowie in 
allen sonstigen Angelegenheiten, die die Interessen des zahnärztlichen Berufs berühren, an Be-
hörden; 

 4. Mitwirkung an den amtlichen Gesundheitsstatistiken; 
 5. Mitarbeit an den Einrichtungen der österreichischen Universitäten und sonstigen inländischen 

Hochschuleinrichtungen zur zahnärztlichen Aus-, Fort- und Weiterbildung; 
 6. Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen. 

(4) Weiters ist die Österreichische Zahnärztekammer verpflichtet zur  
 1. Erstattung eines Jahresberichts an die Aufsichtsbehörde, 
 2. Sicherung der Versorgung der Kammermitglieder, ihrer Angehörigen und Hinterbliebenen, aus-

genommen der Angehörigen des Dentistenberufs, und der zahnärztlichen Leistungsbezie-
her/Leistungsbezieherinnen der Wohlfahrtsfonds der Ärztekammern durch Versorgungs- und Un-
terstützungsleistungen im Wege der Wohlfahrtsfonds der Ärztekammern in den Bundesländern, 
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 3. Verwaltung und Abwicklung des für die Angehörigen des Dentistenberufs eingerichteten Unter-
stützungsfonds, 

 4. Führung eines Disziplinarregisters, in das jede in Rechtskraft erwachsene Disziplinarstrafe unter 
Angabe der Personaldaten des betroffenen Kammermitglieds sowie der Daten des verurteilenden 
Erkenntnisses einzutragen ist, 

 5. Herausgabe eines offiziellen Publikationsorgans der Standesvertretung zur Kundmachung der 
von der Österreichischen Zahnärztekammer erlassenen Verordnungen und Richtlinien sowie zur 
Information der Kammermitglieder über die berufsrelevanten fachlichen, rechtlichen und stan-
despolitischen Entwicklungen. 

Übertragener Wirkungsbereich 
 § 20. (1) Im übertragenen Wirkungsbereich hat die Österreichischen Zahnärztekammer folgende 

Aufgaben wahrzunehmen: 
 1. Entgegennahme der Anmeldungen für die Ausübung des zahnärztlichen Berufs oder Dentistenbe-

rufs; 
 2. Führung der Liste der zur Berufsausübung berechtigten Angehörigen des zahnärztlichen Berufs 

und des Dentistenberufs (Zahnärzteliste); 
 3. Ausstellung von Bestätigungen über die Eintragung in die Zahnärzteliste; 
 4. Ausstellung der Zahnärzte- und Dentistenausweise; 
 5. Entziehung der Berechtigung zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs oder Dentistenberufs; 
 6. Einschränkung der Ausübung des zahnärztlichen Berufs oder Dentistenberufs; 
 7. Verleihung und Zurücknahme der Berechtigung zur Führung des Berufstitels „Prima-

rius“/„Primaria“; 
 8. Ausstellung von Bescheinigungen gemäß Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 

25. Juli 1978 für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise des Zahnarztes und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen 
Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr 
(§ 55 Zahnärztegesetz – ZÄG, BGBl. I Nr. ***/2005); 

 9. Ausstellung von Bescheinigungen gemäß Artikel 15 Abs. 3 der Richtlinie 78/686/EWG 
(§ 30 Abs. 4 ZÄG); 

 10. Durchführung von Sachverhaltsprüfungen gemäß Artikel 9 Abs. 3 und 10 Abs. 2 der Richtli-
nie 78/686/EWG (§ 21). 

(2) Für die in den Angelegenheiten gemäß Abs. 1 durchzuführenden Verfahren 
 1. ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51, anzuwenden und 
 2. kann die Österreichische Zahnärztekammer Vorschriften über die Einhebung einer Bearbeitungs-

gebühr, die sich nach dem mit der Durchführung der Verfahren durchschnittlich verbundenen 
Personal- und Sachaufwand zu richten hat, erlassen (Bearbeitungsgebührenverordnung). 

(3) Die Österreichische Zahnärztekammer kann auch ein Dienstleistungsunternehmen mit der Füh-
rung der Zahnärzteliste (Abs. 1 Z 2) beauftragen. In diesem Fall unterliegt auch der/die Dienstlei-
ster/Dienstleisterin der Verschwiegenheitspflicht gemäß § 4. 

(4) Weiters obliegt der Österreichischen Zahnärztekammer im übertragenen Wirkungsbereich die Er-
lassung folgender Vorschriften: 
 1. Vorschriften über Form und Inhalt des Zahnärzte- und Dentistenausweises (Zahnärzteausweis-

verordnung); 
 2. Vorschriften über die zahnärztliche Qualitätssicherung (Qualitätssicherungsverordnung); 
 3. Vorschriften über die Einhebung einer Bearbeitungsgebühr (Bearbeitungsgebührenverordnung). 

Prüfung der Vertrauenswürdigkeit – EWR 
§ 21. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat über Ersuchen eines der übrigen Vertragsstaaten 

des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Vertragsstaaten) oder der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft von diesem Staat mitgeteilte Sachverhalte betreffend Personen, die in Österreich 
in die Zahnärzteliste eingetragen sind oder waren und beabsichtigen, in diesem Staat eine zahnärztliche 
Tätigkeit auszuüben, zu prüfen, die 
 1. sich im Bundesgebiet der Republik Österreich vor Niederlassung der betreffenden Person im 

betreffenden Staat ereignet haben sollen, 
 2. genau bestimmt sind und 
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 3. nach Auffassung dieses Staats geeignet sein könnten, sich auf die für die Ausübung des zahnärzt-
lichen Berufs erforderliche Vertrauenswürdigkeit auszuwirken. 

(2) Im Rahmen der Prüfung ist  
 1. eine Stellungnahme des/der betroffenen Berufsangehörigen einzuholen sowie 
 2. festzustellen, ob gegen ihn/sie wegen dieses Sachverhalts in Österreich ermittelt wird, ein ver-

waltungs- oder verwaltungsstrafrechtliches oder strafrechtliches Verfahren anhängig ist oder eine 
verwaltungs- oder verwaltungsstrafrechtliche Maßnahme oder eine strafgerichtliche Maßnahme 
verhängt wurde. 

(3) Das Ergebnis dieser Prüfung sowie eine Beurteilung, ob die verhängte Maßnahme geeignet ist, 
die Vertrauenswürdigkeit der Person im Hinblick auf die zahnärztliche Berufsausübung in Zweifel zu 
ziehen, ist der zuständigen Stelle des ersuchenden Staats binnen drei Monaten zu übermitteln. 

2. Abschnitt 
Organe der Österreichischen Zahnärztekammer 

§ 22. Organe der Österreichischen Zahnärztekammer sind: 
 1. der Bundesausschuss 
 2. der Bundesvorstand 
 3. der/die Präsident/Präsidentin und die Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen 
 4. der/die Finanzreferent/Finanzreferentin 
 5. die Rechnungsprüfer/Rechnungsprüferinnen 
 6. die Delegiertenversammlung. 

Bundesausschuss 
§ 23. (1) Der Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer besteht aus den Präsiden-

ten/Präsidentinnen und Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen der Landeszahnärztekammern. 
(2) Die Sitzungen des Bundesausschusses sind  

 1. bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich oder  
 2. auf Verlangen von mindestens fünf stimmberechtigten Mitgliedern des Bundesausschusses  
vom/von der Präsidenten/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer einzuberufen und werden 
von diesem/dieser geleitet. 

(3) Der Bundesausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mit-
glieder anwesend ist. 

(4) Stimmberechtigte Mitglieder des Bundesausschusses sind die Präsidenten/Präsidentinnen der 
Landeszahnärztekammern, in deren Verhinderungsfall die Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen der jewei-
ligen Landeszahnärztekammer. Das Stimmrecht jedes/jeder Präsidenten/Präsidentin bzw. Vizepräsiden-
ten/Vizepräsidentin einer Landeszahnärztekammer ist gewichtet nach dem Verhältnis der Anzahl der der 
jeweiligen Landeszahnärztekammer zugeordneten Kammermitglieder zur Anzahl aller Kammermitglieder 
der Österreichischen Zahnärztekammer. Nähere Bestimmungen über die Berechnung der gewichteten 
Stimmrechte sind in der Satzung festzulegen. 

(5) Für Beschlüsse des Bundesausschusses ist die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen und 
gewichteten Stimmen erforderlich, soweit nicht andere Bestimmungen nach diesem Bundesgesetz oder 
die Satzung andere Stimmenmehrheiten fordern. 

(6) Der Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bedarf 
 1. der Beschluss, mit dem dem/der Präsidenten/Präsidentin, einem/einer Vizepräsiden-

ten/Vizepräsidentin oder dem/der Finanzreferenten/Finanzreferentin das Vertrauen entzogen 
wird, und 

 2. der Beschluss über die Erlassung und Änderung der Satzung. 
Aufgaben des Bundesausschusses 

§ 24. Dem Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer obliegt 
 1. die Durchführung aller der Österreichischen Zahnärztekammer gesetzlich übertragenen Aufgaben 

gemäß §§ 19 ff, soweit diese nach diesem Bundesgesetz nicht ausdrücklich anderen Organen zu-
gewiesen sind, 

 2. der Beschluss über die Übertragung von Aufgaben an die Landeszahnärztekammern, 
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 3. die Wahl des/der Präsidenten/Präsidentin, der drei Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen, des/der 
Finanzreferenten/Finanzreferentin und der zwei Rechnungsprüfer/Rechnungsprüferinnen der 
Österreichischen Zahnärztekammer, 

 4. die Entscheidung über die Entziehung des Vertrauens des/der Präsidenten/Präsidentin, des/der 
Vizepräsidenten/Vizepräsidentin oder des/der Finanzreferenten/Finanzreferentin der Österreichi-
schen Zahnärztekammer, 

 5. die Verwaltung des Vermögens der Österreichischen Zahnärztekammer, 
 6. die Anordnung der Wahl der Delegierten und die Festlegung der Zahl der Delegierten, 
 7. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag und den Rechnungsabschluss, 
 8. die Beschlussfassung über die Festsetzung der Kammerbeiträge der Österreichischen Zahnärzte-

kammer, 
 9. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, die eine Landeszahnärztekammer der Österreichi-

schen Zahnärztekammer zur Entscheidung vorlegt, 
 10. die Einsetzung beratender Ausschüsse, 
 11. die Bestellung von Referenten/Referentinnen und sonstigen Beauftragten, 
 12. die Einberufung der Delegiertenversammlung, 
 13. die Bestellung nachrückender Mitglieder des Verwaltungsausschusses des Unterstützungsfonds 

für Angehörige des Dentistenberufs, 
 14. die Beschlussfassung der Geschäftsordnung des Unterstützungsfonds für Angehörige des Denti-

stenberufs. 
Bundesvorstand  

§ 25. (1) Dem Bundesvorstand gehören 
 1. der/die Präsident/Präsidentin,  
 2. die drei Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen und 
 3. der/die Finanzreferent/Finanzreferentin 
der Österreichischen Zahnärztekammer an. 

(2) Der/Die Präsident/Präsidentin, die Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen und der/die Finanzrefe-
rent/Finanzreferentin der Österreichischen Zahnärztekammer werden vom Bundesausschuss aus dem 
Kreis seiner Mitglieder für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Sie sind in getrennten Wahlgängen mit 
absoluter Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen zu wählen. 

(3) Der/Die Präsident/Präsidentin und die Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen der Österreichischen 
Zahnärztekammer haben nach ihrer Wahl in die Hand des/der Bundesministers/Bundesministerin für 
Gesundheit und Frauen das Gelöbnis auf Einhaltung der Gesetze und die getreuliche Erfüllung ihrer Ob-
liegenheiten abzulegen. 

Aufgaben und Beschlussfassung des Bundesvorstands 
§ 26. (1) Dem Bundesvorstand obliegt  

 1. die Entscheidung in Angelegenheiten der Delegiertenversammlung und des Bundesausschusses, 
sofern deren Beschlussfassung wegen der Dringlichkeit der Angelegenheit nicht erwartet werden 
kann, 

 2. die Behandlung von Angelegenheiten, die eine Landeszahnärztekammer der Österreichischen 
Zahnärztekammer zur Entscheidung vorlegt, 

 3. die Erstattung von Besetzungsvorschlägen für andere Körperschaften und Stellen, sofern dies 
durch entsprechende Rechtsvorschriften vorgesehen ist, 

 4. die Ernennung des/der Kammeramtsdirektors/Kammeramtsdirektorin, 
 5. die Beschlussfassung in Personalangelegenheiten betreffend die Arbeitneh-

mer/Arbeitnehmerinnen der Österreichischen Zahnärztekammer. 
(2) Fällt eine vom Bundesvorstand zu behandelnde Angelegenheit vorwiegend in den Bereich einer 

Landeszahnärztekammer, so kann der Bundesvorstand beschließen, den/die Präsidenten/Präsidentin oder 
bei dessen/deren Verhinderung den/die Vizepräsidenten/Vizepräsidentin der jeweiligen Landeszahnärzte-
kammer mit Stimmrecht zur Behandlung der entsprechenden Angelegenheit beizuziehen. 

(3) Sitzungen des Bundesvorstands sind vom/von der Präsidenten/Präsidentin der Österreichischen 
Zahnärztekammer einzuberufen und zu leiten. 

(4) Nähere Bestimmungen über die Beschlussfassung im Bundesvorstand sind in der Satzung festzu-
legen. 
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Präsident/Präsidentin 
§ 27. (1) Der/Die Präsident/Präsidentin vertritt die Österreichische Zahnärztekammer nach außen. 

Ihm/Ihr obliegt die Vorbereitung und Durchführung der Beschlüsse der Organe der Österreichischen 
Zahnärztekammer. 

(2) Der/Die Präsident/Präsidentin leitet die Geschäfte und fertigt die Geschäftsstücke. 
(3) Der/Die Präsident/Präsidentin wird im Falle seiner/ihrer Verhinderung von den Vizepräsiden-

ten/Vizepräsidentinnen in der Reihenfolge ihrer Wahl vertreten. Im Fall der Verhinderung des/der Präsi-
denten/Präsidentin und aller Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen geht die Vertretung des/der Präsiden-
ten/Präsidentin auf den/die an Lebensjahren ältesten/älteste Präsidenten/Präsidentin einer Landeszahnärz-
tekammer über. 

(4) Entzieht der Bundesausschuss dem/der Präsidenten/Präsidentin das Vertrauen, so haben die Vi-
zepräsidenten/Vizepräsidentinnen in der Reihenfolge ihrer Wahl die Geschäfte weiterzuführen. Der/Die 
geschäftsführende Vizepräsident/Vizepräsidentin ist verpflichtet, entsprechend dem Beschluss des Bun-
desausschusses die Neuwahl des/der Präsidenten/Präsidentin sofort durchzuführen oder binnen vier Wo-
chen den Bundesausschuss zur Neuwahl des/der Präsidenten/Präsidentin einzuberufen. Wird auch allen 
Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen das Vertrauen entzogen, so tritt an die Stelle der Vizepräsiden-
ten/Vizepräsidentinnen der/die an Lebensjahren älteste Präsident/Präsidentin einer Landeszahnärztekam-
mer. Die näheren Bestimmungen über den Vertrauensentzug und über die Nachbesetzungen durch Neu-
wahl sind in der Satzung zu regeln. 

Finanzreferent/Finanzreferentin 
§ 28. (1) Der/Die Finanzreferent/Finanzreferentin hat die wirtschaftlichen Belange der Österreichi-

schen Zahnärztekammer wahrzunehmen und dabei auf eine möglichst sparsame, wirtschaftliche und 
zweckmäßige Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben hinzuwirken. 

(2) Zu seinen/ihren Aufgaben zählen insbesondere  
 1. die Erstellung des Jahresvoranschlags und des Rechnungsabschlusses sowie  
 2. die Erstattung von Vorschlägen für die Festsetzung der Höhe der Kammerbeiträge und sonstiger 

Gebühren. 
 (3) Jede Ausfertigung von Geschäftsstücken der Österreichischen Zahnärztekammer, die eine finan-

zielle Angelegenheit betreffen, ist vom/von der Finanzreferenten/Finanzreferentin unter Beisetzung der 
Funktionsbezeichnung „Finanzreferent“/„Finanzreferentin“ mitzuzeichnen. 

(4) Bei dauernder Verhinderung des/der Finanzreferenten/Finanzreferentin oder für den Fall der Ent-
ziehung des Vertrauens durch den Bundesausschuss hat der Bundesausschuss ehest möglich aus dem 
Kreis seiner Mitglieder einen/eine neuen/neue Finanzreferenten/Finanzreferentin für die verbleibende 
Funktionsperiode zu wählen. Bis zur Neuwahl sind dessen Aufgaben durch den/die Präsiden-
ten/Präsidentin wahrzunehmen. Die näheren Bestimmungen über den Vertrauensentzug und über die 
Nachbesetzung durch Neuwahl sind in der Satzung zu regeln. 

Rechnungsprüfer/Rechnungsprüferinnen 
§ 29. (1) Vom Bundesausschuss werden für die Dauer von jeweils einem Kalenderjahr zwei Rech-

nungsprüfer/Rechnungsprüferinnen aus dem Kreis der Kammermitglieder gewählt. 
(2) Den Rechnungsprüfern/Rechnungsprüferinnen obliegt die Überprüfung des Rechnungsabschlus-

ses. 
(3) Sie haben über die Prüfung des Rechnungsabschlusses einen schriftlichen Bericht an den Bun-

desausschuss zu erstatten. 
Delegiertenversammlung 

§ 30. (1) Die Delegiertenversammlung besteht aus allen in den Landeszahnärztekammern gemäß 
§ 39 gewählten Delegierten. 

(2) Die Delegiertenversammlung  
 1. kann jederzeit durch den Bundesausschuss einberufen werden und 
 2. ist auf Verlangen von mindestens einem Drittel der Delegierten unter schriftlicher Bekanntgabe 

eines Grundes einzuberufen. 
(3) Den Vorsitz in der Delegiertenversammlung führt der/die Präsident/Präsidentin der Österreichi-

schen Zahnärztekammer. 
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Aufgaben und Beschlussfassung der Delegiertenversammlung 
§ 31. (1) Der Delegiertenversammlung obliegt 

 1. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, die ihr vom Bundesausschuss wegen ihrer Wichtig-
keit vorgelegt werden, 

 2. die Beschlussfassung über Abstimmungen unter allen Kammermitgliedern in Angelegenheiten, 
die dies wegen ihrer Wichtigkeit verlangen. 

(2) Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als zwei Drittel ihrer Mitglieder an-
wesend sind. Nach Ablauf einer Wartezeit von 30 Minuten ist die Delegiertenversammlung jedenfalls 
ohne Berücksichtigung der anwesenden Mitgliederzahl beschlussfähig. Nähere Bestimmungen über die 
Beschlussfassung in der Delegiertenversammlung sind in der Satzung festzulegen. 

3. Abschnitt 
Kammeramt 

§ 32. Das Kammeramt hat die zur Erfüllung der Aufgaben der Österreichischen Zahnärztekammer 
notwendigen fachlichen und administrativen Aufgaben zu erbringen. Das Kammeramt hat insbesondere 
 1. die Beschlüsse der Organe der Österreichischen Zahnärztekammer unparteiisch durchzuführen, 
 2. die von den Organen der Österreichischen Zahnärztekammer angeforderten Stellungnahmen 

auszuarbeiten, 
 3. den Organen der Österreichischen Zahnärztekammer zweckdienliche Vorschläge zu unterbreiten 

und 
 4. für Information und Beratung der Kammermitglieder und der Landeszahnärztekammern zu sor-

gen. 
Kammeramtsdirektor 

§ 33. (1) Das Kammeramt wird durch einen/eine rechtskundigen/rechtskundige Kammeramtsdirek-
tor/Kammeramtsdirektorin geleitet, der/die dem/der Präsidenten/Präsidentin gegenüber weisungsgebun-
den ist. 

(2) Der/Die Kammeramtsdirektor/Kammeramtsdirektorin wird auf Vorschlag des/der Präsiden-
ten/Präsidentin vom Bundesvorstand für die Dauer der Funktionsperiode des Bundesvorstands ernannt. 
Die Wiederernennung ist möglich. 

3. Hauptstück 
Landeszahnärztekammern 

1. Abschnitt 
Landeszahnärztekammern 

§ 34. (1) Die Landeszahnärztekammern gemäß § 2 Abs. 2 führen die Bezeichnung „Landeszahnärz-
tekammer für ...“ unter Hinweis auf das jeweilige Bundesland. 

(2) Den Landeszahnärztekammern kommt insofern Rechtspersönlichkeit zu, als sie berechtigt sind, 
die ihnen übertragenen Angelegenheiten in eigenem Namen wahrzunehmen. 

Aufgabenbereich 
§ 35. (1) Den Landeszahnärztekammern obliegt die Besorgung der Geschäfte der Österreichischen 

Zahnärztekammer von regionaler Bedeutung. 
(2) Aufgaben von regionaler Bedeutung gemäß Abs. 1 sind insbesondere: 

 1. Entgegennahme von Anmeldungen für und Erklärungen über die Einstellung und Unterbrechung 
der Ausübung des zahnärztlichen Berufs und Weiterleitung an die Österreichische Zahnärzte-
kammer; 

 2. Beschluss über die Auflösung von Verträgen zur Regelung der Beziehungen der Angehörigen 
des zahnärztlichen Berufs zu den Trägern der Sozialversicherung (Verbänden), der Fürsorge und 
der Krankenfürsorge für das jeweiligen Bundesland; 

 3. Abschluss von Vereinbarungen mit den für das jeweilige Bundesland zuständigen Sozialversi-
cherungsträgern über die örtliche Verteilung von Vertragszahnärzten (Stellenplan); 

 4. Organisation von zahnärztlichen Notdiensten und Vereinbarung der Honorarregelung für diese 
mit den für das jeweilige Bundesland zuständigen Sozialversicherungsträgern; 
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 5. Vermittlung in Streitigkeiten zwischen Kammermitgliedern in ihrem Bundesland (kollegiale 
Schlichtungsverfahren); 

 6. Vermittlung in Streitigkeiten zwischen Kammermitgliedern einerseits und Patienten/Patientinnen 
bzw. Versicherungen andererseits (Patientenschlichtungsverfahren); 

 7. Schaffung und Betreiben von Aus- und Fortbildungseinrichtungen für zahnärztliches Hilfsperso-
nal; 

 8. Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für Angehörige des zahnärztlichen Berufs; 
 9. Errichtung und Betreiben von wirtschaftlichen Einrichtungen; 
 10. Entsendung von Vertretern/Vertreterinnen in und Erstattung von Besetzungsvorschlägen für 

andere Körperschaften und Stellen in ihrem Bundesland, sofern dies durch entsprechende 
Rechtsvorschriften vorgesehen ist. 

(3) Weiters zählt zu den Aufgaben gemäß Abs. 1 die Bestellung der zahnärztlichen Vertre-
ter/Vertreterinnen 
 1. in die Erweiterte Vollversammlung der Ärztekammer des jeweiligen Bundeslandes aus dem 

Kreis der Mitglieder des jeweiligen Landesausschusses, 
 2. in den Verwaltungsausschuss der Ärztekammer des jeweiligen Bundeslandes aus dem Kreis der 

zahnärztlichen Mitglieder der Erweiterten Vollversammlung der Ärztekammer sowie 
 3. in den Überprüfungsausschuss und den Beschwerdeausschuss der Ärztekammer des jeweiligen 

Bundeslandes aus dem Kreis der der jeweiligen Landeszahnärztekammer zugeordneten Kam-
mermitglieder. 

(4) Die Österreichische Zahnärztekammer hat die Übertragung der in Abs. 2 und 3 genannten Auf-
gaben an die Landeszahnärztekammern festzulegen und kann weitere Aufgaben im Sinne des Abs. 1 an 
die Landeszahnärztekammern übertragen. 

2. Abschnitt 
Organe der Landeszahnärztekammer 

§ 36. Organe der Landeszahnärztekammer sind: 
 1. der Landesausschuss 
 2. der Landesvorstand 
 3. der/die Präsident/Präsidentin und der/die Vizepräsident/Vizepräsidentin 
 4. der/die Landesfinanzreferent/Landesfinanzreferentin 
 5. die Landesrechnungsprüfer/Landesrechnungsprüferinnen. 

Landesausschuss 
§ 37. (1) Der Landesausschuss besteht aus den in dem betreffenden Bundesland gemäß § 39 gewähl-

ten Delegierten. 
(2) Die Sitzungen des Landesausschusses werden vom/von der Präsidenten/Präsidentin der Landes-

zahnärztekammer einberufen und geleitet, wobei die erste Sitzung der Funktionsperiode von dem an Jah-
ren ältesten Landesausschussmitglied eröffnet und bis zur Wahl des/der Präsidenten/Präsidentin geleitet 
wird. 

(3) Der Landesausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist. 

(4) Für Beschlüsse des Landesausschusses ist die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen erforderlich, soweit nicht andere Bestimmungen nach diesem Bundesgesetz oder die Satzung 
andere Stimmenmehrheiten erfordern. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Präsiden-
ten/Präsidentin der Landeszahnärztekammer.  

(5) Der Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bedarf 
 1. der Beschluss, mit dem dem/der Präsidenten/Präsidentin, dem/der Vizepräsiden-

ten/Vizepräsidentin oder dem/der Finanzreferenten/Finanzreferentin das Vertrauen entzogen 
wird, sowie 

 2. der Beschluss über die Auflösung von Verträgen zur Regelung der Beziehungen der Angehörigen 
des zahnärztlichen Berufs zu den Trägern der Sozialversicherung (Verbänden), der Fürsorge und 
der Krankenfürsorge für das jeweilige Bundesland. 
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Aufgaben des Landesausschusses 
§ 38. (1) Dem Landesausschuss obliegt 

 1. die Durchführung aller der Landeszahnärztekammer übertragenen Aufgaben gemäß § 35, soweit 
diese nach diesem Bundesgesetz nicht ausdrücklich anderen Organen zugewiesen sind, 

 2. die Wahl der Rechnungsprüfer/Rechnungsprüferinnen der Landeszahnärztekammer, 
 3. die Entscheidung über die Entziehung des Vertrauens des/der Präsidenten/Präsidentin, des/der 

Vizepräsidenten/Vizepräsidentin oder des/der Finanzreferenten/Finanzreferentin der Landes-
zahnärztekammer, 

 4. die Verwaltung des Vermögens der Landeszahnärztekammer, 
 5. die Beschlussfassung über die Zahl und die Funktion der Delegierten im jeweiligen Bundesland, 
 6. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag und den Rechnungsabschluss der Landeszahn-

ärztekammer, 
 7. die Beschlussfassung über die Höhe des Landeskammerbeitrags, 
 8. die Beschlussfassung in Personalangelegenheiten der Landeszahnärztekammer. 

(2) Der Landesausschuss kann weiters 
 1. beratende Ausschüsse einsetzen, 
 2. weitere Referenten/Referentinnen für spezielle Aufgaben aus dem Kreis der Kammermitglieder 

des jeweiligen Bundeslandes bestellen, 
 3. Bezirks- und Regionalzahnärztevertreter/Bezirks- und Regionalzahnärztevertreterinnen nach den 

regionalen Bedürfnissen bestellen und 
 4. den Erweiterten Landesausschuss einberufen. 

(3) Gibt es im Wirkungsbereich einer Landeszahnärztekammer nur drei Delegierte, sind die Aufga-
ben des Landesausschusses vom Landesvorstand wahrzunehmen. 

Wahl der Delegierten 
§ 39. (1) Der Landesausschuss besteht  

 1. in Bundesländern mit bis zu 250 Kammermitgliedern aus mindestens drei und höchstens fünf 
Delegierten, 

 2. in Bundesländern mit 251 bis 500 Kammermitgliedern aus mindestens fünf und höchstens sieben 
Delegierten, 

 3. in Bundesländern mit 501 bis 750 Kammermitgliedern aus mindestens sieben und höchstens 
neun Delegierten und 

 4. in Bundesländern mit mehr als 750 Kammermitgliedern aus mindestens neun und höchstens 
fünfzehn Delegierten. 

(2) Der Bundesausschuss ordnet in allen Bundesländern einen einheitlichen Wahltermin für die 
Wahl der Delegierten an. Auf Antrag des Landesausschusses hat der Bundesausschuss die Zahl und die 
jeweilige Funktion der Delegierten (§ 46) festzulegen. 

(3) Die Delegierten werden durch allgemeine und gleiche Wahl für die Dauer von fünf Jahren ge-
wählt. Bei allfälligen Nachwahlen oder vorzeitigen Neuwahlen endet die Mandatsdauer ebenfalls mit 
dieser Funktionsperiode. 

(4) Das Wahlrecht ist durch geheime und persönliche Abgabe der Stimme oder durch Übermittlung 
des Stimmzettels in Form eines eingeschriebenen Briefs auszuüben. Die Funktionsperiode des Lan-
desausschusses endet mit der Konstituierung des neu gewählten Landesausschusses. 

Wahlordnung 
§ 40. Der/Die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach Anhörung der 

Österreichischen Zahnärztekammer nähere Bestimmungen über das Wahlverfahren für die Wahlen in den 
Landesausschuss, insbesondere über 
 1. die Anordnung und Ausschreibung der Wahlen, 
 2. die Erfassung und Verzeichnung der Wahlberechtigten, 
 3. die Wahlbehörden, 
 4. die Wahlvorschläge, 
 5. die Stimmabgabe, 
 6. das Abstimmungs- und Ermittlungsverfahren,  
 7. die Einberufung der gewählten Delegierten und 
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 8. allenfalls erforderliche Nachwahlen und Nachbesetzungen, 
durch Verordnung festzulegen. 

Landesvorstand  
§ 41. (1) Dem Landesvorstand gehören 

 1. der/die Präsident/Präsidentin,  
 2. der/die Vizepräsident/Vizepräsidentin und  
 3. der/die Finanzreferent/Finanzreferentin 
der Landeszahnärztekammer an. 

(2) Der/Die Präsident/Präsidentin, der/die Vizepräsident/Vizepräsidentin und der/die Landesfinanz-
referent/Landesfinanzreferentin der Landeszahnärztekammer werden von den der jeweiligen Landeszahn-
ärztekammer zugeordneten wahlberechtigten Kammermitgliedern direkt für die Dauer von fünf Jahren 
gewählt. 

(3) Der/Die Präsident/Präsidentin und der/die Vizepräsident/Vizepräsidentin der Landeszahnärzte-
kammer haben nach ihrer Wahl in die Hand des/der Bundesministers/Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen das Gelöbnis auf Einhaltung der Gesetze und die getreuliche Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
abzulegen. 

Aufgaben und Beschlussfassung des Landesvorstands 
§ 42. (1) Dem Landesvorstand obliegt die Entscheidung in Angelegenheiten des Landesausschusses, 

sofern dessen rechtzeitige Beschlussfassung wegen der Dringlichkeit der Angelegenheit nicht erwartet 
werden kann. 

(2) Sitzungen des Landesvorstands werden vom/von der Präsidenten/Präsidentin einberufen und ge-
leitet. 

(3) Nähere Bestimmungen über die Beschlussfassung im Landesvorstand sind in der Satzung festzu-
legen. 

Präsident/Präsidentin 
§ 43. (1) Der/Die Präsident/Präsidentin vertritt die Landeszahnärztekammer nach außen. Ihm/Ihr ob-

liegt die Vorbereitung und Durchführung der Beschlüsse der Organe der Landeszahnärztekammer.  
(2) Der/Die Präsident/Präsidentin leitet die Geschäfte und fertigt die Geschäftsstücke der Landes-

zahnärztekammer. 
(3) Der/Die Präsident/Präsidentin wird im Falle seiner Verhinderung vom/von der Vizepräsiden-

ten/Vizepräsidentin vertreten. Im Fall der Verhinderung des/der Präsidenten/Präsidentin und des/der Vi-
zepräsidenten/Vizepräsidentin geht die Vertretung des/der Präsidenten/Präsidentin auf das an Lebensjah-
ren älteste Mitglied des Landesausschusses über. 

(4) Entzieht der Landesausschuss dem/der Präsidenten/Präsidentin oder dem/der Vizepräsiden-
ten/Vizepräsidentin das Vertrauen, so ist unverzüglich die Neuwahl des/der Präsidenten/Präsidentin bzw. 
Vizepräsidenten/Vizepräsidentin anzuordnen. Bis zur Neuwahl ist Abs. 3 anzuwenden. 

(5) Abs. 4 ist auch dann anzuwenden, wenn der/die Präsident/Präsidentin bzw. Vizepräsi-
dent/Vizepräsidentin sein/ihr Amt aus anderen Gründen während seiner Funktionsperiode zurücklegt oder 
verstirbt. 

Landesfinanzreferent/Landesfinanzreferentin 
§ 44. (1) Der/Die Landesfinanzreferent/Landesfinanzreferentin hat die wirtschaftlichen Belange der 

Landeszahnärztekammer wahrzunehmen und dabei auf eine möglichst sparsame, wirtschaftliche und 
zweckmäßige Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben hinzuwirken. 

(2) Zu seinen/ihren Aufgaben zählen insbesondere 
 1. die Erstellung des Jahresvoranschlags und des Rechnungsabschlusses sowie  
 2. die Erstattung von Vorschlägen für die Festsetzung der Höhe der Landeskammerbeiträge und 

sonstiger Gebühren. 
(2) Jede Ausfertigung von Geschäftsstücken der Landeszahnärztekammer, die eine finanzielle Ange-

legenheit betreffen, ist vom/von der Landesfinanzreferenten/Landesfinanzreferentin unter Beisetzung der 
Funktionsbezeichnung „Landesfinanzreferent“/„Landesfinanzreferentin“ mitzuzeichnen. 

(3) Bei dauernder Verhinderung des/der Landesfinanzreferenten/Landesfinanzreferentin oder für den 
Fall der Entziehung des Vertrauens durch den Landesausschuss ist unverzüglich die Neuwahl des/der 
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Landesfinanzreferenten/Landesfinanzreferentin anzuordnen. In dringenden Fällen übt zwischenzeitlich 
der/die Präsident/Präsidentin das Amt des/der Landesfinanzreferenten/Landesfinanzreferentin aus. 

Landesrechnungsprüfer/Landesrechnungsprüferinnen 
§ 45. (1) Vom Landesausschuss werden für die Dauer von jeweils einem Kalenderjahr zwei Rech-

nungsprüfer/Rechnungsprüferinnen aus dem Kreis der Kammermitglieder des jeweiligen Bundeslandes 
gewählt. 

(2) Den Rechnungsprüfern/Rechnungsprüferinnen obliegt die Überprüfung des Rechnungsabschlus-
ses der Landeszahnärztekammer. 

(3) Sie haben über die Prüfung des Rechnungsabschlusses einen schriftlichen Bericht an den Lan-
desausschuss zu erstatten. 

3. Abschnitt 
Referenten/Referentinnen 

§ 46. (1) Referenten/Referentinnen einer Landeszahnärztekammer sind  
 1. die Delegierten, die von den der jeweiligen Landeszahnärztekammer zugeordneten wahlberech-

tigten Kammermitgliedern gemäß § 39 für die Funktion eines bestimmten Referats gewählt wur-
den, sowie 

 2. die gemäß § 38 Abs. 2 Z 2 vom Landesausschuss für spezielle Aufgaben bestellte Kamermitglie-
der. 

(2) Unbeschadet der §§ 41 ff hat jeder/jede Delegierte gemäß Abs. 1 Z 1 jene Funktion auszuüben, 
für die er gewählt wurde. 

(3) Bei dauernder Verhinderung eines/einer Referenten/Referentin gemäß Abs. 1 Z 1 oder für den 
Fall der Entziehung des Vertrauens durch den Landesausschuss rückt jene Person als der/die jeweilige 
Referent/Referentin nach, der in jenem Wahlvorschlag, in dem der/die bisherige Referent/Referentin 
enthalten war, als Sukzessor/Sukzessorin für diesen/diese Referenten/Referentin genannt ist. 

Bezirks- und Regionalzahnärztevertreter/Bezirks- und Regionalzahnärztevertreterinnen 
§ 47. (1) Der Landesausschuss kann nach den regionalen Bedürfnissen Bezirks- und Regionalzahn-

ärztevertreter/Bezirks- und Regionalzahnärztevertreterinnen aus dem Kreis der Kammermitglieder des 
jeweiligen Bundeslandes bestellen. 

(2) Den Bezirks- und Regionalzahnärztevertretern/Bezirks- und Regionalzahnärztevertreterinnen ob-
liegt 
 1. die Abgabe von Stellungnahmen an den Landesausschuss, 
 2. die Information und Beratung des Landesausschusses, 
 3. die Information der regional ansässigen Kammermitglieder und  
 4. die Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen. 

Erweiterter Landesausschuss 
§ 48. (1) Der Erweiterte Landesausschuss besteht aus den Delegierten, den Bezirks- und Regional-

zahnärztevertretern/Bezirks- und Regionalzahnärztevertreterinnen und den gemäß § 38 Abs. 2 Z 2 bestell-
ten Referenten/Referentinnen des jeweiligen Bundeslandes. 

(2) Der Erweiterte Landesausschuss kann jederzeit durch den Landesausschuss einberufen werden. 
Den Vorsitz im Erweiterten Landesausschuss führt der/die Präsident/Präsidentin der Landeszahnärzte-
kammer. 

(3) Dem Erweiterten Landesausschuss obliegt die Beratung des Landesausschusses. Nähere Bestim-
mungen über die Aufgaben und die Beschlussfassung des Erweiterten Landesausschusses sind in der 
Satzung festzulegen. 

Landessekretariat 
§ 49. (1) Die Landeszahnärztekammern können, soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erfor-

derlich ist, ein Sekretariat mit dem erforderlichen Personal einrichten. 
(2) Die Kosten für die Beschäftigung von Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen in den Landeszahnärz-

tekammern sind von diesen aufzubringen. Wird ein/eine Arbeitnehmer/Arbeitnehmerin für mehrere Lan-
deszahnärztekammern oder auch für die Österreichische Zahnärztekammer tätig, so sind die anfallenden 
Kosten aliquot von diesen zu tragen. 
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4. Hauptstück 
1. Abschnitt 

Qualitätssicherung 

Gesellschaft für Qualitätssicherung 
§ 50. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat  

 1. eine Gesellschaft für zahnärztliche Qualitätssicherung zu errichten, 
 2. sich an einer Gesellschaft mit dem Unternehmensgegenstand der Qualitätssicherung in der Medi-

zin und Zahnmedizin zu beteiligen oder  
 3. die gemäß § 118a ÄrzteG 1998 von der Österreichischen Ärztekammer errichtete Gesellschaft 

für Qualitätssicherung mit der Durchführung der zahnärztlichen Qualitätssicherung zu beauftra-
gen, 

die in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung nach dem Gesetz über Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung (GmbH-Gesetz), RGBl. 58/1906, zu führen ist (Gesellschaft für Qualitätssiche-
rung). 

(2) Zu den Aufgaben der Gesellschaft für Qualitätssicherung zählen: 
 1. die Ausarbeitung von zahnmedizinischen Qualitätskriterien einschließlich Kriterien für die Struk-

tur- und Prozessqualität, allenfalls im Zusammenwirken mit inländischen Fachgesellschaften, 
 2. die Qualitätsevaluierung mittels fachspezifischer Evaluierungsbögen, 
 3. die Qualitätskontrolle sowie 
 4. die Führung eines zahnärztlichen Qualitätsregisters. 

(3) Die Meldungen gemäß § 22 Abs. 1 ZÄG sowie die Ergebnisse der Evaluierung und Kontrolle 
sind in das zahnärztliche Qualitätsregister aufzunehmen und zu anonymisieren. 

(4) Wird im Rahmen der Qualitätsevaluierung ein Mangel festgestellt, so hat die Gesellschaft für 
Qualitätssicherung – erforderlichenfalls unter Setzung einer angemessenen Frist – den/die Angehöri-
gen/Angehörige des zahnärztlichen Berufs zur Behebung des Mangels aufzufordern. Die Landeszahnärz-
tekammern haben die Gesellschaft für Qualitätssicherung bei der anschließenden Kontrolle der Mängel-
behebung zu unterstützen. Wird dem Mängelbehebungsauftrag nicht nachgekommen, so hat die Gesell-
schaft für Qualitätssicherung eine entsprechende Meldung an die Österreichische Zahnärztekammer zu 
erstatten. 

(5) Auf Anfrage eines gesetzlichen Krankenversicherungsträgers sowie einer Krankenfürsorgeein-
richtung sind die Ergebnisse der Evaluierung eines/einer Vertragszahnarztes/Vertragszahnärztin dem 
anfragenden Vertragspartner bekannt zu geben. Von Kontrollen zahnärztlicher Ordinationsstätten sind der 
anfragende gesetzliche Krankenversicherungsträger oder die anfragende Krankenfürsorgeeinrichtung zu 
informieren, wobei diesen das Recht zusteht, einen/eine Angehörigen/Angehörige des zahnärztlichen 
Berufs zur Teilnahme an der Kontrolle zu bestimmen. Im Falle mehrerer anfragenden gesetzlichen Kran-
kenversicherungsträger bzw. Krankenfürsorgeeinrichtungen steht diesen das Recht zu, gemeinsam ei-
nen/eine Angehörigen/Angehörige des zahnärztlichen Berufs zur Teilnahme an der Kontrolle zu bestim-
men. 

(6) Die Ergebnisse der Evaluierung und Kontrolle sind dem/der Bundesminister/Bundesministerin 
für Gesundheit und Frauen sowie dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger an-
onymisiert zur Verfügung zu stellen. 

Wissenschaftlicher Beirat für Qualitätssicherung 
§ 51. (1) Die Gesellschaft für Qualitätssicherung hat neben den nach dem GmbH-Gesetz verpflich-

tend vorgesehenen Organen auch einen wissenschaftlichen Beirat einzurichten, der die Organe der Ge-
sellschaft und die Organe der Österreichischen Zahnärztekammer in der Wahrnehmung ihrer gesetzlichen 
Aufgaben in der Qualitätssicherung berät. 

(2) Der wissenschaftliche Beirat ist paritätisch durch den/die Bundesminister/Bundesministerin für 
Gesundheit und Frauen und die Österreichische Zahnärztekammer mit Fachleuten zu besetzen, die über 
hinreichende Erfahrung auf dem Gebiet der Qualitätssicherung verfügen. Der/Die Bundesmini-
ster/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen und die Österreichische Zahnärztekammer haben dabei 
jeweils zumindest eine Person zu bestimmen, die über Erfahrung auf dem Gebiet der Wahrnehmung von 
Patienteninteressen verfügt. 

(3) Der wissenschaftliche Beirat hat aus seinen Reihen mit absoluter Mehrheit einen/eine Vorsitzen-
den/Vorsitzende und in einem gesonderten Wahlgang einen/eine Stellvertreter/Stellvertreterin zu wählen. 
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Fällt die Wahl des/der Vorsitzenden auf ein vom/von der Bundesminister/Bundesministerin für Gesund-
heit und Frauen nominiertes Mitglied, hat der/die Stellvertreter/Stellvertreterin aus dem Kreis der von der 
Österreichischen Zahnärztekammer nominierten Mitglieder gewählt zu werden und umgekehrt. Bei Ab-
stimmungen mit Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden. 

(4) Der/Die Vorsitzende des wissenschaftlichen Beirats ist den Sitzungen der Generalversammlung 
der Gesellschaft beizuziehen. Dabei kommt ihm/ihr ein Antragsrecht, aber kein Stimmrecht zu. 

Qualitätssicherungsverordnung 
§ 52. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat nach Befassung des wissenschaftlichen Beirats 

für Qualitätssicherung  
 1. die zu evaluierenden Kriterien,  
 2. die Kontrolle der Evaluierungsergebnisse, 
 3. die Kriterien für die diesbezügliche Datenübermittlung sowie  
 4. das von der Gesellschaft für Qualitätssicherung zu führende zahnärztliche Qualitätsregister  
durch Verordnung zu regeln. 

(2) Die Verordnung gemäß Abs. 1 ist für eine Geltungsdauer von jeweils fünf Jahren zu erlassen und 
regelmäßig, erforderlichenfalls auch vor Ablauf der fünfjährigen Geltungsdauer, an die Erfordernisse der 
zahnärztlichen Berufsausübung anzupassen. 

2. Abschnitt 
Schlichtungsverfahren 

Patientenschlichtungsverfahren 
§ 53. (1) Zur außergerichtlichen Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Patienten/Patientinnen und 

Kammermitgliedern sind Patientenschlichtungsstellen für das jeweilige Bundesland sowie eine Bundespa-
tientenschlichtungsstelle als Berufungsbehörde einzurichten. 

(2) Bei Streitigkeiten zwischen Patienten/Patientinnen und Kammermitgliedern im Zusammenhang 
mit einer zahnärztlichen Behandlung ist vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens jede der Parteien 
berechtigt, sich an die auf Grund des Berufssitzes des betroffenen Kammermitglieds zuständige Patien-
tenschlichtungsstelle zum Zweck einer außergerichtlichen Schlichtung zu wenden. 

(3) Nähere Bestimmungen über die Einrichtung von Patientenschlichtungsstellen sowie die Durch-
führung der Schlichtungsverfahren sind in der Patientenschlichtungsordnung festzulegen. 

Kollegiales Schlichtungsverfahren 
§ 54. (1) Kammermitglieder sind verpflichtet, alle sich untereinander im Rahmen der Berufsaus-

übung ergebenden Streitigkeiten vor Einbringung einer gerichtlichen Klage oder Erhebung einer Privat-
anklage der zuständigen Landeszahnärztekammer oder bei Streitigkeiten zwischen Kammermitgliedern, 
die nicht derselben Landeszahnärztekammer zugeordnet sind, der Österreichischen Zahnärztekammer 
vorzulegen. 

(2) Die Verpflichtung gemäß Abs. 1 gilt für Kammermitglieder, die ihren Beruf im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses ausüben, nur insoweit, als sich die Streitigkeiten nicht auf das Dienstverhältnis oder 
die Dienststellung beziehen. 

(3) Die Zeit, während der die Landeszahnärztekammer bzw. die Österreichische Zahnärztekammer 
mit der Streitigkeit befasst ist, ist in die Verjährungsfrist sowie in andere Fristen für die Geltendmachung 
der betreffenden Ansprüche bis zur Dauer von drei Monaten nicht einzurechnen. 

(4) Die betroffenen Kammermitglieder dürfen eine zivilrechtliche Klage erst einbringen bzw. Privat-
anklage erheben, sobald entweder die dreimonatige Frist verstrichen oder das kollegiale Schlichtungsver-
fahren vor Ablauf dieser Zeit beendet ist. 

(5) Nähere Bestimmungen über das kollegiale Schlichtungsverfahren sind von der Österreichischen 
Zahnärztekammer in einer kollegialen Schlichtungsordnung festzulegen. 
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5. Hauptstück 
Disziplinarrecht 

1. Abschnitt 
Disziplinarvergehen 

§ 55. (1) Kammermitglieder machen sich eines Disziplinarvergehens schuldig, wenn sie im Inland 
oder im Ausland 
 1. das Ansehen der in Österreich tätigen Zahnärzteschaft durch ihr Verhalten dieser, den Patien-

ten/Patientinnen oder den Kollegen/Kolleginnen gegenüber beeinträchtigen oder 
 2. die Berufspflichten verletzen, zu deren Einhaltung sie sich anlässlich der Promotion zum/zur 

Doctor/Doctorin medicinae dentalis oder zum/zur Doctor/Doctorin medicinae universae ver-
pflichtet haben oder nach diesem Bundesgesetz oder nach anderen Vorschriften verpflichtet sind. 

(2) Ein Disziplinarvergehen gemäß Abs. 1 liegt jedenfalls vor, wenn das Kammermitglied 
 1. den zahnärztlichen Beruf ausübt, obwohl über ihn rechtskräftig die Disziplinarstrafe der befriste-

ten  Untersagung der Berufsausübung (§ 59) verhängt worden ist oder 
 2. eine oder mehrere strafbare Handlungen vorsätzlich begangen hat und deswegen von einem in- 

oder ausländischen Gericht zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten oder zu einer 
Geldstrafe von zumindest 360 Tagessätzen oder mehr als 40 000 Euro verurteilt worden ist. 

Werden in einem oder mehreren Urteilen gemäß Z 2 Freiheitsstrafen und Geldstrafen (nebeneinander) 
verhängt, ist die Summe der Freiheitsstrafen und der für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafen 
verhängten Freiheitsstrafen maßgeblich, wird in einem oder mehreren Urteilen ausschließlich auf Geld-
strafen erkannt, sind diese zusammen zu zählen. 

(3) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die im Inland  
 1. gemäß § 30 ZÄG vorübergehend zahnärztliche Dienstleistungen erbringen oder  
 2. gemäß § 31 ZÄG zahnärztliche Tätigkeiten ausüben,  
unterliegen den disziplinarrechtlichen Vorschriften hinsichtlich der im Inland begangenen Disziplinarver-
gehen. 

(4) Auf Kammermitglieder, die ihren Beruf im Rahmen eines Dienstverhältnisses bei einer Gebiets-
körperschaft oder einer anderen Körperschaft öffentlichen Rechts mit eigenem Disziplinarrecht ausüben, 
sind die disziplinarrechtlichen Vorschriften dieses Bundesgesetzes hinsichtlich ihrer dienstlichen Tätig-
keit und der damit verbundenen Berufspflichten nicht anzuwenden. Wird das Dienstverhältnis zur Kör-
perschaft öffentlichen Rechts allerdings vor rechtskräftigem Abschluss eines dort anhängigen Diszipli-
narverfahrens beendet, so finden auf Disziplinarvergehen nach diesem Bundesgesetz die disziplinarrecht-
lichen Vorschriften dieses Bundesgesetzes Anwendung. Die Beendigung des Disziplinarverfahrens we-
gen Ausscheidens des Kammermitglieds aus dem Dienstverhältnis ist von der Körperschaft öffentlichen 
Rechts der Österreichischen Zahnärztekammer unverzüglich bekanntzugeben. 

(5) Die disziplinäre Verfolgung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der dem angelasteten Dis-
ziplinarvergehen zugrunde liegende Sachverhalt einen gerichtlichen Straftatbestand oder einen Verwal-
tungsstraftatbestand bildet. 

(6) Die disziplinäre Verfolgung ist jedoch ausgeschlossen, soweit das Kammermitglied bereits von 
einem anderen für ihn zuständigen Träger der Disziplinargewalt hinsichtlich derselben Tat disziplinär 
bestraft worden ist. Bis zur Erledigung eines vor diesem anhängig gemachten Verfahrens ist das Verfah-
ren vor dem Disziplinarrat oder Disziplinarsenat zu unterbrechen. 

(7) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht Anderes bestimmt ist, genügt für die Strafbarkeit fahrlässi-
ges Verhalten (§ 6 Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. Nr. 60/1974). 

(8) Ein Disziplinarvergehen ist vom Disziplinarrat nicht zu verfolgen, wenn die Schuld des Kam-
mermitglieds gering ist und sein Verhalten keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat. 

Verfolgungsverjährung 
§ 56. (1) Durch Verjährung wird die Verfolgung eines Kammermitglieds ausgeschlossen, wenn 

 1. innerhalb eines Jahres ab Kenntnis des Disziplinaranwalts von dem einem Disziplinarvergehen 
zugrunde liegenden Sachverhalt oder von allfälligen Wiederaufnahmsgründen keine Verfol-
gungshandlung gesetzt oder 
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 2. innerhalb von fünf Jahren nach der Beendigung eines disziplinären Verhaltens kein Einleitungs-
beschluss gefasst oder ein rechtskräftig beendetes Disziplinarverfahren nicht zu seinem Nachteil 
wiederaufgenommen worden ist. 

(2) Der Lauf der im Abs. 1 genannten Fristen wird gehemmt, wenn 
 1. wegen des dem Disziplinarvergehen zugrunde liegenden Sachverhalts ein gerichtliches Strafver-

fahren oder ein Verwaltungsstrafverfahren oder ein Verfahren vor einem anderen Träger der Dis-
ziplinargewalt oder vor dem Verfassungs- oder Verwaltungsgerichtshof anhängig ist, für die 
Dauer dieses Verfahrens, 

 2. die Berechtigung des Kammermitglieds zur zahnärztlichen Berufsausübung während des Laufs 
der Verjährungsfrist entzogen wird, bis zu seiner allfälligen Wiedereintragung in die Zahnärzteli-
ste. 

(3) Bildet ein Disziplinarvergehen zugleich eine gerichtlich strafbare Handlung und ist die strafrecht-
liche Verjährungsfrist länger als die im Abs. 1 Z 2 angeführte Frist, so tritt an deren Stelle die strafrechtli-
che Verjährungsfrist. 

(4) Begeht ein Kammermitglied innerhalb der Verjährungsfrist erneut ein gleichartiges Disziplinar-
vergehen, so tritt Verjährung nach Abs. 1 nicht ein, bevor auch für dieses Disziplinarvergehen die Verjäh-
rungsfrist abgelaufen ist. 

2. Abschnitt 
Disziplinarmaßnahmen 

Einstweilige Maßnahme 
§ 57. (1) Der Disziplinarrat kann dem/der Disziplinarbeschuldigten die Ausübung des zahnärztlichen 

Berufs bis zum rechtskräftigen Abschluss des Disziplinarverfahrens untersagen, wenn  
 1. dies im Hinblick auf die Art und das Gewicht des ihm zur Last gelegten Disziplinarvergehens 

wegen drohender schwerer Nachteile, insbesondere für die Patienten/Patientinnen oder das Anse-
hen des Zahnärztestandes, erforderlich ist und  

 2. ihm/ihr nicht bereits gemäß § 46 ZÄG die Ausübung des zahnärztlichen Berufes vorläufig unter-
sagt worden ist. 

(2) Vor der Beschlussfassung über eine einstweilige Maßnahme ist dem/der Disziplinarbeschuldig-
ten Gelegenheit zur Stellungnahme zu den gegen ihn erhobenen Anschuldigungen sowie zu den Voraus-
setzungen für die Anordnung einer einstweiligen Maßnahme zu geben. Hievon kann bei Gefahr im Ver-
zug abgesehen werden, doch ist in diesem Fall dem/der Disziplinarbeschuldigten unverzüglich nach der 
Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Die einstweilige Maßnahme ist aufzuheben, wenn sich ergibt, dass die Voraussetzungen für die 
Anordnung nicht oder nicht mehr vorliegen oder sich die Umstände wesentlich geändert haben. Mit der 
rechtskräftigen Beendigung des Disziplinarverfahrens tritt die einstweilige Maßnahme unbeschadet des 
Abs. 6 außer Kraft. 

(4) Der Beschluss über die einstweilige Maßnahme ist dem/der Disziplinarbeschuldigten, dem/der 
Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin, der Österreichischen Zahnärztekammer sowie der für den/die 
Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zuständigen Landeszahnärztekammer zuzustellen. 

(5) Beschwerden gegen einstweilige Maßnahmen haben keine aufschiebende Wirkung. 
(6) Eine über den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte verhängte einstweilige Maß-

nahme bleibt im Fall des § 97 Abs. 1 auch über die rechtskräftige Beendigung des Disziplinarverfahrens 
hinaus so lange wirksam, bis das Disziplinarerkenntnis vollzogen werden darf. Abs. 3 erster Satz ist je-
doch anzuwenden. 

Disziplinarstrafen 
§ 58. (1) Disziplinarstrafen sind 

 1. der schriftliche Verweis, 
 2. die Geldstrafe bis zum Betrag von 40 000 Euro, 
 3. die befristete Untersagung der Berufsausübung, 
 4. die Streichung aus der Zahnärzteliste. 

(2) Die Disziplinarstrafen gemäß Abs. 1 Z 2 bis 4 können bedingt unter Festsetzung einer Bewäh-
rungsfrist von einem Jahr bis zu drei Jahren verhängt werden, wenn anzunehmen ist, dass ihre Androhung 
genügen werde, um den/die Beschuldigten/Beschuldigte von weiteren Disziplinarvergehen abzuhalten 
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und es nicht der Vollstreckung der Strafe bedarf, um der Begehung von Disziplinarvergehen durch andere 
Angehörige des zahnärztlichen Berufs entgegenzuwirken. 

(3) Liegen einem/einer Beschuldigten mehrere Disziplinarvergehen zur Last, so ist, außer im Falle 
des Abs. 8, nur eine Disziplinarstrafe zu verhängen. Die §§ 31 und 40 StGB sind anzuwenden. 

(4) Bei Bemessung der Strafe ist insbesondere auf die Größe des Verschuldens und der daraus ent-
standenen Nachteile, vor allem für die Patientenschaft, bei Bemessung der Geldstrafe auch auf die Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse des/der Beschuldigten Bedacht zu nehmen. Die §§ 32 bis 34 StGB 
sind anzuwenden. 

(5) Bei der Verhängung von Disziplinarstrafen ist  
 1. eine einstweilige Maßnahme (§ 57) angemessen zu berücksichtigen und  
 2. die Zeit, während der die Ausübung des zahnärztlichen Berufes vorläufig untersagt war 

(§ 46 ZÄG), auf die Disziplinarstrafe der Untersagung der Berufsausübung anzurechnen. 
(6) Wird ein Kammermitglied nach Gewährung einer bedingten Strafnachsicht (Abs. 2) wegen eines 

neuerlichen, innerhalb der Probezeit begangenen Disziplinarvergehens schuldig erkannt, so ist entweder 
die bedingte Strafnachsicht zu widerrufen oder, wenn dies ausreichend erscheint, den/die Beschuldig-
ten/Beschuldigte von weiteren Disziplinarvergehen abzuhalten, die Probezeit bis auf höchstens fünf Jahre 
zu verlängern. Die Entscheidung darüber kann nach Anhörung des/der Beschuldigten entweder im Er-
kenntnis wegen des neuen Disziplinarvergehens oder in einem gesonderten Beschluss erfolgen. 

(7) Wird eine bedingte Strafnachsicht nicht widerrufen, so gilt die Strafe mit Ablauf der Probezeit 
als endgültig nachgesehen. Die §§ 49, 55 und 56 StGB sind anzuwenden. Zeiten, in denen der zahnärztli-
che Beruf nicht ausgeübt worden ist, werden in die Probezeit nicht eingerechnet. 

(8) Sofern es im Interesse der Wahrung des Ansehens der österreichischen Zahnärzteschaft und der 
Einhaltung der Berufspflichten gelegen ist, kann im Disziplinarerkenntnis auf Veröffentlichung des ge-
samten Disziplinarerkenntnisses im offiziellen Publikationsorgan der Österreichischen Zahnärztekammer 
erkannt werden. 

Befristete Untersagung der Berufsausübung 
§ 59. (1) Eine befristete Untersagung der Berufsausübung darf  

 1. im Falle eines Disziplinarvergehens gemäß § 55 Abs. 2 höchstens für die Dauer von drei Jahren, 
 2. in den übrigen Fällen beim ersten Mal höchstens für die Dauer von drei Monaten, im Wiederho-

lungsfall höchstens für die Dauer eines Jahres  
verhängt werden.  

(2) Die befristete Untersagung der Berufsausübung bezieht sich auf die Ausübung des zahnärztlichen 
Berufs im Inland mit Ausnahme der zahnärztlichen Berufsausübung im Zusammenhang mit den Dienst-
pflichten von Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, die ihren Beruf im Rahmen eines Dienstverhältnis-
ses bei einer Gebietskörperschaft oder einer anderen Körperschaft öffentlichen Rechts mit eigenem Dis-
ziplinarrecht ausüben. 

Streichung aus der Zahnärzteliste 
§ 60. (1) Die Disziplinarstrafe der Streichung aus der Zahnärzteliste ist insbesondere zu verhängen, 

wenn der/die Beschuldigte den zahnärztlichen Beruf ausübt, obwohl über ihn/sie eine befristete Untersa-
gung der Berufsausübung verhängt worden ist, sofern nicht nach den besonderen Umständen des Falles 
mit einer geringeren Strafe das Auslangen gefunden werden kann. 

(2) Nach Verhängung der Disziplinarstrafe der Streichung aus der Zahnärzteliste kann eine erneute 
Eintragung in die Zahnärzteliste erst erfolgen, wenn der zahnärztliche Beruf insgesamt drei Jahre nicht 
ausgeübt worden ist. Wegen mangelnder Vertrauenswürdigkeit kann die erneute Eintragung auch nach 
Ablauf dieses Zeitraums von der Österreichischen Zahnärztekammer verweigert werden 
(§ 13 Abs. 1 ZÄG). 

3. Abschnitt 
Disziplinarorgane 

Disziplinarorgane erster Instanz 
§ 61. (1) Disziplinarorgane erster Instanz sind  

 1. der Disziplinarrat, 
 2. der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz und  
 3. die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerinnen. 
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(2) Eine Person, über die rechtskräftig  
 1. von einem in- oder ausländischen Gericht wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener 

strafbarer Handlungen eine Freiheitsstrafe oder eine Geldstrafe von zumindest 360 Tagessätzen 
oder mehr als 40 000 Euro oder  

 2. von einer Disziplinarbehörde eine Disziplinarstrafe  
verhängt worden ist, kann vor deren Tilgung nicht zum Mitglied des Disziplinarrats oder zum/zur Diszi-
plinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz bestellt werden. 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarrats und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster In-
stanz sowie deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen haben Anspruch auf Vergütung ihrer Fahrt- und son-
stigen Barauslagen und auf eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Bearbeitungs- oder Sit-
zungsgebühr, die vom Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer festzusetzen ist. 

(4) Die Amtsdauer der Mitglieder des Disziplinarrats, des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin 
in erster Instanz und der Untersuchungsführer/Untersuchungsführerinnen ist gleich jener des Bundesaus-
schusses der Österreichischen Zahnärztekammer. 

Disziplinarrat 
§ 62. (1) Über Disziplinarvergehen erkennt in erster Instanz der Disziplinarrat der Österreichischen 

Zahnärztekammer. 
(2) Der Disziplinarrat besteht  

 1. aus dem/der Vorsitzenden, der/die rechtskundig sein muss und auf Vorschlag des Bundesaus-
schusses der Österreichischen Zahnärztekammer vom/von der Bundesminister/Bundesministerin 
für Gesundheit und Frauen bestellt wird, sowie  

 2. aus zwei zahnärztlichen Beisitzern/Beisitzerinnen, die vom Bundesausschuss der Österreichi-
schen Zahnärztekammer bestellt werden. 

(3) Für den/die Vorsitzenden/Vorsitzende sind gleichzeitig zwei Stellvertreter/Stellvertreterinnen, 
die rechtskundig sein müssen, auf Vorschlag des Bundesausschusses der Österreichischen Zahnärzte-
kammer vom/von der Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen und für die zahnärzt-
lichen Beisitzer/Beisitzerinnen gleichzeitig vier Stellvertreter/Stellvertreterinnen vom Bundesausschuss 
der Österreichischen Zahnärztekammer zu bestellen. Bei der Bestellung eines/einer Richters/Richterin 
zum /zur Vorsitzenden oder zum/zur Stellvertreter/Stellvertreterin des/der Vorsitzenden hat der/die Bun-
desminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen das Einvernehmen mit dem/der Bundesmini-
ster/Bundesministerin für Justiz herzustellen. 

(4) Mitglieder des Bundesausschusses der Österreichischen Zahnärztekammer dürfen dem Diszipli-
narrat nicht angehören. 

(5) Die zahnärztlichen Beisitzer/Beisitzerinnen haben dem/der Vorsitzenden vor Antritt ihrer Tätig-
keit die gewissenhafte und unparteiische Erfüllung ihrer Pflichten zu geloben. 

Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz 
§ 63. (1) Die Vertretung der Anzeigen beim Disziplinarrat der Österreichischen Zahnärztekammer 

obliegt dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz. 
(2) Der Bundesausschuss der Österreichische Zahnärztekammer hat den/die Disziplinaran-

walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz und einen/eine Stellvertreter/Stellvertreterin, die rechtskundig 
sein müssen, zu bestellen. 

(3) Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz ist auf Weisung des/der Bundes-
ministers/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen oder des/der Präsidenten/Präsidentin der Österrei-
chischen Zahnärztekammer zur Disziplinarverfolgung und zur Ergreifung von Rechtsmitteln verpflichtet. 

Untersuchungsführer/Untersuchungsführerinnen 
§ 64. (1) Dem Disziplinarrat sind Untersuchungsführer/Untersuchungsführerinnen beizugeben, die  

 1. rechtkundig sein müssen, 
 2. vom Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer zu bestellen sind und  
 3. in einer vom Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer zu führenden Liste zu 

erfassen sind. 
(2) Den Untersuchungsführern/Untersuchungsführerinnen obliegt die Durchführung von Erhebungen 

im Vorverfahren. 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 57 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



35 

 

Disziplinarorgane zweiter Instanz 
§ 65. (1) Disziplinarorgane zweiter Instanz sind  

 1. der Disziplinarsenat und  
 2. der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz. 

(2) Eine Person, über die rechtskräftig eine gerichtliche Strafe oder eine Disziplinarstrafe nach die-
sem oder einem anderen Bundesgesetz verhängt worden ist, kann vor deren Tilgung nicht zum Mitglied 
des Disziplinarsenats oder zum/zur Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz bestellt wer-
den. 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarsenats und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zwei-
ter Instanz sowie deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen haben Anspruch auf Vergütung ihrer Fahrt- und 
sonstigen Barauslagen und auf eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Bearbeitungs- oder 
Sitzungsgebühr, die vom Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer festzusetzen ist. 

(4) Die Funktionsdauer der Mitglieder des Disziplinarsenats und des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz sowie deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen beträgt vier 
Jahre. 

Disziplinarsenat  
§ 66. (1) Der Disziplinarsenat der Österreichischen Zahnärztekammer beim Bundesministerium für 

Gesundheit und Frauen besteht aus 
 1. einem/einer Richter/Richterin als Vorsitzendem/Vorsitzende,  
 2. zwei Bediensteten des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen, von denen der/die eine 

rechtskundig und der/die andere Amtsarzt/Amtsärztin sein muss, sowie  
 3. zwei weiteren Beisitzern/Beisitzerinnen, die vom Bundesausschuss der Österreichischen Zahn-

ärztekammer aus dem Kreis der Kammermitglieder bestellt werden.  
Für den/die Vorsitzenden/Vorsitzende und die Beisitzer/Beisitzerinnen sind Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen zu bestellen. 

(2) Die Mitglieder des Disziplinarsenats gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 und deren Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen werden vom/von der Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen 
bestellt. Bei der Bestellung des/der Vorsitzenden und seines/seiner bzw. ihres/ihrer Stellvertre-
ters/Stellvertreterin hat der/die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen das Einver-
nehmen mit dem/der Bundesminister/Bundesministerin für Justiz herzustellen. 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarsenats sind in der Ausübung ihres Amtes an keine Weisungen ge-
bunden. Die Entscheidungen des Disziplinarsenats unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im 
Verwaltungsweg. 

(4) Die Mitglieder des Disziplinarsenats haben ihr Amt unparteiisch auszuüben. Die zahnärztlichen 
Beisitzer/Beisitzerinnen haben vor Antritt ihrer Tätigkeit dem/der Vorsitzenden die gewissenhafte und 
unparteiische Erfüllung ihrer Pflichten zu geloben. 

(6) Der Disziplinarsenat übt seine Tätigkeit in den Räumlichkeiten der Österreichischen Zahnärzte-
kammer an ihrem Sitz in Wien aus. 

Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz 
§ 67. (1) Die Vertretung der Disziplinaranzeige vor dem Disziplinarsenat der Österreichischen Zahn-

ärztekammer obliegt dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz.  
(2) Der/Die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach Anhörung der 

Österreichischen Zahnärztekammer den/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz und 
einen/eine Stellvertreter/Stellvertreterin, die rechtskundig sein müssen, zu bestellen. 

Kanzleigeschäfte des Disziplinarrats und des Disziplinarsenats 
§ 68. (1) Die Kanzleigeschäfte des Disziplinarrats und des Disziplinarsenats sind von der Österrei-

chischen Zahnärztekammer zu führen. Die Kosten für diese Tätigkeit sind, sofern in diesem Bundesgesetz 
nicht Anderes bestimmt ist, von der Österreichischen Zahnärztekammer zu tragen. 

(2) Die Österreichische Zahnärztekammer hat die entscheidungswesentlichen Inhalte der rechtskräf-
tigen Erkenntnisse des Disziplinarrats und des Disziplinarsenats in Rechtssatzform regelmäßig im offizi-
ellen Publikationsorgan der Standesvertretung zu veröffentlichen. 
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4. Abschnitt 
Verfahren vor dem Disziplinarrat 

§ 69. (1) Der Disziplinarrat schreitet von Amts wegen ein, sobald er von dem Disziplinarvergehen 
eines Kammermitglieds Kenntnis erhält. Er fällt seine Entscheidungen nach Anhörung des/der Diszipli-
naranwalts/Disziplinaranwältin in erster Instanz. 

(2) Der Disziplinarrat und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz haben die 
zur Belastung und die zur Verteidigung des/der Beschuldigten dienenden Umstände mit gleicher Sorgfalt 
zu berücksichtigen. 

(3) Der/Dir Beschuldigte hat das Recht, sich im Disziplinarverfahren eines Verteidigers zu bedienen 
(§ 39 Strafprozessordnung – StPO, BGBl. Nr. 631/1975). Als Verteidiger/Verteidigerin dürfen auch Be-
rufskollegen/Berufskolleginnen des/der Beschuldigten einschreiten. Die Vertretung durch einen/eine 
Machthaber/Machthaberin (§ 455 Abs. 2 StPO) ist unzulässig. 

(4) Begründet das einem Kammermitglied angelastete Disziplinarvergehen den Verdacht einer von 
Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung, so hat der/die Vorsitzende des Disziplinar-
rats Anzeige an die Staatsanwaltschaft zu erstatten. 

(5) Ist wegen eines dem angelasteten Disziplinarvergehen zugrunde liegenden Sachverhalts ein ge-
richtliches Strafverfahren anhängig, so kann bis zu dessen rechtskräftigem Abschluss das Verfahren vor 
dem Disziplinarrat unterbrochen werden. Gegen die Abweisung des Antrags auf Unterbrechung des Ver-
fahrens ist kein Rechtsmittel zulässig. 

(6) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, dem Disziplinarrat und dem/der Diszi-
plinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz über Ersuchen Akten zur Einsichtnahme zu übersenden. 

Ausschluss und Befangenheit 
§ 70. (1) Von der Teilnahme am Disziplinarverfahren ist ein Mitglied des Disziplinarrats ausge-

schlossen, wenn 
 1. das Mitglied durch das Disziplinarvergehen selbst betroffen oder Anzeiger/Anzeigerin ist, 
 2. das Mitglied gesetzlicher/gesetzliche Vertreter/Vertreterin des/der Betroffenen oder des/der An-

zeigers/Anzeigerin ist oder 
 3. der/die Beschuldigte, der/die Anzeiger oder der/die Betroffene Angehöriger/Angehörige des 

Mitglieds im Sinne des § 72 StGB ist. 
(2) Mitglieder des Disziplinarrats und deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen sowie der/die Diszipli-

naranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz und sein/ihr Stellvertreter/Stellvertreterin, gegen die  
 1. ein gerichtliches Strafverfahren wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener strafbarer 

Handlungen, die mit Freiheitsstrafe oder mit Geldstrafe von zumindest 360 Tagessätzen oder 
mehr als 36 340 Euro bedroht sind, oder  

 2. ein Disziplinarverfahren nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz 
eingeleitet worden ist, dürfen bis zur Beendigung des Verfahrens ihr Amt nicht ausüben. Der Disziplinar-
rat kann jedoch nach Anhörung des/der Betroffenen und, sofern ein Mitglied des Disziplinarrats betroffen 
ist, auch des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin, unter Bedachtnahme auf Art und Gewicht des 
Verdachts beschließen, dass der/die Betroffene sein/ihr Amt weiter ausüben kann, sofern keine Suspen-
dierung nach § 146 Abs. 1 des Richterdienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, verfügt oder in einem gegen 
den/die Betroffenen/Betroffene anhängigen Disziplinarverfahren kein Einleitungsbeschluss gefasst wor-
den ist. Gegen einen solchen Beschluss ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 

(3) Der/Die Beschuldigte und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz sind 
darüber hinaus berechtigt, einzelne Mitglieder des Disziplinarrats wegen Befangenheit abzulehnen, wenn 
sie Gründe anzugeben vermögen, die geeignet sind, die volle Unbefangenheit des/der Abzulehnenden in 
Zweifel zu setzen (§ 72 Abs. 1 StPO). 

(4) Die Mitglieder des Disziplinarrats und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster In-
stanz haben sie betreffende Ausschließungs- oder Befangenheitsgründe dem/der Vorsitzenden des Diszi-
plinarrats unverzüglich bekanntzugeben. 

(5) Über das Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der/die Vorsit-
zende des Disziplinarrats. Ist hievon der/die Vorsitzende des Disziplinarrats selbst betroffen, so entschei-
det der/die Vorsitzende des Disziplinarsenats. Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht zuläs-
sig. Nach Beginn der mündlichen Verhandlung entscheidet der Disziplinarrat durch Beschluss, gegen den 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig ist. 
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Entscheidung über die Verfolgung 
§ 71. (1) Alle beim Disziplinarrat, bei der Österreichischen Zahnärztekammer oder bei den Landes-

zahnärztekammern einlangenden Anzeigen wegen eines Disziplinarvergehens sind zunächst dem/der 
Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz zuzuleiten. 

(2) Ist der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz der Ansicht, dass  
 1. weder eine Beeinträchtigung des Standesansehens noch eine Berufspflichtverletzung vorliegt 

oder  
 2. eine Verfolgung wegen Verjährung, mangelnder Strafwürdigkeit oder aus anderen Gründen aus-

geschlossen ist,  
so hat er/sie die Anzeige zurückzulegen und hievon den/die Bundesminister/Bundesministerin für Ge-
sundheit und Frauen sowie den/die Präsidenten/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer zu 
verständigen. 

(3) Ist der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz der Ansicht, dass die Voraus-
setzungen für eine Disziplinarverfolgung vorliegen oder wird ihm/ihr diese vom/von der Bundesmini-
ster/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen oder vom/von der Präsidenten/Präsidentin der Österrei-
chischen Zahnärztekammer aufgetragen, so hat er/sie unter Vorlage der Akten beim/bei der Vorsitzenden 
des Disziplinarrats die Durchführung von Erhebungen oder, wenn solche nicht erforderlich sind, die Ein-
leitung des Verfahrens zu beantragen. 

(4) Sofern der Inhalt der Anzeige oder die bekanntgewordenen Verdachtsgründe keine ausreichende 
Beurteilung zulassen, kann der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz vorweg eine 
ergänzende Äußerung des/der Anzeigers/Anzeigerin sowie eine Äußerung des/der Angezeigten einholen 
und Akten beischaffen. 

(5) Solange der/die Angezeigte keine Äußerung erstattet hat, kann der/die Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für eine Wieder-
aufnahme vorliegen, auch nach Zurücklegung der Anzeige einen Antrag auf Durchführung von Erhebun-
gen oder, wenn solche nicht erforderlich sind, auf Einleitung des Verfahrens stellen. 

§ 72. (1) Tritt der/die Vorsitzende des Disziplinarrats dem Antrag des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin in erster Instanz auf Durchführung von Erhebungen bei, so hat er/sie den/die 
Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin mit der Durchführung der von ihm/ihr erforderlich erachte-
ten Erhebungen zu beauftragen. An den Inhalt der Erhebungsanträge des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin in erster Instanz ist der/die Vorsitzende hiebei nicht gebunden. 

(2) Hält der/die Vorsitzende des Disziplinarrats dafür, dass Grund zur Zurücklegung der Anzeige be-
steht, so hat er den Disziplinarrat einzuberufen. Erachtet der Disziplinarrat, dass ein Disziplinarvergehen 
nicht vorliegt oder die Verfolgung aus einem der in diesem Bundesgesetz genannten Gründe ausgeschlos-
sen ist, so hat er einen Rücklegungsbeschluss zu fassen. Findet der Disziplinarrat Grund zur Verfolgung 
des/der Beschuldigten, so hat er die Durchführung von Erhebungen oder, wenn solche nicht erforderlich 
sind, sogleich die Einleitung des Disziplinarverfahrens zu beschließen. 

(3) Von dem Rücklegungsbeschluss sind  
 1. der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz, der/die dagegen innerhalb von 

vier Wochen Beschwerde an den Disziplinarsenat erheben kann,  
 2. die Österreichische Zahnärztekammer,  
 3. die für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zuständige Landeszahnärzte-

kammer sowie  
 4. der/die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen  
zu verständigen. 

Vorverfahren 
§ 73. (1) Beschließt der Disziplinarrat die Durchführung von Erhebungen, hat der/die Vorsitzende  

 1. den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin mit der Durchführung der von ihm erforder-
lich erachteten Erhebungen zu beauftragen und  

 2. hievon den/die Beschuldigten/Beschuldigte unter Bekanntgabe des Namens des/der Untersu-
chungsführers/Untersuchungsführerin und der wesentlichen Verdachtsgründe sowie den/die Dis-
ziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz zu verständigen. 

(2) Die Auswahl des/der Untersuchungsführers/Untersuchungsführerin hat vom/von der Vorsitzen-
den des Disziplinarrats aus der vom Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer zu erstel-
lenden Liste (§ 64 Abs. 1 Z 3) zu erfolgen. 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt60 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



38 

 

(3) Der/Die Beschuldigte und der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz können 
den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin wegen Befangenheit ablehnen, wenn sie Gründe 
anzugeben vermögen, die geeignet sind, seine/ihre volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen (§ 72 
Abs. 1 StPO). Die Ausschließungsgründe des § 69 Abs. 1 und 2 sind auf Untersuchungsfüh-
rer/Untersuchungsführerinnen anzuwenden. Über das Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangen-
heitsgründen entscheidet der/die Vorsitzende des Disziplinarrats. Gegen diese Entscheidung steht dem/der 
Beschuldigten oder dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz kein abgesondertes 
Rechtsmittel zu. 

§ 74. (1) Der/Die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin hat die erforderlichen Erhebungen 
durchzuführen und dem/der Beschuldigten Gelegenheit zur Stellungnahme zu den gegen ihn/sie erhobe-
nen Vorwürfen zu geben. Er kann den/die Beschuldigten und Zeugen/Zeuginnen vernehmen, Sachver-
ständige beiziehen und Augenscheine vornehmen. 

(2) Personen, die als Zeugen/Zeuginnen vorgeladen werden, sind zum Erscheinen verpflichtet. Hin-
sichtlich der Vernehmung von Zeugen/Zeuginnen sind die §§ 151 bis 153 StPO anzuwenden. Die Beeidi-
gung von Zeugen/Zeuginnen und Sachverständigen durch den/die Untersuchungsfüh-
rer/Untersuchungsführerin ist unzulässig. 

(3) Der/Die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin kann um die Vornahme von Vernehmun-
gen oder anderen Erhebungen auch das jeweils für die Rechtshilfe in Strafsachen zuständige Bezirksge-
richt ersuchen. Dieses hat hiebei nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung vorzugehen. Die Ko-
sten für die gerichtlichen Erhebungen sind vorläufig von der Österreichischen Zahnärztekammer zu tra-
gen. Zu Vernehmungen, Befundaufnahmen und zur Vornahme eines Augenscheins sind der/die Untersu-
chungsführer/Untersuchungsführerin, der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz, 
der/die Beschuldigte und dessen/deren Vertreter/Vertreterin (§ 69 Abs. 3) zu laden. Diesen Personen steht 
das Fragerecht nach der Strafprozessordnung zu. 

(4) Dem/Der Beschuldigten, seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidiger/Verteidigerin sowie 
dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz steht das Recht der Akteneinsicht zu. 
Ausgenommen von der Akteneinsicht sind Beratungsprotokolle. Der/Die Untersuchungsfüh-
rer/Untersuchungsführerin kann jedoch bis zur Fassung eines Einleitungsbeschlusses einzelne Aktenstük-
ke von der Einsichtnahme durch den/die Beschuldigten/Beschuldigte und dessen/deren Verteidi-
ger/Verteidigerin ausschließen, wenn besondere Umstände die Befürchtung rechtfertigen, dass durch eine 
sofortige Kenntnisnahme von diesen Aktenstücken der Zweck der Untersuchung gefährdet wäre. 

Abschluss des Vorverfahrens 
§ 75. (1) Nach Abschluss der Untersuchung hat der/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin 

die Akten dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz zur Stellung weiterer Anträge 
zuzuleiten. 

(2) Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz kann sodann beim/bei der Unter-
suchungsführer/Untersuchungsführerin weitere Erhebungen beantragen oder beim/bei der Vorsitzenden 
des Disziplinarrats entweder die Fassung eines Einstellungsbeschlusses oder die Einleitung des Verfah-
rens beantragen. Über einen solchen Antrag des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in erster In-
stanz hat der Disziplinarrat durch Beschluss zu erkennen, ob Grund zu einer Disziplinarbehandlung 
des/der Beschuldigten in mündlicher Verhandlung vorliegt. 

(3) Der Beschluss, dass Grund zur Disziplinarbehandlung in mündlicher Verhandlung vorliegt (Ein-
leitungsbeschluss), hat die Beschuldigungspunkte bestimmt zu bezeichnen. Gegen diesen Beschluss ist 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem/der Beschuldig-
ten, seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidiger/Verteidigerin, dem/der Disziplinaran-
walt/Disziplinaranwältin in erster Instanz sowie der Österreichischen Zahnärztekammer und der für 
den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zuständigen Landeszahnärztekammer zuzustel-
len. 

(4) Der Beschluss, dass kein Grund zur Disziplinarbehandlung vorliegt (Einstellungsbeschluss), ist 
dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz zuzustellen, der/die dagegen innerhalb 
von vier Wochen Beschwerde an den Disziplinarsenat erheben kann. Gleichzeitig sind von dem Einstel-
lungsbeschluss die Österreichische Zahnärztekammer, die für den/die Disziplinarbeschuldig-
ten/Disziplinarbeschuldigte zuständige Landeszahnärztekammer sowie der/die Bundesmini-
ster/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen zu verständigen. 

Mündliche Verhandlung 
§ 76. (1) Wurde ein Einleitungsbeschluss (§ 75 Abs. 3) gefasst, so hat der/die Vorsitzende des Diszi-

plinarrats die zur Durchführung der mündlichen Verhandlung erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 
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Insbesondere hat er Ort, Tag und Stunde der mündlichen Verhandlung zu bestimmen, den/die Beschuldig-
ten/Beschuldigte, seinen/ihren bzw. seine/ihre Verteidiger/Verteidigerin und die Zeugen/Zeuginnen zu 
laden sowie den/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz zu verständigen. Dem/Der 
Beschuldigten sind mit der Ladung zur Disziplinarverhandlung die Namen der Mitglieder des Disziplinar-
rats mitzuteilen. Dem/Der Beschuldigten sind mindestens 14 Tage Zeit zur Vorbereitung seiner/ihrer 
Verteidigung zu gewähren. 

(2) Der/Die Vorsitzende kann auch noch von Amts wegen oder auf Antrag des/der Beschuldigten, 
seines/ihres bzw. seiner/ihrer Verteidigers/Verteidigerin oder des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin in erster Instanz Ergänzungen der Erhebungen durch den/die Untersuchungs-
führer/Untersuchungsführerin veranlassen. 

(3) Dem/Der Beschuldigten, seinem/ihrem bzw. seiner/ihrer Verteidiger/Verteidigerin sowie 
dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz ist vor der mündlichen Verhandlung die 
Einsichtnahme in die Akten gestattet. Ausgenommen von der Akteneinsicht sind neben den in § 74 Abs. 4 
genannten Aktenteilen Entwürfe des/der Vorsitzenden für die Berichterstattung im Disziplinarrat. Gegen 
die Verweigerung der Akteneinsicht ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

§ 77. (1) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. Auf Verlangen des/der Beschuldigten dür-
fen jedoch drei Personen seines/ihres Vertrauens anwesend sein. Zeugen/Zeuginnen sind als Vertrauens-
personen ausgeschlossen. § 103 Abs. 1 gilt auch für die vom/von der Beschuldigten beigezogenen Ver-
trauenspersonen. 

(2) Der/Die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin ist von der Teilnahme an der mündlichen 
Verhandlung und Entscheidung ausgeschlossen. 

(3) Zu Beginn der mündlichen Verhandlung trägt der/die Vorsitzende des Disziplinarrats den Einlei-
tungsbeschluss vor und begründet ihn, soweit dies zum Verständnis erforderlich ist. Der/Die Disziplinar-
anwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz und der/die Beschuldigte oder sein/ihr bzw. seine/ihre Vertre-
ter/Vertreterin haben das Recht, hierauf mit einer Gegenäußerung zu erwidern. Sodann werden die erfor-
derlichen Beweise aufgenommen. 

(4) Mit Zustimmung des/der Beschuldigten und des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in 
erster Instanz kann die Verhandlung auch auf Tathandlungen, die vom Einleitungsbeschluss nicht erfasst 
sind, ausgedehnt werden. 

(5) Sind weitere Erhebungen und Beweisaufnahmen außerhalb der Verhandlung notwendig, so hat 
der Disziplinarrat die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen; er kann mit der Durchführung einzelner 
Erhebungen den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin beauftragen, aber auch den Akt zur 
ergänzenden Untersuchung an den/die Untersuchungsführer/Untersuchungsführerin zurückleiten. Die 
Bestimmungen über die Beweisaufnahme im Vorverfahren (§ 74) sind anzuwenden. 

(6) Nach Abschluss des Beweisverfahrens folgen die Schlussvorträge des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin in erster Instanz, des/der Verteidigers/Verteidigerin des/der Beschuldigten 
sowie des/der Beschuldigten. Das Schlusswort gebührt jedenfalls dem/der Beschuldigten. 

Verhandlung in Abwesenheit 
§ 78. (1) In Abwesenheit des/der Beschuldigten kann die Verhandlung durchgeführt und das Diszi-

plinarerkenntnis gefällt werden, wenn  
 1. er/sie bereits vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu den gegen ihn/sie erhobenen Vorwürfen 

hatte,  
 2. ihm/ihr die Ladung ordnungsgemäß zugestellt wurde und  
 3. er/sie dennoch ohne ausreichende Entschuldigung der Verhandlung fernbleibt. 
Der/Die Beschuldigte kann innerhalb der Rechtsmittelfrist gegen ein in seiner Abwesenheit gefälltes 
Disziplinarerkenntnis Einspruch an den Disziplinarrat erheben. Über den Einspruch erkennt der Diszipli-
narrat. 

(2) Dem Einspruch ist stattzugeben, wenn nachgewiesen wird, dass der/die Beschuldigte durch ein 
unabweisliches Hindernis abgehalten wurde, zur mündlichen Verhandlung zu erscheinen. In diesem Fall 
ist eine neue mündliche Verhandlung anzuordnen. Bleibt der/die Beschuldigte auch bei dieser aus, so ist 
das durch Einspruch angefochtene Erkenntnis ihm/ihr gegenüber als rechtskräftig anzusehen. 

§ 79. (1) Ist der Aufenthalt des/der Beschuldigten unbekannt oder hält er/sie sich nicht bloß vorüber-
gehend im Ausland auf und hat er/sie keinen/keine Verteidiger/Verteidigerin bestellt, so sind, soweit nicht 
§ 78 anzuwenden ist, die Bestimmungen des § 412 StPO anzuwenden. 
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(2) Zustellungen können jedoch mit Rechtswirksamkeit für den/die Beschuldigten/Beschuldigte so-
lange an ein vom Disziplinarrat von Amts wegen zu bestellendes Kammermitglied, das jener Landes-
zahnärztekammer zugeordnet ist, die für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zu-
ständig ist, vorgenommen werden, bis dieser/diese seinen/ihren Aufenthalt im Inland bekannt gibt oder 
einen/eine Verteidiger/Verteidigerin bestellt. Mitglieder des Disziplinarrats, des Disziplinarsenats sowie 
der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster oder zweiter Instanz und deren Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen dürfen mit dieser Aufgabe nicht betraut werden. 

(3) Der/Die gemäß Abs. 2 Bestellte ist verpflichtet, das Interesse des/der Abwesenden in dieser Dis-
ziplinarsache mit allen dem/der Beschuldigten zustehenden Rechten zu wahren. 

Beschlussfassung 
§ 80. (1) Die Beratungen und Abstimmungen des Disziplinarrats erfolgen in geheimer Sitzung. Bei 

der Beratung und Abstimmung dürfen der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz, 
der/die Beschuldigte, sein/ihr bzw. seine/ihre Verteidiger/Verteidigerin und die Vertrauenspersonen nicht 
anwesend sein. 

(2) Der Disziplinarrat hat bei Fällung seines Erkenntnisses nur auf das Rücksicht zu nehmen, was in 
der mündlichen Verhandlung vorgekommen ist; er entscheidet nach seiner freien, aus der gewissenhaften 
Prüfung aller Beweismittel gewonnenen Überzeugung. 

(3) Die Entscheidungen des Disziplinarrats (Erkenntnisse, Beschlüsse) werden mit einfacher Stim-
menmehrheit gefasst. Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. Die Reihenfolge der Abstimmung bestimmt 
sich nach dem Lebensalter der Mitglieder des Disziplinarrats, beginnend bei dem an Lebensjahren älte-
sten Mitglied. Der/Die Vorsitzende stimmt zuletzt ab. 

Erkenntnis 
§ 81. (1) Mit dem Erkenntnis ist der/die Beschuldigte freizusprechen oder des ihm/ihr zur Last ge-

legten Disziplinarvergehens schuldig zu erkennen. 
(2) Wird der/die Beschuldigte eines Disziplinarvergehens schuldig erkannt, so ist im Erkenntnis aus-

drücklich auszusprechen,  
 1. welche Rechtspflichten er/sie verletzt oder welche Beeinträchtigung des Standesansehens er/sie 

durch sein/ihr Verhalten begangen hat und 
 2. welche Disziplinarstrafe verhängt wird. 

(3) Das Erkenntnis ist samt dessen wesentlichen Gründen sogleich zu verkünden. Je eine Ausferti-
gung samt Entscheidungsgründen sowie je eine Abschrift des Verhandlungsprotokolls sind ehestens 
dem/der Beschuldigten, dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz, der Österreichi-
sche Zahnärztekammer, der für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zuständigen 
Landeszahnärztekammer und dem/der Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen zu-
zustellen. 

Kosten  
§ 82. (1) Im Falle eines Schuldspruchs ist in der Entscheidung zugleich auszudrücken, dass der/die 

Disziplinarbeschuldigte auch die Kosten des Disziplinarverfahrens – einschließlich der Kosten der Veröf-
fentlichung des Disziplinarerkenntnisses (§ 58 Abs. 8) – zu tragen hat.  

(2) Die Kosten sind unter Berücksichtigung des Verfahrensaufwands und der besonderen Verhältnis-
se des Falles unter Bedachtnahme auf die Vermögensverhältnisse des/der Beschuldigten vom Disziplinar-
rat nach freiem Ermessen mit einem Pauschalbetrag festzusetzen. Im Falle, dass sich das Verfahren auf 
mehrere strafbare Handlungen bezog, sind die Kosten hinsichtlich jener Handlungen, deren der/die Diszi-
plinarbeschuldigte nicht für schuldig erkannt wird, soweit es tunlich ist, vom Ersatz auszuscheiden. 

(3) Wird der/die Beschuldigte freigesprochen oder sind die Verfahrenskosten uneinbringlich, so hat 
sie die Österreichische Zahnärztekammer endgültig zu tragen. 

(4) Die aus der Beiziehung eines/einer Verteidigers/Verteidigerin erwachsenden Kosten hat in allen 
Fällen der/die Disziplinarbeschuldigte zu tragen. 

(5) Die Kosten für gerichtliche Erhebungen gemäß § 74 Abs. 3 sind, soweit sie sich auf Handlungen 
bezogen, deren der/die Disziplinarbeschuldigte für schuldig erkannt wurde, im Pauschalbetrag gemäß 
Abs. 2 zu berücksichtigen. Soweit sich solche Erhebungen auf Handlungen bezogen, deren der/die Diszi-
plinarbeschuldigte nicht für schuldig erkannt wurde, hat die Österreichische Zahnärztekammer die Kosten 
endgültig zu tragen. 
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Niederschrift 
§ 83. Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift aufzunehmen, der  

 1. die Namen der Mitglieder des Disziplinarrats, des/der Schriftführers/Schriftführerin, des/der 
Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in erster Instanz, des/der Beschuldigten, seines/ihres bzw. 
seiner/ihrer Verteidigers/Verteidigerin und seiner/ihrer Vertrauenspersonen sowie  

 2. der wesentliche Verlauf der Verhandlung  
zu entnehmen sind. Die Verwendung von Schallträgern ist zulässig. Die Niederschrift ist vom/von der 
Vorsitzenden und vom/von der Schriftführer/Schriftführerin zu unterzeichnen. 

Zustellung 
§ 84. Zustellungen an den/die Beschuldigten/Beschuldigte sind nach Maßgabe des § 77 StPO vorzu-

nehmen. Der Einleitungsbeschluss und das Erkenntnis des Disziplinarrats sind dem/der Disziplinarbe-
schuldigten zu eigenen Handen zuzustellen. Hat der/die Beschuldigte einen/eine Verteidiger/Verteidigerin 
bestellt, so ist, von Ladungen und vom Fall des § 54 Abs. 3 abgesehen, nur an diesen/diese zuzustellen. 

Zivilrechtliche Ansprüche 
§ 85. Zivilrechtliche Ansprüche, die jemand aus dem Disziplinarvergehen des/der Beschuldigten ab-

leitet, können nicht im Disziplinarverfahren geltend gemacht werden. 

5. Abschnitt 
Rechtsmittelverfahren 

Rechtsmittel 
§ 86. (1) Erkenntnisse des Disziplinarrats können mit dem Rechtsmittel der Berufung, Beschlüsse 

mit dem Rechtsmittel der Beschwerde angefochten werden. Gegen verfahrensleitende Verfügungen ist 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. Zur Entscheidung über die Rechtsmittel ist in oberster 
Instanz der Disziplinarsenat der Österreichischen Zahnärztekammer beim Bundesministerium für Ge-
sundheit und Frauen (§ 66) berufen. 

(2) Die Rechtsmittel der Berufung und der Beschwerde können vom/von der Beschuldigten und 
vom/Von der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster Instanz ergriffen werden. Sie sind binnen 
vier Wochen nach Zustellung der Entscheidung beim Disziplinarrat schriftlich in zweifacher Ausfertigung 
einzubringen. 

(3) Die Berufung muss eine Erklärung enthalten, in welchen Punkten und aus welchen Gründen das 
Erkenntnis angefochten wird. Das Vorbringen neuer Tatsachen und die Geltendmachung neuer Beweis-
mittel ist zulässig. Eine Anfechtung des Ausspruchs über die Schuld gilt auch als Anfechtung des Straf-
ausspruchs. 

(4) Die rechtzeitige Einbringung der Berufung hat, soweit in diesem Bundesgesetz nicht Anderes be-
stimmt ist, aufschiebende Wirkung. 

(5) Eine verspätete oder unzulässige Berufung oder eine Berufung, die keine Erklärung im Sinne des 
Abs. 3 enthält, ist ohne mündliche Verhandlung mit Beschluss zurückzuweisen. 

(6) Eine Ausfertigung des Rechtsmittels ist dem anderen zur Erhebung eines Rechtsmittels Berech-
tigten zuzustellen, der hiezu binnen vier Wochen eine schriftliche Äußerung abgeben kann. Nach Einlan-
gen der Äußerung oder nach Fristablauf sind die Akten dem Disziplinarsenat vorzulegen. 

(7) Für die Akteneinsicht der im Abs. 2 Genannten gilt § 76 Abs. 3. 
Ausschluss und Befangenheit 

§ 87. (1) Auf die Mitglieder des Disziplinarsenats sind die Ausschließungsgründe des § 70 Abs. 1 
und 2 anzuwenden. Ausgeschlossen ist ferner, wer an der angefochtenen Entscheidung teilgenommen 
oder am vorangegangenen Verfahren als Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin, Verteidiger/Verteidigerin 
des/der Beschuldigten oder Vertreter/Vertreterin eines/einer sonst Beteiligten mitgewirkt hat. 

(2) Der/Die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter Instanz und der/die Beschuldigte sind 
darüber hinaus berechtigt, einzelne Mitglieder des Disziplinarsenats wegen Befangenheit abzulehnen, 
wenn sie Gründe anzugeben vermögen, die geeignet sind, die volle Unbefangenheit des/der Abzulehnen-
den in Zweifel zu setzen (§ 72 Abs. 1 StPO). 

(3) Die Mitglieder des Disziplinarsenats haben sie betreffende Ausschließungs- oder Befangenheits-
gründe dem/der Vorsitzenden des Disziplinarsenats unverzüglich bekanntzugeben. 
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(4) Über das Vorliegen von Ausschließungs- oder Befangenheitsgründen entscheidet der Diszipli-
narsenat, wobei Mitglieder, die Ausschließungs- oder Befangenheitsgründe bekanntgegeben haben, durch 
Ersatzmitglieder, auf die dies nicht zutrifft, zu ersetzen sind. 

Beschluss 
§ 88. Über Beschwerden entscheidet der Disziplinarsenat ohne mündliche Verhandlung mit Be-

schluss. 
Berufungsverfahren 

§ 89. (1) Nach dem Einlangen der Berufungsakten hat der/die Vorsitzende des Disziplinarsenats die 
Berufungsakten zu prüfen. 

(2) Hält der/die Vorsitzende des Disziplinarsenats die Berufung für unzulässig oder verspätet, so hat 
er/sie sie vor den Disziplinarsenat zu bringen, ohne dass zunächst eine mündliche Verhandlung anbe-
raumt wird. Ist keiner dieser Fälle gegeben, so ist die Verhandlung anzuberaumen. Dem/Der Beschuldig-
ten sind mindestens 14 Tage Zeit zur Vorbereitung zu gewähren. 

(3) Sind zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung Erhebungen notwendig, so hat der/die Vor-
sitzende die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Er/Sie kann solche Erhebungen von einem beauf-
tragten Senatsmitglied, vom Disziplinarrat durch ein von deren Vorsitzenden zu bestimmendes Mitglied 
oder von einem ersuchten Gericht durchführen lassen. 

(4) Für die Beiziehung eines/einer Verteidigers/Verteidigerin gilt § 69 Abs. 3 erster Satz. Die Bestel-
lung eines/einer Berufskollegen/Berufskollegin des/der Beschuldigten ist jedoch unzulässig. 

(5) Hinsichtlich der Übersendung von Akten durch die Gerichte und Verwaltungsbehörden gilt § 68 
Abs. 6 auch im Verfahren zweiter Instanz. 

Mündliche Verhandlung 
§ 90. (1) Zur mündlichen Verhandlung sind der/die Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in zweiter 

Instanz, der/die Beschuldigte und sein/ihr bzw. seine/ihre Verteidiger/Verteidigerin zu laden. 
(2) Die mündliche Verhandlung ist auf Antrag des/der Beschuldigten öffentlich. Die Öffentlichkeit 

kann jedoch aus den Gründen des § 229 StPO ausgeschlossen werden. Ist die Verhandlung nicht öffent-
lich, so kann der/die Beschuldigte drei Personen seines Vertrauens beiziehen. Zeugen/Zeuginnen sind als 
Vertrauenspersonen ausgeschlossen. § 103 Abs. 1 gilt auch für die vom/von der Beschuldigten beigezo-
genen Vertrauenspersonen. 

(3) Die Verhandlung beginnt mit der Darstellung des Sachverhalts durch den/die Vorsitzen-
den/Vorsitzende. 

(4) Hierauf trägt der/die Berufungswerber/Berufungswerberin die Berufung vor. Die anderen in 
Abs. 1 Genannten haben ebenfalls das Recht auf Anhörung. Die Reihenfolge bestimmt der/die Vorsitzen-
de. Das Schlusswort gebührt jedenfalls dem/der Beschuldigten. 

(5) Sind der/die Beschuldigte und sein/ihr bzw. seine/ihre Verteidiger/Verteidigerin nicht erschienen, 
so wird hiedurch die Durchführung der Verhandlung nicht gehindert. Dies ist dem/der Disziplinarbe-
schuldigten in der Vorladung zur mündlichen Berufungsverhandlung mit dem Bemerken mitzuteilen, dass 
auch im Falle seines/ihres Ausbleibens über die Berufung unter Berücksichtigung des in der Berufungs-
ausführung und in der Gegenausführung sowie in sonstigen Schriftsätzen Vorgebrachten dem Gesetz 
gemäß erkannt werden würde. 

(6) Der Disziplinarsenat kann in der mündlichen Verhandlung selbst Beweise aufnehmen und die 
notwendigen Verfahrensergänzungen vornehmen. Personen, die als Zeugen/Zeuginnen vorgeladen wer-
den, sind zum Erscheinen verpflichtet. Die Beeidigung von Zeugen/Zeuginnen und Sachverständigen 
durch den/die Vorsitzenden/Vorsitzende des Disziplinarsenats ist zulässig. Der Disziplinarsenat kann die 
Beweisaufnahmen und Verfahrensergänzungen auch von einem beauftragten Senatsmitglied, vom Diszi-
plinarrat durch ein vom/von der Vorsitzenden des Disziplinarsenats zu bestimmendes Mitglied oder von 
einem ersuchten Gericht durchführen lassen. 

(7) Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift im Sinne des § 83 aufzunehmen. 
Entscheidung 

§ 91. (1) Ist die Erhebung des Sachverhalts oder das Verfahren erster Instanz mangelhaft, sodass es 
ganz oder zum Teil wiederholt oder ergänzt werden muss, und nimmt der Disziplinarsenat die Beweis-
aufnahme und die Verfahrensergänzungen weder selbst vor noch lässt er sie vornehmen (§ 90 Abs. 6), so 
hat er ohne Anberaumung einer mündlichen Verhandlung das Erkenntnis des Disziplinarrats ganz oder 
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zum Teil aufzuheben und die Sache zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung im Umfang der Auf-
hebung an den Disziplinarrat zurückzuverweisen. 

(2) In allen anderen Fällen hat der Disziplinarsenat in der mündlichen Berufungsverhandlung in der 
Sache selbst zu entscheiden. Zeigt sich erst in dieser, dass ein im Abs. 1 erwähnter Mangel vorliegt, so 
kann der Disziplinarsenat das Erkenntnis des Disziplinarrats ganz oder zum Teil aufheben und die Sache 
zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung im Umfang der Aufhebung an den Disziplinarrat zurück-
verweisen. Entscheidet der Disziplinarsenat in der Sache selbst, ist er berechtigt, das Erkenntnis in jeder 
Richtung zu ändern, zum Nachteil des/der Beschuldigten jedoch nur im Umfang der Anfechtung. 

(3) Ist die Berufung lediglich zu Gunsten des/der Beschuldigten ergriffen worden, so darf weder der 
Disziplinarsenat noch im Fall einer Zurückverweisung der Disziplinarrat eine strengere Strafe als in dem 
angefochtenen Erkenntnis verhängen. 

Erkenntnis 
§ 92. (1) Erkenntnisse, die auf Grund einer mündlichen Verhandlung gefällt werden, sind samt den 

wesentlichen Gründen sogleich zu verkünden.  
(2) Ausfertigungen des Erkenntnisses samt Gründen sind ehestens dem Disziplinarrat, dem/der Dis-

ziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster und zweiter Instanz, dem/der Beschuldigten, im Fall der Be-
stellung eines/einer Verteidigers/Verteidigerin aber diesem/dieser, und weiters der Österreichische Zahn-
ärztekammer und der für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zuständigen Landes-
zahnärztekammer zuzustellen. 

Außerordentliche Rechtsmittel 
§ 93. Entscheidungen des Disziplinarsenats haben, wenn dem Standpunkt des/der Disziplinarbe-

schuldigten nicht vollinhaltlich Rechnung getragen wird, auf die Möglichkeit einer Beschwerde beim 
Verfassungsgerichtshof, auf die bei der Einbringung einer solchen Beschwerde einzuhaltende Frist sowie 
auf das Formalerfordernis der Unterschrift eines/einer Rechtsanwalts/Rechtsanwältin hinzuweisen. 

Kosten 
§ 94. (1) Hinsichtlich der Kosten des Verfahrens im Falle eines Schuldspruchs ist § 82 anzuwenden. 

Dem/Der verurteilten Disziplinarbeschuldigten fallen auch die Kosten des Rechtsmittelverfahrens zur 
Last, sofern sie nicht durch ein gänzlich erfolglos gebliebenes Rechtsmittel des/der Disziplinaran-
walts/Disziplinaranwältin verursacht worden sind.  

(2) Wird der/die Disziplinarbeschuldigte im Rechtsmittelverfahren teilweise freigesprochen, so sind 
die auf den Freispruch entfallenden Kosten, soweit es tunlich ist, vom Ersatz auszuscheiden.  

(3) Wird einer bloß wegen des Strafausspruchs erhobenen Berufung des/der Disziplinarbeschuldig-
ten auch nur teilweise Folge gegeben und die Strafe zu seinen Gunsten abgeändert, so sind die Kosten des 
Berufungsverfahrens dem/der Berufungswerber/Berufungswerberin nicht aufzuerlegen. 

6. Abschnitt 
Vollzug der Entscheidungen 

Disziplinarregister 
§ 95. (1) Jede in Rechtskraft erwachsene Disziplinarstrafe ist in ein von der Österreichischen Zahn-

ärztekammer zu führendes Disziplinarregister einzutragen (§ 19 Abs. 4 Z 4).  
(2) Dem/Der Präsidenten/Präsidentin der jeweils zuständigen Landeszahnärztekammern sind Ab-

schriften der Eintragungen zu übermitteln.  
(3) Von der Disziplinarstrafe einer befristeten Untersagung sind die zuständige Bezirksverwaltungs-

behörde sowie das zuständige Amt der Landesregierung zu verständigen. 
Geldstrafen und Verfahrenskosten 

§ 96. (1) Die verhängten Geldstrafen sowie die vom/von der Bestraften zu tragenden Kosten des 
Disziplinarverfahrens fließen der Österreichischen Zahnärztekammer zu und können von dieser nach dem 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53, eingebracht werden. 

(2) Wenn der/die Disziplinarbeschuldigte eine über ihn verhängte Geldstrafe und die Verfahrensko-
sten nicht unverzüglich nach Eintritt der Rechtskraft erlegt, ist er/sie schriftlich aufzufordern, die Strafe 
und die Kosten binnen vierzehn Tagen zu zahlen, widrigenfalls sie zwangsweise eingetrieben werden. 
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(3) Wenn die unverzügliche Zahlung einer Geldstrafe oder der Verfahrenskosten den/die Zahlungs-
pflichtigen/Zahlungspflichtige unbillig hart träfe, hat der Disziplinarrat bzw. der Disziplinarsenat auf 
Antrag durch Bescheid einen angemessenen Aufschub zu gewähren. Der Aufschub darf  
 1. bei Geldstrafen (einschließlich der Verfahrenskosten) bis zu 15 000 Euro bei Bezahlung der 

ganzen Schuld oder bei Entrichtung von Teilbeträgen insgesamt nicht mehr als ein Jahr,  
 2. bei Geldstrafen (einschließlich der Verfahrenskosten) über 15 000 Euro insgesamt nicht mehr als 

zwei Jahre 
betragen. 

(4) § 409a Abs. 3 und 4 StPO ist anzuwenden. 
(5) Gegen den Bescheid gemäß Abs. 3 steht kein Rechtsmittel zu. 

Strafmilderung 
§ 97. (1) Wenn nach eingetretener Rechtskraft eines Disziplinarerkenntnisses gewichtige Milde-

rungsgründe hervorkommen, die zur Zeit der Fällung des Erkenntnisses noch nicht vorhanden oder noch 
nicht bekannt waren und die offenbar eine mildere Bemessung der Strafe herbeigeführt hätten, so hat der 
Disziplinarrat sobald er sich vom Vorhandensein dieser Milderungsgründe überzeugt hat, von Amts we-
gen oder auf Antrag mit Beschluss über die Strafmilderung zu entscheiden. 

(2) Gegen einen Beschluss nach Abs. 1 steht dem/der Disziplinaranwalt/Disziplinaranwältin in erster 
Instanz und dem/der Disziplinarbeschuldigten die binnen vier Wochen einzubringende Beschwerde an 
den Disziplinarsenat der Österreichischen Zahnärztekammer zu. 

Streichung aus der Zahnärzteliste 
§ 98. (1) Ist über ein Kammermitglied rechtskräftig die Disziplinarstrafe der Streichung aus der 

Zahnärzteliste verhängt worden und erklärt es innerhalb von drei Tagen nach der Verkündung des Diszi-
plinarerkenntnisses durch den Disziplinarsenat schriftlich gegenüber der Österreichischen Zahnärzte-
kammer, dass es dagegen Beschwerde nach Art. 144 Abs. 1 B-VG, verbunden mit einem Antrag auf Zu-
erkennung der aufschiebenden Wirkung, erheben werde, so darf, wenn es in der Folge die rechtzeitige 
Erhebung der Beschwerde durch Übersendung einer Gleichschrift nachweist, das Erkenntnis erst vollzo-
gen werden, wenn der Verfassungsgerichtshof die aufschiebende Wirkung nicht zuerkennt oder das Be-
schwerdeverfahren beendet ist. 

(2) Der/Die Vorsitzende des Disziplinarsenats hat die Österreichische Zahnärztekammer sowie die 
für den/die Disziplinarbeschuldigten/Disziplinarbeschuldigte zuständige Landeszahnärztekammer unver-
züglich nach Zustellung der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs über die aufschiebende Wirkung 
oder über die Beendigung des Beschwerdeverfahrens zu verständigen. 

7. Abschnitt 
Tilgung von Disziplinarstrafen 

Tilgungsfristen 
§ 99. Die Tilgungsfristen betragen: 

 1. bei einem schriftlichen Verweis ein Jahr ab Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses, 
 2. bei einer Geldstrafe fünf Jahre ab der vollständigen Zahlung oder der Feststellung der Unein-

bringlichkeit, 
 3. bei befristeter Untersagung der Berufsausübung zehn Jahre ab Rechtskraft des Disziplinarer-

kenntnisses, 
 4. bei Streichung aus der Zahnärzteliste fünfzehn Jahre ab Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses. 

Tilgung 
§ 100. (1) Die Tilgung der im Disziplinarregister eingetragenen Disziplinarstrafen tritt nach Ablauf 

der im § 99 angeführten Fristen kraft Gesetzes ein. 
(2) Getilgte Disziplinarstrafen dürfen in einem Disziplinarverfahren weder berücksichtigt noch in 

Erkenntnissen und Beschlüssen erwähnt werden. 
(3) Der/Die Bestrafte kann die Feststellung beantragen, dass seine/ihre Disziplinarstrafe getilgt ist. 

Dieser Antrag ist beim Disziplinarrat einzubringen, der darüber mit Beschluss zu entscheiden hat. Gegen 
den Beschluss des Disziplinarrats kann der/die Betroffene binnen vier Wochen beim Disziplinarsenat 
Beschwerde erheben. § 86 Abs. 3 ist anzuwenden. 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 67 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



45 

 

(4) Wird jemand zu mehr als einer Disziplinarstrafe oder vor Ablauf der Tilgungsfrist erneut zu einer 
Disziplinarstrafe rechtskräftig verurteilt, so werden alle Disziplinarstrafen nur gemeinsam getilgt. Die 
Tilgungsfrist bestimmt sich in diesem Fall nach der Einzelfrist, die am spätesten enden würde, verlängert 
sich aber um so viele Jahre, als rechtskräftige und noch nicht getilgte Verurteilungen vorliegen. Die zu-
letzt rechtskräftig gewordene Verurteilung ist mitzuzählen. 

8. Abschnitt 
Ordnungsstrafen 

§ 101. (1) Die Vorsitzenden des Disziplinarrats und des Disziplinarsenats haben für die Aufrechter-
haltung der Ordnung und für die Wahrung des Anstands im Disziplinarverfahren zu sorgen.  

(2) Personen, die die Disziplinarverhandlung stören oder durch ungeziemendes Benehmen den An-
stand verletzen, sind vom/von der Vorsitzenden zu ermahnen. Bleibt die Ermahnung erfolglos, so kann 
ihnen nach vorausgegangener Androhung durch den/die Vorsitzenden/Vorsitzende des Disziplinarrats 
bzw. des Disziplinarsenats das Wort entzogen und ihre Entfernung verfügt oder gegen sie eine Ordnungs-
strafe bis zur Höhe von 1 500 Euro verhängt werden. 

(3) Entspricht der/die Verteidiger/Verteidigerin des/der Beschuldigten der Ermahnung des/der Vor-
sitzenden, die Ordnung nicht zu stören oder den Anstand nicht durch ungeziemendes Verhalten zu verlet-
zen, nicht, so kann dem/der Beschuldigten aufgetragen werden, einen/eine anderen/andere Verteidi-
ger/Verteidigerin zu bestellen. 

(4) Die gleichen Ordnungsstrafen können gegen Personen verhängt werden, die sich in schriftlichen 
Eingaben einer beleidigenden Schreibweise bedienen sowie gegen Zeugen/Zeuginnen, die sich ihrer Ver-
pflichtung zum Erscheinen (§§ 74 Abs. 2, 90 Abs. 6) entziehen. 

(5) Vor der Verhängung der Ordnungsstrafe ist dem/der Betroffenen gemäß § 45 Abs. 3 AVG Gele-
genheit zu geben, sich schriftlich oder mündlich zu rechtfertigen. 

(6) Gegen öffentliche Organe und gegen berufsmäßige Parteienvertreter/Parteienvertreterinnen ist, 
wenn sie einem Disziplinarrecht unterstehen, keine Ordnungsstrafe zu verhängen, sondern lediglich An-
zeige an die Disziplinarbehörde zu erstatten. 

(7) Die Verhängung einer Ordnungsstrafe schließt die strafgerichtliche Verfolgung wegen derselben 
Handlung nicht aus. 

(8) Gegen die Verhängung einer Ordnungsstrafe durch den Disziplinarrat kann der/die Betroffene 
beim Disziplinarsenat binnen vier Wochen Berufung erheben. Der Disziplinarsenat entscheidet endgültig. 
Der Vollzug der Ordnungsstrafe ist bis zur Entscheidung des Disziplinarsenats auszusetzen. Gegen den 
Beschluss auf Verhängung einer Ordnungsstrafe durch den Disziplinarsenat ist kein ordentliches Rechts-
mittel zulässig. 

(9) Die nach Abs. 2 verhängten Strafgelder fließen der Österreichischen Zahnärztekammer zu. 
Anwendung von anderen gesetzlichen Bestimmungen 

§ 102. (1) Für die Berechnung von Fristen, die Beratung und Abstimmung sowie die Wiederaufnah-
me des Verfahrens gelten die Bestimmungen der Strafprozessordnung, soweit sich aus den Bestimmun-
gen dieses Hauptstücks nicht Anderes ergibt. 

(2) Für die Wiedereinsetzung gelten die Bestimmungen der Strafprozessordnung mit der Maßgabe, 
dass die Wiedereinsetzung gegen die Versäumung aller Fristen zulässig ist und dass sie durch einen min-
deren Grad des Versehens nicht verhindert wird. Über einen Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die 
Disziplinarbehörde, bei der die versäumte Prozesshandlung vorzunehmen war. Gegen die Verweigerung 
der Wiedereinsetzung ist kein Rechtsmittel zulässig. 

(3) Im übrigen sind 
 1. im Verfahren vor dem Disziplinarrat die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 2 bis 4, 

12, 42 Abs. 1 und 2, 51, 51a, 57, 63 Abs. 1 und 5 erster und zweiter Satz zweiter Halbsatz, 64 
Abs. 2, 64a, 67a bis 67h, 68 Abs. 2 und 3 und 75 bis 80, 

 2. im Verfahren vor dem Disziplinarsenat die Bestimmungen der Strafprozessordnung über 
Rechtsmittel gegen Urteile der Bezirksgerichte und 

 3. im Verfahren vor dem Disziplinarrat und dem Disziplinarsenat die Bestimmungen des Zustellge-
setzes, BGBl. Nr. 200/1982,  

insoweit anzuwenden, als sich aus den Bestimmungen dieses Hauptstücks nicht Anderes ergibt und die 
Anwendung der Bestimmungen der Strafprozessordnung mit den Grundsätzen und Eigenheiten des Dis-
ziplinarverfahrens vereinbar ist. 
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Mitteilungen an die Öffentlichkeit 
§ 103. (1) Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Verlauf und die Ergebnisse eines Disziplinar-

verfahrens, über den Inhalt der Disziplinarakten sowie über den Inhalt einer mündlichen Verhandlung und 
der Disziplinarentscheidungen sind, soweit das Verfahren nicht öffentlich ist (§ 90 Abs. 2) und außer im 
Falle des § 58 Abs. 8 untersagt.  

(2) Das Kammermitglied, auf das sich das Disziplinarverfahren bezogen hat, darf jedoch über den 
Ausgang des Disziplinarverfahrens soweit berichten, als es damit nicht seine berufliche Verschwiegen-
heitspflicht verletzt. 

6. Hauptstück 
1. Abschnitt 

Gebarung 

§ 104. (1) Der Bundesausschuss hat alljährlich  
 1. bis längstens 15. Dezember den Jahresvoranschlag der Österreichischen Zahnärztekammer für 

das nächste Kalenderjahr und 
 2. bis längstens 30. Juni den Rechnungsabschluss der Österreichischen Zahnärztekammer für das 

vorangegangene Kalenderjahr  
zu beschließen. 

(2) Der Landesausschuss hat alljährlich  
 1. bis längstens 15. Dezember den Jahresvoranschlag der Landeszahnärztekammer für das nächste 

Kalenderjahr und 
 2. bis längstens 30. Juni den Rechnungsabschluss der Landeszahnärztekammer für das vorangegan-

gene Kalenderjahr  
zu beschließen und unverzüglich der Österreichischen Zahnärztekammer zu übermitteln. 

Kammerbeiträge 
§ 105. (1) Zur Bestreitung des Sachaufwands, des Aufwands für die Organe, des Personalaufwands 

und der anderen finanziellen Erfordernisse für die zur Durchführung der der Österreichischen Zahnärzte-
kammer übertragenen Aufgaben, ausgenommen für den Wohlfahrtsfonds, setzt die Österreichische Zahn-
ärztekammer von den Kammermitgliedern einzuhebende einkommensabhängige Kammerbeiträge fest. 

(2) Zur Bestreitung des Sachaufwands, des Aufwands für die Organe, des Personalaufwands und der 
anderen finanziellen Erfordernisse für die zur Durchführung der der Landeszahnärztekammer übertrage-
nen Aufgaben, ausgenommen für den Wohlfahrtsfonds, hat die Österreichische Zahnärztekammer auf 
Antrag der Landeszahnärztekammern von den Kammermitgliedern einzuhebende einkommensabhängige 
Landeskammerbeiträge festzusetzen. 

(3) Die gesetzlichen Sozialversicherungsträger und Krankenfürsorgeanstalten haben  
 1. die Kammerbeiträge, die in der Beitragsordnung als Eurobeträge oder Prozentsätze ausgewiesen 

sind, bei den Honorarabrechnungen einzubehalten und längstens bis zum 15. Tag nach Fälligkeit 
der Honorarzahlung an die Österreichische Zahnärztekammer bzw. die jeweilige Landeszahnärz-
tekammer abzuführen, sofern dies in der Beitragsordnung vorgesehen ist, 

 2. der Österreichischen Zahnärztekammer bzw. der jeweiligen Landeszahnärztekammer auf deren 
Verlangen zur Überprüfung der Berechnung der Kammerbeiträge im Einzelfall das Kassenhono-
rar, die Fallzahlen sowie eine Aufschlüsselung des Bruttoumsatzes eines Berufsangehörigen nach 
den jeweiligen Einzelleistungen zu übermitteln, eine Weitergabe dieser Daten durch die Österrei-
chische Zahnärztekammer bzw. die jeweilige Landeszahnärztekammer ist unzulässig. 

(4) Bei Kammermitgliedern, die ihren Beruf im Dienstverhältnis ausüben, kann der Kammerbeitrag 
vom/von der Dienstgeber/Dienstgeberin monatlich einbehalten werden und ist dann vierteljährlich an die 
Österreichische Zahnärztekammer abzuführen. 

(5) Erste Instanz für Verfahren über Kammerbeiträge ist der/die Präsident/Präsidentin der Österrei-
chischen Zahnärztekammer. Gegen Beschlüsse des/der Präsidenten/Präsidentin steht das Recht der Be-
schwerde an den Bundesausschuss zu. Für diese Verfahren ist das AVG anzuwenden. 

(6) Rückständige Kammerbeiträge können durch politische Exekution eingetrieben werden. 
(7) Nähere Bestimmungen über die Festsetzung und Einhebung der Kammerbeiträge sind von der 

Österreichischen Zahnärztekammer in der Beitragsordnung festzulegen. 
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2. Abschnitt 
Weisungs- und Aufsichtsrechte 

Weisungsrecht 
§ 106. Die Österreichische Zahnärztekammer ist im übertragenen Wirkungsbereich an die Weisun-

gen des/der Bundesministers/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen gebunden. 
Rechtsakte im übertragenen Wirkungsbereich 

§ 107. (1) Die Erlassung der Vorschriften der Österreichischen Zahnärztekammer im übertragenen 
Wirkungsbereich gemäß § 20 Abs. 4 unterliegen den Weisungen des/der Bundesmini-
sters/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. 

(2) Die Rechtsakte gemäß Abs. 1 sind vor Beschlussfassung dem/der Bundesmini-
ster/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen zur Prüfung vorzulegen und können vom/von der Bun-
desminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen zur Verbesserung zurückgestellt werden, insbe-
sondere wenn sie gesetzlichen Vorschriften widersprechen. 

(3) Die beschlossenen Rechtsakte gemäß Abs. 1 sind unter Hinweis auf die Beschlussfassung im 
Volltext im Internet allgemein zugänglich oder im offiziellen Presseorgan der Österreichischen Zahnärz-
tekammer kundzumachen und treten, soweit sie keinen späteren In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt vorsehen, 
nach Ablauf des Tags der Kundmachung in Kraft. 

Aufsichtsrecht 
§ 108. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer untersteht im eigenen Wirkungsbereich der Auf-

sicht des/der Bundesministers/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. 
(2) Beschlüsse der Organe der Österreichischen Zahnärztekammer und der Landeszahnärztekam-

mern, die gegen bestehende Vorschriften verstoßen, sind vom/von der Bundesminister/Bundesministerin 
für Gesundheit und Frauen aufzuheben. Die Österreichische Zahnärztekammer und die Landeszahnärzte-
kammern haben auf Verlangen der Aufsichtsbehörde die von ihr bezeichneten Beschlüsse vorzulegen. 

(3) Die Organe der Österreichischen Zahnärztekammer und der Landeszahnärztekammern sind von 
der Aufsichtsbehörde ihrer Funktion zu entheben, wenn sie ihre Aufgaben vernachlässigen oder wenn sie 
beschlussunfähig werden. In letzterem Fall hat der/die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen einen/eine Regierungskommissär/Regierungskommissärin zu ernennen, der/die die Geschäfte 
weiterzuführen und umgehend Neuwahlen anzuordnen hat. Der/Die Regierungskommis-
sär/Regierungskommissärin ist aus dem Kreis der rechtskundigen Bediensteten der Aufsichtsbehörde zu 
bestellen. Ihm/Ihr ist ein Beirat, bestehend aus zwei Kammermitgliedern, zur Seite zu stellen. Die aus der 
Bestellung eines/einer Regierungskommissärs/Regierungskommissärin erwachsenden Kosten sind von 
der Österreichischen Zahnärztekammer zu tragen. 

Rechtsakte im eigenen Wirkungsbereich 
§ 109. (1) Die Österreichische Zahnärztekammer hat  

 1. die Satzung, 
 2. die Beitragsordnung, 
 3. den Jahresvoranschlag und den Rechnungsabschluss, 
 4. die Kollegiale Schlichtungsordnung, 
 5. die Patientenschlichtungsordnung, 
 6. die Autonomen Honorar-Richtlinien, 
 7. die Grenzwerteverordnung, 
 8. die Werberichtlinien, 
 9. die Fortbildungsrichtlinien und 
 10. die Schilderordnung 
nach Beschlussfassung der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 

(2) Der/Die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat die Akte gemäß Abs. 1 
innerhalb von vier Monaten nach Vorlage zu untersagen, wenn sie den Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes oder des Zahnärztegesetzes widersprechen. 

(3) Der/Die Präsident/Präsidentin kann einen in Aussicht genommenen Beschluss eines Rechtsaktes 
gemäß Abs. 1 vor der Beschlussfassung der Aufsichtsbehörde zur Prüfung vorlegen. Die Aufsichtsbehör-
de kann den in Aussicht genommenen Beschluss zur Verbesserung zurückstellen, insbesondere wenn 
dieser gesetzlichen Vorschriften widerspricht. 
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(4) Die Akte gemäß Abs. 1 sind unter Hinweis auf die Beschlussfassung im Volltext im Internet all-
gemein zugänglich oder im offiziellen Presseorgan der Österreichischen Zahnärztekammer kundzuma-
chen. Eine Untersagung gemäß Abs. 2 ist ebenfalls im Volltext im Internet allgemein zugänglich oder im 
offiziellen Presseorgan der Österreichischen Zahnärztekammer kundzumachen und hebt den untersagten 
Akt rückwirkend auf. 

(5) Die Akte gemäß Abs. 1 Z 1 und 3 bis 10 werden, sofern nicht ein anderes In-Kraft-Tretens-
Datum festgelegt ist, mit dem Datum der Kundmachung, die Beitragsordnung wird mit 1. Jänner des 
Kalenderjahres, für welches die Beitragsordnung erlassen bzw. der Beitrag festgesetzt wurde, wirksam. 

(6) Die Bestellung 
 1. der beiden zahnärztlichen Beisitzer/Beisitzerinnen des Disziplinarrats und deren Stellvertre-

ter/Stellvertreterinnen (§ 62), 
 2. des/der Disziplinaranwalts/Disziplinaranwältin in erster Instanz und dessen/deren Stellvertre-

ter/Stellvertreterin (§ 63) und 
 3. der beiden weiteren zahnärztlichen Beisitzer/Beisitzerinnen beim Disziplinarsenat und deren 

Stellvertreter/Stellvertreterinnen (§ 66) 
bedarf der Genehmigung des/der Bundesministers/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. Diese ist 
zu erteilen, wenn die Bestellung diesem Bundesgesetz nicht widerspricht. 

(7) Die Österreichische Zahnärztekammer hat dem/der Bundesminister/Bundesministerin für Ge-
sundheit und Frauen bis spätestens 31. März einen Jahresbericht vorzulegen, der insbesondere den Tätig-
keitsbericht über das vorangegangene Jahr, eine statistische Auswertung im Zusammenhang mit der 
Zahnärzteliste sowie allfällige Vorschläge für die Weiterentwicklung des zahnärztlichen Berufs- und 
Standesrechts zum umfassen hat, und diesen im Volltext im Internet allgemein zugänglich oder im offizi-
ellen Presseorgan der Österreichischen Zahnärztekammer zu veröffentlichen. 

3. Abschnitt 
Strafbestimmungen  

§ 110. (1) Wer der Verschwiegenheitspflicht gemäß §§ 4 und 103 zuwiderhandelt, begeht, sofern die 
Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, 
eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 2 500 Euro zu bestrafen. 

(2) Auch der Versuch ist strafbar. 

4. Abschnitt 
Sonderbestimmungen für Dentisten/Dentistinnen 

Rechte und Pflichten 
§ 111. Abweichend von den §§ 11 und 12 gelten für Kammermitglieder, die als Denti-

sten/Dentistinnen in die Zahnärzteliste eingetragen sind, folgende Sonderregelungen: 
 1. Sie haben Anspruch auf Ausstellung eines Dentistenausweises. 
 2.  Sie haben Anspruch auf Genuss der Leistungen aus dem für Angehörige des Dentistenberufs 

eingerichteten Unterstützungsfonds (§ 112). 
 3. Sie sind von der Verpflichtung zur Übermittlung von Daten, zur Erteilung von Auskünften sowie 

zur Leistung von Beiträgen zum Wohlfahrtsfonds gemäß § 12 Abs. 2 befreit. 
 4. Sie können nicht als zahnärztliche Vertreter/Vertreterinnen in die Organe der Wohlfahrtsfonds 

der Ärztekammern gewählt werden (§ 35 Abs. 3). 
Unterstützungsfonds 

§ 112. (1) Für diejenigen Kammermitglieder, die als Dentisten/Dentistinnen in die Zahnärzteliste 
eingetragen sind, besteht weiterhin der von der Österreichischen Dentistenkammer eingerichtete Unter-
stützungsfonds in der Form, wie er zum Zeitpunkt des Außer-Kraft-Tretens des Dentistengesetzes, BGBl. 
Nr. 90/1949, bestanden hat. 

(2) Der Unterstützungsfonds für Angehörige des Dentistenberufs ist ein vom übrigen Kammerver-
mögen gesondert verwaltetes Sondervermögen der Österreichischen Zahnärztekammer. 

(3) Die Verwaltung des Unterstützungsfonds erfolgt durch einen Verwaltungsausschuss nach den 
Bestimmungen der Geschäftsordnung des Unterstützungsfonds. 

(4) Änderungen der Geschäftsordnung des Unterstützungsfonds werden vom Bundesausschuss der 
Österreichischen Zahnärztekammer über Vorschlag des Verwaltungsausschusses beschlossen. 
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(5) Der Verwaltungsausschuss des Unterstützungsfonds der Österreichischen Dentistenkammer gilt 
ab 1. Jänner 2006 als Verwaltungsausschuss des Unterstützungsfonds der Österreichischen Zahnärzte-
kammer. 

(6) Bei Ausscheiden von Mitgliedern des Verwaltungsausschusses sind nachrückende Mitglieder 
vom Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer über einstimmigen Vorschlag der verblei-
benden Mitglieder des Verwaltungsausschusses zu bestellen. 

(7) Die Österreichische Zahnärztekammer haftet nicht für Ansprüche gegen den Unterstützungs-
fonds. 

(8) Wenn gegen den Unterstützungsfonds keine Ansprüche mehr geltend gemacht werden können, 
fällt das verbleibende Sondervermögen unter Wegfall der gesonderten Verwaltung (Abs. 2) in das Ver-
mögen der Österreichischen Zahnärztekammer. 

7. Hauptstück 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

1. Abschnitt 
Übergangsbestimmungen 

Kammermitgliedschaft 
§ 113.  (1) Personen, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 

 1. als Fachärzte/Fachärztinnen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde oder Zahnärz-
te/Zahnärztinnen nach den Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998, in der Fassung der 6. Ärzte-
gesetz-Novelle, BGBl. I Nr. 179/2004, in die Ärzteliste eingetragen und ordentliche Kammeran-
gehörige einer Ärztekammer sind oder 

 2. Kammermitglieder der Österreichischen Dentistenkammer nach den Bestimmungen des Denti-
stengesetzes, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2005, sind, 

sind ab 1. Jänner 2006 Kammermitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer. 
(2) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 auf Grund einer 

Bewilligung gemäß §§ 32, 33, 35 oder 210 ÄrzteG 1998 zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs berech-
tigt sind, sind ab 1. Jänner 2006 Kammermitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer mit der Maß-
gabe, dass sie – unbeschadet des § 110 ÄrzteG 1998 – nicht leistungsberechtigt und -verpflichtet gegen-
über dem Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer des jeweiligen Bundeslandes sind. 

(3) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 gemäß § 68 Abs. 5 
ÄrzteG 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, als außerordentliche Kammerangehörige einer 
Ärztekammer eingetragen sind, ausgenommen die in Abs. 2 genannten Personen, sind ungeachtet der 
außerordentlichen Kammerangehörigkeit zur jeweiligen Ärztekammer berechtigt, sich gemäß § 13 dieses 
Bundesgesetzes als außerordentliche Kammermitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer eintragen 
zu lassen. 

Rechtsnachfolge 
§ 114. (1) Mit In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes treten als Rechtsnachfolger 

 1. die Österreichische Zahnärztekammer in alle Rechte und Pflichten der Österreichischen Denti-
stenkammer und der Bundeskurie der Zahnärzte der Österreichischen Ärztekammer und 

 2. die Landeszahnärztekammern in alle Rechte und Pflichten der Kurien der Zahnärzte der Ärzte-
kammern des jeweiligen Bundeslandes ein. 

Die Österreichische Zahnärztekammer ist Rechtsnachfolger hinsichtlich jener Rechte und Pflichten der 
Österreichischen Ärztekammer und der Ärztekammern in den Bundesländern, die die von der Österreichi-
schen Zahnärztekammer vertretenen Kammermitglieder betroffen haben und weiterhin betreffen. 

(2) Die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 geltenden Verträge (Gesamtverträge), die von der Öster-
reichischen Ärztekammer bzw. von den Ärztekammern in den Bundesländern für den Bereich der zahn-
ärztlichen Tätigkeiten und von der Österreichischen Dentistenkammer mit den Trägern der Sozialversi-
cherung (Verbänden) abgeschlossen wurden, gehen ab 1. Jänner 2006 auf die Österreichische Zahnärzte-
kammer bzw. die jeweilige Landeszahnärztekammer über. Die auf Grund der Gesamtverträge abgeschlos-
senen Einzelverträge zwischen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs und Trägern der Sozialversiche-
rung gelten unbeschadet dieser Rechtsnachfolge weiter. 
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Konstituierung der Österreichischen Zahnärztekammer 
§ 115. (1) Zur Konstituierung der Organe der Österreichischen Zahnärztekammer und der Landes-

zahnärztekammern ist die erstmalige Wahl der Delegierten bis spätestens 1. Jänner 2007 gemäß § 39 
durchzuführen. 

(2) Der provisorische Bundesausschuss gemäß § 116 Abs. 5 beschließt die Anordnung der erstmali-
gen Wahl der Delegierten. 

(3) Der/Die Bundesminister/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nähere Bestimmungen 
für die erstmalige Wahl der Delegierten und die Konstituierung der neu gewählten Organe der Österrei-
chischen Zahnärztekammer und der Landeszahnärztekammern festzulegen. 

Provisorische Organe und Funktionen 
§ 116. (1) Ab 1. Jänner 2006 bis zur Konstituierung der Organe gemäß § 115 haben die Österreichi-

sche Zahnärztekammer und die Landeszahnärztekammern die in den Abs. 2 bis 8 festgelegten provisori-
schen Organe. Für diese sind die Regelungen des 2. und 3. Hauptstücks anzuwenden. Die in den Abs. 2 
bis 10 angeführten bisherigen Funktionsträger/Funktionsträgerinnen sind jene Personen, die mit Ablauf 
des 31. Dezember 2005 in der Österreichischen Ärztekammer, der Ärztekammer des jeweiligen Bundes-
landes bzw. der Österreichischen Dentistenkammer die entsprechende Funktion innehaben. 

(2) Im Sinne des Abs. 1 sind 
 1. provisorischer/provisorische Präsident/Präsidentin der Österreichischen Zahnärztekammer 

der/die bisherige Obmann/Obfrau der Bundeskurie der Zahnärzte der Österreichischen Ärzte-
kammer,  

 2. provisorische Vizepräsidenten/Vizepräsidentinnen der Österreichischen Zahnärztekammer 
der/die bisherige stellvertretende Obmann/Obfrau der Bundeskurie der Zahnärzte der Österreichi-
schen Ärztekammer und der/die bisherige Präsident/Präsidentin der Österreichischen Dentisten-
kammer und 

 3. provisorischer/provisorische Finanzreferent/Finanzreferentin der Österreichischen Zahnärzte-
kammer der/die bisherige Finanzreferent/Finanzreferentin der Bundeskurie der Zahnärzte der 
Österreichischen Ärztekammer. 

(3) Dem provisorischen Bundesvorstand gehören die in Abs. 2 genannten Personen an. 
(4) Im Sinne des Abs. 1 sind 

 1. provisorischer/provisorische Präsident/Präsidentin einer Landeszahnärztekammer der/die bishe-
rige Obmann/Obfrau der Kurie der Zahnärzte der Ärztekammer des jeweiligen Bundeslandes, 

 2. provisorischer/provisorische Vizepräsident/Vizepräsidentin einer Landeszahnärztekammer 
der/die bisherige stellvertretende Obmann/Obfrau der Kurien der Zahnärzte der Ärztekammer des 
jeweiligen Bundeslandes und 

 3. provisorischer/provisorische Landesfinanzreferent/Landesfinanzreferentin einer Landeszahnärz-
tekammern der/die bisherige Finanzreferent/Finanzreferentin der Kurie der Zahnärzte der Ärzte-
kammer des jeweiligen Bundeslandes. 

(5) Dem provisorischen Bundesausschuss gehören die in Abs. 4 Z 1 und 2 genannten Personen aller 
Landeszahnärztekammern sowie die in Abs. 2 Z 1 und 2 genannten Personen an. 

(6) Der provisorischen Delegiertenversammlung gehören die bisherigen Mitglieder der Kurienver-
sammlungen der Kurien der Zahnärzte der Ärztekammern und die bisherigen Vorstandsmitglieder der 
Österreichischen Dentistenkammer an. 

(7) Den provisorischen Landesausschüssen gehören die bisherigen Mitglieder der Kurienversamm-
lung der Kurie der Zahnärzte der Ärztekammer des jeweiligen Bundeslandes an. 

(8) Den provisorischen Landesvorständen gehören die in Abs. 4 genannten Personen des jeweiligen 
Bundeslandes an. 

(9) Die Bestellung aller mit Ablauf des 31. Dezember 2005 berufenen Referenten/Referentinnen der 
Bundeskurie der Zahnärzte der Österreichischen Ärztekammer, der Kurien der Zahnärzte der Ärztekam-
mern und der Österreichischen Dentistenkammer bleibt mit den ihnen übertragenen Aufgaben jedenfalls 
bis zur Konstituierung der Organe der Österreichischen Zahnärztekammer bzw. der Landeszahnärzte-
kammern aufrecht, es sei denn der provisorische Bundesausschuss beschließt davon Abweichendes. 

(10) Provisorischer/Provisorische Kammeramtsdirektor/Kammeramtsdirektorin der Österreichischen 
Zahnärztekammer ist der/die bisherige Kammeramtsdirektor/Kammeramtsdirektorin der Österreichischen 
Dentistenkammer. 
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Zahnärztliche Vertreter/Vertreterinnen in den Wohlfahrtsfonds 
§ 117. Ab 1. Jänner 2006 bis zur Bestellung der zahnärztlichen Vertreter/Vertreterinnen in die Er-

weiterte Vollversammlung, den Verwaltungsausschuss, den Überprüfungsausschuss und den Beschwer-
deausschuss der Ärztekammern in den Bundesländern (§ 35 Abs. 3) behalten jene Angehörigen des zahn-
ärztlichen Berufs, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 eine Funktion in den Wohlfahrtsfonds inneha-
ben, die entsprechende Funktion. 

Personal 
§ 118. Die Bestimmungen des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes, BGBl. Nr. 459/1993, sind 

auf Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen anzuwenden, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 überwiegend 
für die Österreichische Dentistenkammer oder für die Bundeskurie der Zahnärzte der Österreichischen 
Ärztekammer oder für eine Kurie der Zahnärzte einer Ärztekammer tätig sind. 

Kammervermögen 
§ 119. (1) Mit 1. Jänner 2006 geht das Vermögen der Österreichischen Dentistenkammer zum 

31. Dezember 2005 an die Österreichische Zahnärztekammer über. 
(2) Mit 1. Jänner 2006 geht  

 1. das festzustellende Vermögen der Bundeskurie der Zahnärzte der Österreichischen Ärztekammer 
zum 31. Dezember 2005 an die Österreichische Zahnärztekammer und  

 2. das festzustellende Vermögen der Kurien der Zahnärzte der Ärztekammern zum 31. Dezember 
2005 an die Landeszahnärztekammern  

über. 
(3) Mit 1. Jänner 2006 sind von Angehörigen des zahnärztlichen Berufs gebildete Sondervermögen 

zum 31. Dezember 2005, die von den Ärztekammern bzw. von den Kurien der Zahnärzte verwaltet wer-
den, wie beispielsweise Abrechnungsstellen, Problembehandlungszentren, Helferinnen- und Fortbil-
dungseinrichtungen, an die Landeszahnärztekammern zu übertragen. 

(4) Sofern die Entscheidungen betreffend die Bewertung und Aufteilung des Vermögens gemäß 
Abs. 2 und 3 nicht innerhalb eines halben Jahres nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes auf einver-
nehmlichem Weg getroffen werden können, wird zur Entscheidung über die strittigen Fragen ein 
Schiedsgericht eingesetzt. Dieses Schiedsgericht besteht aus  
 1. einem/einer Richter/Richterin als Vorsitzenden/Vorsitzende, der/die vom/von der Bundesmini-

ster/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen im Einvernehmen mit dem/der Bundesmini-
ster/Bundesministerin für Justiz bestellt wird, und  

 2. zwei Wirtschaftstreuhändern/Wirtschaftstreuhänderinnen, von denen jeweils einer/eine von der 
Österreichischen Ärztekammer bzw. der Ärztekammer des jeweiligen Bundeslandes und von der 
Österreichischen Zahnärztekammer vorgeschlagen wird und die vom/von der Bundesmini-
ster/Bundesministerin für Gesundheit und Frauen bestellt werden. 

Die Kosten für dieses Schiedsgericht werden jeweils zur Hälfte von der Österreichischen Ärztekammer 
bzw. der Ärztekammer des jeweiligen Bundeslandes und der Österreichischen Zahnärztekammer getra-
gen. Das Schiedsgericht kann auch zu einem früheren Zeitpunkt eingesetzt werden, sofern dies die Partei-
en einvernehmlich beschließen. 

(5) Sofern das Schiedsverfahren gemäß Abs. 4 nicht innerhalb eines Jahres abgeschlossen ist, ist der 
ordentliche Rechtsweg zu beschreiten. 

(6) Der Lauf der Verjährungsfrist ist während der Zeit der Verhandlungen und des Schiedsverfahrens 
gemäß Abs. 4, längstens aber bis 18 Monate nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes, gehemmt. 

Rechnungsabschluss 2005 der Österreichischen Dentistenkammer  
§ 120. Der Rechnungsabschluss der Österreichischen Dentistenkammer für das Jahr 2005 ist vom 

provisorischen Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer (§ 116 Abs. 5) bis spätestens 
31.  Mai 2006 zu beschließen. § 109 ist anzuwenden. 

Jahresvoranschläge 2006 
§ 121. (1) Die Jahresvoranschläge der Landeszahnärztekammern für das Jahr 2006 sind von den pro-

visorischen Landesausschüssen (§ 116 Abs. 7) bis spätestens 31. März 2006 zu beschließen und unver-
züglich der Österreichischen Zahnärztekammer zu übermitteln. 

(2) Der Jahresvoranschlag der Österreichischen Zahnärztekammer für das Jahr 2006 ist vom proviso-
rischen Bundesausschuss der Österreichischen Zahnärztekammer (§ 116 Abs. 5) bis spätestens 
31. Mai 2006 zu beschließen. § 109 ist anzuwenden. 
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Rechtsakte der Österreichischen Ärztekammer und der Österreichischen Dentistenkammer 
§ 122. (1) Folgende Verordnungen, Richtlinien und sonstigen Vorschriften der Österreichischen Ärz-

tekammer, die Angehörige des zahnärztlichen Berufs betreffen, sind auch nach Ablauf des 
31. Dezember 2005 bis zur Erlassung entsprechenden Rechtsakte der Österreichischen Zahnärztekammer 
für Angehörige des zahnärztlichen Berufs anzuwenden: 
 1. Richtlinie Arzt und Öffentlichkeit vom 12. Dezember 2003; 
 2. Schilderordnung vom 18. Dezember 1999; 
 3. Diplom-Fortbildungs-Programm vom 1. Jänner 1995; 
 4. Verordnung zur Regelung der Funktionsgebühren, Taggelder – Bearbeitungsgebühren und Fahrt-

kostenersätze vom 3. Dezember 2004; 
 5. Autonome Honorarrichtlinien 2005/2006 vom 30. April 2005; 
 6. Schlichtungsordnung vom 30. Mai 1964; 
 7. Bearbeitungsgebührenverordnung vom 24. Juni 2005 
 8. Qualitätssicherungsverordnung vom 24. Juni 2005. 
Für Angehörige des Dentistenberufs gelten diese Rechtsakte nur insoweit, als gemäß Abs. 2 keine ent-
sprechenden Regelungen der Österreichischen Dentistenkammer vorgesehen sind. 

(2) Folgende Verordnungen, Richtlinien und sonstigen Vorschriften der Österreichischen Dentisten-
kammer sind auch nach Ablauf des 31. Dezember 2005 bis zur Erlassung der entsprechenden Rechtsakte 
der Österreichischen Zahnärztekammer für Angehörige des Dentistenberufs anzuwenden: 
 1. Schlichtungsordnung vom 16. März 1952; 
 2. Beitragsordnung vom 16. März 1952; 
 3. Geschäftsordnung des Unterstützungsfonds der Österreichischen Dentistenkammer vom 1. Jän-

ner 2003. 
Entsendungsrechte 

§ 123. Soweit der Österreichischen Dentistenkammer, der Österreichischen Ärztekammer oder den 
Ärztekammern in den Bundesländern Entsendungsrechte in Gremien, Kommissionen, Räte und derglei-
chen zustehen, stehen diese auch der Österreichischen Zahnärztekammer bzw. den Landeszahnärztekam-
mern zu. 

Anhängige Verfahren 
§ 124.  (1) Mit Ablauf des 31. Dezember 2005 anhängige Verfahren gemäß 

 1. § 91 ÄrzteG 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, die Angehörige des zahnärztlichen 
Berufs betreffen, und 

 2. § 94 ÄrzteG 1998, in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, zwischen Angehörigen des zahn-
ärztlichen Berufs und Ärzten 

sind nach der vor diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage fortzusetzen und abzuschließen. 
(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2005 anhängige Verfahren gemäß § 94 ÄrzteG 1998, in der Fas-

sung der 6. Ärztegesetz-Novelle, zwischen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs sind mit 
1. Jänner 2006 nach den entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes fortzusetzen und abzu-
schließen. 

(3) Mit Ablauf des 31. Dezember 2005 anhängige Verfahren gemäß §§ 145 ff ÄrzteG 1998, in der 
Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle, die Angehörige des zahnärztlichen Berufs betreffen, sind nach der 
vor diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage fortzusetzen und abzuschließen. Verfahren, die nicht bis 
30. Juni 2006 abgeschlossen sind, sind nach den entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
abzuschließen. 

(4) In mit Ablauf des 31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren vor ordentlichen Gerichten oder 
Schiedsgerichten, in denen die Österreichische Dentistenkammer oder die Österreichische Ärztekammer 
bzw. die Ärztekammer eines Bundeslandes Partei oder Beteiligte ist und die überwiegend zahnärztliche 
Belange betreffen, tritt die Österreichische Zahnärztekammer bzw. die jeweilige Landeszahnärztekammer 
mit 1. Jänner 2006 in das Verfahren als Verfahrensbeteiligte ein. 
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2. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

In-Kraft-Treten 
§ 125. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 

Vollziehung 
§ 126. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der/die Bundesminister/Bundesministerin für 

Gesundheit und Frauen, hinsichtlich § 62 Abs. 3 letzter Satz, § 66 Abs. 2 und § 119 Abs. 4 Z 1 im Ein-
vernehmen mit dem/der Bundesminister/Bundesministerin für Justiz, betraut. 
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Vorblatt 
Problem: 
Auf Grund des Gemeinschaftsrechts ist der zahnärztliche Beruf ein vom ärztlichen Beruf zu unterschei-
dender eigener Beruf. Dieser EU-rechtlichen Vorgabe trägt das Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998, BGBl. I 
Nr. 169, das großteils gemeinsame Bestimmungen für beide Berufsgruppen enthält, ohne sprachlich und 
inhaltlich zu differenzieren, nicht ausreichend Rechnung. Auch die Integration der Zahnärzte/-innen in 
der Österreichischen Ärztekammer (ÖÄK) bzw. in die Ärztekammern in den Bundesländern (LÄK) in der 
derzeitigen Form entspricht nicht den Anforderungen eines eigenständigen zahnärztlichen Berufs, sodass 
sich die Berufsgruppe in einer Urbefragung für eine Trennung der zahnärztlichen Standesvertretung von 
den Ärztekammern ausgesprochen hat. Darüber hinaus stellt sich auf Grund des Auslaufens des Denti-
stenberufs das Problem, dass die Österreichische Dentistenkammer (ÖDK) auf Grund der schwindenden 
Mitgliederzahl finanziell und personell in der derzeitigen Form nicht mehr weiter bestehen kann. 
Ziel: 
Ziel ist entsprechend dem Wunsch der Berufsgruppe die Schaffung einer eigenen zahnärztlichen Standes-
vertretung, in die auch die Dentisten/-innen eingebunden werden. 
Inhalt: 
Das Zahnärztekammergesetz beinhaltet die Etablierung der Österreichischen Zahnärztekammer (ÖZÄK) 
als Standesvertretung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenberufs. 
Alternativen: 
Keine. 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Keine. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Sowohl die Zahnärzte/-innen als auch die Dentisten/-innen verfügen bereits derzeit über eine Standesver-
tretung. Die Schaffung der Österreichischen Zahnärztekammer führt daher insgesamt nicht zu einer Ver-
mehrung der bereits bestehenden Kammern, sodass für das Bundesministerium für Gesundheit und Frau-
en als Aufsichts- und Vollziehungsbehörde keine weiteren finanziellen Auswirkungen entstehen. Allfälli-
ge finanzielle Implikationen, die mit der Neugestaltung der zahnärztlichen Standesvertretung verbunden 
sein könnten, werden von dem Selbstverwaltungskörper im Wege der Beiträge der Kammermitglieder 
selbst getragen. 
Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:  
Da keine gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen betreffend die Regelung von Standesvertretungen 
bestehen, wird durch das vorliegende Bundesgesetz Gemeinschaftsrecht grundsätzlich nicht berührt. Al-
lerdings werden der Österreichischen Zahnärztekammer im übertragenen Wirkungsbereich einige Voll-
ziehungsagenden zugewiesen, die durch die EU-Zahnärzterichtlinie 78/686/EWG vorgegeben sind. 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Keine. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Im Gemeinschaftsrecht ist der zahnärztliche Beruf durch folgende Richtlinien harmonisiert: 
- Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 

Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes und für Maßnahmen zur Er-
leichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienst-
leistungsverkehr (CELEX-Nr. 378L0686) und 

- Richtlinie 78/687/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Tätigkeiten des Zahnarztes (CELEX-Nr. 378L0687). 

Diese Richtlinien sehen vor, dass der zahnärztliche Beruf ein eigener vom Beruf des/der Arztes/Ärztin zu 
unterscheidender Beruf mit einer eigenen mindestens fünfjährigen universitären Ausbildung ist. 
Im Ärztegesetz 1998 wurden das Berufsbild und die Berufszugangsvoraussetzungen des zahnärztlichen 
Berufs in einem eigenen Abschnitt geregelt, hinsichtlich der sonstigen berufsrechtlichen sowie auch der 
standesrechtlichen Regelungen wurde der „Zahnarzt“ unter den Begriff „Arzt“ und der „Facharzt für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde“ unter den Begriff „Facharzt“ subsumiert. 
Seitens der Europäischen Kommission wurden diese berufsrechtlichen Regelungen dahingehend bean-
standet, dass die in den Zahnärzterichtlinien normierte Trennung des zahnärztlichen vom ärztlichen Beruf 
nicht entsprechend umgesetzt sei. Diese Rüge war unter anderem Gegenstand des Vertragsverletzungs-
verfahrens 2000/2052 sowie des nunmehr vor Entscheidung stehenden EuGH-Verfahrens in der Rechts-
sache C-437/03 gegen Österreich. Österreich hat im Zuge dieses Verfahrens eine umfassende Neugestal-
tung sowohl des zahnärztlichen Berufs- als auch Standesrechts zugesagt. 
In Österreich gibt es seit dem Jahr 1945 zwei und seit dem Jahr 1999 drei verschiedene Berufsgruppen, 
die berechtigt sind, zahnärztliche Tätigkeiten auszuüben: Dentisten/-innen, Fachärzte/-innen für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde und Zahnärzte/-innen. 
Da die Dentistenausbildung mit 31. Dezember 1975 beendet wurde, ist die Zahl der Dentisten/-innen in 
Österreich stark rückläufig, sodass die ÖDK zum 31. Mai 2005 nur mehr 104 Mitglieder hat. 
Da auch die Möglichkeit der Absolvierung der Ausbildung zum/zur Facharzt/-ärztin für Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkunde mit 31. Dezember 1998 beendet wurde, sind auch die Fachärzte/-innen für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde – wie die Dentisten/-innen – eine auslaufende Berufsgruppe und ihre Zahl 
wird in den nächsten Jahrzehnten ebenfalls laufend abnehmen. Dem gegenüber wird es auf Grund des 
nunmehr einzigen zahnmedizinischen Ausbildungswegs – des Studiums der Zahnmedizin – zu einem 
stetigen Ansteigen der Zahl der Zahnärzte/-innen unter den genannten drei Gruppen der Zahnbehand-
ler/innen kommen. 
Dem steht die Tatsache gegenüber, dass die Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde und 
die Zahnärzte/-innen – obwohl letztere von der Ausbildung her keine Ärzte/-innen sind – bis dato 
Pflichtmitglieder der Ärztekammern in den Bundesländern sind, während die Dentisten/-innen seit 1949 
Pflichtmitglieder der ÖDK sind. 
Da darüber hinaus auch im internationalen Vergleich festzustellen ist, dass in fast allen Ländern eine 
eigenständige zahnärztliche Interessenvertretung existiert, erschien auch in Österreich die Einrichtung 
einer zahnärztlichen Standesvertretung für alle zahnärztlich tätigen Personen einschließlich der verbliebe-
nen Kammermitglieder der ÖDK zweckmäßig. 
Im Jahre 2002 hat daher der damals zuständige Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen 
Mag. Herbert Haupt und Anfang 2005 die ÖÄK eine Befragung aller Angehörigen des zahnärztlichen 
Berufs betreffend die zukünftige Form ihrer Berufsvertretung durchgeführt, die eine Mehrheit für die 
Schaffung einer Zahnärztekammer, die auf Bundes- und Landesebene von den Ärztekammern zu trennen 
ist, ergab. 
Hinsichtlich der ÖDK war es auf Grund der finanziellen und personellen Unmöglichkeit der Weiterfüh-
rung der Kammer erforderlich, im Rahmen der DentG-Novelle 2004, BGBl. I Nr. 166, sowie einer kürz-
lich beschlossenen weiteren DentG-Novelle die Funktionsfähigkeit der ÖDK durch Verlängerung der 
laufenden Funktionsperiode des ÖDK-Vorstands bis 31. August 2005 bzw. letztmalig bis 31. Dezem-
ber 2005 zu gewährleisten, um ein möglichst reibungsloses Überführen der ÖDK in die neue zahnärztli-
che Standesvertretung zu ermöglichen und damit die ansonsten unvermeidbare, aber keinesfalls ge-
wünschte Auflösung der ÖDK verhindern zu können. Im Rahmen der parlamentarischen Materialien zu 
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diesen beiden Novellen, 674 bzw. 963 Blg. NR 22. GP, wurde seitens des Gesetzgebers bereits die Schaf-
fung einer Zahnärztekammer mit 1. Jänner 2006 festgelegt. 
Mit der neuen Standesvertretung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenberufs soll 
einerseits einer der Anzahl der Berufsangehörigen entsprechende effiziente, straffe, funktionsfähige und 
moderne Körperschaft öffentlichen Rechts geschaffen und andererseits bereits bestehende personelle, 
funktionelle und organisatorische Strukturen der zahnärztlichen Standesvertretung berücksichtigt werden. 
Im Hinblick auf die vergleichbaren Vertretungsaufgaben sowie die notwendige Zusammenarbeit mit der 
ärztlichen Standesvertretung bestehen einerseits zahlreiche inhaltliche Parallelitäten zum Ärztekammer-
recht, andererseits begünstigt und erfordert die vergleichbar kleinere Berufsgruppe straffere und effizien-
tere organisatorische und personelle Strukturen, wobei insbesondere auch die Entwicklungen der Stan-
desvertretungen im Gesundheitsbereich der letzten Jahre (z.B. Apothekerkammer, Tierärztekammer) 
berücksichtigt werden. 
Die Schaffung einer Zahnärztekammer als Standesvertretung aller zahnbehandelnden Berufsgruppen 
erfordert auch umfangreiche Übergangsregelungen im Zusammenhang mit der Rechtsstellung, den Ver-
mögensverhältnissen, den Vertretungsbefugnissen etc., die von der ÖÄK bzw. den LÄK im Hinblick auf 
die Angehörigen des zahnärztlichen Berufs einerseits und von der ÖDK andererseits auf die neue Stan-
desvertretung übergehen. 
Darüber hinaus wird dem überwiegenden Wunsch der betroffenen Berufsgruppen entsprechend und im 
Hinblick auf die Wahrung erworbener Rechte sichergestellt, dass die Angehörigen des zahnärztlichen 
Berufs trotz Ausscheidens aus den Ärztekammern weiterhin im Rahmen der Wohlfahrtsfonds der Ärzte-
kammern leistungsberechtigt und leistungsverpflichtet bleiben und entsprechend vertreten sind. 
Finanzielle Auswirkungen 
Sowohl die Zahnärzte/-innen als auch die Dentisten/-innen verfügen bereits derzeit über eine Standesver-
tretung. Die Schaffung der Österreichischen Zahnärztekammer führt daher insgesamt nicht zu einer Ver-
mehrung der bereits bestehenden Kammern, sodass für das Bundesministerium für Gesundheit und Frau-
en als Aufsichts- und Vollziehungsbehörde keine weiteren finanziellen Auswirkungen entstehen. Allfälli-
ge finanzielle Implikationen, die mit der Neugestaltung der zahnärztlichen Standesvertretung verbunden 
sein könnten, werden von dem Selbstverwaltungskörper im Wege der Beiträge der Kammermitglieder 
selbst getragen. 
Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das vorliegende Bundesgesetz auf Artikel 10 Abs. 1 Z 12 B-
VG („Gesundheitswesen“) sowie Artikel 10 Abs. 1 Z 8 B-VG („Einrichtung beruflicher Vertretungen, 
soweit sie sich auf das ganze Bundesgebiet erstrecken“). 

Besonderer Teil 
Zu §§ 1 bis 9: 
Der 1. Abschnitt des 1. Hauptstücks umfasst die die zahnärztliche Standesvertretung betreffenden allge-
meinen Bestimmungen. 
Zu § 1: 
Die Regelungen betreffend die dynamische Verweisung auf andere Bundesgesetze dient der sprachlichen 
Vereinfachung des folgenden Gesetzestextes und entspricht zahlreichen anderen Bundesgesetzen. 
Zu § 2: 
In § 2 wird normiert, dass die Standesvertretung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs und des 
Dentistenberufs der „Österreichischen Zahnärztekammer“ obliegt und für jedes Bundesland „Landes-
zahnärztekammer“ einzurichten sind, hinsichtlich deren Rechtsnatur auf die entsprechenden Erläuterun-
gen zum 2. und 3. Hauptstück zu verweisen ist. 
Zu § 3: 
Die in § 3 enthaltenen Begriffsbestimmungen dienen der Verständlichkeit und der terminologischen 
Klarheit. 
Zu § 4: 
Die für die Organe, Funktionäre, Referenten und das Personal der Standesvertretung normierte Ver-
schwiegenheitspflicht entspricht §§ 89 und 130 Abs. 4 ÄrzteG 1998. 
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Zu § 5: 
§ 5 normiert entsprechend den Bestimmungen des Auskunftspflichtgesetzes, BGBl. Nr. 357/1990, eine 
Verpflichtung der Standesvertretung zur Auskunftserteilung gegenüber ihren Kammermitgliedern über 
Angelegenheiten ihres Wirkungsbereichs vorbehaltlich gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten. Hin-
sichtlich der über den gesetzlichen Auftrag hinausgehenden Auskünfte wird in Abs. 3 die Möglichkeit 
einer finanziellen Abgeltung eingeräumt; diese hat entsprechend dem Aufwand angemessen zu sein. 
§ 5 Abs. 4 normiert spezielle Auskunftspflichten der Landeszahnärztekammern an die Ärztekammer des 
jeweiligen Bundeslandes betreffend den Wohlfahrtsfonds, die im Hinblick auf die Beibehaltung der Mit-
versicherung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs eine möglichst effiziente Verwaltung der Wohl-
fahrtsfonds der Ärztekammern sicherstellen sollen: Seitens der Landeszahnärztekammern sind die hiefür 
erforderlichen Normdaten insbesondere mittels der entsprechenden Erhebungsblätter der Ärztekammern 
zu erheben und in der vorgegebenen elektronischen Form an die jeweilige Ärztekammer zu übermitteln. 
Weiters haben die Landeszahnärztekammern einschlägige Auskünfte über ihnen zur Verfügung stehende 
Informationen an die Ärztekammern zu erteilen, wobei Daten und Auskünfte beispielsweise über Kran-
kenstände direkt seitens der Berufsangehörigen an die zuständige Ärztekammer zu übermitteln sein wer-
den. 
Zu § 6: 
Die für die Standesvertretung normierte spezielle Datenschutzbestimmung entspricht § 66 Abs. 5 und 6 
bzw. § 118 Abs. 7 ÄrzteG 1998. 
Zu § 7: 
Der Österreichischen Zahnärztekammer ist insbesondere im übertragenen Wirkungsbereich die Durchfüh-
rung auch hoheitlicher Aufgaben zugewiesen. § 7 Abs. 1 normiert daher eine dem Artikel 22 B-VG ent-
sprechende Verpflichtung zur wechselseitigen Hilfeleistung gegenüber Organen der Gebietskörperschaf-
ten. 
Die in Abs. 2 und 3 normierte gegenseitige Unterstützung gegenüber Behörden, gesetzlichen beruflichen 
Vertretungen und Trägern der Sozialversicherung entspricht § 67 Abs. 1 ÄrzteG 1998, wobei im Sinne 
eines effizienten Zusammenwirkens im Gesundheitswesen bzw. in der Verwaltung auch gesetzlich einge-
richtete Patientenanwaltschaften sowie die Volksanwaltschaft in diese Regelung einbezogen werden. 
Zu § 8: 
Die in § 8 Abs. 1 normierten Begutachtungsrechte betreffend Gesetzes- und Verordnungsentwürfe, die 
zahnärztliche Standesinteressen betreffen, entspricht § 118 Abs. 8 ÄrzteG 1998. Im Hinblick auf Rechts-
akte bzw. Entwürfe der Europäischen Union wird in Abs. 2 die entsprechende apothekerkammerrechtli-
che Regelung auch für die zahnärztliche Standesvertretung übernommen. 
Zu § 9: 
Die Informationsrechte gegenüber Gerichten und Verwaltungsbehörden hinsichtlich Kammermitglieder 
betreffende gerichtliche bzw. Verwaltungsstrafverfahren entspricht §  67 Abs. 2 ÄrzteG 1998.  
Zu § 10: 
Im Gegensatz zur Kammerangehörigkeit im Ärzterecht, wonach die Berufsangehörigen Pflichtmitglieder 
der Ärztekammern in den Bundesländern sind, sieht das Zahnärztekammergesetz (ZÄKG) entsprechend 
der Mehrheit der anderen gesetzlichen Berufsvertretungen vor, dass Angehörige des zahnärztlichen Be-
rufs Kammermitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer mit einer klar geregelten Zuordnung zu 
einer Landeszahnärztekammer sind. 
Zu §§ 11 und 12:  
Die Rechte und Pflichten der Kammermitglieder entsprechen im Wesentlichen den §§ 69 und 70 Ärz-
teG 1998. Hinsichtlich des passiven Wahlrechts wird auf eine mindestens dreijährige zahnärztliche Be-
rufsausübung abgestellt, um sicherzustellen, dass die Vertretung der zahnärztlichen Standesinteressen von 
Personen mit entsprechender Berufserfahrung wahrgenommen werden. 
§ 12 Abs. 2 normiert die Verpflichtungen der Kammermitglieder im Zusammenhang mit der Versiche-
rung bei den Wohlfahrtsfonds der Ärztekammern. Insbesondere werden diese zur Datenübermittlung und 
Auskunftserteilung (vgl. auch § 5 Abs. 4) sowie zur Leistung der vorgeschriebenen Wohlfahrtsfondsbei-
träge verpflichtet. Letztere sowie die Leistungsberechtigungen aus dem Wohlfahrtsfonds ergeben sich aus 
dem Ärztegesetz 1998 sowie den Satzungen und Beitragsordnungen des entsprechenden Wohlfahrtsfonds. 
In diesem Zusammenhang wird auf die Ausnahmebestimmungen betreffend Dentisten/-innen (§ 111) 
sowie Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die auf Grund einer Bewilligung gemäß §§ 32, 33, 35 und 
210 ÄrzteG 1998 zahnärztlich tätig sind ( § 113 Abs. 2), hingewiesen. 
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Zu § 13: 
Hinsichtlich der Möglichkeit der freiwilligen außerordentlichen Kammermitgliedschaft sieht das Zahnärz-
tekammergesetz gegenüber der entsprechenden Bestimmung des § 68 Abs. 5 ÄrzteG 1998 klarere Rege-
lungen im Hinblick auf Rechte und Pflichten, Erlöschen und Ausschluss vor. 
Zu §§ 14 bis 16: 
Der 3. Abschnitt des 1. Hauptstücks beinhaltet explizite Regelungen über Rechte und Pflichten der Funk-
tionäre und dient damit einer gegenüber den entsprechenden Rechtsgrundlagen im Ärztegesetz 1998 (§ 74 
Abs. 3 ÄrzteG 1998) erhöhten Rechtssicherheit und -klarheit. Insbesondere wird ausdrücklich das „freie 
Mandat“ sowie durch die Normierung der Ehrenamtlichkeit die Ablehnung von „Berufsfunktionären“ 
festgeschrieben. 
Zu §§ 17 bis 21: 
Die Österreichische Zahnärztekammer ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts und mit den entspre-
chenden Rechten ausgestattet. Ihr Wirkungskreis umfasst jene Aufgaben die zur Vertretung der Interessen 
der Berufsangehörigen geeignet sind, von der zahnärztlichen Standesvertretung wahrgenommen zu wer-
den (vgl. §§ 66 und 118 ÄrzteG 1998). 
Im Gegensatz zum Ärztegesetz 1998 enthält das Zahnärztekammergesetz eine ausdrückliche Zuordnung 
der Aufgaben zum eigenen Wirkungsbereich, der der Aufsicht, und zum übertragenen Wirkungsbereich, 
der den Weisungen des/der zuständigen Bundesministers/in unterliegt (vgl. §§ 106 ff). 
Zu § 19: 
In den eigenen Wirkungsbereich fallen einerseits im Interesse der Berufsangehörigen durchzuführende 
privat- und öffentlichrechtliche Aufgaben, wie die Vertragshoheit gegenüber Trägern der Sozialversiche-
rung, die Kollektivvertragsfähigkeit sowohl auf Arbeitgeber- als auch Arbeitnehmerseite, die Errichtung 
sowie das Betreiben von Einrichtungen insbesondere im Bereich der Qualitätssicherung und der Honorar-
abrechnung sowie die Durchführung von Aus-, Fort- und Weiterbildungen für zahnärztliches Personal 
und Hilfspersonal (Abs. 1). Andererseits sind vom eigenen Wirkungsbereich auch die Erlassung von 
Vorschriften (Abs. 2), Mitwirkungs- und Vertretungsaufgaben (Abs. 3) sowie die Verpflichtung der Be-
richterstattung an die Aufsichtsbehörde, der Versorgung der Kammermitglieder, ihrer Angehörigen und 
Hinterbliebenen im Wege der Wohlfahrtsfonds der Ärztekammern, der Führung eines Disziplinarregisters 
sowie der Herausgabe eines Publikationsorgans (Abs. 4) erfasst. 
Zu §§ 20 und 21: 
In den übertragenen Wirkungsbereich fallen die Durchführung bestimmter hoheitlicher Aufgaben, deren 
Wahrnehmung durch die Standesvertretung geeignet ist, wobei von den angeführten Angelegenheiten 
auch alle Maßnahmen erfasst sind, die mit der Durchführung dieser Aufgaben im Zusammenhang stehen.  
Im Hinblick auf die Durchführung der entsprechenden Verwaltungsverfahren ist die Anwendung des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, normiert.  
Weiters wird entsprechend dem § 13b ÄrzteG 1998 eine Verordnungsermächtigung der ÖZÄK für die 
Einhebung einer Bearbeitungsgebühr für die Durchführung dieser Verwaltungsverfahren normiert (Bear-
beitungsgebührenverordnung). Diese Verordnung hat auf Grundlage einer detaillierten Kalkulation aller 
mit den Verfahren verbundenen Kosten zur Ermittlung einer kostendeckenden Gebühr insbesondere die 
quantitätsmäßige Bezifferung des durchschnittlichen Personal- und Sachaufwands für die Durchführung 
der gegenständlichen Verfahren und die Berechnung eines kostendeckenden Entgelts unter Zugrundele-
gung des Kostendeckungsprinzips sowie Verfahrensregelungen über die Einhebung der Bearbeitungsge-
bühren zu enthalten. 
Mit der Führung der Zahnärzteliste kann von der ÖZÄK auch ein Dienstleistungsunternehmen beauftragt 
werden, wobei klargestellt wird, dass der diesbezügliche Weisungszusammenhang ausschließlich an die 
Österreichische Zahnärztekammer geht. 
Die ÖZÄK hat im übertragenen Wirkungsbereich die Zahnärzteausweisverordnung, die Qualitätssiche-
rungsverordnung und die Bearbeitungsgebührenverordnung zu erlassen, wobei auf das in § 107 normierte 
Weisungsrecht der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hingewiesen wird. 
Die nach den Bestimmungen der Zahnärzterichtlinie 78/686/EWG vorgesehene und in § 21 umgesetzte 
Verpflichtung zur Ürüfung von Sachverhalten betreffend die Vertrauenswürdigkeit migrierender Angehö-
riger des zahnärztlichen Berufs entspricht § 30 ÄrzteG 1998. 
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Zu §§ 22 bis 33: 
Die Organe der Österreichischen Zahnärztekammer (ÖZÄK) sind der Bundesausschuss, der Bundesvor-
stand, der/die Präsident/in und die Vizepräsidenten/-innen, der/die Finanzreferent/in, die Rechnungsprü-
fer/innen sowie die Delegiertenversammlung. 
Das Hauptentscheidungsorgan der ÖZÄK ist der Bundesausschuss, dem die Präsidenten/-innen und Vize-
präsidenten/-innen der Landeszahnärztekammern (LZÄK) mit einem nach der Anzahl der vertretenen 
Kammermitglieder entsprechenden Stimmgewicht angehören und der die Generalkompetenz hinsichtlich 
der in den Wirkungskreis der ÖZÄK fallenden Entscheidungen (§ 24 Z 1) sowie wesentlicher Entschei-
dungen über die Aufgabenverteilung, die Strukturen und das Wirken in der ÖZÄK (§ 24 Z 2 bis 14) zu-
kommt. 
Der Bundesvorstand, dem der/die Präsident/in, die Vizepräsidenten/-innen und der/die Finanzreferent/in 
der ÖZÄK angehören, trifft insbesondere dringende, vollziehende bzw. administrative und personelle 
Entscheidungen. Der/Die Präsident/in vertritt die ÖZÄK nach außen, und der/die Finanzreferent/in ist für 
die wirtschaftlichen Belange der ÖZÄK zuständig. 
Die Delegiertenversammlung, der alle in den Ländern gewählten Delegierten angehören, wird nur bei 
Bedarf im Falle von richtungsweisenden bzw. grundlegenden standespolitischen Entscheidungen einberu-
fen. 
Für die Durchführung der fachlichen und administrativen Aufgaben der ÖZÄK ist ein Kammeramt einzu-
richten, das von einem/einer Kammeramtsdirektor/in geleitet wird, der über die erforderlichen Rechts-
kenntnisse verfügt. 
Zu §§ 34 und 35: 
Für jedes Bundesland ist eine Landeszahnärztekammer für die Wahrnehmung der beruflichen Interessen 
von regionaler Bedeutung einzurichten. Diese haben die Geschäfte der Standesvertretung von regionaler 
Bedeutung durchführen und im Rahmen der ihnen zugewiesenen Aufgaben Rechtspersönlichkeit, sind 
aber keine Körperschaften öffentlichen Rechts. 
Entsprechend der bisher auf Länderebene wahrgenommenen Aufgaben enthält § 35 Abs. 2 eine demon-
strative Aufzählung der in den Aufgabenbereich der Landeszahnärztekammern fallenden Geschäfte von 
regionaler Bedeutung. In Abs. 3 werden ausdrücklich die im Zusammenhang mit der Vertretung der In-
teressen der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs in den Wohlfahrtsfonds der Ärztekammernn wahrzu-
nehmenden Aufgaben den Landeszahnärztekammern zugewiesen, zumal diese eine auf das jeweilige 
Bundesland spezifizierte Interessenvertretung sowie für die Wahrnehmung dieser Angelegenheiten lokal 
ansässige Vertreter/innen erfordert. Neben den in Abs. 2 und 3 angeführten Aufgaben kann die Österrei-
chische Zahnärztekammer im Hinblick auf die regionalen Erfordernisse weitere Angelegenheiten von 
regionaler Bedeutung an die Landeszahnärztekammern übertragen. 
Zu §§ 36 bis 49: 
Die Organe der Landeszahnärztekammern sind der Landesausschuss, der Landesvorstand, der/die Präsi-
dent/in und der/die Vizepräsident/in, der/die Finanzreferent/in und die Rechnungsprüfer/innen. 
Das Hauptentscheidungsorgan der LZÄK ist der Landesausschuss, dem die im betreffenden Bundesland 
gewählten Delegierten angehören und der die Generalkompetenz hinsichtlich der in den Aufgabenbereich 
der LZÄK fallenden Entscheidungen (§ 38 Abs. 1 Z 1) sowie wesentlicher Entscheidungen über die 
Strukturen und das Wirken in der LZÄK (§ 38 Abs. 1 Z 2 bis 8 und Abs. 2) zukommt. 
Die Wahlen der Delegierten finden nach den allgemeinen Wahlgrundsätzen auf Landesebene an einem 
bundesweit einheitlich festgesetzten Termin statt, die Zahl der Delegierten richtet sich nach der Anzahl 
der der jeweiligen LZÄK zugeordneten Kammermitglieder.  
Ausgehend davon, dass jeder Delegierte eine Funktion im Landesvorstand bzw. als Referent/in wahrzu-
nehmen hat, hat der Landesausschuss die konkrete Zahl der Delegierten sowie deren jeweilige Funktio-
nen, für die sie von den Kammermitglieder gewählt werden (vgl. § 41 Abs. 2 und § 46 Abs. 2), festzule-
gen. 
Der Landesvorstand, dem der/die Präsident/in, der/die Vizepräsident/in und der/die Finanzreferent/in der 
LZÄK angehören, trifft insbesondere dringende Entscheidungen. Der/Die Präsident/in vertritt die LZÄK 
nach außen, und der/die Finanzreferent/in ist für die wirtschaftlichen Belange der LZÄK zuständig. 
Die Wahrnehmung von speziellen Aufgaben (Referaten) erfolgt einerseits durch die in diese Funktion 
gewählten Delegierten (§ 46 Abs. 1 Z 1) und andererseits durch hiefür vom Landesausschuss bestellte 
Kammermitglieder (Z 2). 
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Für die Wahrnehmung von regionalen Informations- und Beratungstätigkeiten kann der Landesausschuss 
Kammermitglieder dieses Bundeslandes zu Bezirks- und Regionalzahnärztevertretern/-innen (§ 47) 
bestellen. 
Der Erweiterte Landesausschuss, der aus den Delegierten, den Bezirks- und Regionalzahnärztevertretern/-
innen und den Referenten/-innen des jeweiligen Bundeslandes besteht, kann vom Landesausschuss bei 
Bedarf als beratendes Gremium einberufen werden. 
Für die Durchführung der fachlichen und administrativen Aufgaben der LZÄK kann ein Landessekretari-
at eingerichtet werden. 
Zu §§ 50 bis 52: 
Die kammerrechtlichen Regelungen über die Qualitätssicherung entsprechen den §§ 118a ff ÄrzteG 1998, 
wobei die Österreichische Zahnärztekammer zur Wahrnehmung dieser Aufgaben folgende Möglichkeiten 
hat: Errichtung einer eigenen Gesellschaft für zahnärztliche Qualitätssicherung, Beteiligung an einer 
entsprechenden Gesellschaft oder Beauftragung der nach dem Ärztegesetz 1998 eingerichtete Gesell-
schaft für Qualitätssicherung mit der Durchführung dieser Aufgaben. 
Hinsichtlich der Qualitätssicherungsverordnung (§ 52) wird in § 122 Abs. 1 Z 7 normiert, dass die unter 
Mitwirkung der Bundeskurie der Zahnärzte erarbeitete und beschlossene Qualitätssicherungsverordnung 
der Österreichischen Ärztekammer vom 24. Juni 2005 auch für Angehörige des zahnärztlichen Berufs bis 
zur Erlassung einer entsprechenden Verordnung durch die ÖZÄK anzuwenden ist. 
Zu § 53: 
Entsprechend dem bereits bestehenden und bewährten Institut von Schlichtungsstellen für Streitigkeiten 
zwischen Patienten/-innen und Berufsangehörigen, hinsichtlich derer das Ärztegesetz 1998 allerdings 
keine ausdrücklichen Regelungen enthält, wird für die zahnärztliche Patientenschlichtungsstellen und -
verfahren eine entsprechende Rechtsgrundlage in § 53 geschaffen. 
Zu § 54: 
Hinsichtlich der Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Kammermitgliedern wird die in § 94 Ärz-
teG 1998 vorgesehene Regelung der Kollegialen Schlichtungsverfahren übernommen. Bei der in Abs. 3 
normierten Fristenhemmung handelt es sich um eine Unterbrechungshemmung und nicht um eine Ab-
laufhemmung. 
Zu §§ 55 bis 103: 
Das zahnärztliche Disziplinarrecht wurde von den entsprechenden Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 
(§§ 135 bis 194 ÄrzteG 1998) vollinhaltlich übernommen und lediglich aus legistischer Sicht überarbei-
tet. Im Hinblick auf die gegenüber den Ärzten/-innen geringere Anzahl der zahnärztlichen Berufsangehö-
rigen wird die Einrichtung von Disziplinarkommissionen (vgl. § 140 Abs. 2 ÄrzteG 1998) aus personel-
len und verwaltungsökonomischen Gründen für nicht erforderlich erachtet. 
Zu §§ 104 und 105: 
Die Gebarungsbestimmungen sehen die Grundsätze für die Bundes- und Landesgebarung durch Festset-
zung und Einhebung entsprechender Kammerbeiträge von den Kammermitgliedern vor. Nähere Regelun-
gen über die Festsetzung, Einhebung, Einbehaltung etc. (vgl. § 91 Abs. 4 ÄrzteG 1998) sind in der Bei-
tragsordnung festzulegen. 
Zu §§ 106 und 107: 
Im Gegensatz zum Ärztegesetz 1998 enthält das Zahnärztekammergesetz ausdrückliche Regelungen über 
das für den übertragenen Wirkungsbereich geltende Weisungsrecht der Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen; dies ist insbesondere deshalb erforderlich, da der Wortlaut des Artikel 20 B-VG nur Organe 
des Bundes und der Länder, nicht aber gesetzliche Interessenvertretungen erfasst. Für die Durchsetzbar-
keit von Weisungen steht diesbezüglich die Möglichkeiten für den Fall des Amtsmissbrauchs der Organe 
offen, die eine Amtsenthebung zur Folge haben kann. 
Hinsichtlich der Erlassung von Vorschriften der ÖZÄK im übertragenen Wirkungsbereich wird eine Vor-
lagepflicht vor Beschlussfassung einschließlich der Möglichkeit der Zurückstellung zu Verbesserung, 
insbesondere bei Unvereinbarkeit mit gesetzlichen Vorschriften normiert. Im Rahmen des Weisungs-
rechts kann die seitens der ÖZÄK einzuhaltende Vorgangsweise auch im Erlasswege vorgeschrieben 
werden. 
Zu §§ 108 und 109: 
Ein Aufsichtsrecht steht nur auf Bundesebene und damit ausschließlich der Bundesministerin für Ge-
sundheit und Frauen zu, da nur die ÖZÄK und nicht die LZÄK als Körperschaften öffentlichen Rechts 
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qualifiziert sind. Die Regelungen betreffend die Aufsicht über die Rechtsakte im eigenen Wirkungsbe-
reich werden im Vergleich zu den entsprechenden Bestimmungen des Ärztegesetz 1998 gestrafft und 
vereinheitlicht. 
Zu § 110: 
Die kammerrechtliche Verwaltungsstrafbestimmung betrifft entsprechend dem Ärztegesetz 1998 die 
Verschwiegenheitspflichten. 
Zu §§ 111 und 112: 
Entsprechend der Begriffsbestimmung des § 3 Abs. 1 gelten die Bezeichnungen „Zahnarzt“ bzw. „Zahn-
ärztin“ und „zahnärztlich“ auch für Dentisten/-innen, soweit in den einzelnen Vorschriften nicht Anderes 
bestimmt ist. Dem entsprechend normiert § 111 die für Dentisten/-innen abweichende Regelungen, insbe-
sondere Klarstellungen im Hinblick darauf, dass diese weder leistungsberechtigt noch -verpflichtet noch 
vertretungsbefugt in den Wohlfahrtsfonds der Ärztekammern in den Bundesländern sind. 
Hingegen sind sie wie bisher leistungsberechtigt gegenüber dem für Angehörige des Dentistenberufs 
eingerichteten Unterstützungsfonds, der als Sondervermögen von der ÖZÄK übernommen, verwaltet und 
abgewickelt wird (§ 112 in Verbindung mit § 19 Abs. 4 Z 3). In Abs. 7 und 8 wird einerseits ein Haf-
tungsausschluss der ÖZÄK normiert und andererseits klargestellt, dass bei Wegfall der Zwecks, insbe-
sondere wenn es keine anspruchsberechtigten Personen mehr gibt, der restliche Unterstützungsfonds unter 
Wegfall der Zweckwidmung und der gesonderten Verwaltung in das Vermögen der ÖZÄK fällt. 
Zu §§ 113 bis 124: 
Die Schaffung einer Zahnärztekammer als Standesvertretung aller zahnbehandelnden Berufsgruppen 
erfordert umfangreiche Übergangsregelungen im Zusammenhang mit der Rechtsstellung, den Vermö-
gensverhältnissen, den Vertretungsbefugnissen etc., die von der ÖÄK bzw. den LÄK im Hinblick auf die 
Angehörigen des zahnärztlichen Berufs einerseits und von der ÖDK andererseits auf die neue Standesver-
tretung übergehen. Auf die entsprechenden Übergangsregelungen des Ärztegesetzes 1998 wird hingewie-
sen. 
Zu § 113: 
Mit In-Kraft-Treten des Zahnärztekammergesetzes sind gemäß § 113 Abs. 1 ex lege alle Personen, die zu 
diesem Zeitpunkt als Zahnärzte/-innen bzw. Fachärzte/-innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde in 
die Ärzteliste eingetragen und ordentliche Kammerangehörige einer Ärztekammer sind, sowie jene, die 
Kammermitglieder der ÖDK waren, Kammermitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer. 
In § 113 Abs. 2 wird hinsichtlich jener Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, die zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes auf Grund einer Bewilligung gemäß §§ 32, 33, 35 oder 210 Ärz-
teG 1998 zahnärztlich tätig sind und die ja gemäß § 68 Abs. 1 und 2 ÄrzteG 1998 nicht ordentliche 
Kammerangehörigen der jeweiligen Ärztekammer sind, normiert, dass auch diese mit In-Kraft-Treten 
dieses Bundesgesetzes Kammermitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer werden. Allerdings 
wird die bisherige Rechtslage insofern beibehalten, dass diese Personen nicht leistungsberechtigt und -
verpflichtet gegenüber dem Wohlfahrtsfonds sind. 
Hinsichtlich der anderen außerordentlichen Kammerangehörigen gemäß § 68 Abs. 5 ÄrzteG 1998 besteht 
auf Grund der Freiwilligkeit sowie der Tatsache, dass für diese keine beruflichen Interessen mehr vertre-
ten werden, das Wahlrecht bzw. auch die Möglichkeit einer doppelten außerordentlichen Kammerangehö-
rigkeit bzw. -mitgliedschaft. Dies ergibt sich aus § 113 Abs. 3 Zahnärztekammergesetz sowie der korre-
spondierenden Bestimmung im Entwurf der 7. Ärztegesetz-Novelle (§ 220 Abs. 4 ÄrzteG 1998). 
Zu § 114: 
§ 114 regelt die Rechtsnachfolge betreffend die ÖDK, die Bundeskurie der Zahnärzte der ÖÄK, die Kuri-
en der Zahnärzte der LÄK (Abs. 1) und im Besonderen betreffend die mit den Trägern der Sozialversi-
cherung abgeschlossenen Gesamtverträge (Abs. 2). 
Zu §§ 115 und 116: 
Hinsichtlich der Konstituierung der Organe der ÖZÄK und der LZÄK normiert § 115 die Durchführung 
der erstmaligen Wahl innerhalb eines Jahres ab In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes. Bis zu diesem 
Zeitpunkt werden als provisorische Organe die aus den entsprechenden Funktionen der Zahnärztekurien 
bzw. der ÖDK ressortierenden Personen festgelegt.  
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Zu § 117: 
Im Hinblick auf das Funktionsfähigkeit der Organe der Ärztekammern betreffend den Wohlfahrtsfonds ist 
es erforderlich zu normieren, dass bis zur Bestellung der entsprechenden zahnärztlichen Vertreter/innen in 
diese Organe (§ 35 Abs. 3) die bisherigen zahnärztlichen Vertreter/innen diese Funktion behalten. 
Zu § 118: 
Die sich aus dem Arbeitsvertragsrecht zwingend ergebende Regelung betreffend den Übergang von Per-
sonal dient ausschließlich der Klarstellung. 
Zu § 119: 
Zur Frage des Kammervermögens wird auf Grundlage einer rechtsgutachterlichen Stellungnahme von 
Univ.Prof. Dr. Bernhard Raschauer vom 9. Mai 2005 festgestellt, dass wenn der Gesetzgeber eine Kam-
mer neu errichtet, er entsprechende Regelungen für die Finanzierung treffen muss. Sofern die gesetzliche 
Grundlage des Kammergesetzes es der Kammer – auch unter Berückischtigung der Schwierigkeiten einer 
Startphase – nicht ermöglicht, ihre Aufgaben zu erfüllen, wäre das Gesetz wegen Verstoßes gegen das 
Sachlichkeitsgebot des Gleichheitssatzes verfassungswidrig. In der besonderen Konstellation der Errich-
tung einer Kammer im Weg einer Ausgliederung aus einer bestehenden Kammer kann es sachlich ge-
rechtfertigt sein, der neuen Kammerorganisation ein Dotationskapital mit auf den Weg zu geben. Dieses 
muss umgekehrt nach Art und Höhe sachlich gerechtfertigt sein, wenn es nicht vom errichtenden Bund, 
sondern aus Mitteln anderer Kammern stammt, zumal es als Eigentumseingriff in das Vermögen der 
Ärztekammern rechtfertigungsbedürftig ist. Im Rahmen einer entsprechend anzustellenden Verhältnismä-
ßigkeitskontrolle darf der Gesetzgeber Ansprüche der neuen Zahnärztekammern gegenüber den Ärzte-
kammern schaffen. 
In diesem Sinne hat § 119 die Grundsätze betreffend den Übergang und die Aufteilung der Vermögen der 
jeweiligen Kammern bzw. Kurien zu regeln und das verfahrensrechtliche Prozedere der Durchführung der 
Bewertung, Aufteilung und Übertragung festzulegen. 
Zu §§ 120 und 121: 
Für den Rechnungsabschluss der ÖDK für das Jahr 2005 sowie die Jahresvoranschläge der ÖZÄK und 
LZÄK für das Jahr 2006 bedarf es entsprechender Sonderbestimmungen. 
Zu § 122: 
Bis zu Erlassung der im vorliegenden Bundesgesetz vorgesehenen Rechtsakte der ÖZÄK wird die Gel-
tung der in Betracht kommenden entsprechenden Rechtsakte der ÖÄK bzw. der ÖDK für Angehörige des 
zahnärztlichen Berufs  bzw. des Dentistenberufs normiert. 
Zu § 123: 
§ 123 enthält eine pauschale Klarstellung betreffend die Gleichstellung im Hinblick auf der ÖDK, der 
ÖÄK bzw. der LÄK zustehende Entsendungsrechten für die ÖZÄK bzw. LZÄK. 
Zu § 124: 
Anhängige Verfahren betreffend Kammerumlagen sowie anhängige Schlichtungsverfahren zwischen 
Ärzten/-innen und Zahnärzten/-innen sind nach der bisherigen Rechtslage fortzusetzen und abzuschließen 
(Abs. 1). 
Anhängige Schlichtungsverfahren zwischen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs sind hingegen mit In-
Kraft-Treten nach den entsprechenden Bestimmungen des Zahnärztekammergesetzes fortzusetzen und 
abzuschließen (Abs. 2). 
Hinsichtlich anhängiger Disziplinarverfahren betreffend Angehörige des zahnärztlichen Berufs wird fest-
gelegt, dass diese auf Grund der mit der Konstituierung der zahnärztlichen Disziplinarorgane verbunde-
nen zeitlichen Verzögerung nach der bisherigen Rechtslage fortzusetzen sind, wobei Verfahren, die nicht 
bis 30. Juni 2006 abgeschlossen werden, nach den Bestimmungen des Zahnärztekammergesetzes abzu-
schließen sind. 
Hinsichtlich anhängiger Gerichts- und Schiedsverfahren, in denen die ÖDK, die ÖÄK bzw. eine LÄK 
Partei oder Beteiligte sind, wird klargestellt, dass, sofern überwiegend zahnärztliche Belange betroffen 
sind, die ÖZÄK bzw. die LZÄK in das Verfahren eintritt. 
Zu § 125: 
Das In-Kraft-Treten wird ausdrücklich mit 1. Jänner 2006 festgelegt.  
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Zu § 126: 
Die Vollziehung fällt gemäß Artikel 10 Abs. 1 Z 12 in Verbindung mit dem Bundesministerienge-
setz 1986, BGBl. Nr. 76, in der Fassung der Bundesministeriengesetz-Novelle 2003, BGBl. I Nr. 17, in 
die Zuständigkeit der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. Hinsichtlich jener Regelungen, in 
denen die Bestellung von Richtern/-innen vorgesehen ist, ist die Vollziehung im Einvernehmen mit der 
Bundesministerin für Justiz vorzunehmen. 
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E n t w u r f  

Bundesgesetz, mit dem das Ärztegesetz 1998 geändert wird (7. Ärztegesetz-Novelle) 

Das Bundesgesetz über die Ausübung des ärztlichen Berufes und die Standesvertretung der Ärzte 
(Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998), BGBl. I Nr. 169, zuletzt geändert durch die 6. Ärztegesetz-Novelle, 
BGBl. I Nr. 179/2004, sowie die Kundmachung BGBl. I Nr. 24/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift zum 1. Abschnitt des 1. Hauptstücks lautet: 
„Berufsordnung für Ärzte“ 

2. § 1 lautet: 
„§ 1. Soweit in den einzelnen Vorschriften nicht Anderes bestimmt ist, bezieht sich in diesem Bun-

desgesetz 
 1. die allgemeine Bezeichnung „Arzt“ („ärztlich“) auf alle Ärzte, die über eine Berufsberechtigung 

als „Arzt für Allgemeinmedizin“, „approbierter Arzt“, „Facharzt“ oder „Turnusarzt“ verfügen, 
 2. die Bezeichnung „Facharzt“ oder „Turnusarzt“ auf alle Fachärzte oder Turnusärzte.“ 

3. § 4 Abs. 3 Z 2 lautet: 
 „2. im Falle des Facharztes für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie einen Qualifikationsnachweis 

zur Ausübung des zahnärztlichen Berufs nach den Bestimmungen des Zahnärztegesetzes, 
BGBl. I Nr. ***/2005, und“ 

4. In § 4 Abs. 6 erster Satz wird die Wortfolge „gemäß § 19“ ersetzt durch „nach den Bestimmungen des 
Zahnärztegesetzes“. 

5. Im 1. Hauptstück entfällt der 2. Abschnitt 

6. § 23 samt Überschrift entfällt. 

7. In § 25 entfällt die Wortfolge „bzw. zahnmedizinischen“. 

8. In § 27 Abs. 2 erster Satz entfallen die Wortfolge „oder 18, 19 oder 19a“ sowie das Wort „, Zahnarzt“. 

9. In § 27 Abs. 2a entfällt im ersten Satz das Wort „, Zahnarzt“ und im zweiten Satz wird die Wortfolge 
„§§ 4 Abs. 2 oder 18 Abs. 2“ ersetzt durch „§ 4 Abs. 2“. 

10. In § 31 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „– mit Ausnahme der Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
(Abs. 4) –“. 

11. In § 31 Abs. 3 entfällt die Wortfolge „– ausgenommen Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde (Abs. 5) –“. 

12. § 31 Abs. 4 und 5 entfällt. 

13. § 32 Abs. 1 lautet: 
„§ 32. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat Personen, die 

 1. im Ausland eine Berechtigung zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes erworben 
haben, 

 2. nicht gemäß §§ 4, 5 oder 5a zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes berechtigt sind, 
 3. die allgemeinen Erfordernisse des § 4 Abs. 2 Z 2 bis 5 erfüllen und 
 4. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 4 Abs. 3 in Verbindung mit § 4 Abs. 4 Z 2 oder § 4 

Abs. 5 Z 2 erbringen, 
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eine auf höchstens drei Jahre befristete Bewilligung zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes 
im Rahmen eines Dienstverhältnisses als Arzt für Allgemeinmedizin oder Facharzt in Krankenanstalten 
oder Justizanstalten zu erteilen.“ 

14. In § 32 Abs. 2 Z 1 wird die Wortfolge „allgemein ärztlichen, fachärztlichen oder zahnärztlichen Be-
treuung“ ersetzt durch „allgemein ärztlichen oder fachärztlichen Betreuung“. 

15. § 32 Abs. 8 Z 2 lautet: 
 „2. das allgemeine Erfordernis gemäß § 4 Abs. 2 erfüllt und eine Eintragung in die Ärzteliste gemäß 

§ 27 als Arzt für Allgemeinmedizin oder Facharzt erfolgt ist.“ 

16. § 33 Abs. 1 lautet: 
„§ 33. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat Personen, die 

 1. im Ausland eine Berechtigung zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes erworben 
haben, 

 2. nicht gemäß §§ 4, 5 oder 5a zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes berechtigt sind, 
 3. die allgemeinen Erfordernisse des § 4 Abs. 2 Z 2 bis 5 erfüllen und 
 4. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 4 Abs. 3 in Verbindung mit § 4 Abs. 4 Z 2 oder § 4 

Abs. 5 Z 2 erbringen, 
eine auf höchstens drei Jahre befristete Bewilligung zur freiberuflichen Ausübung des ärztlichen Berufes 
als Arzt für Allgemeinmedizin oder Facharzt zu erteilen.“ 

17. In § 33 Abs. 2 wird die Wortfolge „allgemein ärztlichen, fachärztlichen oder zahnärztlichen Betreu-
ung“ ersetzt durch „allgemein ärztlichen oder fachärztlichen Betreuung“. 

18. § 33 Abs. 8 Z 2 lautet: 
 „2. das allgemeine Erfordernis gemäß § 4 Abs. 2 erfüllt und eine Eintragung in die Ärzteliste gemäß 

§ 27 als Arzt für Allgemeinmedizin oder Facharzt erfolgt ist.“ 

19. In der Überschrift zu § 34 sowie in § 34 erster Satz entfällt jeweils die Wortfolge „oder zahnmedizini-
schen“. 

20. § 35 Abs. 1 Z 2 lautet: 
 „2. Ärzte, die österreichische Staatsbürger oder Staatsangehörige einer der übrigen Vertragsparteien 

des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, jedoch nicht gemäß den §§ 4, 5 oder 
5a zur ärztlichen Berufsausübung berechtigt sind oder deren medizinische Doktorate nicht den 
Erfordernissen des § 4 Abs. 3 Z 1 oder Abs. 3 Z 1 und 2 entsprechen.“ 

21. In § 35 Abs. 5 erster Satz entfallen die Wortfolge „oder zahnmedizinischer“ sowie die Wortfolge „oder 
„Doctor medicinae dentalis““. 

22. § 36 Abs. 1 lautet: 
„§ 36. (1) Ärzte für Allgemeinmedizin, approbierte Ärzte und Fachärzte, deren Berufssitz oder 

Dienstort im Ausland gelegen ist, dürfen, sofern nicht § 37 anzuwenden ist, ungeachtet des Mangels der 
in den §§ 4, 5 oder 5a angegebenen Erfordernisse, den ärztlichen Beruf im Inland nur ausüben 
 1. im Einzelfall zu ärztlichen Konsilien oder zu einer mit einem solchen im Zusammenhang stehen-

den Behandlung einzelner Krankheitsfälle, jedoch nur in Zusammenarbeit mit einem im Inland 
zur selbständigen Berufsausübung berechtigten Arzt, 

 2. nach Maßgabe zwischenstaatlicher Übereinkommen, 
 3. vorübergehend zu Zwecken der fachlichen Fortbildung in Österreich tätiger Ärzte oder der medi-

zinischen Lehre und Forschung.“ 

23. In § 37 Abs. 3 wird die Wortfolge „§§ 4, 5, 18 oder 19“ ersetzt durch „§§ 4 oder 5“. 

24. In § 41 Abs. 5 wird die Wortfolge „Arzt für Allgemeinmedizin oder approbierter Arzt, Facharzt oder 
Zahnarzt“ ersetzt durch „Arzt für Allgemeinmedizin, approbierter Arzt oder Facharzt“. 

25. § 43 Abs. 2 lautet: 
„(2) Die Berufsbezeichnungen „Arzt für Allgemeinmedizin“, „approbierter Arzt“, „Facharzt“ oder 

„Turnusarzt“ sowie sonstige Berufsbezeichnungen dürfen nur nach Erfüllung der hiefür geltenden Vor-
aussetzungen (§§ 4, 5, 5a, 27, 32, 33 und 44) geführt werden.“ 
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26. In § 43 Abs. 6 zweiter Satz entfällt die Wortfolge „und Zahnärzte“. 

27. § 43 Abs. 7 entfällt. 

28. § 44 Abs. 4 entfällt. 

29. In § 44 Abs. 5 wird die Wortfolge „Abs. 1 bis 4“ ersetzt durch „Abs. 1 bis 3“. 

30. In § 45 Abs. 2 erster und zweiter Satz und Abs. 3 erster Satz wird jeweils die Wortfolge „, Facharzt 
oder Zahnarzt“ ersetzt durch „oder Facharzt“. 

31. § 49 Abs. 6 entfällt. 

32. § 52a Abs. 1 lautet: 
„§ 52a. (1) Die Zusammenarbeit von Ärzten kann weiters auch als selbstständig berufsbefugte (§ 3 

Abs. 1) Gruppenpraxis erfolgen. Eine Gruppenpraxis kann auch mit einem Angehörigen des zahnärztli-
chen Berufs oder Dentistenberufs errichtet werden; in diesem Fall richtet sich die Frage der Berufsberech-
tigung auch nach dem Zahnärztegesetz.“ 

33. In § 52a Abs. 2 und 4 wird jeweils die Wortfolge „ Ärzte und Dentisten“ bzw. „Ärzte sowie Dentisten“ 
ersetzt durch „Ärzte, Zahnärzte und Dentisten“. 

34. In § 52a Abs. 7 wird die Wortfolge „,des ärztlichen bzw. Dentistenberufes“ ersetzt durch „des ärztli-
chen, zahnärztlichen oder Dentistenberufes“. 

35. In § 52a Abs. 10 wird die Wortfolge „, Fachärzte, Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
bzw. Zahnärzte“ ersetzt durch „bzw. Fachärzte“. 

36. In § 59 Abs. 4 wird die Wortfolge „, Fachärzten sowie Zahnärzten“ ersetzt durch „sowie Fachärzten“. 

37. In § 59 Abs. 7 entfällt die Wortfolge „bzw. Zahnmedizin“. 

38. Im 2. Hauptstück entfällt der 1. Abschnitt. 

39. In § 65 Abs. 3 wird die Wortfolge „(§ 84 Abs. 3 bis 5)“ ersetzt durch „(§ 84 Abs. 3 und 4)“. 

40. In § 68 Abs. 1 Z 1 entfällt die Wortfolge „oder §§ 18, 19 oder 19a“. 

41. In § 68 Abs. 2 wird die Wortfolge „§§ 21, 34, 35 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 oder 211“ ersetzt 
durch „§§ 34 oder 35 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8“. 

42. § 71 Abs. 1 lautet: 
„§ 71. (1) In den Ärztekammern sind eingerichtet 

 1. die Kurie der angestellten Ärzte (Abs. 2) sowie 
 2. die Kurie der niedergelassenen Ärzte (Abs. 3).“ 

43. § 71 Abs. 5 und 6 entfällt. 

44. § 80 Z 7 entfällt. 

45. Nach § 80 werden folgende §§ 80a und 80b samt Überschriften eingefügt: 
„Erweiterte Vollversammlung 

„§ 80a. (1) Die Erweiterte Vollversammlung besteht aus  
 1. den Mitgliedern der Vollversammlung und 
 2. den von der jeweiligen Landeszahnärztekammer aus dem Kreis der Mitglieder des jeweiligen 

Landesausschusses der Landeszahnärztekammer entsandten Mitgliedern, deren Anzahl sich aus 
dem Verhältnis der Anzahl der Kammerangehörigen der Ärztekammer gegenüber der Anzahl der 
der jeweiligen Landeszahnärztekammer zugeordneten Kammermitglieder der Österreichischen 
Zahnärztekammer, ausgenommen der Angehörigen des Dentistenberufs, ergibt. 

(2) Für die Erweiterte Vollversammlung sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die 
Vollversammlung anzuwenden. 
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Aufgaben der Erweiterten Vollversammlung 
§ 80b. Der Erweiterten Vollversammlung obliegt  

 1. die Erlassung einer Satzung des Wohlfahrtsfonds, deren Beschlussfassung und deren Änderung 
der Zweidrittelmehrheit bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln ihrer Mitglieder bedarf, 

 2. die Erlassung einer Wohlfahrtsfondsbeitragsordnung, 
 3. die Festlegung der Anzahl der weiteren Mitglieder des Verwaltungsausschusses und die Wahl 

des Vorsitzenden des Beschwerdeausschusses sowie 
 4. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag und den Rechnungsabschluss des Wohlfahrts-

fonds.“ 

46. In § 83 Abs. 1 letzter Satz entfällt die Wortfolge „bzw. der Kurie der Zahnärzte“. 

47. In § 83 Abs. 4 wird die Wortfolge „einer anderen Kurie“ ersetzt durch „der anderen Kurie“. 

48. § 84 Abs. 5 entfällt. 

49. In § 86 Abs. 2 Z 3 wird die Wortfolge „von mehr als einer Kurie“ ersetzt durch „beider Kurien“. 

50. In § 86 Abs. 3 wird die Wortfolge „einer anderen Kurie“ ersetzt durch „der anderen Kurie“. 

51. § 91 Abs. 6 zweiter Satz entfällt. 

52. § 91 Abs. 10 lautet: 
„(10) Die mit dem Betrieb von wirtschaftlichen Einrichtungen verbundenen Verwaltungskosten sind 

aus deren Mitteln aufzubringen.“ 

53. Der Text des § 92 erhält die Bezeichnung „§ 108a.“ und wird zwischen §109 und dessen Überschrift 
eingefügt. 

54. § 93 lautet: 
„§ 93. (1) Rückständige Umlagen nach § 91 können nach dem Verwaltungsvollstreckungsge-

setz 1991, BGBl. Nr. 53, eingebracht werden. Für rückständige Kammerumlagen kann die Umlagenord-
nung Verzugszinsen vorsehen, die bis zu 8vH p.a. betragen können. 

(2) Die Umlagenordnung kann bestimmen, dass fällige Umlagen von den beanspruchten und ge-
währten Leistungen abgezogen werden, unabhängig davon, wem oder aus welchem Titel diese Leistung 
zusteht.“ 

55. In § 94 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge „, Fachärzte und Zahnärzte“ ersetzt durch „und Fach-
ärzte“. 

56. § 96 Abs. 1 und 2 lautet: 
„§ 96. (1) Der Wohlfahrtsfonds bildet ein zweckgebundenes Sondervermögen der Ärztekammer. Die 

Beschlussfassung über den Wohlfahrtsfonds obliegt der Erweiterten Vollversammlung.  
(2) Soweit in den einzelnen Vorschriften nicht Anderes bestimmt ist, bezieht sich in diesem Ab-

schnitt die Bezeichnung „Kammerangehörige“ sowohl auf Kammerangehörige der Ärztekammer als auch 
auf der jeweiligen Landeszahnärztekammer zugeordnete Kammermitglieder der Österreichischen Zahn-
ärztekammer, ausgenommen der Angehörigen des Dentistenberufs.“ 

57. Nach § 96 wird folgender § 96a eingefügt: 
„§ 96a. Die Satzung bzw. die Beitragsordnung des Wohlfahrtsfonds hat festzulegen, welche bei-

trags- und leistungsrelevanten Daten unverzüglich zu melden sind.“ 

58. Der bisherige Wortlaut des § 97 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“, folgender Abs. 2 wird angefügt: 
„(2) Die mit dem Betrieb des Wohlfahrtsfonds verbundenen Verwaltungskosten sind aus den Mitteln 

des Wohlfahrtsfonds aufzubringen.“ 

59. In § 98 Abs. 2 dritter Satz wird die Wortfolge „§ 92 Abs. 1“ ersetzt durch „§ 108a Abs. 1“. 

60. In § 99 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Wort „ärztliche“ die Wortfolge „oder zahnärztliche“ einge-
fügt. 
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61. In § 99 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge „§ 92 Abs. 3“ ersetzt durch „§ 108a Abs. 3“. 

62. In § 100 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Wort „ärztlichen“ die Wortfolge „oder zahnärztlichen“ 
eingefügt. 

63. In § 106 Abs. 1, 5 und 7 wird jeweils nach der Wort „ärztlichen“ die Wortfolge „oder zahnärztlichen“ 
eingefügt. 

64. In § 107 Abs. 2 werden im ersten Satz nach der Wortfolge „nach Ärzten“ die Wortfolge „oder Zahn-
ärzten“ und im zweiten Satz nach der Wortfolge „ für Ärzte“ die Wortfolge „und Zahnärzte“ eingefügt. 

65. In § 109 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Wort „ärztlichen“ die Wortfolge „oder zahnärztlichen“ 
eingefügt. 

66. In § 109 Abs. 3 wird nach dem Wort „ärztlicher“ die Wortfolge „oder zahnärztlicher“ eingefügt. 

67. In § 109 Abs. 5 werden im zweiten Satz nach dem Wort „Vertragsärzten“ die Wortfolge „oder Ver-
tragszahnärzten“ eingefügt, im dritten Satz die Wortfolge „das arztbezogene Kassenhonorar, die arztbezo-
genen Fallzahlen sowie eine Aufschlüsselung des Bruttoumsatzes eines Arztes“ durch die Wortfolge „das 
arzt- oder zahnarztbezogene Kassenhonorar, die arzt- oder zahnarztbezogenen Fallzahlen sowie eine 
Aufschlüsselung des Bruttoumsatzes eines Arztes oder Zahnarztes“ ersetzt sowie im fünften Satz nach 
dem Wort „ärztlichen“ die Wortfolge „oder zahnärztlichen“ eingefügt. 

68. In § 109 Abs. 6 erster Satz wird nach dem Wort „ärztlichen“ die Wortfolge „oder zahnärztlichen“ 
eingefügt. 

69. In § 109 Abs. 7 entfällt der 2. Satz. 

70. Nach § 110 wird folgender § 110a eingefügt: 
„§ 110a. (1) Rückständige Wohlfahrtsfondsbeiträge können nach dem Verwaltungsvollstreckungs-

gesetz 1991 eingebracht werden. Für Beitragsrückstände zum Wohlfahrtsfonds kann die Wohlfahrts-
fondsbeitragsordnung Verzugszinsen vorsehen, die bis zu 8vH p.a. betragen können. 

(2) Die Wohlfahrtsfondsbeitragsordnung kann bestimmen, dass fällige Beiträge von den beanspruch-
ten und gewährten Leistungen abgezogen werden, unabhängig davon, wem oder aus welchem Titel diese 
Leistung zusteht.“ 

71. In § 112 Abs. 1 werden im zweiten und dritten Satz jeweils nach dem Wort „ärztliche“ die Wortfolge 
„oder zahnärztliche“ sowie jeweils nach der Wortfolge „§ 45 Abs. 2“ die Wortfolge „dieses Bundesgeset-
zes oder § 23 Z 1 Zahnärztegesetz“ eingefügt. 

72. § 113 Abs. 2 lautet:  
„(2) Der Verwaltungsausschuss besteht aus den Präsidenten und Finanzreferenten (stellvertretenden 

Finanzreferenten) der Ärztekammer, einem Mitglied des Landesvorstands der jeweiligen Landeszahnärz-
tekammer sowie aus mindestens drei weiteren Mitgliedern der Erweiterten Vollversammlung, von denen 
mindestens einer ein Zahnarzt sein muss. Die Zahl der weiteren Mitglieder wird von der Erweiterten 
Vollversammlung festgesetzt. Die weiteren Mitglieder werden für die Dauer ihrer Funktionsperiode 
 1. hinsichtlich der zahnärztlichen Vertreter von der zuständigen Landeszahnärztekammer nach den 

Bestimmungen des Zahnärztekammergesetzes bestellt und 
 2. hinsichtlich der übrigen Mitglieder von der Vollversammlung aus dem Kreis der Kammerräte der 

Ärztekammer nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts gewählt. 
Scheidet eines der weiteren Mitglieder aus dem Verwaltungsausschuss aus, so hat die Gruppe, aus der das 
scheidende Mitglied stammt, unverzüglich die Nominierung eines Nachfolgers vorzunehmen. Mit der 
Nominierung für den Verwaltungsausschuss gilt das betreffende Verwaltungsausschussmitglied als be-
stellt.“ 

73. In § 113 Abs. 4 zweiter Satz wird vor dem Wort „Vollversammlung“ das Wort „Erweiterten“ einge-
fügt. 

74. In § 113 Abs. 5 wird nach dem dritten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Ein Mitglied und dessen Stellvertreter ist von der zuständigen Landeszahnärztekammer nach den Be-
stimmungen des Zahnärztekammergesetzes zu bestellen.“ 
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75. In § 113 Abs. 5 fünfter Satz wird vor dem Wort „Vollversammlung“ das Wort „Erweiterten“ einge-
fügt. 

76. § 113 Abs. 5 vorletzter und letzter Satz lautet: 
„Die weiteren Mitglieder und deren Stellvertreter – mit Ausnahme der von der Landeszahnärztekammer 
bestellten – sind von der Vollversammlung in je einem Wahlgang nach den Grundsätzen des Verhältnis-
wahlrechtes jeweils aus dem Kreis der Kammerangehörigen der Ärztekammer zu wählen. Die Mitglieder 
des Beschwerdeausschusses dürfen dem Kammervorstand der Ärztekammer oder der jeweiligen Landes-
zahnärztekammer, dem Verwaltungsausschuss und dem Überprüfungsausschuss nicht angehören.“ 

77. § 114 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 
„Der Überprüfungsausschuss besteht aus drei Rechnungsprüfern, von denen für die Dauer eines Jahres  
 1. einer von der zuständigen Landeszahnärztekammer nach den Bestimmungen des Zahnärztekam-

mergesetzes, BGBl. I Nr. **/2005, zu bestellen ist und  
 2. die beiden anderen von der Vollversammlung aus dem Kreis der Kammerangehörigen der Ärzte-

kammer nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts zu wählen sind.“ 

78. In § 115 Abs. 1 werden im erster Satz  nach der Wortfolge „einer anderen Ärztekammer“ die Wort-
folge „oder Landeszahnärztekammer“ sowie jeweils im dritten Satz nach dem Klammerausdruck „(§ 59 
Abs. 3)“ und im letzten Satz nach dem Wort „Ärzteliste“ die Wortfolge „oder Zahnärzteliste“ eingefügt. 

79. In § 116 entfällt die Wortfolge „92, 93 und“. 

80. Nach § 116 wird folgender § 116a eingefügt: 
„§ 116a. Die Ärztekammer ist verpflichtet, der zuständigen Landeszahnärztekammer Auskünfte aus 

dem Wohlfahrtsfonds betreffend Krankmeldungen und Einkommensstatistiken, soweit diese geführt wer-
den, zu erteilen.“ 

81. In § 118 Abs. 3 Z 4 entfällt die Wortfolge „und des Artikels 19b der Richtlinie 78/686/EWG (§ 22 
Abs. 1)“. 

82. In § 118 Abs. 3 Z 5 entfällt die Wortfolge „und Artikel 15 Abs. 3 der Richtlinie 78/686/EWG“. 

83. In § 118 Abs. 3 Z 6 entfällt die Wortfolge „sowie 9 Abs. 3 und 10 Abs. 2 der Richtlinie 78/686/EWG“. 

84. In § 118a Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge „den Arzt, Zahnarzt oder die Gruppenpraxis“ ersetzt 
durch „den Arzt oder die Gruppenpraxis“. 

85. In § 118a Abs. 5 erster Satz wird die Wortfolge „eines Vertragsarztes, Vertragszahnarztes oder einer 
Vertragsgruppenpraxis“ ersetzt durch „eines Vertragsarztes oder einer Vertragsgruppenpraxis“. 

86. In § 118a Abs. 5 zweiter Satz entfällt die Wortfolge „bzw. zahnärztlicher“. 

87. In § 118a Abs. 5 zweiter und dritter Satz entfällt jeweils die Wortfolge „bzw. einen Zahnarzt“. 

88. In der Überschrift zu § 118c entfällt die Wortfolge „und zahnärztlichen“. 

89. In § 118c Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge „, der Bundeskurie der niedergelassenen Ärzte sowie 
der Bundeskurie der Zahnärzte“ ersetzt durch „sowie der Bundeskurie der niedergelassenen Ärzte“. 

90. In § 124 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge „, zum Facharzt oder zum Zahnarzt“ ersetzt durch 
„oder zum Facharzt“. 

91. In § 125 Abs. 1 letzter Satz entfällt die Wortfolge „bzw. der Bundeskurie der Zahnärzte“. 

92. In § 125 Abs. 6 wird die Wortfolge „einer anderen Bundeskurie“ ersetzt durch „der anderen Bundes-
kurie“. 

93. In § 126 Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge „, der niedergelassenen Ärzte und der Zahnärzte“ er-
setzt durch „und der niedergelassenen Ärzte“. 

94. § 126 Abs. 5 entfällt. 

95. In § 136 Abs. 1 Z 2 entfällt die Wortfolge „oder zum Doctor medicinae dentalis“. 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt92 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



16 

 

96. In § 195 Abs. 6f zweiter Satz entfällt die Wortfolge „oder Zahnarztes“. 

97. In § 199 Abs. 1 erster Satz entfällt die Wortfolge „oder 16 Abs. 1 und 2“. 

98. In § 199 Abs. 3 erster Satz entfällt die Wortfolge „§ 17 Abs. 1 oder 3,“. 

99. § 204 Z 1 lautet: 
 „1. das Zahnärztegesetz – ZÄG, BGBl. I Nr. **/2005,“ 

100. § 209 Abs. 1 zweiter Satz entfällt. 

101. In § 210 Abs. 5 entfällt die Wortfolge „sowie des zahnärztlichen Berufs gemäß § 18 Abs. 6 des Ärz-
tegesetzes 1998 in der Fassung BGBl. I Nr. 169“. 

102. § 211 entfällt. 

103. Nach § 218 werden folgende §§ 219 bis 224 samt Überschrift angefügt: 
„Übergangsbestimmungen und In-Kraft-Treten der 7. Ärztegesetz-Novelle 

§ 219. (1) Mit 1. Jänner 2006 haben die Österreichische Ärztekammer sowie die Ärztekammern in 
den Bundesländern alle Daten betreffend die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 in die Ärzteliste als 
Zahnärzte oder Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde eingetragenen Angehörigen des zahn-
ärztlichen Berufs an die Österreichische Zahnärztekammer zu übermitteln. 

(2) Bis 31. Jänner 2006 haben die Ärztekammern in den Bundesländern die Aufzeichnungen und 
Unterlagen betreffend die in Abs. 1 genannten Personen an die jeweilige Landeszahnärztekammer zu 
übermitteln. 

(3) Ab 1. Jänner 2006 haben Angehörige des zahnärztlichen Berufs die Meldungen betreffend Ein-
tragung in die Zahnärzteliste sowie Änderungen und Streichungen bei der Österreichischen Zahnärzte-
kammer im Wege der örtlich zuständigen Landeszahnärztekammer vorzunehmen. 

§ 220. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 auch als 
Arzt für Allgemeinmedizin, als approbierter Arzt, als Facharzt oder als Turnusarzt in Ausbildung zum 
Arzt für Allgemeinmedizin oder zum Facharzt eines Sonderfaches der Heilkunde in die Ärzteliste einge-
tragen sind, bleiben unbeschadet der Kammermitgliedschaft in der Österreichischen Zahnärztekammer 
weiterhin ordentliche Kammerangehörige der jeweiligen Ärztekammer und gehören gemäß § 71 der Ku-
rie der angestellten Ärzte oder der Kurie der niedergelassenen Ärzte an. 

(2) Für Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 nicht gemäß 
Abs. 1 als Arzt in die Ärzteliste eingetragen sind, erlischt die Kammerangehörigkeit zur Ärztekammer zu 
diesem Zeitpunkt. 

(3) Für Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005  
 1. auf Grund einer Bewilligung gemäß §§ 32, 33, 35 oder 210 ÄrzteG 1998 zur Ausübung des 

zahnärztlichen Berufs berechtigt und  
 2. gemäß § 68 Abs. 5 in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle als außerordentliche Kammerange-

hörige einer Ärztekammer eingetragen  
sind, erlischt die außerordentliche Kammerangehörigkeit zur Ärztekammer zu diesem Zeitpunkt. 

(4) Angehörige des zahnärztlichen Berufs, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 gemäß § 68 Abs. 5 
in der Fassung der 6. Ärztegesetz-Novelle als außerordentliche Kammerangehörige einer Ärztekammer 
eingetragen sind, ausgenommen Personen gemäß Abs. 3, bleiben vorbehaltlich eines Austritts des Betrof-
fenen weiterhin außerordentliche Kammerangehörige der jeweiligen Ärztekammer. 

(5) Die Österreichische Ärztekammer sowie die Ärztekammern in den Bundesländern haben bis spä-
testens 30. Juni 2006 die Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, die nicht mehr Kammerangehörige der 
Ärztekammer sind, aus der Ärzteliste zu streichen und ihre Daten, soweit sie nicht für die Verwaltung der 
Wohlfahrtsfonds erforderlich sind, zu löschen. 

§ 221. Die Rechnungsabschlüsse der Österreichischen Ärztekammer und der Ärztekammern in den 
Bundesländern für das Jahr 2005 sind nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 
6. Ärztegesetz-Novelle von den zuständigen Organen in der mit Ablauf des 31. Dezember 2005 bestehen-
den Zusammensetzung zu beschließen. 

§ 222. (1) Vorbehaltlich des Abs. 2 scheiden mit 1. Jänner 2006 die mit Ablauf des 31. Dezember 
2005 amtierenden zahnärztlichen Mitglieder der Organe der Österreichischen Ärztekammer und der Ärz-
tekammern in den Bundesländern aus diesen Funktionen aus. 
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(2) Die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 amtierenden zahnärztlichen Mitglieder der Disziplinaror-
gane nach diesem Bundesgesetz verbleiben bis spätestens 30. Juni 2006 in diesen Funktionen. 

§ 223. (1) Ab 1. Jänner 2006 bis 31. Dezember 2006 bedarf der Beschluss der Vollversammlung der 
Ärztekammern über die Anordnung von vorzeitigen Wahlen in die Vollversammlung der Zweidrittel-
mehrheit. 

(2) Allfällige gemäß Abs. 1 beschlossene vorzeitige Neuwahlen im Zeitraum zwischen 1. Jänner 
2006 und 31. August 2006 sind mit der Maßgabe durchzuführen, dass die Funktionsperiode der neu ge-
wählten Kammerräte und Organe mit jenem Zeitpunkt endet, zu dem die vorherige Funktionsperiode 
geendet hätte. 

§ 224. Mit 1. Jänner 2006 treten 
 1. die Überschrift zum 1. Abschnitt des 1. Hauptstücks, § 1, § 4 Abs. 3 Z 2 und Abs. 6, § 25, § 27 

Abs. 2 und 2a, § 31 Abs. 2 und 3, § 32 Abs. 1, 2 Z 1 und 8 Z 2, § 33 Abs. 1, 2 und 8 Z 2, § 34 
samt Überschrift, § 35 Abs. 1 Z 2 und Abs. 5, § 36 Abs. 1, §37 Abs. 3, § 41 Abs. 5, § 43 Abs. 2 
und  6, § 44 Abs. 5, § 45 Abs. 2 und 3, § 52a Abs. 1, 2, 4, 7 und 10, § 59 Abs. 4 und 7, § 65 Abs. 
3, § 68 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, § 71 Abs. 1, § 80a samt Überschrift, § 80b samt Überschrift, § 83 
Abs. 1 und 4, § 86 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3, § 91 Abs. 6 und 10, die Bezeichnung des § 92, § 93, 
§ 94 Abs. 1, § 96 Abs. 1 und 2, § 96a, § 97, § 98 Abs. 2, § 99 Abs. 1, § 106 Abs. 1, 5 und 6, 
§ 107 Abs. 2, § 109 Abs. 1, 3, 5, 6 und 7, § 110 Abs. 1, § 110a, § 112 Abs. 1, § 113 Abs. 2, 4 und 
5, § 114 Abs. 1, § 115 Abs. 1 § 116, § 116a, § 118 Abs. 3 Z 4, 5 und 6, § 118a Abs. 4 und 5, 
§ 118c Abs. 1 samt Überschrift, § 124 Abs. 2, § 125 Abs. 1 und 6, § 126 Abs. 1, § 136 Abs. 1 
Z 2, § 195 Abs. 6f, § 199 Abs. 1 und 3, § 204 Z 1, § 209 Abs. 1, § 210 Abs. 5 und die §§ 219 bis 
224 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/2005 sowie 

 2. der Entfall des 2. Abschnitts im 1. Hauptstück, des § 23 samt Überschrift, des § 31 Abs. 4 und 5, 
des § 43 Abs. 7, des § 44 Abs. 4, des § 49 Abs. 6, des 1. Abschnitts im 2. Hauptstück, des § 71 
Abs. 5 und 6 und des § 80 Z 7, des § 84 Abs. 5, des § 126 Abs. 5 und des § 211 

in Kraft.“ 
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Vorblatt 
Problem: 
Auf Grund des Gemeinschaftsrechts ist der zahnärztliche Beruf ein vom ärztlichen Beruf zu unterschei-
dender eigener Beruf. Dieser EU-rechtlichen Vorgabe trägt das Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998, BGBl. I 
Nr. 169, das großteils gemeinsame Bestimmungen für beide Berufsgruppen enthält, ohne sprachlich und 
inhaltlich zu differenzieren, nicht ausreichend Rechnung. Auch die Integration der Zahnärzte/-innen in 
der Österreichischen Ärztekammer (ÖÄK) in der derzeitigen Form entspricht nicht den Anforderungen 
eines eigenständigen zahnärztlichen Berufs, sodass sich die Berufsgruppe in einer Urbefragung für eine 
Trennung der zahnärztlichen Standesvertretung von der ÖÄK ausgesprochen hat. Dadurch ist es erforder-
lich, auch die Strukturen der verbleibenden beiden Kurien der Österreichischen Ärztekammer sowie der 
Ärztekammern in den Bundesländern zu adaptieren. 
Inhalt: 
Auf Grund der Herauslösung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs aus dem Ärztegesetz 1998 sind 
die erforderlichen berufs- und kammerrechtlichen Änderungen des Ärztegesetzes 1998 vorzunehmen, 
wobei entsprechend dem überwiegenden Wunsch der Berufsgruppen das Weiterbestehen der Wohlfahrts-
fonds der Ärztekammern in den Bundesländern in der derzeitigen Form unter Beibehaltung der Mitversi-
cherung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs normiert wird. Die mit dem Wegfall der Zahnärzte-
kurien verbundene erforderliche Neustrukturierung der Ärztekammern wird im Rahmen eines weiteren 
Entwurfs gesondert zur Begutachtung ausgesandt. 
Alternativen: 
Keine. 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Keine. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Keine. 
Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:  
Das Herauslösen der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs aus dem Ärzterecht setzt die gemeinschafts-
rechtliche Vorgabe, dass der ärztliche Beruf nach der Richtlinie 93/16/EWG und der zahnärztliche Beruf 
nach den Richtlinien 78/686/EWG und 78/687EWG zwei unterschiedliche Berufe sind, um. 
Hinsichtlich des Kammerrechts wird durch das vorliegende Bundesgesetz Gemeinschaftsrecht nicht be-
rührt, da keine gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen betreffend die Regelung von Standesvertretun-
gen bestehen. 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Keine. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Im Gemeinschaftsrecht ist der ärztliche Beruf durch die Richtlinie 93/16/EWG des Rates vom 5. 
April 1993 zur Erleichterung der Freizügigkeit für Ärzte und zur gegenseitigen Anerkennung der Diplo-
me, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise (CELEX-Nr. 393L0016) harmonisiert. 
Der zahnärztliche Beruf ist im Gemeinschaftsrecht durch folgende Richtlinien harmonisiert: 
- Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 

Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes und für Maßnahmen zur Er-
leichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienst-
leistungsverkehr (CELEX-Nr. 378L0686) und 

- Richtlinie 78/687/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Tätigkeiten des Zahnarztes (CELEX-Nr. 378L0687). 

Diese Richtlinien sehen vor, dass der zahnärztliche Beruf ein eigener vom Beruf des/der Arztes/Ärztin zu 
unterscheidender Beruf mit einer eigenen mindestens fünfjährigen universitären Ausbildung ist. 
Im Ärztegesetz 1998 wurden das Berufsbild und die Berufszugangsvoraussetzungen des zahnärztlichen 
Berufs in einem eigenen Abschnitt geregelt, hinsichtlich der sonstigen berufsrechtlichen sowie auch der 
standesrechtlichen Regelungen wurde der „Zahnarzt“ unter den Begriff „Arzt“ und der „Facharzt für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde“ unter den Begriff „Facharzt“ subsumiert. 
Seitens der Europäischen Kommission wurden diese berufsrechtlichen Regelungen dahingehend bean-
standet, dass die in den Zahnärzterichtlinien normierte Trennung des zahnärztlichen vom ärztlichen Beruf 
nicht entsprechend umgesetzt sei, insbesondere was die Übergangsbestimmung des Artikel 19b der Richt-
linie 78/686/EWG betreffend die Berufsausübung von Fachärzten/-innen für Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde „unter denselben Bedingungen“ wie Zahnärzte/-innen betrifft. Diese Rüge war unter anderem 
Gegenstand des Vertragsverletzungsverfahrens 2000/2052 sowie des nunmehr vor Entscheidung stehen-
den EuGH-Verfahrens in der Rechtssache C-437/03 gegen Österreich. Österreich hat im Zuge dieses 
Verfahrens eine umfassende Neugestaltung sowohl des zahnärztlichen Berufs- als auch Standesrechts 
zugesagt. 
Im Jahre 2002 hat der damals zuständige Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen 
Mag. Herbert Haupt und Anfang 2005 die Österreichische Ärztekammer eine Befragung aller Angehöri-
gen des zahnärztlichen Berufs betreffend die zukünftige Form ihrer Berufsvertretung durchgeführt, die 
eine Mehrheit für die Schaffung einer Zahnärztekammer, die auf Bundes- und Landesebene von den Ärz-
tekammern zu trennen ist, ergab. 
Dem entsprechend wird ein eigenes Berufsgesetz für Angehörige des zahnärztlichen Berufs (Zahnärzte-
gesetz – ZÄG) sowie ein Kammergesetz für Angehörige des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenbe-
rufs (Zahnärztekammergesetz – ZÄKG) geschaffen. Auf Grund der Herauslösung der Angehörigen des 
zahnärztlichen Berufs aus dem Ärztegesetz 1998 sind die erforderlichen berufs- und kammerrechtlichen 
Änderungen des Ärztegesetzes 1998 vorzunehmen. 
Dem überwiegenden Wunsch der betroffenen Berufsgruppen entsprechend und im Hinblick auf die Wah-
rung erworbener Rechte ist dabei sicherzustellen, dass die Angehörigen des zahnärztlichen Berufs trotz 
Ausscheidens aus den Ärztekammern weiterhin im Rahmen der Wohlfahrtsfonds der Ärztekammern 
leistungsberechtigt und -verpflichtet bleiben und entsprechend vertreten sind. 
Die Herauslösung der Angehörigen des zahnärztlichen Berufs aus den Ärztekammern erfordert auch 
Änderungen in den bestehenden Strukturen der verbleibenden zwei Kurien der Ärztekammern, sodass 
eine entsprechende Reformierung des Ärztekammerrechts zu realisieren ist. Diese wird im Rahmen eines 
weiteren Entwurfs gesondert zur Begutachtung ausgesandt. 
Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das vorliegende Bundesgesetz auf Artikel 10 Abs. 1 Z 12 B-
VG („Gesundheitswesen“) sowie Artikel 10 Abs. 1 Z 8 B-VG („Einrichtung beruflicher Vertretungen, 
soweit sie sich auf das ganze Bundesgebiet erstrecken“). 
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Besonderer Teil 
Zu Z 1 bis 37: 
Diese Änderungen enthalten die Adaptierung des das Berufsrecht betreffenden 1. Hauptstücks. 
Zu Z 38 bis 96: 
Diese Änderungen enthalten die Adaptierung des das Kammer-, Disziplinar- und Aufsichtsrecht betref-
fenden 2. , 3. und 4. Hauptstücks. 
Hinsichtlich der Wohlfahrtsfonds wird dem überwiegenden Wunsch der betroffenen Berufsgruppen ent-
sprechend und im Hinblick auf die Wahrung erworbener Rechte ausdrücklich festgelegt, dass die beste-
henden Wohlfahrtsfonds als Sondervermögen der Ärztekammern unverändert bestehen bleiben, wobei die 
Angehörigen des zahnärztlichen Berufs trotz Ausscheidens aus den Ärztekammern weiterhin im Rahmen 
der Wohlfahrtsfonds der Ärztekammern leistungsberechtigt und -verpflichtet bleiben und in den Organen 
des Wohlfahrtsfonds entsprechend vertreten sind. Angehörige des Dentistenberufs sind selbstverständlich 
– wie bisher – nicht von den Wohlfahrtsfonds erfasst. 
Hiezu sind folgende rechtliche Rahmenbedingungen im Ärztegesetz 1998 zu normieren: 
Die der Vollversammlung der Ärztekammer obliegende Zuständigkeit zur Erlassung der Satzung, der 
Geschäftsordnung und der Beitragsordnung sowie zur Festlegung der Anzahl der Mitglieder des Verwal-
tungsausschusses, zur Wahl des Vorsitzenden des Beschwerdeausschusses und zur Beschlussfassung über 
den Jahresvoranschlag und den Rechnungsabschluss des Wohlfahrtsfonds ist daher einer durch aliquot zu 
repräsentierende Zahnärztevertreter/innen Erweiterten Vollversammlung zuzuweisen (§§ 80a, 80b und 
96). 
In § 96 Abs. 2 wird die Anwendbarkeit des Wohlfahrtsfondsrechts auf Angehörige des zahnärztlichen 
Berufs (unter explizitem Ausschluss der Dentisten/-innen) normiert. 
Im Verwaltungsausschuss wird die Wahrnehmung der zahnärztlichen Interessen durch die Beteiligung 
eines Mitglieds des Landesvorstands der jeweiligen Landeszahnärztekammer sowie mindestens eines der 
weiteren Mitglieder sicher gestellt. Auch im Beschwerde- und im Überprüfungsausschuss ist jeweils 
mindestens ein/e zahnärztliche/r Vertreter/in vorgesehen. Die Wahl der ärztlichen Mitglieder des Verwal-
tungsausschusses, des Beschwerdeausschusses und des Überprüfungsausschusses kommt weiterhin der 
Vollversammlung der Ärztekammer zu (§ 80 Z 4). Die Bestellung der zahnärztlichen Vertreter/innen in 
den Organen des Wohlfahrtsfonds erfolgt nach den Regelungen des Zahnärztekammergesetzes (vgl. § 35 
Abs. 3 Zahnärztekammergesetz – ZÄKG). Ausdrücklich klargestellt ist, dass Angehörige des Dentisten-
berufs weder leistungsberechtigt noch -verpflichtet noch vertretungsbefugt in den Wohlfahrtsfonds sind 
(vgl. auch § 111 ZÄKG). 
Zu Z 97 bis 102: 
Diese Änderungen enthalten die Adaptierung des die Straf-, Schluss- und Übergangsbestimmungen be-
treffenden 6. und 7. Hauptstücks. 
Zu Z 103 (§§ 219 bis 224): 
In § 219 Abs. 1 und 2 ist korrespondierend zu § 65 Abs. 2 und 3 des Zahnärztegesetzes (ZÄG) die Ver-
pflichtung der Ärztekammern zur Übermittlung der Daten, Aufzeichnungen und Unterlagen betreffend 
die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 in die Ärzteliste eingetragenen Angehörigen des zahnärztlichen 
Berufs an die Österreichische Zahnärztekammer bzw. die jeweilige Landeszahnärztekammer. 
In § 220 ist klargestellt, dass die Kammerangehörigkeit von Angehörigen des zahnärztlichen Berufs mit 
Ablauf des 31. Dezember 2005 endet, sofern sie zu diesem Zeitpunkt nicht auch als Arzt/Ärztin in die 
Ärzteliste eingetragen sind; für letztere bleibt die Kammerangehörigkeit durch Zuordnung zur Kurie der 
niedergelassenen Ärzte bzw. zur Kurie der angestellten Ärzte bestehen (Abs. 1 und 2). 
Auch für die außerordentlichen Kammerangehörigen, die mit Ablauf des 31. Dezember 2005 auf Grund 
einer Bewilligung gemäß §§ 32, 33, 35 oder 210 ÄrzteG 1998 zahnärztlich tätig sind, erlischt die Kam-
merangehörigkeit zu Ärztekammer zu diesem Zeitpunkt (Abs. 3); diese Personen werden mit 1. Jän-
ner 2006 ex lege Kammermitglieder der ÖZÄK (vgl. § 113 Abs. 2 ZÄKG). 
Hinsichtlich der sonstigen außerordentlichen Kammerangehörigen gemäß § 68 Abs. 5 ÄrzteG 1998 be-
steht auf Grund der Freiwilligkeit sowie der Tatsache, dass für diese keine beruflichen Interessen mehr 
vertreten werden, das Wahlrecht bzw. auch die Möglichkeit einer doppelten außerordentlichen Kammer-
angehörigkeit bzw. -mitgliedschaft (vgl. auch § 113 Abs. 3 ZÄKG). 
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In § 220 Abs. 5 werden die Ärztekammern zur Löschung der die Angehörige des zahnärztlichen Berufs 
betreffenden Daten –  mit Ausnahme der den Wohlfahrtsfonds betreffenden Daten –  innerhalb eines 
halben Jahres nach Ende der Kammerangehörigkeit verpflichtet. 
§ 221 enthält eine Sonderbestimmung betreffend die Beschlussfassung der Rechnungsabschlüsse der 
Ärztekammern für das Jahr 2005: Da diese einen Zeitraum betreffen, in denen die Angehörigen des zahn-
ärztlichen Berufs noch Pflichtmitglieder der Ärztekammern waren, sind diese Rechnungsabschlüsse in 
der entsprechenden personellen Zusammensetzung unter Mitwirkung der zahnärztlichen Vertreter/innen 
zu beschließen. 
§ 222 Abs. 1 normiert, dass mit 1. Jänner 2006 die zahnärztlichen Mitglieder der Organe der Ärztekam-
mern aus diesen Funktionen ausscheiden. 
Auf Grund des § 124 Abs. 3 ZÄKG, wonach anhängige Disziplinarverfahren betreffend Angehörige des 
zahnärztlichen Berufs auf Grund der mit der Konstituierung der zahnärztlichen Disziplinarorgane verbun-
denen zeitlichen Verzögerung nach der bisherigen Rechtslage fortzusetzen, allerdings Verfahren, die 
nicht bis 30. Juni 2006 abgeschlossen werden, nach den Bestimmungen des Zahnärztekammergesetzes 
abzuschließen sind, wird in § 222 Abs. 2 festgelegt, dass die zahnärztlichen Mitglieder von Disziplinaror-
ganen nach dem Ärztegesetz 1998 diese Funktion bis längstens 30. Juni 2006 behalten. 
In § 223 wird zur Umsetzung der Ärztekammerreform normiert, dass für diesen Zeitraum das Beschluss-
quorum für die Anordnung von vorzeitigen Wahlen in die Vollversammlungen auf eine Zweidrittelmehr-
heit gehoben wird. Für den Fall, dass dennoch vorzeitige Neuwahlen beschlossen werden, ist vorgesehen, 
dass diese noch nach den bisher geltenden Bestimmungen durchzuführen sind und die Funktion der ge-
wählten Organe mit der Restperiode befristet ist. 
§ 224 legt für alle durch die Herausnahme der Zahnärzte/-innen aus dem Ärztegesetz 1998 geänderten 
Bestimmungen – entsprechend dem In-Kraft-Treten des Zahnärztegesetzes und des Zahnärztekammerge-
setzes –  ein ausdrückliches In-Kraft-Treten mit 1. Jänner 2006 fest. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagen

1. Abschnitt 1. Absch

Berufsordnung für Ärzte für Allgemeinmedizin, approbierte Ärzte, Fach-
ärzte und Turnusärzte mit Ausnahme der Fachärzte für Zahn-, Mund- und 

Kieferheilkunde sowie der Turnusärzte in Ausbildung zum Facharzt für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde  

Berufsordnung

§ 1. Soweit in den einzelnen Vorschriften nicht anderes bestimmt ist, bezieht 
sich in diesem Abschnitt 

§ 1. Soweit in den einzelnen Vorschrif
sich in diesem Bundesgesetz 

 1. die allgemeine Bezeichnung ,,Arzt'' (,,ärztlich'') auf alle Ärzte, die über 
eine Berufsberechtigung als ,,Arzt für Allgemeinmedizin'', ,,approbierter 
Arzt'', ,,Facharzt'' oder ,,Turnusarzt'' verfügen, jedoch mit Ausnahme der 
Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sowie der Turnusärzte 
in Ausbildung zum Facharzt für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde, 

 1. die allgemeine Bezeichnung „Arzt
eine Berufsberechtigung als „Arzt
Arzt“, „Facharzt“ oder „Turnusarzt

 2. die Bezeichnung ,,Facharzt'' oder ,,Turnusarzt'' auf alle Fachärzte oder 
Turnusärzte in Ausbildung zum Facharzt mit Ausnahme der Fachärzte 
für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sowie der Turnusärzte in Ausbil-
dung zum Facharzt für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde. 

 2. die Bezeichnung „Facharzt“ oder 
Turnusärzte. 

§ 4. (1) und (2) ... § 4. (1) und (2) ... 
(3) Besondere Erfordernisse im Sinne des Abs. 1 sind (3) Besondere Erfordernisse im Sinne d

 1. ...  1. ... 
 2. im Falle des Facharztes für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie das an 

einer Universität in der Republik Österreich erworbene Doktorat der 
Zahnheilkunde oder ein gleichwertiger, im Ausland erworbener und in 
Österreich als Doktorat der Zahnheilkunde nostrifizierter akademischer 
Grad (§ 18 Abs. 3) und 

 2. im Falle des Facharztes für Mund
Qualifikationsnachweis zur Ausübu
Bestimmungen des Zahnärztegesetz

 3. ...  3. ... 
(4) und (5) ...  (4) und (5) ... 
(6) Erfordernis für eine unselbständige Ausübung des ärztlichen Berufes als 

Turnusarzt (§ 3 Abs. 3) ist der Nachweis der Erfüllung der allgemeinen Erforder-
nisse (Abs. 2) und der besonderen Erfordernisse gemäß Abs. 3 Z 1 oder, im Falle 
einer Ausbildung zum Facharzt für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie, Abs. 3 
Z 1 und 2. Staatsangehörige der Vertragsparteien des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum, die zur selbständigen Ausübung als Arzt gemäß § 5 
Abs. 1 oder - soweit eine unselbständige Ausübung des ärztlichen Berufes als 
Turnusarzt in Ausbildung zum Facharzt für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirur-
gie beabsichtigt ist – zur selbständigen Berufsausübung als Arzt gemäß § 5 
Abs. 1 und als Zahnarzt gemäß § 19 berechtigt sind, sind ungeachtet des Mangels 
der Erfordernisse gemäß Abs. 3 Z 1 oder Abs. 3 Z 1 und 2 zur unselbständigen 
Ausübung des ärztlichen Berufes als Turnusärzte befugt und diesbezüglich diesen 
gleichgestellt. Solche Ärzte bedürfen auch nach Absolvierung des Turnus für die 
selbständige Berufsausübung als Arzt für Allgemeinmedizin oder Facharzt nicht 
des Nachweises gemäß Abs. 3 Z 1 bzw. Abs. 3 Z 1 und 2. 

(6) Erfordernis für eine unselbständig
Turnusarzt (§ 3 Abs. 3) ist der Nachweis d
nisse (Abs. 2) und der besonderen Erforder
einer Ausbildung zum Facharzt für Mund-
Z 1 und 2. Staatsangehörige der Vertragspa
päischen Wirtschaftsraum, die zur selbstän
Abs. 1 oder - soweit eine unselbständige Au
nusarzt in Ausbildung zum Facharzt für 
beabsichtigt ist – zur selbständigen Berufsau
als Zahnarzt nach den Bestimmungen des Z
ungeachtet des Mangels der Erfordernisse g
zur unselbständigen Ausübung des ärztlich
diesbezüglich diesen gleichgestellt. Solche Ä
des Turnus für die selbständige Berufsaus
oder Facharzt nicht des Nachweises gemäß A

(7) und (8) ... (7) und (8) ... 
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2. Abschnitt  
Berufsordnung für Zahnärzte, Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kie-

ferheilkunde und Turnusärzte in Ausbildung zum Facharzt für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 

 

Der zahnärztliche Beruf  

§ 16. (1) Die Ausübung des zahnärztlichen Berufes umfaßt jede auf zahn-
medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen begründete Tätigkeit, die unmit-
telbar am Menschen oder mittelbar für den Menschen ausgeführt wird, insbeson-
dere 

 

 1. die Untersuchung auf das Vorliegen oder Nichtvorliegen von Krankhei-
ten und Anomalien der Zähne, des Mundes und der Kiefer einschließlich 
des dazugehörigen Gewebes; 

 

 2. die Beurteilung von in Z 1 angeführten Zuständen bei Verwendung 
zahnmedizinisch-diagnostischer Hilfsmittel; 

 

 3. die Behandlung solcher Zustände (Z 1);  
 4. die Vornahme operativer Eingriffe im Zusammenhang mit den in Z 1 

angeführten Zuständen; 
 

 5. die Vorbeugung von Erkrankungen der Zähne, des Mundes und der 
Kiefer einschließlich des dazugehörigen Gewebes; 

 

 6. die Verordnung von Heilmitteln, Heilbehelfen und zahnmedizinisch-
diagnostischen Hilfsmitteln im Zusammenhang mit den in Z 1 angeführ-
ten Zuständen. 

 

(2) Jeder zur selbständigen Ausübung des zahnärztlichen Berufes Berechtig-
te ist befugt, zahnärztliche Zeugnisse auszustellen und zahnärztliche Gutachten 
zu erstatten.  

 

(3) Personen, die zur Ausübung des zahnärztlichen Berufes berechtigt sind, 
sind mit Beschränkung auf den Kreis der in ihrer Behandlung stehenden Perso-
nen befugt, 

 

 1. Zahnersatzstücke für den Gebrauch im menschlichen Mund herzustellen 
und technisch-mechanische Arbeiten zwecks Ausbesserung solcher 
Zahnersatzstücke auszuführen und 

 

 2. künstliche Zähne und sonstige Bestandteile von Zahnersatzstücken zu 
erzeugen. 

 

Diese Tätigkeiten sind, sofern sie für eigene Patienten vorgenommen werden, 
von den Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, ausgenom-
men. 

 

§ 17. (1) Die selbständige Ausübung des zahnärztlichen Berufes ist aus-
schließlich 

 

 1. Zahnärzten und  
 2. Fachärzten für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde, die das Studium der 

gesamten Heilkunde vor dem 1. Jänner 1994 begonnen haben, vorbehal-
ten. Die selbstständige Ausübung des zahnärztlichen Berufes ist auch als 
Gruppenpraxis in der Rechtsform der eingetragenen Erwerbsgesellschaft 
zulässig. Tätigkeiten gemäß § 16 Abs. 3 Z 1 und 2 sind auch in zahnärzt-
lichen Gruppenpraxen auf Patienten der jeweiligen Gruppenpraxis be-
schränkt. Ärzte für Allgemeinmedizin dürfen zahnärztliche Tätigkeiten 
nur in dringenden Fällen ausüben. 

 

(2) Die selbständige Ausübung des zahnärztlichen Berufes besteht in der ei-
genverantwortlichen Ausführung der im § 16 Abs. 1 und 2 umschriebenen Tätig-
keiten, gleichgültig, ob solche Tätigkeiten freiberuflich oder im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses ausgeübt werden. 
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(3) Die in Ausbildung zum Facharzt für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
befindlichen Ärzte (Turnusärzte in Ausbildung zum Facharzt für Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkunde) sind lediglich zur unselbständigen Ausübung der im § 16 
Abs. 1 und 2 umschriebenen Tätigkeiten unter Anleitung und Aufsicht der aus-
bildenden, zur selbständigen Ausübung zahnärztlicher Tätigkeiten berechtigten 
Ärzte berechtigt. 

 

(4) Anderen als den in den Abs. 1 und 3 genannten Personen ist jede Aus-
übung des zahnärztlichen Berufes verboten.  

 

Erfordernisse zur Berufsausübung  
§ 18. (1) Zur selbständigen Ausübung des zahnärztlichen Berufes bedarf es, 

unbeschadet der §§ 19, 19a, 32 bis 34, 36 und 37, des Nachweises der Erfüllung 
der nachfolgend angeführten allgemeinen und besonderen Erfordernisse sowie 
der Eintragung in die Ärzteliste. 

 

(2) Allgemeine Erfordernisse im Sinne des Abs. 1 sind  
 1. die österreichische Staatsbürgerschaft oder die Staatsangehörigkeit einer 

der übrigen Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

 

 2. die Eigenberechtigung,  
 3. die Vertrauenswürdigkeit,  
 4. die gesundheitliche Eignung sowie  
 5. ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache.  

(3) Besonderes Erfordernis im Sinne des Abs. 1 ist für den Zahnarzt das an 
einer Universität in der Republik Österreich erworbene Doktorat der Zahnheil-
kunde oder ein gleichwertiger im Ausland erworbener und in Österreich als Dok-
torat der Zahnheilkunde nostrifizierter akademischer Grad. 

 

(4) Besondere Erfordernisse im Sinne des Abs. 1 sind für den Facharzt für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 

 

 1. das an einer Universität in der Republik Österreich erworbene Doktorat 
der gesamten Heilkunde oder ein gleichwertiger im Ausland erworbener 
und in Österreich als Doktorat der gesamten Heilkunde nostrifizierter 
akademischer Grad und 

 

 2. das Zeugnis über die zahnärztliche Fachprüfung gemäß der Verordnung 
betreffend die Ausbildung zum Zahnarzt BGBl. Nr. 381/1925. 

 

(5) Zur unselbständigen Ausübung des zahnärztlichen Berufes als Turnus-
arzt in Ausbildung zum Facharzt für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde bedarf 
es des Nachweises der Erfüllung der im Abs. 2 und Abs. 4 Z 1 angeführten Er-
fordernisse sowie der Eintragung in die Ärzteliste. 

 

(6) Für Staatsangehörige eines Vertragsstaates eines Abkommens mit 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten, welches die Mit-
gliedstaaten zur Inländergleichbehandlung hinsichtlich des Niederlassungsrechts 
und des Dienstleistungsverkehrs verpflichtet, entfällt das Erfordernis des Abs. 2 
Z 1 für die freiberufliche Berufsausübung. Für Flüchtlinge, denen nach dem 
Asylgesetz 1997, BGBl. I Nr. 76, Asyl gewährt worden ist, entfällt das Erforder-
nis des Abs. 2 Z 1; ist die Vorlage von Nachweisen gemäß Abs. 3 oder 4 nicht 
möglich, so ist der Nachweis der gleichwertigen Qualifikation durch eine mit 
Erfolg abgelegte Prüfung, vergleichbar einer mit Erfolg abgelegten Facharztprü-
fung, zu erbringen. 

 

(7) Für Personen, die selbst keine Staatsangehörigen einer Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, entfällt das Erforder-
nis des Abs. 2 Z 1 für die selbstständige Berufsausübung im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses, wenn sie Ehegatten eines im Rahmen der Freizügigkeit in 
Österreich im Lohn- oder Gehaltsverhältnis oder selbstständig tätigen Staatsan-
gehörigen einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind. 

 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 101 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



4 

 

§ 19. Staatsangehörige der Vertragsparteien des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum sind zur selbständigen Berufsausübung als Zahnarzt 
berechtigt, wenn sie 

 

 1. die im § 18 Abs. 2 angeführten allgemeinen Erfordernisse erfüllen und  
 2. im Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi-

gungsnachweises des Zahnarztes gemäß Anhang A der Richtlinie 
78/686/EWG für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes und für 
Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Nieder-
lassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (ABl. 
Nr. 233 vom 24. 7. 1978 S 109) oder 

 

 3. im Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi-
gungsnachweises des Zahnarztes einschließlich einer Bescheinigung 
gemäß Artikel 7 Abs. 1 oder 3 oder Artikel 7a Abs. 1 oder Artikel 7b 
Abs.1, 2, 3, oder 4 der Richtlinie 78/686/EWG oder 

 

 4. im Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi-
gungsnachweises des Arztes einschließlich einer Bescheinigung gemäß 
Artikel 19 oder 19a, 19c oder 19d der Richtlinie 78/686/EWG, oder 

 

 4a. im Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi-
gungsnachweises des Zahnarztes einschließlich einer Bescheinigung 
gemäß Artikel 23b der Richtlinie 78/686/EWG oder 

 

 5. im Besitz eines zahnärztlichen Diploms, Prüfungszeugnisses oder son-
stigen zahnärztlichen Befähigungsnachweises im Sinne des Artikels 1 
der Richtlinie 81/1057/EWG (ABl. Nr. 385 vom 31. 12. 1981 S 25) sind 
und 

 

 6. in die Ärzteliste eingetragen worden sind.  
§ 19a. Staatsangehörige der Vertragsparteien des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum sind ungeachtet des Mangels der in § 18 
Abs. 3 oder Abs. 4 Z 1 bzw. § 19 Z 2 bis 5 genannten Erfordernisse zur selbst-
ständigen Berufsausübung als Zahnarzt berechtigt, wenn 

 

 1. sie die im § 18 Abs. 2 angeführten allgemeinen Erfordernisse erfüllen,  
 2. sie im Besitz eines außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums oder 

der Schweizerischen Eidgenossenschaft ausgestellten zahnärztlichen Di-
plomes, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnachweises sind 
und in einem der übrigen Mitgliedstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder in der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft zur selbstständigen Ausübung des zahnärztlichen Berufes 
berechtigt sind, 

 

 3. von der Österreichischen Ärztekammer die Gleichwertigkeit der Qualifi-
kation unter Berücksichtigung der erworbenen zahnärztlichen Berufser-
fahrung und Ausbildung festgestellt wurde und 

 

 4. sie in die Ärzteliste eingetragen worden sind.  
§ 20. Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat mit Ver-

ordnung nähere Bestimmungen über die zum Nachweis der fachlichen Qualifika-
tion gemäß § 19 Z 2 bis 5 erforderlichen Diplome, Prüfungszeugnisse, Befähi-
gungsnachweise oder sonstigen Bescheinigungen zu erlassen. 

 

§ 21. Die Österreichische Ärztekammer hat Personen, die  
 1. die im § 18 Abs. 2 angeführten allgemeinen Erfordernisse erfüllen,  
 2. im Ausland ein Studium der Zahnmedizin absolviert haben,  
 3. zum Zwecke des Erwerbes der Berufsberechtigung als Facharzt für 

Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde in Österreich das Studium der ge-
samten Heilkunde vor dem 1. Jänner 2001 erfolgreich abgeschlossen 
oder nostrifiziert haben und 

 

 4. die zur Berufsausübung erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 
nachgewiesen haben 

 

als Zahnärzte in die Ärzteliste gemäß § 27 einzutragen.   
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Bescheinigungen  
§ 22. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat Fachärzten für Zahn-, Mund- 

und Kieferheilkunde, die 
 

 1. das Studium der gesamten Heilkunde vor dem 1. Jänner 1994 begonnen 
haben und 

 

 2. die allgemeinen und besonderen Erfordernisse gemäß § 18 Abs. 2 und 4 
erfüllen und 

 

 3. während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung min-
destens drei Jahre lang ununterbrochen, tatsächlich, rechtmäßig und 
hauptsächlich eine zahnärztliche Tätigkeit ausgeübt haben, 

 

auf Antrag eine Bescheinigung gemäß Artikel 19b der Richtlinie 78/686/EWG 
über diese Tatsachen auszustellen, aus der weiters hervorgeht, daß sie berechtigt 
sind, diese Tätigkeit unter denselben Bedingungen auszuüben wie die in die Ärz-
teliste eingetragenen Inhaber eines an einer Universität der Republik Österreich 
erworbenen Doktorates der Zahnheilkunde. Vom Nachweis gemäß Z 3 sind Per-
sonen befreit, die eine dreijährige Ausbildung nach der Verordnung betreffend 
die Regelung der Ausbildung zum Zahnarzt, BGBl. Nr. 381/1925, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 829/1995, absolviert haben und eine Bescheini-
gung des Dekanates einer medizinischen Fakultät einer österreichischen Univer-
sität vorlegen, wonach diese Ausbildung der im Artikel 1 der Richtlinie 
78/687/EWG genannten Ausbildung gleichwertig ist. 

 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vor, so hat die Österreichi-
sche Ärztekammer die Ausstellung der Bescheinigung mit Bescheid zu versagen. 

 

(3) Gegen Bescheide der Österreichischen Ärztekammer gemäß Abs. 2 steht 
die Berufung an den Landeshauptmann offen, in dessen Bereich der Hauptwohn-
sitz oder, wenn ein Hauptwohnsitz in Österreich nicht besteht, der zuletzt in 
Österreich innegehabte Hauptwohnsitz oder, sofern ein solcher nicht bestanden 
hat, der letzte Wohnsitz oder Aufenthalt des Facharztes für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde in Österreich gelegen ist. 

 

Begriffsbestimmung  
§ 23. Soweit in den einzelnen Vorschriften nicht anderes bestimmt ist, be-

zieht sich in diesem Abschnitt 
 

 1. die allgemeine Bezeichnung ,,Arzt'' (,,ärztlich'') auf alle Ärzte, unabhän-
gig davon, ob sie über eine Berufsberechtigung als ,,Arzt für Allge-
meinmedizin'', ,,approbierter Arzt'', ,,Facharzt'', ,,Zahnarzt'' oder 
,,Turnusarzt'' verfügen, 

 

 2. die Bezeichnung ,,Facharzt'' auf alle Fachärzte einschließlich des Fach-
arztes für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde.  

 

§ 25. Die Österreichische Ärztekammer kann unter Beachtung der Bestim-
mungen über die Ärzteausbildung Näheres über die von den Ausbildungsstätten, 
Lehrpraxen, Lehrgruppenpraxen und Lehrambulatorien nach Inhalt und Umfang 
zu erbringenden medizinischen bzw. zahnmedizinischen Leistungen bestimmen 
(Lehr- und Lernzielkatalog). 

§ 25. Die Österreichische Ärztekamm
mungen über die Ärzteausbildung Näheres
Lehrpraxen, Lehrgruppenpraxen und Lehram
erbringenden medizinischen Leistungen bes

§ 27. (1) ... § 27. (1) ... 
(2) Personen, die die §§ 4, 5, 5a oder 18, 19 oder 19a für die selbständige 

oder für die unselbständige Ausübung des ärztlichen Berufes vorgeschriebenen 
Erfordernisse erfüllen und den ärztlichen Beruf als Arzt für Allgemeinmedizin, 
approbierter Arzt, Facharzt, Zahnarzt oder Turnusarzt auszuüben beabsichtigen, 
haben sich vor Aufnahme ihrer ärztlichen Tätigkeit bei der Österreichischen 
Ärztekammer im Wege der Landesärztekammern zu melden und die erforderli-
chen Personal- und Ausbildungsnachweise vorzulegen. Vor Aufnahme einer 
unselbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes ist vom Dienstgeber auf dieses 
Erfordernis hinzuweisen. 

(2) Personen, die die §§ 4, 5, 5a für die
ge Ausübung des ärztlichen Berufes vorge
den ärztlichen Beruf als Arzt für Allgeme
oder Turnusarzt auszuüben beabsichtigen, 
chen Tätigkeit bei der Österreichischen Är
kammern zu melden und die erforderlichen
vorzulegen. Vor Aufnahme einer unselbstän
ist vom Dienstgeber auf dieses Erfordernis h
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(2a) Staatsangehörige der Republik Estland, der Republik Lettland, der Re-
publik Litauen, der Republik Polen, der Slowakischen Republik, der Republik 
Slowenien, der Tschechischen Republik und der Republik Ungarn, die eine Aus-
übung des ärztlichen Berufes als Arzt für Allgemeinmedizin, approbierter Arzt, 
Facharzt, Zahnarzt oder Turnusarzt im Rahmen eines Dienstverhältnisses anstre-
ben, haben bei der Anmeldung zur Eintragung in die Ärzteliste die Erfüllung der 
Voraussetzungen für eine Beschäftigung gemäß § 3 in Verbindung mit § 32a des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, nachzuweisen. 
Dieser Nachweis gilt als ein Erfordernis gemäß §§ 4 Abs. 2 oder 18 Abs. 2 für 
die Ausübung des ärztlichen Berufes. 

(2a) Staatsangehörige der Republik Es
blik Litauen, der Republik Polen, der Slow
wenien, der Tschechischen Republik und de
des ärztlichen Berufes als Arzt für Allgeme
oder Turnusarzt im Rahmen eines Dienstv
Anmeldung zur Eintragung in die Ärzteliste
eine Beschäftigung gemäß § 3 in Verbindu
gungsgesetzes (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1
gilt als ein Erfordernis gemäß § 4 Abs. 2 für

§ 31. (1) ... § 31. (1) ... 
(2) Ärzte, die die Erfordernisse für die Ausübung des ärztlichen Berufes als 

Facharzt für ein Sonderfach der Heilkunde - mit Ausnahme der Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkunde (Abs. 4) - erfüllt haben, sind zur selbständigen Ausübung 
des ärztlichen Berufes als Facharzt auf diesem Teilgebiet der Heilkunde als Son-
derfach berechtigt, gleichgültig, ob diese Berufstätigkeit freiberuflich oder im 
Rahmen eines Dienstverhältnisses ausgeübt wird. 

(2) Ärzte, die die Erfordernisse für di
Facharzt für ein Sonderfach der Heilkunde
Ausübung des ärztlichen Berufes als Fachar
als Sonderfach berechtigt, gleichgültig, ob 
im Rahmen eines Dienstverhältnisses ausgeü

(3) Fachärzte - ausgenommen Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde (Abs. 5) - haben ihre fachärztliche Berufstätigkeit auf ihr Sonderfach zu 
beschränken. Dies gilt nicht für 

(3) Fachärzte haben ihre fachärztliche
beschränken. Dies gilt nicht für 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
(4) Personen, die die Erfordernisse für die Berufsausübung als Zahnarzt oder 

Facharzt für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde erfüllt haben, sind zur selbstän-
digen zahnärztlichen Berufsausübung berechtigt, gleichgültig, ob diese Berufstä-
tigkeit freiberuflich oder im Rahmen eines Dienstverhältnisses ausgeübt wird. 

  

(5) Zahnärzte sowie Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde haben 
ihre ärztliche Berufstätigkeit auf die Ausübung des zahnärztlichen Berufes zu 
beschränken. Dies gilt nicht für 

 

 1. Tätigkeiten von Fachärzten für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde als 
Arbeitsmediziner im Sinne des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, 

 

 2. Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde, die unter den Voraus-
setzungen des § 40 in organisierten Notarztdiensten (Notarztwagen bzw. 
Notarzthubschrauber) fächerüberschreitend tätig werden. 

 

§ 32. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat Personen, die § 32. (1) Die Österreichische Ärztekam
 1. im Ausland eine Berechtigung zur selbständigen Ausübung des ärztli-

chen Berufes erworben haben, 
 1. im Ausland eine Berechtigung zur 

Berufes erworben haben, 
 2. nicht gemäß den §§ 4, 5, 5a, 18, 19 oder 19a zur selbständigen Ausübung 

des ärztlichen Berufes berechtigt sind, 
 2. nicht gemäß §§ 4, 5 oder 5a zur s

Berufes berechtigt sind, 
 3. die allgemeinen Erfordernisse des § 4 Abs. 2 Z 2 bis 5 oder des § 18 

Abs. 2 Z 2 bis 5 erfüllen und 
 3. die allgemeinen Erfordernisse des §

 4. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 4 Abs. 3 in Verbindung mit § 4 
Abs. 4 Z 2 oder § 4 Abs. 5 Z 2 oder gemäß den §§ 5, 5a, 18 Abs. 3 oder 
4, 19 oder 19a erbringen, 

 4. einen Qualifikationsnachweis gem
Abs. 4 Z 2 oder § 4 Abs. 5 Z 2 erbri

eine auf höchstens drei Jahre befristete Bewilligung zur selbständigen Ausübung 
des ärztlichen Berufes im Rahmen eines Dienstverhältnisses als Arzt für Allge-
meinmedizin, Facharzt oder Zahnarzt in Krankenanstalten oder Justizanstalten zu 
erteilen. 

eine auf höchstens drei Jahre befristete Be
des ärztlichen Berufes im Rahmen eines D
meinmedizin oder Facharzt in Krankenansta

(2) Voraussetzung für die Erteilung einer Bewilligung gemäß Abs. 1 ist (2) Voraussetzung für die Erteilung ein
 1. der Nachweis, dass die Bewilligung zur Aufrechterhaltung einer ausrei-

chenden allgemein ärztlichen, fachärztlichen oder zahnärztlichen Be-
treuung der Patienten erforderlich ist und ein gemäß § 31 zur selbststän-
digen Berufsausübung in Österreich berechtigter Arzt trotz Ausschrei-
bung im jeweiligen offiziellen Presseorgan der Österreichischen Ärzte-
kammer und des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger nicht zur Verfügung steht, und 

 1. der Nachweis, dass die Bewilligun
chenden allgemein ärztlichen oder 
erforderlich ist und ein gemäß § 31
Österreich berechtigter Arzt trotz A
Presseorgan der Österreichischen Ä
der österreichischen Sozialversiche
und 

 2. ...  2. ... 
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(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 
(8) Eine Bewilligung gemäß Abs. 1 erlischt, wenn (8) Eine Bewilligung gemäß Abs. 1 erli

 1. ...  1. ... 
 2. das allgemeine Erfordernis gemäß § 4 Abs. 2 oder § 18 Abs. 2 erfüllt 

und eine Eintragung in die Ärzteliste gemäß § 27 als Arzt für Allge-
meinmedizin, Facharzt oder Zahnarzt erfolgt ist. 

 2. das allgemeine Erfordernis gemäß 
in die Ärzteliste gemäß § 27 als Ar
erfolgt ist.“ 

§ 33. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat Personen, die § 33. (1) Die Österreichische Ärztekam
 1. im Ausland eine Berechtigung zur selbstständigen Ausübung des ärztli-

chen Berufes erworben haben, 
 1. im Ausland eine Berechtigung zur 

Berufes erworben haben, 
 2. nicht gemäß den §§ 4, 5, 5a, 18 oder 19 zur selbstständigen Ausübung 

des ärztlichen Berufes berechtigt sind, 
 2. nicht gemäß §§ 4, 5 oder 5a zur s

Berufes berechtigt sind, 
 3. die allgemeinen Erfordernisse des § 4 Abs. 2 Z 2 bis 5 oder des § 18 

Abs. 2 Z 2 bis 5 erfüllen und 
 3. die allgemeinen Erfordernisse des §

 4. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 4 Abs. 3 in Verbindung mit § 4 
Abs. 4 Z 2 oder § 4 Abs. 5 Z 2 oder gemäß den §§ 5, 5a, 18 Abs. 3 oder 
4, 19 oder 19a erbringen, 

 4. einen Qualifikationsnachweis gem
Abs. 4 Z 2 oder § 4 Abs. 5 Z 2 erbri

eine auf höchstens drei Jahre befristete Bewilligung zur freiberuflichen Aus-
übung des ärztlichen Berufes als Arzt für Allgemeinmedizin, Facharzt oder 
Zahnarzt zu erteilen. 

eine auf höchstens drei Jahre befristete Bew
des ärztlichen Berufes als Arzt für Allgemei

(2) Voraussetzung für die Erteilung einer Bewilligung gemäß Abs. 1 ist der 
Nachweis, dass die Bewilligung zur Aufrechterhaltung einer ausreichenden all-
gemein ärztlichen, fachärztlichen oder zahnärztlichen Betreuung der Patienten in 
dem für den Berufssitz in Aussicht genommenen Ort und dessen Einzugsgebiet 
erforderlich ist und ein gemäß § 31 zur selbstständigen Berufsausübung in Öster-
reich berechtigter Arzt trotz Ausschreibung im jeweiligen offiziellen Presseorgan 
der Österreichischen Ärztekammer und des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger nicht zur Verfügung steht. 

(2) Voraussetzung für die Erteilung e
Nachweis, dass die Bewilligung zur Aufrec
mein ärztlichen oder  fachärztlichen Betreu
rufssitz in Aussicht genommenen Ort und de
ein gemäß § 31 zur selbstständigen Berufsau
trotz Ausschreibung im jeweiligen offizie
Ärztekammer und des Hauptverbandes der
träger nicht zur Verfügung steht. 

(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 
(8) Eine Bewilligung gemäß Abs. 1 erlischt, wenn (8) Eine Bewilligung gemäß Abs. 1 erli

 1. ...  1. ... 
 2. das allgemeine Erfordernis gemäß § 4 Abs. 2 oder § 18 Abs. 2 erfüllt 

und eine Eintragung in die Ärzteliste gemäß § 27 als Arzt für Allge-
meinmedizin, Facharzt oder Zahnarzt erfolgt ist. 

 2. das allgemeine Erfordernis gemäß 
in die Ärzteliste gemäß § 27 als Ar
erfolgt ist. 

Professoren mit ausländischen medizinischen oder zahnmedizinischen Dok-
toraten 

Professoren mit ausländischen 

§ 34. Die im Ausland erworbenen medizinischen oder zahnmedizinischen 
Doktorate der Professoren eines medizinischen oder zahnmedizinischen Faches, 
die aus dem Ausland berufen und an einer österreichischen Universität zu Uni-
versitätsprofessoren ernannt sind, gelten als in Österreich nostrifizierte Doktora-
te. Besitzen diese Professoren die venia docendi für das gesamte Gebiet eines 
medizinischen Sonderfaches, gelten sie als Fachärzte dieses Sonderfaches. Ist 
ihre venia docendi auf ein Teilgebiet des Sonderfaches beschränkt, so sind sie nur 
zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes in Universitätskliniken, Kli-
nischen Instituten und sonstigen Organisationseinheiten einschließlich allfälliger 
Untereinheiten von Medizinischen Universitäten auf jenem Gebiet berechtigt, für 
das sie die venia docendi besitzen. 

§ 34. Die im Ausland erworbenen me
eines medizinischen oder zahnmedizinische
und an einer österreichischen Universität zu
gelten als in Österreich nostrifizierte Dok
venia docendi für das gesamte Gebiet eines 
als Fachärzte dieses Sonderfaches. Ist ihre
Sonderfaches beschränkt, so sind sie nur z
chen Berufes in Universitätskliniken, Klini
sationseinheiten einschließlich allfälliger U
versitäten auf jenem Gebiet berechtigt, für d

§ 35. (1) Eine ärztliche Tätigkeit nur in unselbstständiger Stellung und nur 
zu Studienzwecken dürfen ausüben 

§ 35. (1) Eine ärztliche Tätigkeit nur in
Studienzwecken dürfen ausüben 

 1. ...  1. ... 
 2. Ärzte, die österreichische Staatsbürger oder Staatsangehörige einer der 

übrigen Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, jedoch nicht gemäß den §§ 4, 5, 5a, 18, 19 oder 19a zur 
ärztlichen Berufsausübung berechtigt sind oder deren medizinische oder 
zahnmedizinische Doktorate nicht den Erfordernissen des § 4 Abs. 3 Z 1 
oder Abs. 3 Z 1 und 2 oder des § 18 Abs. 3 oder 4 Z 1 entsprechen. 

 2. Ärzte, die österreichische Staatsbü
übrigen Vertragsparteien des Abko
schaftsraum, jedoch nicht gemäß d
rufsausübung berechtigt sind oder d
Erfordernissen des § 4 Abs. 3 Z 1 o
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(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
(5) Den im Abs. 1 angeführten Ärzten sind auch Personen mit abgeschlos-

sener medizinischer oder zahnmedizinischer Hochschulbildung gleichgestellt, die 
ihre Studien in Ländern zurückgelegt haben, in denen der Erwerb des akademi-
schen Grades eines „Doctor medicinae universae“ oder „Doctor medicinae denta-
lis“ zur Erlangung der Berechtigung zur Ausübung des ärztlichen Berufes nicht 
erforderlich ist. In solchen Fällen ist jedoch von den in Betracht kommenden 
Personen der Nachweis zu erbringen, dass sie die fachlichen Erfordernisse zur 
Ausübung des ärztlichen Berufes in jenem Land besitzen, in dem sie die Berech-
tigung erworben haben. 

(5) Den im Abs. 1 angeführten Ärzten
ner medizinischer Hochschulbildung gleic
zurückgelegt haben, in denen der Erwerb d
medicinae universae“ zur Erlangung der Ber
Berufes nicht erforderlich ist. In solchen 
kommenden Personen der Nachweis zu erb
dernisse zur Ausübung des ärztlichen Beru
die Berechtigung erworben haben. 

(6) bis (9) ... (6) bis (9) ... 
§ 36. (1) Ärzte für Allgemeinmedizin, approbierte Ärzte, Fachärzte und 

Zahnärzte, deren Berufssitz oder Dienstort im Ausland gelegen ist, dürfen, sofern 
nicht § 37 anzuwenden ist, ungeachtet des Mangels der in den §§ 4, 5, 18 oder 19 
angegebenen Erfordernisse, den ärztlichen Beruf im Inland nur ausüben 

§ 36. (1) Ärzte für Allgemeinmedizin, 
Berufssitz oder Dienstort im Ausland geleg
wenden ist, ungeachtet des Mangels der in d
dernisse, den ärztlichen Beruf im Inland nur

 1. im Einzelfall zu ärztlichen Konsilien oder zu einer mit einem solchen im 
Zusammenhang stehenden Behandlung einzelner Krankheitsfälle, jedoch 
nur in Zusammenarbeit mit einem im Inland zur selbständigen Be-
rufsausübung berechtigten Arzt, 

 1. im Einzelfall zu ärztlichen Konsili
Zusammenhang stehenden Behand
nur in Zusammenarbeit mit einem 
übung berechtigten Arzt, 

 2. nach Maßgabe zwischenstaatlicher Übereinkommen,  2. nach Maßgabe zwischenstaatlicher 
 3. vorübergehend zu Zwecken der fachlichen Fortbildung in Österreich 

tätiger Ärzte oder der medizinischen bzw. zahnmedizinischen Lehre und 
Forschung. 

 3. vorübergehend zu Zwecken der fac
ger Ärzte oder der medizinischen L

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
§ 37. (1) und (2) ... § 37. (1) und (2) ... 
(3) Zugleich mit der Verständigung ist eine Bescheinigung der zuständigen 

Behörde des Heimat- oder Herkunftstaates vorzulegen, aus der sich ergibt, daß 
der Dienstleistungserbringer die für die Erbringung der betreffenden Dienstlei-
stung erforderlichen Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähigungs-
nachweise im Sinne der §§ 4, 5, 18 oder 19 besitzt und den jeweiligen ärztlichen 
Beruf im Herkunftstaat rechtmäßig ausübt. Diese Bescheinigung darf bei Vorlage 
nicht älter als zwölf Monate sein. 

(3) Zugleich mit der Verständigung i
Behörde des Heimat- oder Herkunftstaates v
Dienstleistungserbringer die für die Erbrin
erforderlichen Diplome, Prüfungszeugnisse
im Sinne der § 4 oder 5besitzt und den jew
staat rechtmäßig ausübt. Diese Bescheinigun
Monate sein. 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 
§ 41. (1) bis (4) ... § 41. (1) bis (4) ... 
(5) Übt ein Amtsarzt neben seinem amtsärztlichen Beruf eine ärztliche Tä-

tigkeit als Arzt für Allgemeinmedizin oder approbierter Arzt, Facharzt oder 
Zahnarzt aus, so unterliegt er hinsichtlich dieser Tätigkeit diesem Bundesgesetz. 

(5) Übt ein Amtsarzt neben seinem am
keit als Arzt für Allgemeinmedizin, approb
liegt er hinsichtlich dieser Tätigkeit diesem 

(6) und (7) unverändert. (6) und (7) unverändert. 
§ 43. (1) ... § 43. (1) ... 
(2) Die Berufsbezeichnungen ,,Arzt für Allgemeinmedizin``, ,,approbierter 

Arzt``, ,,Facharzt``, ,,Zahnarzt`` oder ,,Turnusarzt`` sowie sonstige Berufsbe-
zeichnungen dürfen nur nach Erfüllung der hiefür geltenden Voraussetzungen 
(§§ 4, 5, 18, 19, 21, 27, 32, 33, 44 und 211) geführt werden. 

(2) Die Berufsbezeichnungen „Arzt 
Arzt“, „Facharzt“ oder „Turnusarzt“ sowie
nur nach Erfüllung der hiefür geltenden Vo
und 44) geführt werden. 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 
(6) Die Berufsbezeichnung ,,Primararzt`` oder ,,Primarius`` dürfen nur 

Fachärzte unter der Voraussetzung führen, daß sie in Krankenanstalten dauernd 
mit der ärztlichen Leitung einer Krankenabteilung, die mindestens 15 systemi-
sierte Betten aufweist, betraut sind, und ihnen mindestens ein Arzt unterstellt ist. 
Zur Führung der genannten Berufsbezeichnung sind auch die mit der dauernden 
Leitung eines im Rahmen einer Krankenanstalt geführten Instituts oder eines 
selbständigen Ambulatoriums betrauten Fachärzte und Zahnärzte berechtigt, 
denen mindestens zwei zur selbständigen Berufsausübung berechtigte, hauptbe-
ruflich tätige Ärzte unterstellt sind. 

(6) Die Berufsbezeichnung ,,Primararz
ärzte unter der Voraussetzung führen, daß s
ärztlichen Leitung einer Krankenabteilung, 
aufweist, betraut sind, und ihnen mindesten
der genannten Berufsbezeichnung sind auc
im Rahmen einer Krankenanstalt geführten
bulatoriums betrauten Fachärzte berechtigt,
gen Berufsausübung berechtigte, hauptberuf
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(7) Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sind berechtigt, entwe-
der die Berufsbezeichnung „Facharzt für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde“ 
oder „Zahnarzt“ zu führen. 

 

§ 44. (1) bis (3) ... § 44. (1) bis (3) ... 
(4) Staatsangehörige der Vertragsparteien des Abkommens über den Euro-

päischen Wirtschaftsraum, die zur Ausübung des zahnärztlichen Berufes gemäß 
§ 19 oder § 19a berechtigt sind oder im Bundesgebiet Dienstleistungen (§ 37) auf 
Grundlage eines Qualifikationsnachweises gemäß § 19 oder § 19a erbringen, 
haben die Berufsbezeichnung „Zahnarzt“ zu führen. 

 

(5) Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 können Staatsangehörige der Vertragspar-
teien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die zur selbstän-
digen Ausübung des ärztlichen Berufes oder zur Erbringung von ärztlichen 
Dienstleistungen im Bundesgebiet berechtigt sind, die im Heimat- oder Herkunft-
staat rechtmäßige Ausbildungsbezeichnung in der jeweiligen Sprache dieses 
Staates in Verbindung mit einem den Namen und Ort der Ausbildungsstätte, bei 
der die Ausbildung absolviert worden ist, bezeichnenden Zusatz führen. Ist diese 
Bezeichnung geeignet, die Berechtigung zur Ausübung einzelner Zweige des 
ärztlichen Berufes oder anderer Gesundheitsberufe vorzutäuschen, für deren 
Ausübung die betreffende Person eine Berechtigung nicht besitzt, so darf die 
Ausbildungsbezeichnung nur in einer vom Bundesminister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales mit Bescheid festgelegten Form geführt werden. 

(5) Unbeschadet der Abs. 1 bis 3 könn
en des Abkommens über den Europäischen 
Ausübung des ärztlichen Berufes oder zur
stungen im Bundesgebiet berechtigt sind
rechtmäßige Ausbildungsbezeichnung in de
Verbindung mit einem den Namen und Ort 
bildung absolviert worden ist, bezeichnende
geeignet, die Berechtigung zur Ausübung e
oder anderer Gesundheitsberufe vorzutäusc
de Person eine Berechtigung nicht besitzt, s
in einer vom Bundesminister für Arbeit, G
festgelegten Form geführt werden. 

§ 45. (1) .... § 45. (1) ... 
(2) Der Arzt für Allgemeinmedizin, approbierte Arzt, Facharzt, oder Zahn-

arzt, der seinen Beruf als freien Beruf auszuüben beabsichtigt, hat anläßlich der 
Anmeldung bei der Österreichischen Ärztekammer (§ 27) frei seinen Berufssitz 
oder seine Berufssitze (Abs. 3) im Bundesgebiet zu bestimmen. Berufssitz ist der 
Ort, an dem sich die Ordinationsstätte befindet, in der und von der aus der Arzt 
für Allgemeinmedizin, approbierte Arzt, Facharzt oder Zahnarzt seine freiberuf-
liche Tätigkeit ausübt. 

(2) Der Arzt für Allgemeinmedizin, ap
nen Beruf als freien Beruf auszuüben beab
bei der Österreichischen Ärztekammer (§
Berufssitze (Abs. 3) im Bundesgebiet zu be
sich die Ordinationsstätte befindet, in der un
medizin, approbierte Arzt oder Facharzt sein

(3) Der Arzt für Allgemeinmedizin, approbierte Arzt, Facharzt oder Zahn-
arzt darf nur zwei Berufssitze im Bundesgebiet haben. Die Tätigkeit im Rahmen 
von ärztlichen Nacht-, Wochenend- oder Feiertagsdiensten, in einer Einrichtung 
der Jugendwohlfahrt oder der Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge im Sinne des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes 1989 (JWG), BGBl. Nr. 161, als Arbeitsmediziner im 
Sinne des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, in einer nach den Bestimmungen 
des Familienberatungsförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 80/1974, geförderten Bera-
tungsstelle oder in vergleichbaren Einrichtungen, insbesondere in im Interesse 
der Volksgesundheit gelegenen Einrichtungen, wird davon nicht berührt. 

(3) Der Arzt für Allgemeinmedizin, a
zwei Berufssitze im Bundesgebiet haben. D
Nacht-, Wochenend- oder Feiertagsdiensten
fahrt oder der Mutterschafts- und Säuglin
fahrtsgesetzes 1989 (JWG), BGBl. Nr. 16
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, in einer 
beratungsförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 80/
in vergleichbaren Einrichtungen, insbesonde
gelegenen Einrichtungen, wird davon nicht b

(4) ... (4) ... 
§ 49. (1) bis (5) ... § 49. (1) bis (5) ... 
(6) Die in Ausbildung stehenden Studenten der Zahnmedizin sind zur un-

selbständigen Ausübung zahnärztlicher Tätigkeiten unter Anleitung und Aufsicht 
der ausbildenden Ärzte berechtigt. Eine Vertretung dieser Ärzte durch Turnusärz-
te ist zulässig, wenn der Leiter der Abteilung, in deren Bereich die Ausbildung 
der Turnusärzte erfolgt, schriftlich bestätigt, daß diese über die hiefür erforderli-
chen zahnmedizinischen Kenntnisse und Erfahrungen verfügen. 

 

§ 52a. (1) Die Zusammenarbeit von Ärzten kann weiters auch als selbststän-
dig berufsbefugte (§ 3 Abs. 1 bzw. § 17 Abs. 1) Gruppenpraxis erfolgen. Eine 
Gruppenpraxis kann auch mit einem Dentisten errichtet werden; in diesem Fall 
richtet sich die Frage der Berufsbefugnis auch nach dem Dentistengesetz, BGBl. 
Nr. 90/1949. 

§ 52a. (1) Die Zusammenarbeit von Ä
dig berufsbefugte (§ 3 Abs. 1) Gruppenpra
auch mit einem Angehörigen des zahnärzt
richtet werden; in diesem Fall richtet sich 
nach dem Zahnärztegesetz. 

(2) Die Berufsbefugnis einer Gruppenpraxis ergibt sich aus der Berufsbe-
fugnis der an der Gruppenpraxis als persönlich haftende Gesellschafter beteilig-
ten Ärzte und Dentisten. Unter den Gesellschaftern mit gleicher Fachrichtung ist 
die freie Arztwahl des Patienten zu gewährleisten. 

(2) Die Berufsbefugnis einer Gruppenp
nis der an der Gruppenpraxis als persönli
Ärzte, Zahnärzte und Dentisten. Unter den 
tung ist die freie Arztwahl des Patienten zu g

(3) ... (3) ... 
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(4) Der Gruppenpraxis dürfen nur zur selbstständigen Berufsausübung be-
rechtigte Ärzte sowie Dentisten als persönlich haftende Gesellschafter angehören. 
Andere Personen dürfen der Gruppenpraxis nicht als Gesellschafter angehören 
und daher am Umsatz oder Gewinn nicht beteiligt sein. 

(4) Der Gruppenpraxis dürfen nur zur s
tigte Ärzte, Zahnärzte und Dentisten als pe
hören. Andere Personen dürfen der Gruppen
ren und daher am Umsatz oder Gewinn nich

(5) und (6) ... (5) und (6) ... 
(7) Die Tätigkeit der Gesellschaft muss auf die Ausübung des ärztlichen 

bzw. Dentistenberufes einschließlich der erforderlichen Hilfstätigkeiten und die 
Verwaltung des Gesellschaftervermögens beschränkt sein. 

(7) Die Tätigkeit der Gesellschaft m
zahnärztlichen oder Dentistenberufes einsc
keiten und die Verwaltung des Gesellschafte

(8) und (9) ... (8) und (9) ... 
(10) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Ärzte bzw. Ärzte für Allgemein-

medizin, approbierte Ärzte, Fachärzte, Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde bzw. Zahnärzte abgestellt wird, sind die jeweiligen Bestimmungen auf 
Gruppenpraxen gegebenenfalls sinngemäß anzuwenden. 

(10) Soweit in diesem Bundesgesetz a
dizin, approbierte Ärzte bzw. Fachärzte ab
stimmungen auf Gruppenpraxen gegebenenf

§ 59. (1) bis (3) ... § 59. (1) bis (3) ... 
(4) Sofern Verfahren gemäß Abs. 3 die Erfordernisse des Abs. 1 Z 1 und 2 

betreffen, ist bei Ärzten für Allgemeinmedizin, approbierten Ärzten, Fachärzten 
sowie Zahnärzten, die ihren Beruf im Rahmen eines Dienstverhältnisses bei einer 
Gebietskörperschaft oder einer anderen Körperschaft öffentlichen Rechts aus-
üben, auch die vorgesetzte Dienststelle zu hören. 

(4) Sofern Verfahren gemäß Abs. 3 die
treffen, ist bei Ärzten für Allgemeinmedizi
ten, die ihren Beruf im Rahmen eines Dien
schaft oder einer anderen Körperschaft öffe
gesetzte Dienststelle zu hören. 

(5) und (6) ... (5) und (6) 
(7) In den Fällen des Abs. 1 Z 3 bis 6 bleibt der Arzt zur Ausübung der Me-

dizin bzw. Zahnmedizin bezüglich seiner eigenen Person und seines Ehegatten 
oder Lebensgefährten, der Familienmitglieder in auf- und absteigender Linie 
samt ihren Ehegatten oder Lebensgefährten sowie der sonstigen Familienmitglie-
der samt deren Ehegatten oder Lebensgefährten, sofern sie im gemeinsamen 
Haushalt leben, befugt. 

(7) In den Fällen des Abs. 1 Z 3 bis 6 b
zin bezüglich seiner eigenen Person und s
der Familienmitglieder in auf- und absteig
Lebensgefährten sowie der sonstigen Fam
oder Lebensgefährten, sofern sie im gemein

2. Hauptstück 2. Haupt
Kammerordnung Kammeror

1. Abschnitt  
Begriffsbestimmung  

§ 64. (1) Soweit im Abs. 2 oder in einzelnen Vorschriften nicht anderes be-
stimmt ist, bezieht sich in diesem Hauptstück die allgemeine Bezeichnung ,,Arzt'' 
(,,ärztlich'') auf alle Ärzte, unabhängig davon, ob sie über eine Berufsberechti-
gung als ,,Arzt für Allgemeinmedizin'', ,,approbierter Arzt'', ,,Facharzt'', 
,,Zahnarzt'' oder ,,Turnusarzt'' verfügen. 

 

(2) Im Zusammenhang mit der Kurienorganisation der Ärztekammern in den 
Bundesländern und der Österreichischen Ärztekammer gelten als ,,Ärzte'' die im 
§ 1 Z 1 und als ,,Zahnärzte'' die im § 71 Abs. 5 genannten Ärzte. 

 

§ 65. (1) und (2) ... § 65. (1) und (2) ... 
(3) Den Kurienversammlungen (§ 84) kommt insofern Rechtspersönlichkeit 

zu, als sie berechtigt sind, die ihnen übertragenen Angelegenheiten (§ 84 Abs. 3 
bis 5) in eigenem Namen wahrzunehmen. Die Kurienversammlungen sind be-
rechtigt, in diesen Angelegenheiten die Bezeichnung ,,Ärztekammer für'' in Ver-
bindung mit einem auf das jeweilige Bundesland hinweisenden sowie einen die 
jeweilige Kurienversammlung bezeichnenden Zusatz zu führen. 

(3) Den Kurienversammlungen (§ 84)
zu, als sie berechtigt sind, die ihnen übert
und 4) in eigenem Namen wahrzunehmen. D
tigt, in diesen Angelegenheiten die Bezeic
dung mit einem auf das jeweilige Bundeslan
lige Kurienversammlung bezeichnenden Zu

§ 68. (1) Einer Ärztekammer gehört als ordentlicher Kammerangehöriger 
jeder Arzt an, der 

§ 68. (1) Einer Ärztekammer gehört a
der Arzt an, der 

 1. in die von der Österreichischen Ärztekammer geführte Ärzteliste gemäß 
den §§ 4, 5 oder 5a oder §§ 18, 19 oder 19a eingetragen worden ist und 

 1. in die von der Österreichischen Ä
den §§ 4, 5 oder 5a eingetragen wor

 2. und 3. ...  2. und 3. ... 
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(2) Ordentliche Angehörige einer Ärztekammer sind ferner Ärzte, die gemäß 
§§ 21, 34, 35 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 oder 211 in die Ärzteliste einge-
tragen worden sind und ihren Beruf im Bereich dieser Ärztekammer ausüben. 

(2) Ordentliche Angehörige einer Ärzt
§§ 34 oder 35 Abs. 3 in Verbindung mit Ab
den sind und ihren Beruf im Bereich dieser Ä

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 
§ 71. (1) In den Ärztekammern sind eingerichtet § 71. (1) In den Ärztekammern sind ein

 1. die Kurie der angestellten Ärzte (Abs. 2),  1. die Kurie der angestellten Ärzte (Ab
 2. die Kurie der niedergelassenen Ärzte (Abs. 3) sowie  2. die Kurie der niedergelassenen Ärzt
 3. die Kurie der Zahnärzte (Abs. 5).  

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
(5) Der Kurie der Zahnärzte gehören an alle  

 1. Zahnärzte (§ 18 Abs. 3) und die persönlich haftenden zahnärztlichen 
Gesellschafter einer Gruppenpraxis, 

 

 2. Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (§ 18 Abs. 4) und 
Fachärzte dieses Sonderfaches, die persönlich haftende ärztliche Gesell-
schafter einer Gruppenpraxis sind, sowie 

 

 3. Turnusärzte in Ausbildung zum Facharzt für Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde (§ 18 Abs. 5). 

 

(6) Ein Arzt gemäß Abs. 5, der neben seiner zahnärztlichen Tätigkeit eine 
Tätigkeit als Arzt für Allgemeinmedizin oder approbierter Arzt, als Facharzt oder 
als Turnusarzt in Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin oder zum Facharzt 
eines Sonderfaches der Heilkunde ausübt, ist an Stelle der Kurie der Zahnärzte 
der Kurie der angestellten Ärzte oder der Kurie der niedergelassenen Ärzte zuzu-
ordnen, sofern er bei Eintragung in die Ärzteliste oder innerhalb eines Monats 
vor dem Tag der Wahlausschreibung (Stichtag) eine schriftliche Erklärung bei 
der zuständigen Ärztekammer hinterlegt hat, wonach er der Kurie der angestell-
ten Ärzte oder der Kurie der niedergelassenen Ärzte angehören will. Abs. 4 letz-
ter Satz ist anzuwenden. 

 

(7) ... (7) ... 
§ 80. Der Vollversammlung obliegt § 80. Der Vollversammlung obliegt 

 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 
 7. die Erlassung einer Wohlfahrtsfondsbeitragsordnung sowie einer Sat-

zung des Wohlfahrtsfonds, 
 

 8. bis 12. ...  8. bis 12. ... 
 § 80a. (1) Die Erweiterte Vollversamm

  1. den Mitgliedern der Vollversammlu
  2. den von der jeweiligen Landeszah

glieder des jeweiligen Landesaus
entsandten Mitgliedern, deren Anza
der Kammerangehörigen der Ärzte
jeweiligen Landeszahnärztekamme
Österreichischen Zahnärztekammer
Dentistenberufs, ergibt. 

 (2) Für die Erweiterte Vollversammlun
desgesetzes über die Vollversammlung anzu

 Aufgaben der Erweiterte
 § 80b. Der Erweiterten Vollversammlu

  1. die Erlassung einer Satzung des W
und deren Änderung der Zweidritte
stens zwei Dritteln ihrer Mitglieder 

  2. die Erlassung einer Wohlfahrtsfond
  3. die Festlegung der Anzahl der we

schusses und die Wahl des Vorsitz
wie 
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  4. die Beschlussfassung über den Jah
schluss des Wohlfahrtsfonds. 

§ 83. (1) Der Präsident vertritt die Ärztekammer nach außen. Er hat die Ein-
heit des Standes zu wahren. Ihm obliegt, unbeschadet der Zuständigkeit der Kuri-
enversammlungen (§ 84), die Durchführung der Beschlüsse der Organe der 
Kammer, soweit sie nicht dem Kammervorstand vorbehalten sind. Der Präsident 
leitet die Geschäfte und fertigt alle Geschäftsstücke. Jede Ausfertigung eines 
Geschäftsstückes der Kammer, das eine finanzielle Angelegenheit der Kammer 
betrifft, ist vom Finanzreferenten unter Beisetzung der Funktionsbezeichnung 
,,Finanzreferent`` mitzuzeichnen. Überdies obliegt dem Präsidenten der Abschluß 
von Kollektivverträgen (§ 66 Abs. 2 Z 11) gemeinsam mit der Kurienversamm-
lung der niedergelassenen Ärzte bzw. der Kurie der Zahnärzte. 

§ 83. (1) Der Präsident vertritt die Ärz
heit des Standes zu wahren. Ihm obliegt, un
enversammlungen (§ 84), die Durchführung
mer, soweit sie nicht dem Kammervorstand
die Geschäfte und fertigt alle Geschäftsstüc
stückes der Kammer, das eine finanzielle A
vom Finanzreferenten unter Beise
,,Finanzreferent`` mitzuzeichnen. Überdies 
von Kollektivverträgen (§ 66 Abs. 2 Z 11) g
der niedergelassenen Ärzte. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
(4) Der Präsident kann bei Beschlüssen einer Kurienversammlung, die die 

Interessen einer anderen Kurie wesentlich berühren, den Beschluß durch Veto 
aussetzen und die Angelegenheit dem Präsidialausschuß (§ 86) zur endgültigen 
Entscheidung vorlegen. Dies gilt nicht für Beschlüsse, die arbeits- oder dienst-
rechtliche Angelegenheiten betreffen. 

(4) Der Präsident kann bei Beschlüssen
teressen der anderen Kurie wesentlich berü
zen und die Angelegenheit dem Präsidialaus
dung vorlegen. Dies gilt nicht für Beschlü
Angelegenheiten betreffen. 

(5) bis (11) ... (5) bis (11) ... 
§ 84. (1) bis (4) ... § 84. (1) bis (4) ... 
(5) Der Kurienversammlung der Zahnärzte obliegt die Wahrnehmung und 

Förderung der gemeinsamen beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Interes-
sen der Zahnärzte, wobei in den Belangen der angestellten Zahnärzte die 
Verhandlungs- und Abschlußbefugnisse der jeweiligen freiwilligen Berufsverei-
nigung der Arbeitnehmer sowie der Organe der Arbeitnehmerschaft (§ 40 Ar-
beitsverfassungsgesetz) und der Personalvertretungen unberührt bleiben. Dazu 
zählen insbesondere 

 

 1. die Vertretung der Arbeitgeberinteressen der kurienangehörigen Zahn-
ärzte, insbesondere der Abschluß von Kollektivverträgen gemeinsam mit 
dem Präsidenten (§ 66 Abs. 2 Z 11), 

 

 2. der Abschluß und die Lösung von Vereinbarungen mit den Trägern der 
Sozialversicherung und Krankenfürsorge, soweit sich diese auf die Fest-
setzung der Zahl und die örtliche Verteilung sowie die Auswahl der Ver-
tragszahnärzte und den Abschluß oder die Lösung von Einzelverträgen 
beziehen, 

 

 3. die zustimmende oder ablehnende Stellungnahme zu beabsichtigten 
Vertragsabschlüssen der Österreichischen Ärztekammer mit den Trägern 
der Sozialversicherung und Krankenfürsorge, 

 

 4. der Abschluß und die Lösung von Vereinbarungen über die Honorierung 
vorübergehender zahnärztlicher Leistungen in Krankenanstalten, 

 

 5. die Erlassung von Honorarrichtlinien für privatzahnärztliche Leistungen, 
sofern keine durch die Österreichische Ärztekammer erlassenen bundes-
einheitlichen Honorarrichtlinien bestehen, 

 

 6. die Erlassung von Richtlinien betreffend Maßnahmen zur Qualitätssiche-
rung zahnärztlicher Versorgung durch niedergelassene Zahnärzte, sofern 
keine durch die Österreichische Ärztekammer erlassenen bundeseinheit-
lichen Richtlinien bestehen, 

 

 7. die Begutachtung einschlägiger Gesetzes- und Verordnungsentwürfe,  
 8. die Beratung der angestellten Zahnärzte in arbeits-, dienst- und sozial-

rechtlichen Belangen, 
 

 9. die Erstattung von Berichten und Vorschlägen an die gemeinsamen Or-
gane der Ärztekammer, 

 

 10. die Einrichtung eines zahnärztlichen Notdienstes,  
 11. die fachspezifische Fortbildung der Kurienmitglieder,  
 12. die Schaffung von Einrichtungen zur Schulung des zahnärztlichen Hilfs-

personals, 
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 13. die Bestellung von Referenten für bestimmte Kurienaufgaben,  
 14. die Festsetzung einer Kurienumlage zur Bestreitung der kurienspezifi-

schen Maßnahmen (§ 91 Abs. 2). Kurienausschuss 
 

§ 86. (1) ... § 86. (1) ... 
(2) Dem Präsidialausschuß obliegt (2) Dem Präsidialausschuß obliegt 

 1. und 2. ...  1. und 2. ... 
 3. die Koordinierung von Kurienangelegenheiten, sofern diese die Interes-

sen von mehr als einer Kurie wesentlich berühren, 
 3. die Koordinierung von Kurienange

beider Kurien wesentlich berühren,
 4. ...  4. ... 

(3) Jedes Mitglied des Präsidialausschusses hat das Recht, in Angelegenhei-
ten, die die Interessen einer anderen Kurie berühren könnten, den Präsidialaus-
schuß zu befassen (Abs. 2 Z 3). 

(3) Jedes Mitglied des Präsidialaussch
ten, die die Interessen der anderen Kurie be
zu befassen (Abs. 2 Z 3). 

(4) bis (6) ... (4) bis (6) ... 
§ 91. (1) bis (5) ... § 91. (1) bis (5) ... 
(6) Die Kammerumlagen sind bei Kammerangehörigen, die den ärztlichen 

Beruf ausschließlich im Dienstverhältnis ausüben, vom Dienstgeber einzubehal-
ten und spätestens bis zum 15. Tag nach Ablauf des Kalendermonates an die 
zuständige Ärztekammer abzuführen. Dies gilt sinngemäß für Teilnehmer an 
zahnärztlichen Lehrgängen gemäß der Verordnung betreffend Regelung der Aus-
bildung zum Zahnarzt in der jeweils geltenden Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 184/1986. Über Verlangen der Ärztekammer sind vom Dienstgeber 
die zur Feststellung der Bemessungsgrundlage der Kammerumlage erforderlichen 
Daten zu übermitteln. Eine Weitergabe dieser Daten durch die Ärztekammer an 
Dritte ist unzulässig. 

(6) Die Kammerumlagen sind bei Kam
ruf ausschließlich im Dienstverhältnis aus
und spätestens bis zum 15. Tag nach Ablau
ge Ärztekammer abzuführen. Über Verlang
geber die zur Feststellung der Bemessungsg
lichen Daten zu übermitteln. Eine Weitergab
an Dritte ist unzulässig. 

(7) bis (9) ... (7) bis (9) ... 
(10) Die mit dem Betrieb des Wohlfahrtsfonds und der wirtschaftlichen Ein-

richtungen verbundenen Verwaltungskosten sind aus den Mitteln dieser Einrich-
tungen aufzubringen. 

(10) Die mit dem Betrieb von wirtsc
Verwaltungskosten sind aus deren Mitteln a

§ 93. (1) Rückständige Umlagen und Wohlfahrtsfondsbeiträge nach den 
§§ 91 und 92 können nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991, BGBl. 
Nr. 53, eingebracht werden. Für Beitragsrückstände zum Wohlfahrtsfonds und 
für rückständige Kammerumlagen können die Beitragsordnung und die Umla-
genordnung Verzugszinsen vorsehen. Die Verzugszinsen können bis zu 8 vH p.a. 
betragen. 

§ 93. (1) Rückständige Umlagen nach
vollstreckungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 53, 
Kammerumlagen kann die Umlagenordnun
8vH p.a. betragen können. 

(2) Die Beitragsordnung und die Umlagenordnung können bestimmen, daß 
fällige Beiträge und Umlagen von den beanspruchten und gewährten Leistungen 
abgezogen werden, unabhängig davon, wem oder aus welchem Titel diese Lei-
stung zusteht. 

(2) Die Umlagenordnung kann bestimm
anspruchten und gewährten Leistungen ab
wem oder aus welchem Titel diese Leistung

§ 94. (1) Die Kammerangehörigen sind verpflichtet, vor Einbringung einer 
zivilgerichtlichen Klage oder Erhebung einer Privatanklage alle sich zwischen 
ihnen bei Ausübung des ärztlichen Berufes oder im Rahmen ihrer Tätigkeit in der 
Standesvertretung ergebenden Streitigkeiten einem Schlichtungsausschuß der 
Ärztekammer zur Schlichtung vorzulegen. Diese Bestimmung ist auf Ärzte für 
Allgemeinmedizin, approbierte Ärzte, Fachärzte und Zahnärzte, die ihren Beruf 
im Rahmen eines Dienstverhältnisses bei einer Gebietskörperschaft oder einer 
anderen Körperschaft öffentlichen Rechts ausüben, nur insoweit anzuwenden, als 
sich die Streitigkeiten nicht auf das Dienstverhältnis oder die Dienststellung des 
Arztes beziehen. 

§ 94. (1) Die Kammerangehörigen sind
vilgerichtlichen Klage oder Erhebung einer 
bei Ausübung des ärztlichen Berufes oder i
desvertretung ergebenden Streitigkeiten ei
kammer zur Schlichtung vorzulegen. Diese
meinmedizin, approbierte Ärzte und Fachä
Dienstverhältnisses bei einer Gebietskörper
öffentlichen Rechts ausüben, nur insoweit 
nicht auf das Dienstverhältnis oder die Dien

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
§ 96. (1) Der Wohlfahrtsfonds bildet ein zweckgebundenes Sondervermögen 

der Ärztekammer. Die Beschlußfassung über den Wohlfahrtsfonds obliegt der 
Vollversammlung. 

§ 96. (1) Der Wohlfahrtsfonds bildet e
der Ärztekammer. Die Beschlussfassung ü
Erweiterten Vollversammlung. 
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(2) Der Beschluß der Vollversammlung über den Erlaß der Satzung und de-
ren Änderung bedarf der Zweidrittelmehrheit bei Anwesenheit von mindestens 
zwei Dritteln der Kammerräte. 

(2) Soweit in den einzelnen Vorschrift
sich in diesem Abschnitt die Bezeichnu
Kammerangehörige der Ärztekammer als a
tekammer zugeordnete Kammermitglieder d
ausgenommen der Angehörigen des Dentiste

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 
 § 96a. Die Satzung bzw. die Beitragsor

legen, welche beitrags- und leistungsrelev
sind. 

§ 97. ... § 97. (1) ... 
 (2) Die mit dem Betrieb des Wohlfah

sten sind aus den Mitteln des Wohlfahrtsfon
§ 98. (1) ... § 98. (1) ... 
(2) Die im Abs. 1 Z 1 und 2 genannten Leistungen setzen sich aus der 

Grundleistung und der Zusatzleistung zusammen. Die Satzung kann unter Be-
rücksichtigung des Beitragsaufkommens Ergänzungsleistungen zur Grundlei-
stung vorsehen. Die Satzung kann unter Bedachtnahme auf § 92 Abs. 1 auch für 
die im Abs. 1 Z 3, 4 lit. a und b genannten Versorgungsleistungen eine Zusatzlei-
stung vorsehen. 

(2) Die im Abs. 1 Z 1 und 2 genannten
leistung und der Zusatzleistung zusammen.
gung des Beitragsaufkommens Ergänzungs
Die Satzung kann unter Bedachtnahme auf
Z 3, 4 lit. a und b genannten Versorgungslei

(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 
§ 99. (1) Die Altersversorgung wird mit Vollendung des 65. Lebensjahres 

gewährt, wobei die Satzung vorsehen kann, dass die auf Grund von Kassen- oder 
sonstigen zivilrechtlichen Verträgen oder Dienstverhältnissen ausgeübte ärztliche 
Tätigkeit eingestellt wird. Unter Bedachtnahme auf § 92 Abs. 3 kann die Satzung 
ein niedrigeres oder höheres Anfallsalter sowie bei früherer oder späterer Inan-
spruchnahme eine entsprechende Minderung oder Erhöhung der Leistung vorse-
hen. 

§ 99. (1) Die Altersversorgung wird m
währt, wobei die Satzung vorsehen kann, 
sonstigen zivilrechtlichen Verträgen oder D
oder zahnärztliche  Tätigkeit eingestellt w
Abs. 3 kann die Satzung ein niedrigeres ode
rer oder späterer Inanspruchnahme eine ent
der Leistung vorsehen. 

(2) ... (2) ... 
§ 100. (1) Invaliditätsversorgung ist zu gewähren, wenn der Kammerange-

hörige infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen zur Ausübung des ärztlichen 
Berufes dauernd oder vorübergehend unfähig ist. Die Satzung kann festlegen, ab 
welchem Zeitraum der Berufsunfähigkeit eine vorübergehende Invaliditätsver-
sorgung zu gewähren ist.  Der Verwaltungsausschuß ist berechtigt, zur Feststel-
lung der Voraussetzungen eine vertrauensärztliche Untersuchung anzuordnen. 

§ 100. (1) Invaliditätsversorgung ist zu
rige infolge körperlicher oder geistiger Ge
oder zahnärztlichen  Berufes dauernd oder v
kann festlegen, ab welchem Zeitraum der B
Invaliditätsversorgung zu gewähren ist. Der
Feststellung der Voraussetzungen eine vert
nen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
§ 106. (1) Kammerangehörigen, die durch Krankheit oder Unfall unfähig 

sind, den ärztlichen Beruf auszuüben, wird eine Krankenunterstützung, die sich 
nach der Dauer der Krankheit richtet, gewährt. 

§ 106. (1) Kammerangehörigen, die du
den ärztlichen oder zahnärztlichen Beruf a
zung, die sich nach der Dauer der Krankheit

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
(5) Bei weiblichen Kammerangehörigen, die den ärztlichen Beruf nicht in 

einem Anstellungsverhältnis ausüben (§ 45 Abs. 2 und § 47 Abs. 1), ist die Zeit 
des Beschäftigungsverbotes gemäß den §§ 3 und 5 des Mutterschutzgesetzes bis 
zur Höchstdauer von 20 Wochen einer Berufsunfähigkeit im Sinne des Abs. 1 
gleichzuhalten. 

(5) Bei weiblichen Kammerangehörig
chen Beruf nicht in einem Anstellungsverh
Abs. 1), ist die Zeit des Beschäftigungsverb
schutzgesetzes bis zur Höchstdauer von 2
Sinne des Abs. 1 gleichzuhalten. 

(6) ... (6) ... 
(7) In der Satzung kann der volle oder teilweise Ersatz der mit einer Erkran-

kung verbundenen Kosten, und zwar der notwendigen ärztlichen Behandlung und 
Geburtshilfe, der Heilmittel und Heilbehelfe, des Krankenhaustransportes sowie 
eines Kuraufenthaltes vorgesehen werden. 

(7) In der Satzung kann der volle oder
kung verbundenen Kosten, und zwar der n
chen Behandlung und Geburtshilfe, der He
haustransportes sowie eines Kuraufenthaltes

§ 107. (1) ... § 107. (1) ... 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt112 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



15 

 

(2) Aus dem Wohlfahrtsfonds können weiters im Falle eines wirtschaftlich 
bedingten Notstandes Kammerangehörigen, ehemaligen Kammerangehörigen 
oder Hinterbliebenen nach Ärzten, die mit diesen in Hausgemeinschaft gelebt 
haben, sowie dem geschiedenen Ehegatten (der geschiedenen Ehegattin) einmali-
ge oder wiederkehrende Leistungen gewährt werden. Das Gleiche gilt für Ärzte, 
die aus dem Wohlfahrtsfonds eine Alters- oder Invaliditätsversorgung beziehen. 

(2) Aus dem Wohlfahrtsfonds können
bedingten Notstandes Kammerangehörigen,
Hinterbliebenen nach Ärzten oder Zahnärzt
gelebt haben, sowie dem geschiedenen Eh
einmalige oder wiederkehrende Leistungen
Ärzte und Zahnärzte, die aus dem Wohlfah
versorgung beziehen. 

§ 109. (1) Die Kammerangehörigen sind nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen verpflichtet, Beiträge zum Wohlfahrtsfonds jener Ärztekammer zu 
leisten, in deren Bereich sie zuerst den ärztlichen Beruf aufgenommen haben, 
solange diese Tätigkeit aufrecht ist. Übt ein Kammerangehöriger seinen Beruf im 
Bereich mehrerer Ärztekammern aus, so bleibt er Mitglied im Wohlfahrtsfonds 
jener Ärztekammer, in deren Bereich er zuerst die Berufstätigkeit aufgenommen 
hat, solange diese Tätigkeit in dem betreffenden Bundesland aufrecht ist. Eine 
Unterbrechung dieser Tätigkeit für weniger als sechs Monate sowie eine ärztliche 
Tätigkeit im Bereich einer anderen Ärztekammer oder im Ausland auf Grund 
dienstrechtlicher Vorschriften (§ 68 Abs. 4 letzter Satz) gilt diesbezüglich als 
ununterbrochene Berufsausübung. 

§ 109. (1) Die Kammerangehörigen s
stimmungen verpflichtet, Beiträge zum W
leisten, in deren Bereich sie zuerst den ärztl
nommen haben, solange diese Tätigkeit au
seinen Beruf im Bereich mehrerer Ärztek
Wohlfahrtsfonds jener Ärztekammer, in der
aufgenommen hat, solange diese Tätigkeit
recht ist. Eine Unterbrechung dieser Tätigk
eine ärztliche Tätigkeit im Bereich einer a
auf Grund dienstrechtlicher Vorschriften (§
lich als ununterbrochene Berufsausübung. 

(2) ... (2) ... 
(3) Die Höhe der Beiträge zum Wohlfahrtsfonds darf 18 vH der jährlichen 

Einnahmen aus ärztlicher Tätigkeit nicht übersteigen. 
(3) Die Höhe der Beiträge zum Woh

Einnahmen aus ärztlicher oder zahnärztliche
(4) ... (4) ... 
(5) Die gesetzlichen Sozialversicherungsträger und Krankenfürsorgeanstal-

ten haben die Wohlfahrtsfondsbeiträge, die in der jeweiligen Beitragsordnung 
als Eurobeträge oder Prozentsätze ausgewiesen sind, bei den Honorarabrechnun-
gen einzubehalten und sie personenbezogen längstens bis zum 15. Tag nach Fäl-
ligkeit der Honorarzahlung an die zuständige Ärztekammer abzuführen, sofern 
dies in der Beitragsordnung vorgesehen ist. Die Beitragsordnung hat nähere Be-
stimmungen, insbesondere über die Festsetzung und Entrichtung der Wohlfahrts-
fondsbeiträge und der monatlichen oder vierteljährlichen Vorauszahlungen sowie 
über die Einbehalte der Wohlfahrtsfondsbeiträge und Vorauszahlungen vom 
Kassenhonorar durch die gesetzlichen Sozialversicherungsträger und Kranken-
fürsorgeanstalten bei Vertragsärzten, vorzusehen. Die gesetzlichen Sozialversi-
cherungsträger und Krankenfürsorgeanstalten haben den Ärztekammern über 
deren Verlangen zur Überprüfung der Berechnung der Wohlfahrtsfondsbeiträge 
im Einzelfall das arztbezogene Kassenhonorar, die arztbezogenen Fallzahlen 
sowie eine Aufschlüsselung des Bruttoumsatzes eines Arztes nach den jeweiligen 
Einzelleistungen zu übermitteln. Eine Übermittlung dieser Daten durch die Ärz-
tekammern an Dritte ist unzulässig. Die Beitragsordnung kann nähere Bestim-
mungen vorsehen, daß Kammerangehörige, die den ärztlichen Beruf nicht aus-
schließlich in einem Dienstverhältnis ausüben, verpflichtet sind, alljährlich bis zu 
einem in der Beitragsordnung zu bestimmenden Zeitpunkt schriftlich alle für die 
Errechnung der Beiträge zum Wohlfahrtsfonds erforderlichen Angaben zu ma-
chen und auf Verlangen die geforderten Nachweise über die Richtigkeit dieser 
Erklärung vorzulegen. Wenn dieser Verpflichtung nicht zeitgerecht und vollstän-
dig entsprochen wird, erfolgt die Vorschreibung auf Grund einer Schätzung. 
Diese ist unter Berücksichtigung aller für die Errechnung der Wohlfahrtsfonds-
beiträge bedeutsamen Umstände vorzunehmen. Für diesen Fall kann die Bei-
tragsordnung die Zahlung eines einmaligen Säumniszuschlages, der 10 vH des 
festzusetzenden Wohlfahrtsfondsbeitrages nicht übersteigen darf und bei dessen 
Festsetzung alle bedeutsamen Umstände, insbesondere die wirtschaftliche Lei-
stungsfähigkeit des Kammerangehörigen, zu berücksichtigen sind, vorsehen. 

(5) Die gesetzlichen Sozialversicherun
haben die Wohlfahrtsfondsbeiträge, die 
als Eurobeträge oder Prozentsätze ausgewie
einzubehalten und sie personenbezogen län
der Honorarzahlung an die zuständige Ärzte
Beitragsordnung vorgesehen ist. Die Beitra
insbesondere über die Festsetzung und En
und der monatlichen oder vierteljährlichen 
behalte der Wohlfahrtsfondsbeiträge und 
durch die gesetzlichen Sozialversicherungst
Vertragsärzten oder Vertragszahnärzten, vo
cherungsträger und Krankenfürsorgeanstalte
Verlangen zur Überprüfung der Berechnun
zelfall das arzt- oder zahnarztbezogene Ka
zogenen Fallzahlen sowie eine Aufschlüsse
oder Zahnarztes nach den jeweiligen Einze
mittlung dieser Daten durch die Ärztekamm
tragsordnung kann nähere Bestimmungen 
den ärztlichen oder zahnärztlichen Beruf ni
hältnis ausüben, verpflichtet sind, alljährlic
zu bestimmenden Zeitpunkt schriftlich alle
Wohlfahrtsfonds erforderlichen Angaben zu
derten Nachweise über die Richtigkeit dies
Verpflichtung nicht zeitgerecht und vollstän
schreibung auf Grund einer Schätzung. Die
die Errechnung der Wohlfahrtsfondsbeiträ
men. Für diesen Fall kann die Beitragso
Säumniszuschlages, der 10 vH des festzuset
übersteigen darf und bei dessen Festsetzun
sondere die wirtschaftliche Leistungsfähig
rücksichtigen sind, vorsehen. 

(6) Bei der Festsetzung des Wohlfahrtsfondsbeitrages für Kammerangehöri-
ge, die den ärztlichen Beruf in einem Dienstverhältnis ausüben, dient als Bemes-
sungsgrundlage jedenfalls der monatliche Bruttogrundgehalt. Zu diesem gehören 
nicht die Zulagen und Zuschläge im Sinne des § 68 EStG 1988 und die sonstigen 
Bezüge nach § 67 EStG 1988. 

(6) Bei der Festsetzung des Wohlfahrts
die den ärztlichen oder zahnärztlichen Ber
dient als Bemessungsgrundlage jedenfalls 
diesem gehören nicht die Zulagen und Zu
und die sonstigen Bezüge nach § 67 EStG 1
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(7) Die Beiträge nach Abs. 6 sind vom Dienstgeber einzubehalten und späte-
stens bis zum 15. Tag nach Ablauf des Kalendermonats an die zuständige Ärzte-
kammer abzuführen. Dies gilt sinngemäß für Teilnehmer an zahnärztlichen Lehr-
gängen gemäß der Verordnung betreffend Regelung der Ausbildung zum Zahn-
arzt in der geltenden Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 184/1986. Über 
Verlangen der Ärztekammer sind vom Dienstgeber die zur Feststellung der Be-
messungsgrundlage des Wohlfahrtsfondsbeitrages erforderlichen Daten zu über-
mitteln. Eine Weitergabe dieser Daten durch die Ärztekammer an Dritte ist unzu-
lässig. 

(7) Die Beiträge nach Abs. 6 sind vom
stens bis zum 15. Tag nach Ablauf des Ka
kammer abzuführen. Über Verlangen der Ä
zur Feststellung der Bemessungsgrundlage 
lichen Daten zu übermitteln. Eine Weitergab
an Dritte ist unzulässig. 

(8) ... (8) ... 
 § 110a. (1) Rückständige Wohlfahrtsfo

tungsvollstreckungsgesetz 1991 eingebrach
Wohlfahrtsfonds kann die Wohlfahrtsfonds
hen, die bis zu 8vH p.a. betragen können. 

 (2) Die Wohlfahrtsfondsbeitragsordnun
ge von den beanspruchten und gewährten L
gig davon, wem oder aus welchem Titel die

§ 112. (1) Erbringt ein ordentlicher Kammerangehöriger den Nachweis dar-
über, dass ihm und seinen Hinterbliebenen ein gleichwertiger Anspruch auf Ru-
he(Versorgungs)genuss auf Grund eines un-kündbaren Dienstverhältnisses zu 
einer Gebietskörperschaft oder einer sonstigen öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft nach einem Gesetz oder den Pensionsvorschriften einer Dienstordnung 
gegenüber einer solchen Körperschaft zusteht, wie dieser gegenüber dem Wohl-
fahrtsfonds besteht, ist er auf Antrag nach Maßgabe des Antragsbegehrens und 
der folgenden Bestimmungen von der Verpflichtung nach § 109 zu befreien. Übt 
der Antragsteller keine ärztliche Tätigkeit im Sinne des § 45 Abs. 2 aus, kann die 
Satzung vorsehen, dass die Beitragspflicht zur Todesfallbeihilfe und zu den Un-
terstützungsleistungen bestehen bleibt. Übt der Antragsteller eine ärztliche Tätig-
keit im Sinne des § 45 Abs. 2 aus, bleibt jedenfalls die Beitragspflicht zur Grund-
leistung bestehen. Die Satzung kann vorsehen, dass die Beitragspflicht darüber 
hinaus auch für die Ergänzungsleistungen, die Todesfallbeihilfe und die Unter-
stützungsleistungen bestehen bleibt. 

§ 112. (1) Erbringt ein ordentlicher K
über, dass ihm und seinen Hinterbliebenen
he(Versorgungs)genuss auf Grund eines un-
Gebietskörperschaft oder einer sonstigen öf
einem Gesetz oder den Pensionsvorschrifte
solchen Körperschaft zusteht, wie dieser ge
ist er auf Antrag nach Maßgabe des Antrag
mungen von der Verpflichtung nach § 109 z
ärztliche oder zahnärztliche Tätigkeit im S
setzes oder § 23 Z 1 Zahnärztegesetz aus, 
Beitragspflicht zur Todesfallbeihilfe und zu
bleibt. Übt der Antragsteller eine ärztliche 
des § 45 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes ode
jedenfalls die Beitragspflicht zur Grundleist
hen, dass die Beitragspflicht darüber hinaus
Todesfallbeihilfe und die Unterstützungsleis

(2) bis (6) ... (2) bis (6) ... 
§ 113. (1) ... § 113. (1) ... 
(2) Der Verwaltungsausschuß besteht aus dem Präsidenten, dem Finanzrefe-

renten (stellvertretenden Finanzreferenten) sowie aus mindestens zwei weiteren 
Kammerräten. Die Zahl der weiteren Kammerräte wird vom Kammervorstand 
festgesetzt. Die Kammerräte werden von der Vollversammlung für die Dauer 
ihrer Funktionsperiode nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts gewählt. 
Scheidet einer der weiteren Kammerräte aus, so hat die Gruppe, aus der das 
scheidende Mitglied stammt, unverzüglich die Nominierung eines Nachfolgers 
vorzunehmen. Mit der Nominierung vor dem Verwaltungsausschuss gilt das 
betreffende Verwaltungsausschussmitglied als gewählt. 

(2) Der Verwaltungsausschuss besteht 
ten (stellvertretenden Finanzreferenten) de
Landesvorstands der jeweiligen Landeszah
drei weiteren Mitgliedern der Erweiterten 
stens einer ein Zahnarzt sein muss. Die Zah
Erweiterten Vollversammlung festgesetzt. D
Dauer ihrer Funktionsperiode 

  1. hinsichtlich der zahnärztlichen Ver
ärztekammer nach den Bestimmun
stellt und 

  2. hinsichtlich der übrigen Mitgliede
Kreis der Kammerräte der Ärzteka
hältniswahlrechts gewählt. 

 Scheidet eines der weiteren Mitglieder aus 
die Gruppe, aus der das scheidende Mitgli
rung eines Nachfolgers vorzunehmen. Mit 
ausschuss gilt das betreffende Verwaltungsa

(3) ... (3) ... 
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(4) Die Beschlüsse des Verwaltungsausschusses werden mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Gegen Beschlüsse des 
Verwaltungsausschusses steht den Betroffenen das Recht der Beschwerde an 
einen von der Vollversammlung bestellten Beschwerdeausschuss zu. 

(4) Die Beschlüsse des Verwaltungsau
heit der abgegebenen gültigen Stimmen g
tungsausschusses steht den Betroffenen da
der Erweiterten Vollversammlung bestellten

(5) Der Beschwerdeausschuss besteht aus einem Vorsitzenden und vier wei-
teren Mitgliedern. Wenn zum Vorsitzenden ein Kammerangehöriger bestellt 
wird, ist den Sitzungen des Beschwerdeausschusses eine rechtskundige Person 
beizuziehen. Für den Vorsitzenden und die Mitglieder sind Stellvertreter zu 
bestellen. Von der Vollversammlung sind für die Dauer ihrer Funktionsperiode 
der Vorsitzende und sein Stellvertreter, die nicht Kammerangehörige sein müs-
sen, mit absoluter Stimmenmehrheit zu bestellen oder in getrennten Wahlgängen 
aus dem Kreis der Kammerangehörigen zu wählen. Wird bei der ersten Wahl des 
Vorsitzenden oder seines Stellvertreters keine absolute Mehrheit der gültigen 
Stimmen erzielt, so findet eine engere Wahl statt. In diese kommen jene beiden 
Personen, die bei der ersten Wahl die meisten Stimmen erhalten haben. Soweit 
bei der ersten Wahl mehrere Personen gleich viele Stimmen erhalten haben, ent-
scheidet das Los, wer von ihnen in die engere Wahl kommt. Ergibt sich auch bei 
der engeren Wahl Stimmengleichheit, so hat ebenfalls das Los zu entscheiden. 
Die weiteren Mitglieder und deren Stellvertreter sind in je einem Wahlgang nach 
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes jeweils aus dem Kreis der Kammer-
angehörigen zu wählen. Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses dürfen dem 
Kammervorstand, dem Verwaltungsausschuss und dem Überprüfungsausschuss 
nicht angehören. 

(5) Der Beschwerdeausschuss besteht a
ren Mitgliedern. Wenn zum Vorsitzenden ei
den Sitzungen des Beschwerdeausschusses 
Für den Vorsitzenden und die Mitglieder si
glied und dessen Stellvertreter ist von der
nach den Bestimmungen des Zahnärzteka
Erweiterten Vollversammlung sind für die 
sitzende und sein Stellvertreter, die nicht 
absoluter Stimmenmehrheit zu bestellen od
Kreis der Kammerangehörigen zu wählen. 
zenden oder seines Stellvertreters keine ab
erzielt, so findet eine engere Wahl statt. In
die bei der ersten Wahl die meisten Stimme
Wahl mehrere Personen gleich viele Stimm
wer von ihnen in die engere Wahl kommt. 
Stimmengleichheit, so hat ebenfalls das Los
der und deren Stellvertreter – mit Ausnahm
bestellten – sind von der Vollversammlung 
sätzen des Verhältniswahlrechtes jeweils au
der Ärztekammer zu wählen. Die Mitglied
dem Kammervorstand der Ärztekammer 
kammer, dem Verwaltungsausschuss und d
hören. 

(6) und (7) ... (6) und (7) ... 
§ 114. (1) Die Geschäftsführung des Wohlfahrtsfonds ist von einem Über-

prüfungsausschuss mindestens einmal jährlich zu überprüfen. Der Überprüfungs-
ausschuss besteht aus zwei von der Vollversammlung für die Dauer eines Jahres 
aus dem Kreis der Kammerangehörigen nach den Grundsätzen des Verhältnis-
wahlrechts zu wählenden Rechnungsprüfern. Für jeden Rechnungsprüfer ist ein 
Stellvertreter zu wählen. 

§ 114. (1) Die Geschäftsführung des W
fungsausschuss mindestens einmal jährlich
schuss besteht aus drei Rechnungsprüfern, v

  1. einer von der zuständigen Landesz
gen des Zahnärztekammergesetzes,
und 

  2. die beiden anderen von der Vollver
angehörigen der Ärztekammer nach
rechts zu wählen sind. 

 Für jeden Rechnungsprüfer ist ein Stellvertr

(2) ... (2) ... 
§ 115. (1) Verlegt ein Kammerangehöriger seinen Berufssitz (Dienstort) 

dauernd in den Bereich einer anderen Ärztekammer, ist ein Betrag in der Höhe 
von mindestens 70 vH der von ihm zum Wohlfahrtsfonds der bis her zuständigen 
Ärztekammer entrichteten Beiträge der nunmehr zuständigen Ärztekammer zu 
überweisen. Die für bestimmte Zwecke, insbesondere Bestattungshilfe, Hinter-
bliebenenunterstützung und Krankenunterstützung, satzungsgemäß vorgesehenen 
Beitragsteile bleiben bei der Berechnung des Überweisungsbetrages außer Be-
tracht. Bei Streichung eines Kammerangehörigen aus der Ärzteliste (§ 59 Abs. 3) 
gebührt ihm der Rückersatz in sinngemäßer Anwendung der vorstehenden Be-
stimmungen in Höhe von mindestens 50 vH; erfolgt die Streichung gemäß § 59 
Abs. 1 Z 3 oder 6, gebührt dieser Rückersatz nach Ablauf von drei Jahren ab dem 
Verzicht bzw. der Einstellung der Berufsausübung, sofern nicht zwischenzeitlich 
eine neuerliche Eintragung in die Ärzteliste erfolgt oder ein Anspruch auf Lei-
stungen aus dem Wohlfahrtsfonds besteht. 

§ 115. (1) Verlegt ein Kammerangehör
ernd in den Bereich einer anderen Ärztekam
ein Betrag in der Höhe von mindestens 70
der bis her zuständigen Ärztekammer entric
gen Ärztekammer zu überweisen. Die für be
tungshilfe, Hinterbliebenenunterstützung u
mäß vorgesehenen Beitragsteile bleiben bei
trages außer Betracht. Bei Streichung eines 
(§ 59 Abs. 3) oder Zahnärzteliste gebührt ih
wendung der vorstehenden Bestimmungen 
die Streichung gemäß § 59 Abs. 1 Z 3 oder
lauf von drei Jahren ab dem Verzicht bzw
sofern nicht zwischenzeitlich eine neuerli
Zahnärzteliste erfolgt oder ein Anspruch au
besteht. 
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(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
§ 116. In der Satzung sind auf Grund der §§ 92, 93 und 96 bis 115 nähere 

Vorschriften über die Verwaltung der Fondsmittel, die Zusammensetzung des 
Verwaltungsausschusses, des Beschwerdeausschusses, die Tätigkeit des Überprü-
fungsausschusses und schließlich über die Höhe, die Festlegung der Vorausset-
zungen und das Verfahren für die Gewährung der vorgesehenen Versorgungs- 
und Unterstützungsleistungen zu treffen. Nähere Vorschriften über die Aufbrin-
gung der Wohlfahrtsfondsbeiträge sind in der Beitragsordnung für den Wohl-
fahrtsfonds zu treffen. 

§ 116. In der Satzung sind auf Grund 
über die Verwaltung der Fondsmittel, die Z
schusses, des Beschwerdeausschusses, die 
und schließlich über die Höhe, die Festlegu
fahren für die Gewährung der vorgesehene
stungen zu treffen. Nähere Vorschriften ü
fondsbeiträge sind in der Beitragsordnung fü

 § 116a. Die Ärztekammer ist verpflich
kammer Auskünfte aus dem Wohlfahrtsfo
Einkommensstatistiken, soweit diese geführ

§ 118. (1) und (2) ... § 118. (1) und (2) ... 
(3) Darüber hinaus gehört zu den von der Österreichischen Ärztekammer zu 

behandelnden Angelegenheiten: 
(3) Darüber hinaus gehört zu den von

behandelnden Angelegenheiten: 
 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. die Ausstellung von Bescheinigungen im Sinne des Artikels 9 Abs. 5 der 

Richtlinie 93/16/EWG (§ 15 Abs. 2) und des Artikels 19b der Richtlinie 
78/686/EWG (§ 22 Abs. 1), 

 4. die Ausstellung von Bescheinigung
Richtlinie 93/16/EWG (§ 15 Abs. 2

 5. die Ausstellung von Bescheinigungen gemäß Artikel 17 Abs. 3 der 
Richtlinie 93/16/EWG und Artikel 15 Abs. 3 der Richtlinie 78/686/EWG 
(§ 37 Abs. 5), 

 5. die Ausstellung von Bescheinigung
linie 93/16/EWG (§ 37 Abs. 5), 

 6. die Durchführung von Sachverhaltsprüfungen gemäß den Artikeln 11 
Abs. 3 und 12 Abs. 2 der Richtlinie 93/16/EWG sowie 9 Abs. 3 und 10 
Abs. 2 der Richtlinie 78/686/EWG (§§ 27 Abs. 5 und 30), 

 6. die Durchführung von Sachverha
Abs. 3 und 12 Abs. 2 der Richtlinie

 7. und 8. ...  7. und 8. ... 
(4) bis (8) ... (4) bis (8) ... 
§ 118a. (1) bis (3) ... § 118a. (1) bis (3) ... 
(4) Wird im Rahmen der Qualitätsevaluierung ein Mangel festgestellt, so hat 

die Gesellschaft für Qualitätssicherung - erforderlichenfalls unter Setzung einer 
angemessenen Frist – den Arzt, Zahnarzt oder die Gruppenpraxis zur Behebung 
des Mangels aufzufordern. Die Landesärztekammern haben die Gesellschaft bei 
der anschließenden Kontrolle der Mängelbehebung zu unterstützen. Wird dem 
Mängelbehebungsauftrag nicht nachgekommen, so hat die Gesellschaft Diszipli-
naranzeige beim Disziplinaranwalt der Österreichischen Ärztekammer zu erstat-
ten. 

(4) Wird im Rahmen der Qualitätseval
die Gesellschaft für Qualitätssicherung - e
angemessenen Frist – den Arzt oder die Gru
aufzufordern. Die Landesärztekammern ha
ßenden Kontrolle der Mängelbehebung zu
bungsauftrag nicht nachgekommen, so ha
beim Disziplinaranwalt der Österreichischen

(5) Auf Anfrage eines gesetzlichen Krankenversicherungsträgers sowie ei-
ner Krankenfürsorgeeinrichtung sind die Ergebnisse der Evaluierung eines Ver-
tragsarztes, Vertragszahnarztes oder einer Vertragsgruppenpraxis dem anfragen-
den Vertragspartner bekannt zu geben. Von Kontrollen ärztlicher bzw. zahnärzt-
licher Ordinationsstätten oder Gruppenpraxen sind der anfragende gesetzliche 
Krankenversicherungsträger oder die anfragende Krankenfürsorgeeinrichtung zu 
informieren, wobei diesen das Recht zusteht, einen Arzt der betreffenden Fach-
richtung bzw. einen Zahnarzt zur Teilnahme an der Kontrolle zu bestimmen. Im 
Falle mehrerer anfragenden gesetzlichen Krankenversicherungsträger bzw. Kran-
kenfürsorgeeinrichtungen steht diesen das Recht zu, gemeinsam einen Arzt der 
betreffenden Fachrichtung bzw. einen Zahnarzt zur Teilnahme an der Kontrolle 
zu bestimmen. 

(5) Auf Anfrage eines gesetzlichen Kr
Krankenfürsorgeeinrichtung sind die Ergeb
arztes oder einer Vertragsgruppenpraxis dem
zu geben. Von Kontrollen ärztlicher Ordin
der anfragende gesetzliche Krankenversiche
kenfürsorgeeinrichtung zu informieren, wob
der betreffenden Fachrichtung zur Teilnahm
Falle mehrerer anfragenden gesetzlichen K
kenfürsorgeeinrichtungen steht diesen das 
betreffenden Fachrichtung zur Teilnahme an

(6) ... (6) ... 
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Verordnung zur Qualitätssicherung der ärztlichen und zahnärztlichen Ver-
sorgung 

Verordnung zur Qualitätssicheru

§ 118c. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat nach Befassung des wis-
senschaftlichen Beirats für Qualitätssicherung, der Bundeskurie der niedergelas-
senen Ärzte sowie der Bundeskurie der Zahnärzte die zu evaluierenden Kriterien 
(§ 118a Abs. 2 Z 1), die Kontrolle der Evaluierungsergebnisse, die Kriterien für 
die diesbezügliche elektronische Datenübermittlung sowie das von der Gesell-
schaft zu führende Qualitätsregister durch Verordnung jeweils für eine Geltungs-
dauer von fünf Jahren zu regeln. Diese Verordnung ist im Sinne des § 49 laufend 
weiter zu entwickeln. Die Verordnung ist bis spätestens 1. Jänner 2005 erstmals 
zur Genehmigung vorzulegen und in der Folge regelmäßig, erforderlichenfalls 
auch vor Ablauf der fünfjährigen Geltungsdauer, an die genannten Erfordernisse 
anzupassen. 

§ 118c. (1) Die Österreichische Ärztek
schaftlichen Beirats für Qualitätssicherung 
lassenen Ärzte die zu evaluierenden Kriter
der Evaluierungsergebnisse, die Kriterien
Datenübermittlung sowie das von der Ges
durch Verordnung jeweils für eine Geltungs
Verordnung ist im Sinne des § 49 laufend 
ist bis spätestens 1. Jänner 2005 erstmals zu
Folge regelmäßig, erforderlichenfalls auch 
dauer, an die genannten Erfordernisse anzup

(2) ... (2) ... 
§ 124. (1) ... § 124. (1) ... 
(2) Für alle mit der Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin, zum Fach-

arzt oder zum Zahnarzt und deren Fortbildung zusammenhängenden Fragen ist 
jedenfalls vom Vorstand ein Bildungsausschuß einzurichten. Mitglieder dieses 
Ausschusses können nur ordentliche Mitglieder einer Ärztekammer sein. Die 
Festsetzung der Zahl der Ausschußmitglieder erfolgt durch den Vorstand. Nähere 
Vorschriften über die Struktur und Aufgaben des Bildungsausschusses sind durch 
die Satzung festzulegen. 

(2) Für alle mit der Ausbildung zum 
Facharzt und deren Fortbildung zusammen
Vorstand ein Bildungsausschuß einzurichte
nen nur ordentliche Mitglieder einer Ärztek
der Ausschußmitglieder erfolgt durch den V
Struktur und Aufgaben des Bildungsaussch
gen. 

§ 125. (1) Der Präsident vertritt die Österreichische Ärztekammer nach au-
ßen. Er hat die Einheit des Standes, insbesondere durch Koordinierung der Bun-
deskurien, zu wahren. Ihm obliegt, unbeschadet der Zuständigkeit der Bundesku-
rien, die Durchführung der Beschlüsse der Organe der Österreichischen Ärzte-
kammer. Überdies obliegt dem Präsidenten der Abschluß von Kollektivverträgen 
(§ 118 Abs. 2 Z 18) gemeinsam mit der Bundeskurie der niedergelassenen Ärzte 
bzw. der Bundeskurie der Zahnärzte. 

§ 125. (1) Der Präsident vertritt die Öst
Er hat die Einheit des Standes, insbesondere
en, zu wahren. Ihm obliegt, unbeschadet de
Durchführung der Beschlüsse der Organ
Überdies obliegt dem Präsidenten der Ab
Abs. 2 Z 18) gemeinsam mit der Bundeskur

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 
(6) Der Präsident kann bei Bundeskurienbeschlüssen, die die Interessen ei-

ner anderen Bundeskurie wesentlich berühren, den Beschluß durch Veto ausset-
zen und die Angelegenheit dem Präsidialausschuß (§ 128) zur endgültigen Ent-
scheidung vorlegen. Dies gilt nicht für Beschlüsse über arbeits- oder dienstrecht-
liche Angelegenheiten. 

(6) Der Präsident kann bei Bundeskur
anderen Bundeskurie wesentlich berühren, d
die Angelegenheit dem Präsidialausschuß 
vorlegen. Dies gilt nicht für Beschlüsse übe
genheiten. 

(7) bis (13) ... (7) bis (13) ... 
§ 126. (1) Die Obmänner und Obmannstellvertreter der Kurienversammlun-

gen der Landesärztekammern bilden jeweils die Bundeskurie der angestellten 
Ärzte, der niedergelassenen Ärzte und der Zahnärzte. Die Bundeskurien werden 
erstmals vom Präsidenten einberufen. Jede Bundeskurie wählt in der Eröffnungs-
sitzung für die Dauer der Funktionsperiode der Vollversammlung aus ihrer Mitte 
in getrennten Wahlgängen mit absoluter Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen einen Bundeskurienobmann und dessen Stellvertreter. In der Bundesku-
rie der angestellten Ärzte ist im Fall der Wahl eines ausschließlich den ärztlichen 
Beruf selbstständig ausübenden Arztes zum Bundeskurienobmann der Bundesku-
rienobmannstellvertreter aus dem Kreis der Turnusärzte zu wählen und umge-
kehrt. In der Bundeskurie der niedergelassenen Ärzte ist im Fall der Wahl eines 
Arztes für Allgemeinmedizin oder approbierten Arztes zum Bundeskurienob-
mann der Bundeskurienobmannstellvertreter aus dem Kreis der Fachärzte zu 
wählen und umgekehrt. Wird bei der ersten Wahl des Bundeskurienobmannes 
oder seines Stellvertreters keine absolute Mehrheit der gültigen Stimmen erzielt, 
so findet eine engere Wahl statt. In diese kommen jene beiden Personen, die bei 
der ersten Wahl die meisten Stimmen erhalten haben. Soweit bei der ersten Wahl 
mehrere Personen gleich viele Stimmen erhalten haben, entscheidet das Los, wer 
von ihnen in die engere Wahl kommt. Ergibt sich auch bei der engeren Wahl 
Stimmengleichheit, so hat ebenfalls das Los zu entscheiden. 

§ 126. (1) Die Obmänner und Obman
gen der Landesärztekammern bilden jeweils
te, und der niedergelassenen Ärzte. Die Bun
denten einberufen. Jede Bundeskurie wählt 
der Funktionsperiode der Vollversammlun
gängen mit absoluter Mehrheit der abgegeb
kurienobmann und dessen Stellvertreter. In 
ist im Fall der Wahl eines ausschließlich d
übenden Arztes zum Bundeskurienobmann
aus dem Kreis der Turnusärzte zu wählen u
niedergelassenen Ärzte ist im Fall der Wa
oder approbierten Arztes zum Bundeskur
stellvertreter aus dem Kreis der Fachärzte z
ersten Wahl des Bundeskurienobmannes od
Mehrheit der gültigen Stimmen erzielt, so 
kommen jene beiden Personen, die bei der e
ten haben. Soweit bei der ersten Wahl m
erhalten haben, entscheidet das Los, wer v
Ergibt sich auch bei der engeren Wahl Stim
zu entscheiden. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
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(5) Der Bundeskurie der Zahnärzte obliegt, sofern die Interessen der Ange-
hörigen von zwei oder mehr Landeskurien der Zahnärzte berührt sind, die Wahr-
nehmung und Förderung der gemeinsamen beruflichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen der Zahnärzte, wobei in den Belangen der angestellten Zahn-
ärzte die Verhandlungs- und Abschlußbefugnisse der jeweiligen freiwilligen 
Berufsvereinigung der Arbeitnehmer sowie der Organe der Arbeitnehmerschaft 
(§ 40 Arbeitsverfassungsgesetz) und der Personalvertretungen unberührt bleiben. 
Dazu zählen insbesondere 

 

 1. die Vertretung der Arbeitgeberinteressen der niedergelassenen Zahnärz-
te, insbesondere der Abschluß von Kollektivverträgen gemeinsam mit 
dem Präsidenten (§ 118 Abs. 2 Z 18), 

 

 2. der Abschluß und die Lösung von Verträgen zur Regelung der Bezie-
hungen der Zahnärzte zu den Trägern der Sozialversicherung und Kran-
kenfürsorge, 

 

 3. die Erlassung von Honorarrichtlinien für privatzahnärztliche Leistungen,  
 4. die Mitwirkung bei der Erarbeitung einer Verordnung zur Qualitätssiche-

rung der zahnärztlichen Versorgung durch niedergelassene Zahnärzte, 
 

 5. die Erlassung von Richtlinien in den im § 84 Abs. 5 Z 10 bis 12 genann-
ten Angelegenheiten, 

 

 6. die Beschlußfassung in sonstigen Angelegenheiten, die von einer Ärzte-
kammer in den Bundesländern oder von der Österreichischen Ärzte-
kammer an die Bundeskurie der Zahnärzte herangetragen werden, 

 

 7. die Begutachtung einschlägiger Gesetzes- und Verordnungsentwürfe,  
 8. die Erstattung von Berichten und Vorschlägen an die gemeinsamen Or-

gane der Österreichischen Ärztekammer, 
 

 9. die Erstattung eines Jahresberichtes an das Bundesministerium für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales, 

 

 10. die Mitwirkung bei den Einrichtungen der medizinischen Universitäten 
zur fachlichen Fortbildung der Zahnärzte, 

 

 11. die Festsetzung einer Bundeskurienumlage zur Bestreitung der kurien-
spezifischen Maßnahmen der Bundeskurie (§ 132 Abs. 2), 

 

 12. die Bestellung von Referenten für bestimmte Bundeskurienaufgaben,  
 13. die Vertretung der österreichischen Zahnärzteschaft gegenüber ausländi-

schen zahnärztlichen Berufsorganisationen auch hinsichtlich der Bera-
tung von Berufsfragen. 

 

(6) bis (8) ... (6) bis (8) ... 
§ 136. (1) Ärzte machen sich eines Disziplinarvergehens schuldig, wenn sie 

im Inland oder im Ausland 
§ 136. (1) Ärzte machen sich eines D

im Inland oder im Ausland 
 1. ...  1. ... 
 2. die Berufspflichten verletzen, zu deren Einhaltung sie sich anläßlich der 

Promotion zum Doctor medicinae universae oder zum Doctor medicinae 
dentalis verpflichtet haben oder zu deren Einhaltung sie nach diesem 
Bundesgesetz oder nach anderen Vorschriften verpflichtet sind. 

 2. die Berufspflichten verletzen, zu d
Promotion zum Doctor medicinae u
ren Einhaltung sie nach diesem B
schriften verpflichtet sind. 

(2) bis (8) ... (2) bis (8) ... 
§ 195. (1) bis (6e) ... § 195. (1) bis (6e) ... 
(6f) Die Erlassung einer Verordnung gemäß § 118c bedarf der Genehmi-

gung des Bundesministers für Gesundheit und Frauen. Die Genehmigung ist zu 
erteilen, wenn die zu genehmigende Verordnung diesem Bundesgesetz, insbe-
sondere den in § 49 festgelegten Pflichten des Arztes oder Zahnarztes, entspricht. 
Der Hinweis auf die Beschlussfassung der Verordnung gemäß § 118c ist in der 
Österreichischen Ärztezeitung kundzumachen. Gleichzeitig mit der Kundma-
chung in der Österreichischen Ärztezeitung ist die Verordnung durch die Öster-
reichische Ärztekammer im Volltext im Internet allgemein zugänglich kundzu-
machen. Soweit die Verordnung keinen späteren In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt 
vorsieht, tritt die Verordnung nach Ablauf des Tages der Kundmachung im Inter-
net in Kraft. 

(6f) Die Erlassung einer Verordnung g
des Bundesministers für Gesundheit und Fr
wenn die zu genehmigende Verordnung die
§ 49 festgelegten Pflichten des Arztes, ents
fassung der Verordnung gemäß § 118c ist
kundzumachen. Gleichzeitig mit der Kundm
zeitung ist die Verordnung durch die Österr
Internet allgemein zugänglich kundzumach
teren In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt vorsieht, 
Tages der Kundmachung im Internet in Kraf
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(7) bis (10) ... (7) bis (10) ... 
§ 199. (1) Wer eine in den §§ 2 Abs. 2 und 3 oder 16 Abs. 1 und 2 um-

schriebene Tätigkeit ausübt, ohne hiezu nach diesem Bundesgesetz oder nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften berechtigt zu sein, begeht, sofern die Tat nicht 
den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 3 
630 Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

§ 199. (1) Wer eine in den §§ 2 Abs. 2
ohne hiezu nach diesem Bundesgesetz oder 
berechtigt zu sein, begeht, sofern die Tat ni
digkeit der Gerichte fallenden strafbaren H
tretung und ist mit Geldstrafe bis zu 3 63
strafbar. 

(2) ... (2) ... 
(3) Wer den im § 3 Abs. 1 oder 3, § 12 Abs. 3, § 12a Abs. 4, § 17 Abs. 1 

oder 3, § 27 Abs. 2 oder Abs. 7 zweiter Satz, § 29 Abs. 1, § 31 Abs. 3, § 32 
Abs. 3, § 35 Abs. 7, § 36, § 37 Abs. 1 letzter Satz oder 2, § 43 Abs. 2, 3, 4 oder 6, 
§ 44, § 45 Abs. 3 oder 4, § 46, § 47 Abs. 1, § 48, § 49, § 50 Abs. 1 oder 3, § 50a, 
§ 51, § 52 Abs. 2, § 53 Abs. 1 bis 3, § 54 Abs. 1, § 55, § 56 Abs. 1, § 57 Abs. 1, 
§ 63, § 89 oder § 194 erster Satz enthaltenen Anordnungen oder Verboten zuwi-
derhandelt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit 
der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung 
und ist mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

(3) Wer den im § 3 Abs. 1 oder 3, § 12
Abs. 7 zweiter Satz, § 29 Abs. 1, § 31 Abs.
Abs. 1 letzter Satz oder 2, § 43 Abs. 2, 3, 4
§ 47 Abs. 1, § 48, § 49, § 50 Abs. 1 oder 3
bis 3, § 54 Abs. 1, § 55, § 56 Abs. 1, § 57 A
enthaltenen Anordnungen oder Verboten z
nicht den Tatbestand einer in die Zuständi
Handlung bildet, eine Verwaltungsübertre
180 Euro zu bestrafen. Der Versuch ist straf

(4) ... (4) ... 
§ 204. Durch dieses Bundesgesetz werden § 204. Durch dieses Bundesgesetz werd

 1. das Dentistengesetz, BGBl. Nr. 90/1949,  1. das Zahnärztegesetz – ZÄG, BGBl.
 2. bis 8. ...  2. bis 8. .... 
sowie die den gewerberechtlichen Vorschriften unterliegenden Tätigkeiten nicht 
berührt. 

sowie die den gewerberechtlichen Vorschr
berührt. 

§ 209. (1) Zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Ärztegesetzes 1984 be-
stehende Berechtigungen zur Ausübung des ärztlichen Berufes bleiben, soweit 
§ 210 nicht anderes bestimmt, unberührt. Soweit Ärzte für Allgemeinmedizin 
nach dem Ärztegesetz 1984 zahnärztliche Tätigkeiten ausgeübt haben, bleibt die 
Berechtigung zur Ausübung zahnärztlicher Tätigkeiten auch nach Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes unberührt. 

§ 209. (1) Zum Zeitpunkt des Außerk
stehende Berechtigungen zur Ausübung d
§ 210 nicht anderes bestimmt, unberührt. 

(2) ... (2) ... 
§ 210. (1) bis (4) ... § 210. (1) bis (4) ... 
(5) Zum Zeitpunkt vor In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 110/2001 (2. Ärztegesetz-Novelle) bestehende Berechtigungen zur Ausübung 
des ärztlichen Berufes gemäß § 4 Abs. 7 des Ärztegesetzes 1998 in der Fassung 
BGBl. I Nr. 169 sowie des zahnärztlichen Berufes gemäß § 18 Abs. 6 des Ärzte-
gesetzes 1998 in der Fassung BGBl. I Nr. 169 bleiben unberührt. 

(5) Zum Zeitpunkt vor In-Kraft-T
Nr. 110/2001 (2. Ärztegesetz-Novelle) best
des ärztlichen Berufes gemäß § 4 Abs. 7 d
BGBl. I Nr. 169 bleiben unberührt. 

(6) bis (8) ... (6) bis (8) ... 
§ 211. (1) Personen, die zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Ärztege-

setzes 1984 auf Grund einer Bewilligung gemäß § 16b des Ärztegesetzes 1984 
zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes als Facharzt für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde im Rahmen eines Dienstverhältnisses in Krankenan-
stalten berechtigt sind, sind ungeachtet des Mangels des Erfordernisses gemäß 
§ 18 Abs. 3 oder 4 Z 1 nach diesem Zeitpunkt zur selbständigen Berufsausübung 
als Zahnarzt im gesamten Bundesgebiet ohne Befristung und ohne Beschränkung 
auf den in der Bewilligung genannten Dienstort berechtigt. Diese Ärzte sind von 
der Österreichischen Ärztekammer als Zahnärzte in die Ärzteliste gemäß § 27 
einzutragen. 

 

(2) Personen, die  
 1. im Ausland ein Studium der Zahnmedizin, das einer Ausbildung nach 

der Richtlinie 78/687/EWG gleichwertig ist, absolviert haben, 
 

 2. spätestens seit dem 1. Jänner 1996 in Österreich im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses eine zahnärztliche Tätigkeit in einer Krankenanstalt 
ausgeübt haben und 

 

 3. die österreichische Staatsbürgerschaft vor In-Kraft-Treten des Ärztege-
setzes 1998 erworben haben, 
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sind ungeachtet des Mangels des Erfordernisses gemäß § 18 Abs. 3 oder 4 Z 1 
nach diesem Zeitpunkt zur selbstständigen Berufsausübung als Zahnarzt im ge-
samten Bundesgebiet ohne Befristung und ohne Beschränkung auf den Dienstort 
berechtigt. Diese Personen sind von der Österreichischen Ärztekammer als Zahn-
ärzte in die Ärzteliste gemäß § 27 einzutragen. 

 

 Übergangsbestimmungen und In-Kraft
 § 219. (1) Mit 1. Jänner 2006 haben d

die Ärztekammern in den Bundesländern al
31. Dezember 2005 in die Ärzteliste als 
Mund- und Kieferheilkunde eingetragenen A
an die Österreichische Zahnärztekammer zu

 (2) Bis 31. Jänner 2006 haben die Är
Aufzeichnungen und Unterlagen betreffend
die jeweilige Landeszahnärztekammer zu üb

 (3) Ab 1. Jänner 2006 haben Angehör
dungen betreffend Eintragung in die Zahnä
chungen bei der Österreichischen Zahnärzte
gen Landeszahnärztekammer vorzunehmen.

 § 220. (1) Angehörige des zahnärztlich
zember 2005 auch als Arzt für Allgemeinm
arzt oder als Turnusarzt in Ausbildung zum
Facharzt eines Sonderfaches der Heilkunde 
ben unbeschadet der Kammermitgliedscha
kammer weiterhin ordentliche Kammerang
und gehören gemäß § 71 der Kurie der ang
dergelassenen Ärzte an. 

 (2) Für Angehörige des zahnärztlichen 
ber 2005 nicht gemäß Abs. 1 als Arzt in die 
Kammerangehörigkeit zur Ärztekammer zu 

 (3) Für Angehörige des zahnärztlichen 
ber 2005 

  1. auf Grund einer Bewilligung gemä
zur Ausübung des zahnärztlichen B

  2. gemäß § 68 Abs. 5 in der Fassung 
dentliche Kammerangehörige einer 

 sind, erlischt die außerordentliche Kamm
diesem Zeitpunkt. 

 (4) Angehörige des zahnärztlichen Be
2005 gemäß § 68 Abs. 5 in der Fassung d
dentliche Kammerangehörige einer Ärzteka
Personen gemäß Abs. 3, bleiben vorbehaltli
terhin außerordentliche Kammerangehörige 

 (5) Die Österreichische Ärztekammer 
desländern haben bis spätestens 30. Juni 20
Berufs, die nicht mehr Kammerangehörige 
ste zu streichen und ihre Daten, soweit si
fahrtsfonds erforderlich sind, zu löschen. 

 § 221. Die Rechnungsabschlüsse der Ö
Ärztekammern in den Bundesländern für da
gen dieses Bundesgesetzes in der Fassung
zuständigen Organen in der mit Ablauf de
sammensetzung zu beschließen. 

 § 222. (1) Vorbehaltlich des Abs. 2 sc
lauf des 31. Dezember 2005 amtierenden za
Österreichischen Ärztekammer und der Ärz
diesen Funktionen aus. 
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 (2) Die mit Ablauf des 31. Dezember 
glieder der Disziplinarorgane nach diesem 
30. Juni 2006 in diesen Funktionen. 

 § 223. (1) Ab 1. Jänner 2006 bis 31. D
Vollversammlung der Ärztekammern über d
in die Vollversammlung der Zweidrittelmeh

 (2) Allfällige gemäß Abs. 1 beschlosse
zwischen 1. Jänner 2006 und 31. August 20
ren, dass die Funktionsperiode der neu ge
jenem Zeitpunkt endet, zu dem die vorherig

 § 224. Mit 1. Jänner 2006 treten 
  1. die Überschrift zum 1. Abschnitt d

und Abs. 6, § 25, § 27 Abs. 2 und 2
und 8 Z 2, § 33 Abs. 1, 2 und 8 Z 2
und Abs. 5, § 36 Abs. 1, §37 Abs. 3
Abs. 5, § 45 Abs. 2 und 3, § 52a Ab
§ 65 Abs. 3, § 68 Abs. 1 Z 1 und 
schrift, § 80b samt Überschrift, § 
Abs. 3, § 91 Abs. 6 und 10, die Be
§ 96 Abs. 1 und 2, § 96a, § 97, § 9
und 6, § 107 Abs. 2, § 109 Abs. 1
§ 112 Abs. 1, § 113 Abs. 2, 4 und
§ 116a, § 118 Abs. 3 Z 4, 5 und 6
samt Überschrift, § 124 Abs. 2, § 
Abs. 1 Z 2, § 195 Abs. 6f, § 199 A
§ 210 Abs. 5 und die §§ 219 bis 22
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/20

  2. der Entfall des 2. Abschnitts im 1. 
des § 31 Abs. 4 und 5, des § 43 Ab
des 1. Abschnitts im 2. Hauptstück
Z 7, des § 84 Abs. 5, des § 126 Abs

 in Kraft. 
 

 

E n t w u r f  

Bundesgesetz, mit dem das Dentistengesetz aufgehoben sowie das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Rezeptpflichtgesetz, das Krankenanstalten-
Arbeitszeitgesetz, das Ausbildungsvorbehaltsgesetz, das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-
Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz und das 
Bundesgesetz über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig Erwerbstätiger 
geändert werden (Zahnärztereform-Begleitgesetz) 
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Der Nationalrat hat beschlossen: 

Inhaltsverzeichnis 

Artikel 1: Aufhebung des Dentistengesetzes 
Artikel 2: Änderung des Bundesgesetzes über Krankenanstalten und Kuranstalten 
Artikel 3: Änderung des Rezeptpflichtgesetzes 
Artikel 4: Änderung des Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetzes 
Artikel 5: Änderung des Ausbildungsvorbehaltsgesetzes 
Artikel 6: Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
Artikel 7: Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 
Artikel 8: Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 
Artikel 9: Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 
Artikel 10: Änderung des Bundesgesetzes über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig 

Erwerbstätiger 

Artikel 1 
Aufhebung des Dentistengesetzes  

Das Bundesgesetz über den Dentistenberuf (Dentistengesetz – DentG), BGBl. Nr. 90/1949, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. **/2005, wird mit Ablauf des 31. Dezember 2005 aufgeho-
ben. 

Artikel 2 
Änderung des Bundesgesetzes über Krankenanstalten und Kuranstalten 

Das Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten – KAKuG, BGBl. Nr. 1/1957, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 179/2004, wird wie folgt geändert: 

1. (Grundsatzbestimmung) In § 3 Abs. 2 lit. a wird nach dem Wort „Kassenvertragsärzte“ die Wortfolge 
„und Kassenvertragszahnärzte“ eingefügt. 

2. (Grundsatzbestimmung) In § 3 Abs. 5 werden die Wortfolge „der Ärzte bzw. Dentisten“ durch „der 
Ärzte bzw. Zahnärzte und Dentisten“ sowie die Wortfolge „der Österreichischen Dentistenkammer“ 
durch „der Österreichischen Zahnärztekammer“ ersetzt. 

3. (Grundsatzbestimmung) In § 3 Abs. 6 und 7 wird jeweils die Wortfolge „sowie bei Zahnambulatorien 
auch die Österreichische Dentistenkammer“ ersetzt durch „bzw. bei Zahnambulatorien die Österreichi-
sche Zahnärztekammer“. 

4. Nach § 65 Abs. 4a wird folgender Abs. 4b eingefügt: 
„(4b) § 3 Abs. 2 lit. a und Abs. 5 bis 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. **/2005 tritt 

mit 1. Jänner 2006 in Kraft. Die Landesgesetzgebung hat die Ausführungsbestimmungen zu § 3 Abs. 2 lit. 
a und Abs. 6 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. **/2005 binnen sechs Monaten zu 
erlassen.“ 

Artikel 3 
Änderung des Rezeptpflichtgesetzes 

Das Rezeptpflichtgesetz, BGBl. Nr. 413/1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 151/2004, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 erster Satz entfällt. 

2. Dem § 8 wird folgender Abs. 6 angefügt: 
„(6) § 1 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. **/2005 tritt mit 1. Jänner 2006 in 

Kraft.“ 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt122 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



25 

 

Artikel 4 
Änderung des Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetzes 

Das Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz – KA-AZG, BGBl. I Nr. 8/1997, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 146/2003, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 1 Abs. 2 Z 1 wird folgende Z 1a eingefügt: 
 „1a. Angehörige des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenberufs gemäß Zahnärztegesetz, BGBl. I 

Nr. **/2005,“ 

2. In § 3 Abs. 3 lautet der Klammerausdruck: 
„(§ 1 Abs. 2 Z 1 und 1a bzw. Z 2 bis 12)“ 

3. Nach §15 Abs. 2f  wird folgender Abs. 2g eingefügt: 
„(2g) § 1 Abs. 2 Z 1a und § 3 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. **/2005 treten 

mit 1. Jänner 2006 in Kraft.“ 

Artikel 5 
Änderung des Ausbildungsvorbehaltsgesetzes 

Das Ausbildungsvorbehaltsgesetz, BGBl. Nr. 378/1996, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 169/2002, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Z 2 lautet: 
 „2. Bundesgesetz über die Ausübung des zahnärztlichen Berufs (Zahnärztegesetz – ZÄG), BGBl. I 

Nr. **/2005,“ 

2. Nach § 2d wird folgender § 2e eingefügt: 
„§ 2e. § 1 Abs. 1 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. **/2005 tritt mit 1. Jänner 2006 

in Kraft.“ 

Artikel 6 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 71/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 131 Abs. 3 wird nach der Wortfolge „nächsterreichbare Arzt“ die Wortfolge „ , Zahnarzt/die 
nächsterreichbare Zahnärztin“ und nach dem Wort „Vertragsarzt“ die Wortfolge „ , ein Vertragszahn-
arzt/eine Vertragszahnärztin“ eingefügt. 

2. Im § 131a wird nach dem Wort „Vertragsärzte“ die Wortfolge „ , Vertragszahnärz-
te/Vertragszahnärztinnen“ und nach dem Wort „Wahlarztes“ die Wortfolge „ , Wahlzahnarztes/einer 
Wahlzahnärztin“ eingefügt. 

3. Im § 138 Abs. 3 wird die Wortfolge „Mitglieder der Österreichischen Dentistenkammer“ durch die 
Wortfolge „der Österreichischen Zahnärztekammer angehörenden Dentisten/Dentistinnen“ ersetzt. 

4. Im § 153 Abs. 3 entfällt die Wortfolge „nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes, 
BGBl. Nr. 90/1949, auch durch“ und es werden das Wort „Vertragsärzte“ durch die Wortfolge „Vertrags-
zahnärzte/Vertragszahnärztinnen“, das Wort „Wahlärzte“ durch die Wortfolge „Wahlzahnärz-
te/Wahlzahnärztinnen“ sowie das Wort „Vertragsfachärzten“ durch die Wortfolge „Vertragszahnärz-
ten/Vertragszahnärztinnen“ ersetzt. 

5. Im § 338 Abs. 1 wird nach dem Wort „Ärzten“ die Wortfolge „ , Zahnärzten/Zahnärztinnen“ eingefügt. 

6. Im § 339 Abs. 1 wird das Wort „Dentistenkammer“ jeweils durch „Zahnärztekammer“ ersetzt. 

7. Im § 343c Abs. 1 Einleitung wird das Wort „Ärztekammer“ durch „Zahnärztekammer“ ersetzt. 
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8. Im § 343c Abs. 1 Z 2 wird das Wort „Vertragsärzten“ durch die Wortfolge „Vertragszahnärz-
ten/Vertragszahnärztinnen“ ersetzt. 

9. Im § 343c Abs. 2 wird die Wortfolge „Ärzte bzw.“ durch „Zahnärzte/Zahnärztinnen und“ ersetzt. 

10. Nach § 343c wird folgender § 343d samt Überschrift eingefügt: 
„Zahnärzte/Zahnärztinnen 

§ 343d. (1) Auf die Beziehungen zwischen den Trägern der Krankenversicherung und den Angehö-
rigen des zahnärztlichen Berufs nach dem Zahnärztegesetz, BGBl. I Nr. ***/2005, finden die Bestim-
mungen dieses Abschnittes mit der Maßgabe Anwendung, dass an die Stelle der Österreichischen Ärzte-
kammer und der Ärztekammern die Österreichische Zahnärztekammer tritt. 

(2) Im Verfahren nach § 345 haben zwei Beisitzer/Beisitzerinnen der Österreichischen Zahnärzte-
kammer anzugehören, wobei Angehörige und Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen jener Landeszahnärzte-
kammer nach dem Zahnärztekammergesetz, BGBl. I Nr. ***/2005, die dem Gesamtvertrag unterliegt, auf 
dem der streitgegenständliche Einzelvertrag beruht, nicht Beisitzer/Beisitzerin sein dürfen.“ 

11. Im § 349 Abs. 1 wird die Wortfolge „Dentistenkammer in Wien“ durch das Wort „Zahnärztekammer“ 
ersetzt. 

12. Im § 349 Abs. 3 wird nach dem Wort „Ärzten“ die Wortfolge „ , Zahnärzten/Zahnärztinnen“ eingefügt. 

13. Im § 350 Abs. 1 Z 2 lit. a wird nach dem Wort „Vertragsarzt” die Wortfolge „ , einen Vertragszahn-
arzt/eine Vertragszahnärztin“ eingefügt. 

14. Im § 350 Abs. 1 Z 2 lit. b wird die Wortfolge „Arzt, der“ durch die Wortfolge „Arzt/eine ermächtigte 
Ärztin oder einen ermächtigten Zahnarzt/eine ermächtigte Zahnärztin, der/die” ersetzt.  

15. Im § 350 Abs. 2 wird nach dem Wort „Wahlärzte“ die Wortfolge „ , Wahlzahnärz-
te/Wahlzahnärztinnen“ und nach dem Wort „Vertragsärzten“ die Wortfolge „ , Vertragszahnärz-
ten/Vertragszahnärztinnen“ eingefügt. 

16. Im § 350 Abs. 3 wird die Wortfolge „(von der) verordnenden Arzt (Ärztin)“ durch die Wortfolge „ver-
ordnenden Arzt (Zahnarzt)/von der verordnenden Ärztin (Zahnärztin)“ ersetzt. 

17. Nach § 624 wird folgender § 625 samt Überschrift angefügt: 
„Schlussbestimmungen zu Art. 9 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/2005 

§ 625. (1) Die §§ 131 Abs. 3, 131a, 138 Abs. 3, 153 Abs. 3, 338 Abs. 1, 339 Abs. 1, 343c Abs. 1 Z 2 
und Abs. 2, 343d samt Überschrift, 349 Abs. 1 und 3, 350 Abs. 1 Z 2 lit. a und b sowie Abs. 2 und 3 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 

(2) Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes anhängige Verfahren nach §§ 344 bis 
346, die Angehörige des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenberufs (§ 351) betreffen, sind nach der 
vor diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage abzuschließen.“ 

Artikel 7 
Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 71/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 92 Abs. 2 Schlussteil wird nach der Wortfolge „ von Ärzten“ die Wortfolge „ , Zahnärz-
ten/Zahnärztinnen“ eingefügt. 

2. Im § 94 Abs. 2 wird das Wort „Ärzte“ durch die Wortfolge „Zahnärzte/Zahnärztinnen“ ersetzt und 
entfällt die Wortfolge “nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes, BGBl. Nr. 90/1949, auch durch“. 

3. Im § 193 erster Satz wird nach dem Wort „Ärzten“ die Wortfolge „ , Zahnärzten/Zahnärztinnen“ einge-
fügt. 

4. Nach § 193 Z 2 wird folgende Z 2a eingefügt: 
 „2a. die Beziehungen des Versicherungsträgers zu den freiberuflich tätigen Zahnärzten/Zahnärztinnen 

und Gruppenpraxen durch einen Gesamtvertrag geregelt werden, der für den Versicherungsträger 
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durch den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger mit der Österreichischen 
Zahnärztekammer abzuschließen ist und der Zustimmung des Versicherungsträgers bedarf;“ 

5. Nach § 310 wird folgender § 311 angefügt: 
„Schlussbestimmungen zu Art. 10 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/2005 

§ 311. Die §§ 92 Abs. 2, 94 Abs. 2 und 193 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. ***/2005 treten mit 1.Jänner 2006 in Kraft.“ 

Artikel 8 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 71/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 80 Abs. 2 dritter Satz wird nach dem Wort „Ärzte“ die Wortfolge „ , Zahnärzte/Zahnärztinnen“ 
eingefügt. 

2. Im § 88 Abs. 1 zweiter Satz wird das Wort „bzw.“ durch die Wortfolge „ , Wahlzahnärz-
te/Wahlzahnärztinnen und“ ersetzt. 

3. Im § 95 Abs. 2 werden das Wort „Vertragsärzte“ durch die Wortfolge „Vertragszahnärz-
te/Vertragszahnärztinnen“ sowie das Wort „Wahlärzte“ durch die Wortfolge „Wahlzahnärz-
te/Wahlzahnärztinnen“ ersetzt. 

4. Im § 95 Abs. 4 wird das Wort „Vertragsärzten“ durch die Wortfolge „Vertragszahnärz-
ten/Vertragszahnärztinnen“ ersetzt. 

5. Im § 181 erster Satz wird nach dem Wort „Ärzten“ die Wortfolge „ , Zahnärzten/Zahnärztinnen“ einge-
fügt. 

6. Nach § 181 Z 1 wird folgende Z 1a eingefügt: 
 „1a. für die Beziehungen des Versicherungsträgers zu den freiberuflich tätigen Zahnärz-

ten/Zahnärztinnen und zu den Gruppenpraxen die zwischen dem Hauptverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger namens der Gebietskrankenkassen (§ 26 Abs. 1 Z 1 ASVG) und 
der Österreichischen Zahnärztekammer geltenden Gesamtverträge bindend sind und der Versi-
cherungsträger kraft Gesetzes jeweils Vertragspartei ist;“ 

7. Nach § 299 wird folgender § 300 samt Überschrift angefügt: 
„Schlussbestimmungen zu Art. 12 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/2005 

§ 300. Die §§ 80 Abs. 2, 88 Abs. 1, 95 Abs. 2 und 4 sowie § 181 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. ***/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.“ 

Artikel 9 
Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 

Das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 60 erster Satz wird nach dem Wort „Vertragsärzte“ die Wortfolge „ , Vertragszahnärz-
te/Vertragszahnärztinnen“ und nach dem Wort „Wahlarztes“ die Wortfolge „ , eines Wahlzahnarztes/einer 
Wahlzahnärztin“ eingefügt. 

2. Im § 69 Abs. 3 werden das Wort „Vertragsärzte“ durch die Wortfolge „Vertragszahnärz-
te/Vertragszahnärztinnen“, das Wort „Wahlärzte“ durch die Wortfolge „Wahlzahnärz-
te/Wahlzahnärztinnen“ und das Wort „Vertragsfachärzten“ durch die Wortfolge „Vertragszahnärz-
ten/Vertragszahnärztinnen“ ersetzt. 

3. Im § 69 Abs. 4 wird das Wort „Vertragsarzt“ durch die Wortfolge „Vertragszahn-
arzt/Vertragszahnärztin“ ersetzt. 
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4. Im § 128 wird nach der Wortfolge „zu den Ärzten“ die Wortfolge „ , Zahnärzten/Zahnärztinnen“ einge-
fügt. 

5. Nach § 213 wird folgender § 214 samt Überschrift angefügt: 
„Schlussbestimmungen zu Art. 13 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/2005 

§ 214. Die §§ 60,  69 Abs. 3 und 4 sowie § 128 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. ***/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.“ 

Artikel 10 
Änderung des Bundesgesetzes über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig Er-

werbstätiger 

Das Bundesgesetz über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig Erwerbstätiger, BGBl. 
Nr. 624/1978, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. **/2005, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 erster Satz lautet: 
„(2) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche Personen handelt, in der 

Unfall- und Pensionsversicherung der in der gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen pflicht-
versichert: 
 1. die ordentlichen Kammerangehörigen einer Ärztekammer, wenn sie freiberuflich tätig und nicht 

als Wohnsitzärzte (§ 47 des Ärztegesetzes 1998, BGBl. I Nr. 169) in die Ärzteliste eingetragen 
sind; 

 2. die Mitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer, ausgenommen Angehörige des Dentisten-
berufs, wenn sie freiberuflich tätig und nicht als Wohnsitzzahnärzte (§ 29 des Zahnärztegesetzes, 
BGBl. I Nr. ***/2005) in die Zahnärzteliste eingetragen sind.“ 

2. Im § 5 Z 1 wird nach dem Wort „Ärztekammer“ die Wortfolge „oder der Österreichischen Zahnärzte-
kammer“ eingefügt. 

3. Im § 17 Abs. 2 wird nach dem Wort „Ärzte,“ die Wortfolge „die Österreichische Zahnärztekammer nur 
ein Verzeichnis der freiberuflich tätigen Zahnärzte“ eingefügt. 

4. Nach § 21h wird folgender § 21i samt Überschrift eingefügt: 
„Schlussbestimmung zu Art. 11 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/2005 

§ 21i. Die §§ 2 Abs. 2, 5 Z 1 und 17 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. ***/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.“ 
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Vorblatt 
Problem: 
Die Schaffung eines vom Ärztegesetz 1998 getrennten Berufsgesetzes für Angehörige des zahnärztlichen 
Berufs und des Dentistenberufs (Zahnärztegesetz – ZÄG) sowie die Errichtung einer von den Ärztekam-
mern getrennten Standesvertretung für Angehörige des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenberufs, 
die unter anderem Rechtsnachfolger der Österreichischen Dentistenkammer (ÖDK) ist (Zahnärztekam-
mergesetz – ZÄKG) bedingen entsprechende sprachliche und inhaltliche Begleitmaßnahmen in einigen 
Bundesgesetzen des Gesundheits- und Sozialversicherungsrechts. 
Inhalt: 
Das Zahnärztereform-Begleitgesetz beinhaltet die Aufhebung des Dentistengesetzes sowie die sprachliche 
und inhaltliche Anpassung von einigen Bundesgesetzen im Gesundheitswesen sowie der Sozialversiche-
rungsgesetze. 
Alternativen: 
Keine. 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Keine. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Keine. 
Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union:  
Keines. 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Keine. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Die Schaffung eines vom Ärztegesetz 1998 getrennten Berufsgesetzes für Angehörige des zahnärztlichen 
Berufs und des Dentistenberufs (Zahnärztegesetz – ZÄG) sowie die Errichtung einer von den Ärztekam-
mern getrennten Standesvertretung für Angehörige des zahnärztlichen Berufs und des Dentistenberufs, 
die unter anderem Rechtsnachfolger der Österreichischen Dentistenkammer (ÖDK) ist (Zahnärztekam-
mergesetz – ZÄKG) bedingen entsprechende sprachliche und inhaltliche Begleitmaßnahmen in einigen 
Bundesgesetzen des Gesundheits- und Sozialversicherungsrechts. 
Das Zahnärztereform-Begleitgesetz beinhaltet die Aufhebung des Dentistengesetzes sowie die sprachliche 
und inhaltliche Anpassung des Bundesgesetzes über Krankenanstalten und Kuranstalten, des Rezept-
pflichtgesetzes, das Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetzes, des Ausbildungsvorbehaltsgesetzes, des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes, des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes, des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes, des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes und des Bundesge-
setzes über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig Erwerbstätiger. 
Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das vorliegende Bundesgesetz auf Artikel 10 Abs. 1 Z 12 B-
VG („Gesundheitswesen“) sowie Artikel 10 Abs. 1 Z 11 B-VG („Arbeitsrecht, soweit es nicht unter Arti-
kel 12 fällt; Sozial- und Vertragsversicherungswesen“). 

Besonderer Teil 
Zu Artikel 1: 
Da das bisher im Dentistengesetz geregelte Berufs- und Standesrecht des Dentistenberufs nunmehr im 
Zahnärztegesetz bzw. Zahnärztekammergesetz beinhaltet ist, wird das Dentistengesetz mit In-Kraft-
Treten dieser Bundesgesetze außer Kraft gesetzt. 
Zu Artikel 2 bis 5:  
Im Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, im Rezeptpflichtgesetz, im Krankenanstalten-
Arbeitszeitgesetz und im Ausbildungsvorbehaltsgesetz erfolgen die erforderlichen Adaptierungen an die 
neuen Rechtsgrundlagen des zahnärztlichen Berufs- und Kammerrechts. 
Zu Artikel 6 Z 1, 2, 13 bis 16, Artikel 7 Z 1, Artikel 8 Z 1 und 2 sowie Artikel 9 Z 1 (§§ 131 Abs. 3, 
131a und 350 Abs. 1 Z 2 lit. a und b sowie Abs. 2 und 3 ASVG, § 92 Abs. 2 GSVG, §§ 80 Abs. 2 und 
88 Abs. 1 BSVG sowie § 60 B-KUVG): 
Entsprechend der im Zahnärztegesetz vorgesehenen Berufsbezeichnungen werden die Bestimmungen im 
ASVG und in den Sondergesetzen angepasst. 
Zu Artikel 6 Z 3 (§ 138 Abs. 3 ASVG): 
Für die weiterhin nach dem ASVG in der Kranken- und Unfallversicherung pflichtversicherten Dentisten 
und Dentistinnen (Ausnahme aus dem GSVG nach § 273 Abs. 6 GSVG) ist die Meldepflicht bei Eintritt 
des Versicherungsfalles der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit auch während der Angehörigkeit zur 
Österreichischen Zahnärztekammer beizubehalten. 
Zu Artikel 6 Z 4, Artikel 7 Z 2, Artikel 8 Z 3 und 4 sowie Artikel 9 Z 2 und 3 (§ 153 Abs. 3 ASVG, 
§ 94 Abs. 2 GSVG, § 95 Abs. 2 und 4 BSVG sowie § 69 Abs. 3 und 4 B-KUVG): 
Da das Dentistengesetz, BGBl. Nr. 90/1949, mit Ablauf des 31. Dezember 2005 aufgehoben wird, haben 
die Verweise auf das Dentistengesetz zu entfallen. 
Entsprechend den nach dem Zahnärztegesetz vorgesehenen Berufsbezeichnungen werden die zentralen 
leistungsrechtlichen Bestimmungen für Zahnbehandlung und Zahnersatz im ASVG und in den Sonderge-
setzen angepasst. 
Zu Artikel 6 Z 5, 7 bis 9, 10, 12 und 17 (§§ 338 Abs. 1, 343c, 343d samt Überschrift, 349 Abs. 3 und 
624 Abs. 2 ASVG): 
Die Trennung der ärztlichen Gesundheitspartner/Gesundheitspartnerinnen in Ärzte/Ärztinnen und Zahn-
ärzte/Zahnärztinnen wird in den Bestimmungen des ASVG über die Beziehungen der Sozialversicherung 
zu den Ärzten/Ärztinnen nachvollzogen. Die Bestimmungen des Abschnittes II des Sechsten Teiles des 
ASVG finden auf die Zahnärzte/Zahnärztinnen Anwendung. Die Teilrechtsnachfolge der Österreichi-
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schen Zahnärztekammer in bestehende Rechte und Pflichten der Österreichischen Ärztekammer sowie der 
Landesärztekammern ist im Zahnärztekammergesetz abschließend geregelt. Soweit nach dem ASVG die 
Beziehungen zwischen den Krankenversicherungsträgern und den Zahnärzte/Zahnärztinnen betroffen 
sind, wird die Zuständigkeit der Österreichischen Zahnärztekammer vorgesehen. 
Die Österreichische Zahnärztekammer ist jeweils Vertragspartei der Gesamtverträge für die Zahnärz-
te/Zahnärztinnen. Eine Bestellung von Beisitzern in entsprechender Anwendung des § 345 Abs. 1 ASVG 
wäre demnach nicht möglich. Im § 343d Abs. 2 ASVG wird daher ausdrücklich klargestellt, dass für die 
Bestellung der Beisitzer von Seiten der Österreichischen Zahnärztekammer auf die Zuordnung zu den 
Landeszahnärztekammern nach dem Zahnärztekammergesetz abzustellen ist. 
Die Übergangsbestimmung des § 624 Abs. 2 ASVG soll den Eintritt gesetzwidriger Zusammensetzungen 
der Kommissionen in zum 1. Jänner 2006 bereits anhängigen Verfahren verhindern. Diese Verfahren 
sollen ohne verfahrensrechtliche Änderungen weitergeführt und abgeschlossen werden. 
Zu Artikel 6 Z 6 und 11 (§§ 339 Abs. 1 und 349 Abs. 1 ASVG): 
Die bislang der Österreichischen Dentistenkammer obliegenden Mitwirkungsrechte in Zusammenhang 
mit der Errichtung, Erwerbung oder Erweiterung von Ambulatorien durch die Träger der Krankenversi-
cherung kommen künftig der Österreichischen Zahnärztekammer zu. Entsprechendes gilt für den Ab-
schluss von Gesamtverträgen. Die Rechtsnachfolge der Österreichischen Zahnärztekammer in bestehende 
Rechte und Pflichten der Österreichischen Dentistenkammer ist durch das Zahnärztekammergesetz ab-
schließend geregelt. 
Zu Artikel 7 Z 3 und 4, Artikel 8 Z 5 und 6 sowie Artikel 9 Z 4 (§ 193 GSVG, § 181 BSVG und 
§ 128 B-KUVG): 
Auf die Beziehungen zwischen den Ärzten/Ärztinnen und der Sozialversicherungsanstalt der gewerbli-
chen Wirtschaft, der Sozialversicherungsanstalt der Bauern sowie der Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter sind jeweils die Bestimmungen des Sechsten Teiles des ASVG anzuwenden. In den Ver-
weisnormen der Sondergesetze ist die im ASVG vorzunehmende Trennung in Ärzte/Ärztinnen und Zahn-
ärzte/Zahnärztinnen ebenfalls – unter Berücksichtigung der jeweiligen Besonderheiten – nachzuvollzie-
hen. 
Dabei wird für die Sozialversicherungsanstalt der Bauern als sogenannte „§ 2 – Kasse“ ausdrücklich 
klargestellt, dass sie künftig abgeschlossenen Gesamtverträgen der Österreichischen Zahnärztekammer 
mit dem Hauptverband für eine Gebietskrankenkasse unterliegt. 
Zu Artikel 10 (Bundesgesetz über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig Erwerbstätiger) 
Es erfolgt die Klarstellung, dass Angehörige des zahnärztlichen Berufs weiterhin unter die Bestimmungen 
des Bundesgesetzes über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig Erwerbstätiger fallen. Da auch 
für die Angehörigen des Dentistenberufs keine Änderung ihrer pensionsrechtlichen Grundlagen erfolgen 
soll, werden diese aus der gegenständlichen Regelung ausgenommen und bleiben damit wie bisher nach 
den Regelungen des GSVG versichert. 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 129 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



 

 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlage

Artikel 2 
Änderung des Bundesgesetzes über Krankenanstalten und Kuranstalten

§ 3. (1) ... § 3. (1) ... 
(2) Die Bewilligung zur Errichtung einer Krankenanstalt im Sinne des Abs. 1 

darf nur erteilt werden, wenn insbesondere 
(2) Die Bewilligung zur Errichtung ein

darf nur erteilt werden, wenn insbesondere
 a) nach dem angegebenen Anstaltszweck und dem in Aussicht genommenen 

Leistungsangebot sowohl nach dem jeweiligen Landeskrankenanstalten-
plan als auch im Hinblick auf das bereits bestehende Versorgungsangebot 
öffentlicher, privater gemeinnütziger und sonstiger Krankenanstalten mit 
Kassenverträgen sowie bei der Errichtung einer Krankenanstalt in der 
Betriebsform eines selbstständigen Ambulatoriums auch im Hinblick auf 
das Versorgungsangebot durch Ambulanzen der genannten Krankenan-
stalten und niedergelassene Kassenvertragsärzte, kasseneigene Einrich-
tungen und Vertragseinrichtungen der Kassen, bei Zahnambulatorien 
auch im Hinblick auf niedergelassene Dentisten mit Kassenvertrag, ein 
Bedarf gegeben ist; 

 a) nach dem angegebenen Anstaltszw
Leistungsangebot sowohl nach de
plan als auch im Hinblick auf das 
öffentlicher, privater gemeinnützig
Kassenverträgen sowie bei der Err
triebsform eines selbstständigen A
Versorgungsangebot durch Ambul
und niedergelassene Kassenvertra
kasseneigene Einrichtungen und 
Zahnambulatorien auch im Hinbl
Kassenvertrag, ein Bedarf gegeben

 b) bis d) ...  b) bis d) ... 
(2a) bis (4) ... (2a) bis (4) ... 
(5) Ist der Rechtsträger der Krankenanstalt ein Krankenversicherungsträger, 

so bedarf es lediglich bei Ambulatorien einer Bewilligung zur Errichtung; diese 
ist zu erteilen, wenn ein Einvernehmen zwischen dem Krankenversicherungsträ-
ger und der zuständigen öffentlich-rechtlichen Interessenvertretung der Ärzte 
bzw. Dentisten oder zwischen dem Hauptverband der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger und der Österreichischen Ärztekammer bzw. der Österreichi-
schen Dentistenkammer vorliegt (§ 339 ASVG). Liegt kein Einvernehmen vor, ist 
die Bewilligung zur Errichtung zu erteilen, wenn der Bedarf durch die Landesre-
gierung festgestellt ist. Der erste und zweite Satz gelten auch dann, wenn der 
Krankenversicherungsträger Dritte mit dem Betrieb eines Ambulatoriums betraut. 
Die beabsichtigte Errichtung einer allgemeinen Krankenanstalt durch einen Sozi-
alversicherungsträger ist der Landesregierung anzuzeigen. Die Bewilligung zum 
Betriebe der Krankenanstalt eines Sozialversicherungsträgers ist zu erteilen, wenn 
die Voraussetzungen des Abs. 4 lit. b, c und d gegeben sind. 

(5) Ist der Rechtsträger der Krankena
so bedarf es lediglich bei Ambulatorien ein
zu erteilen, wenn ein Einvernehmen zwis
und der zuständigen öffentlich-rechtlichen
Zahnärzte und Dentisten oder zwischen d
Sozialversicherungsträger und der Österrei
reichischen Zahnärztekammer vorliegt (§ 
vor, ist die Bewilligung zur Errichtung zu e
desregierung festgestellt ist. Der erste und 
Krankenversicherungsträger Dritte mit dem
Die beabsichtigte Errichtung einer allgemei
versicherungsträger ist der Landesregieru
Betriebe der Krankenanstalt eines Sozialve
die Voraussetzungen des Abs. 4 lit. b, c und

(6) Weiters hat die Landesgesetzgebung vorzusehen, daß in Verfahren zur 
Erteilung der Bewilligung zur Errichtung einer Krankenanstalt die gesetzliche 
Interessenvertretung privater Krankenanstalten und betroffene Sozialversiche-
rungsträger, bei selbständigen Ambulatorien auch die zuständige Ärztekammer, 
sowie bei Zahnambulatorien auch die Österreichische Dentistenkammer, hinsicht-
lich des nach § 3 Abs. 2 lit. a zu prüfenden Bedarfes Parteistellung im Sinne des § 
8 AVG und das Recht der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG haben. 

(6) Weiters hat die Landesgesetzgebun
teilung der Bewilligung zur Errichtung ein
essenvertretung privater Krankenanstalten 
ger, bei selbständigen Ambulatorien auch 
Zahnambulatorien die Österreichische Zahn
Abs. 2 lit. a zu prüfenden Bedarfes Parteis
Recht der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs

(7) Im behördlichen Verfahren wegen Genehmigung der Errichtung von 
Ambulatorien eines Krankenversicherungsträgers haben die zuständige Ärzte-
kammer und bei Zahnambulatorien auch die Österreichische Dentistenkammer 
Parteistellung im Sinne des § 8 AVG und das Recht der Beschwerde gemäß Art. 
131 Abs. 2 B-VG, wenn 

(7) Im behördlichen Verfahren wegen
bulatorien eines Krankenversicherungsträg
bzw. bei Zahnambulatorien die Österreichis
Sinne des § 8 AVG und das Recht der Bes
wenn 

 a) bis c) ...  a) bis c) ... 
(8) ... (8) ... 
§ 65. (1) bis (4a) ... § 65. (1) bis (4a) ... 
 (4b) § 3 Abs. 2 lit. a und Abs. 5 bis

BGBl. I Nr. **/2005 tritt mit 1. Jänner 200
die Ausführungsbestimmungen zu § 3 Abs.
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. **/2005 bi
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(5) und (6) ... (5) und (6) ... 

Artikel 3 
Änderung des Rezeptpflichtgesetzes 

§ 1. (1) ... § 1. (1) ... 
(2) An Dentisten dürfen Arzneimittel über deren eigene Verschreibung in-

soweit abgegeben werden, als sie gemäß § 2 lit. c des Dentistengesetzes, BGBl. 
Nr. 90/1949, zur Verschreibung solcher Arzneimittel berechtigt sind. An He-
bammen dürfen solche Arzneimittel abgegeben werden, zu deren Bezug sie auf 
Grund einer Anforderung gemäß § 5 Abs. 5 Hebammengesetz, BGBl. Nr. 
310/1994, berechtigt sind. 

(2) An Hebammen dürfen solche Arz
Bezug sie auf Grund einer Anforderung 
BGBl. Nr. 310/1994, berechtigt sind. 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 
§ 8. (1) bis (5) ... § 8. (1) bis (5) ... 
 (6) § 1 Abs. 2 in der Fassung des Bu

mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 

Artikel 4 
Änderung des Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetzes 

§ 1. (1) ... § 1. (1) ... 
(2) Als Angehörige von Gesundheitsberufen im Sinne dieses Bundesgesetzes 

gelten 
(2) Als Angehörige von Gesundheitsb

gelten 
 1. Ärzte/Ärztinnen gemäß Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169,  1. Ärzte/Ärztinnen gemäß Ärztegeset

  1a. Angehörige des zahnärztlichen B
Zahnärztegesetz, BGBl. I Nr. **/20

 2. bis 12. ...  2. bis 12. ... 
(3) und (4) ... (3) und (4) ... 
§ 3. (1) und (2) ... § 3. (1) und (2) ... 
(3) Im Rahmen seiner Mitwirkungsbefugnis bei der Arbeitszeitgestaltung hat 

das jeweils zuständige betriebliche Vertretungsorgan das Einvernehmen mit Ver-
treter/innen der betroffenen Dienstnehmer/innen (§ 1 Abs. 2 Z 1 bzw. Z 2 bis 12), 
die den Verhandlungen beizuziehen sind, herzustellen. 

(3) Im Rahmen seiner Mitwirkungsbe
das jeweils zuständige betriebliche Vertret
treter/innen der betroffenen Dienstnehmer/
bis 12), die den Verhandlungen beizuziehen

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 
§ 15. (1) bis (2f) ... § 15. (1) bis (2f) ... 
 (2g) § 1 Abs. 2 Z 1a und § 3 Abs. 3 in

I Nr. **/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in K
(3) ... (3) ... 

Artikel 5 
Änderung des Ausbildungsvorbehaltsgesetzes 

§ 1. (1) Die Ausbildung zu Tätigkeiten, die durch das § 1. (1) Die Ausbildung zu Tätigkeiten
 1. Bundesgesetz über die Ausübung des ärztlichen Berufes und die  

Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998), BGBl. I 
Nr. 169/1998, 

 1. Bundesgesetz über die Ausübung d
desvertretung der Ärzte (Ärzteges
169/1998, 

 2. Bundesgesetz betreffend die Regelung des Dentistenberufes (Dentisten-
gesetz), BGBl. Nr. 90/1949, 

 2. Bundesgesetz über die Ausübung d
setz – ZÄG), BGBl. I Nr. **/2005,

 3. bis 12. ...  3. bis 12. ... 
jeweils in der geltenden Fassung, geregelt sind, obliegt ausschließlich den nach 
diesen Bundesgesetzen dafür vorgesehenen Einrichtungen. Das Anbieten oder 
Vermitteln solcher Ausbildungen durch andere Personen oder Einrichtungen ist 
verboten. 

jeweils in der geltenden Fassung, geregel
diesen Bundesgesetzen dafür vorgesehen
Vermitteln solcher Ausbildungen durch a
verboten. 

(2) ... (2) ... 

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 131 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



34 

 

 § 2e. § 1 Abs. 1 Z 2 in der Fassung d
tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 

Artikel 6 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Erstattung von Kosten der Krankenbehandlung Erstattung von Kosten de
§ 131. (1) und (2) ... § 131. (1) und (2) ... 
(3) Bei im Inland eingetretenen Unfällen, plötzlichen Erkrankungen und ähn-

lichen Ereignissen kann der nächsterreichbare Arzt (Dentist) oder die nächster-
reichbare Gruppenpraxis, erforderlichenfalls auch die nächsterreichbare Kranken-
anstalt in Anspruch genommen werden, falls ein Vertragsarzt (Vertragsdentist), 
eine Vertrags-Gruppenpraxis, eine Vertragskrankenanstalt oder eine eigene Ein-
richtung des Versicherungsträgers für die ärztliche Hilfe (Anstaltspflege) nicht 
rechtzeitig die notwendige Hilfe leisten kann. Der Versicherungsträger hat in 
solchen Fällen für die dem Versicherten tatsächlich erwachsenen Kosten (Arztko-
sten, Heilmittelkosten, Kosten der Anstaltspflege und Transportkosten) den in der 
Satzung festgesetzten Ersatz zu leisten. Darüber hinaus können nach Maßgabe der 
Satzung auch die notwendigen Reise(Fahrt)kosten übernommen werden. Für die 
weitere Behandlung ist, sofern der Versicherte nicht eine anderweitige Kranken-
behandlung im Sinne des Abs. 1 in Anspruch nimmt, so bald wie möglich ein 
Vertragspartner (§ 338) oder eine eigene Einrichtung (Vertragseinrichtung) des 
Versicherungsträgers heranzuziehen, wenn der Zustand des Erkrankten (Verletz-
ten) dies ohne Gefahr einer Verschlimmerung zuläßt. 

(3) Bei im Inland eingetretenen Unfäl
lichen Ereignissen kann der nächsterreichba
Zahnärztin (Dentist) oder die nächsterreich
auch die nächsterreichbare Krankenanstalt
ein Vertragsarzt, ein Vertragszahnarzt/ein
eine Vertrags-Gruppenpraxis, eine Vertrag
richtung des Versicherungsträgers für die
rechtzeitig die notwendige Hilfe leisten ka
chen Fällen für die dem Versicherten tatsäc
Heilmittelkosten, Kosten der Anstaltspfleg
zung festgesetzten Ersatz zu leisten. Darü
Satzung auch die notwendigen Reise(Fahr
weitere Behandlung ist, sofern der Versiche
handlung im Sinne des Abs. 1 in Anspruch
tragspartner (§ 338) oder eine eigene Einri
cherungsträgers heranzuziehen, wenn der Z
ohne Gefahr einer Verschlimmerung zuläßt

(4) bis (6) ... (4) bis (6) ... 
Kostenerstattung bei Fehlen vertraglicher Regelungen mit den Ärzten (Denti-

sten) oder mit den Gruppenpraxen 
Kostenerstattung bei Fehlen vertraglich

sten) oder mit den 
§ 131a. Stehen Vertragsärzte (Vertragsdentisten) oder Vertrags-

Gruppenpraxen infolge des Fehlens einer Regelung durch Verträge (§ 338) nicht 
zur Verfügung, so hat der Versicherungsträger dem Versicherten für die außerhalb 
einer eigenen Einrichtung in Anspruch genommene Behandlung (den Zahnersatz) 
die Kostenerstattung in der Höhe des Betrages zu leisten, der vor Eintritt des ver-
tragslosen Zustandes bei Inanspruchnahme eines Wahlarztes (Wahldentisten) oder 
einer Wahl-Gruppenpraxis zu leisten gewesen wäre. Der Versicherungsträger kann 
diese Kostenerstattung durch die Satzung unter Bedachtnahme auf seine finanziel-
le Leistungsfähigkeit und das wirtschaftliche Bedürfnis der Versicherten erhöhen. 

§ 131a. Stehen Vertragsärzte, V
(Vertragsdentisten) oder Vertrags-Gruppen
lung durch Verträge (§ 338) nicht zur Ver
dem Versicherten für die außerhalb einer
nommene Behandlung (den Zahnersatz) 
Betrages zu leisten, der vor Eintritt des v
nahme eines Wahlarztes, Wahlzahnarztes
oder einer Wahl-Gruppenpraxis zu leisten 
kann diese Kostenerstattung durch die S
finanzielle Leistungsfähigkeit und das wir
erhöhen.  

Anspruchsberechtigung Anspruchsbe
§ 138. (1) und (2) ... § 138. (1) und (2) ... 
(3) Nach Abs. 1 Anspruchsberechtigte, die Pflichtmitglieder der Tierärzte-

kammern und die Mitglieder der Österreichischen Dentistenkammer haben den 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit dem Versicherungsträger inner-
halb einer Woche zu melden. Die Meldung der Arbeitsunfähigkeit durch den be-
handelnden Arzt oder durch eine Krankenanstalt ist der Meldung durch den An-
spruchsberechtigten gleichzuhalten. 

(3) Nach Abs. 1 Anspruchsberechtig
kammern und die der Österreichischen Z
sten/Dentistinnen haben den Beginn der A
Versicherungsträger innerhalb einer Woch
unfähigkeit durch den behandelnden Arzt
Meldung durch den Anspruchsberechtigten

Zahnbehandlung und Zahnersatz Zahnbehandlung u
§ 153. (1) und (2) ... § 153. (1) und (2) ... 
(3) Zahnbehandlung und Zahnersatz werden als Sachleistungen durch Ver-

tragsärzte oder Vertrags-Gruppenpraxen, Wahlärzte oder Wahl-Gruppenpraxen 
(§ 131 Abs. 1), nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes, 
BGBl. Nr. 90/1949, auch durch Vertragsdentisten, Wahldentisten (§ 131 Abs. 1), 
in eigens hiefür ausgestatteten Einrichtungen (Ambulatorien) der Versicherungs-
träger (des Hauptverbandes) oder in Vertragseinrichtungen gewährt. Für die Zahn-
behandlung gilt hiebei § 135 Abs. 2 entsprechend. Insoweit Zuzahlungen zu den 

(3) Zahnbehandlung und Zahnersatz 
tragszahnärzte/Vertragszahnärztinnen ode
ärzte/Wahlzahnärztinnen oder Wahl-Grupp
tisten, Wahldentisten (§ 131 Abs. 1), in eig
(Ambulatorien) der Versicherungsträger 
tragseinrichtungen gewährt. Für die Zah
entsprechend. Insoweit Zuzahlungen zu de
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Leistungen der Zahnbehandlung und des Zahnersatzes vorgesehen sind, müssen 
diese in den Zahnambulatorien und bei den freiberuflich tätigen Vertragsfachärz-
ten und Vertragsdentisten sowie bei den Vertrags-Gruppenpraxen gleich hoch 
sein. In gesamtvertraglichen Vereinbarungen (§§ 341, 343c Abs. 1 Z 1) nicht vor-
gesehene Leistungen dürfen in den Zahnambulatorien nicht erbracht werden; in 
den Zahnambulatorien dürfen aber jedenfalls jene Leistungen erbracht werden, die 
Gegenstand des letztgültigen Vertrages gemäß §  341 bzw. § 343c Abs. 1 Z 1 sind 
oder waren. 

des Zahnersatzes vorgesehen sind, müssen
den freiberuflich tätigen Vertragszahnärzte
dentisten sowie bei den Vertrags-Gruppen
traglichen Vereinbarungen (§§ 341, 343c 
gen dürfen in den Zahnambulatorien nicht 
rien dürfen aber jedenfalls jene Leistunge
letztgültigen Vertrages gemäß § 341 bzw. 

(4) bis (5) ... (4) bis (5) ... 
Regelung durch Verträge Regelung durc

§ 338. (1) Die Beziehungen der Träger der Sozialversicherung (des Haupt-
verbandes) zu den freiberuflich tätigen Ärzten, Gruppenpraxen nach den §§ 52a 
und 52b des Ärztegesetzes 1998, Dentisten, Hebammen, Apothekern, freiberuflich 
tätigen klinischen Psychologen, freiberuflich tätigen Psychotherapeuten, freiberuf-
lich tätigen Heilmasseuren, Pflegepersonen, die medizinische Hauskrankenpflege 
gemäß § 151 erbringen, und anderen Vertragspartnern werden durch privatrechtli-
che Verträge nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen geregelt. Diese Verträ-
ge bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der schriftlichen Form. 

§ 338. (1) Die Beziehungen der Träg
verbandes) zu den freiberuflich tätigen Är
penpraxen nach den §§ 52a und 52b des Ä
men, Apothekern, freiberuflich tätigen kli
gen Psychotherapeuten, freiberuflich tätig
medizinische Hauskrankenpflege gemäß §
partnern werden durch privatrechtliche V
Bestimmungen geregelt. Diese Verträge 
schriftlichen Form. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
Errichtung, Erwerbung oder Erweiterung von Ambulatorien durch die Trä-

ger der Krankenversicherung 
Errichtung, Erwerbung oder Erweiteru

ger der Kranken
§ 339. (1) Vor der beabsichtigten Errichtung, Erwerbung oder Erweiterung 

von Ambulatorien (§ 2 Abs. 1 Z. 7 des Krankenanstaltengesetzes) haben die Trä-
ger der Krankenversicherung das Einvernehmen mit der in Betracht kommenden 
örtlich zuständigen Ärztekammer bzw. der Österreichischen Dentistenkammer 
herzustellen. Kommt ein Einvernehmen innerhalb von drei Monaten nach der 
diesbezüglichen Anzeige des Krankenversicherungsträgers nicht zustande, so ist 
über Ersuchen des Krankenversicherungsträgers oder der zuständigen gesetzlichen 
beruflichen Vertretung innerhalb weiterer drei Monate der Versuch zu unterneh-
men, das Einvernehmen zwischen dem Hauptverband und der Österreichischen 
Ärztekammer bzw. der Österreichischen Dentistenkammer herzustellen. 

§ 339. (1) Vor der beabsichtigten Er
von Ambulatorien (§ 2 Abs. 1 Z. 7 des Kr
ger der Krankenversicherung das Einvern
örtlich zuständigen Ärztekammer bzw. d
herzustellen. Kommt ein Einvernehmen 
diesbezüglichen Anzeige des Krankenver
über Ersuchen des Krankenversicherungstr
beruflichen Vertretung innerhalb weiterer 
men, das Einvernehmen zwischen dem H
Ärztekammer bzw. der Österreichischen Za

(2) ... (2) ... 
Gesamtvertrag über den Tätigkeitsumfang der Zahnambulatorien und über 

Richttarife für den festsitzenden Zahnersatz 
Gesamtvertrag über den Tätigkeitsumf

Richttarife für den fests
§ 343c. (1) Zwischen dem Hauptverband und der Österreichischen Ärzte-

kammer ist ein Gesamtvertrag abzuschließen, der 
§ 343c. (1) Zwischen dem Hauptverb

tekammer ist ein Gesamtvertrag abzuschlie
 1. ...  1. ... 
 2.  Richttarife festsetzt, die dem Versicherten von Vertragsärzten (Vertrags-

dentisten, Vertrags-Gruppenpraxen) für Leistungen des festsitzenden 
Zahnersatzes in Rechnung gestellt werden dürfen. 

 2.  Richttarife festsetzt, die dem 
ten/Vertragszahnärztinnen (Vertr
für Leistungen des festsitzenden Z
den dürfen. 

(2) Die gemäß Abs. 1 Z 2 festgesetzten Richttarife sind für alle in einem Ver-
tragsverhältnis stehenden freiberuflich tätigen Ärzte bzw. Dentisten oder Vertrags-
Gruppenpraxen verbindlich. 

(2) Die gemäß Abs. 1 Z 2 festgesetzte
tragsverhältnis stehenden freiberuflich täti
tisten oder Vertrags-Gruppenpraxen verbin

 Zahnärzte/Zah
 § 343d. (1) Auf die Beziehungen zwis

rung und den Angehörigen des zahnärztlic
BGBl. I Nr. ***/2005, finden die Bestimm
gabe Anwendung, dass an die Stelle der 
Ärztekammern die Österreichische Zahnärz

 (2) Im Verfahren nach § 345 haben z
reichischen Zahnärztekammer anzugehöre
mer/Arbeitnehmerinnen jener Landeszahn
mergesetz, BGBl. I Nr. ***/2005, die dem

316/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 133 von 139

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



36 

 

streitgegenständliche Einzelvertrag beruht,
Gesamtverträge Gesamtve

§ 349. (1) Die Beziehungen zwischen den Trägern der Krankenversicherung 
und den freiberuflich tätigen Dentisten werden durch Gesamtverträge geregelt. 
Hiebei finden die Bestimmungen der §§ 340 Abs. 1, 341 bis 343 a und 343c mit 
der Maßgabe sinngemäß Anwendung, daß an die Stelle der Ärztekammern die 
Österreichische Dentistenkammer in Wien tritt. 

§ 349. (1) Die Beziehungen zwischen
und den freiberuflich tätigen Dentisten w
Hiebei finden die Bestimmungen der §§ 3
der Maßgabe sinngemäß Anwendung, da
Österreichische Zahnärztekammer tritt. 

(2) bis (2b) ... (2) bis (2b) ... 
(3) Die Beziehungen zwischen den Sozialversicherungsträgern und anderen 

Vertragspartnern als Ärzten, Gruppenpraxen, Dentisten, Apothekern, freiberuflich 
tätigen klinischen Psychologen bzw. freiberuflich tätigen Psychotherapeuten und 
Krankenanstalten können durch Gesamtverträge geregelt werden. Hiebei finden 
die Bestimmungen des § 341 mit der Maßgabe sinngemäß Anwendung, daß an die 
Stelle der Ärztekammer die zuständige gesetzliche berufliche Vertretung tritt. 

(3) Die Beziehungen zwischen den S
Vertragspartnern als Ärzten, Zahnärzten/
sten, Apothekern, freiberuflich tätigen klin
tätigen Psychotherapeuten und Krankena
geregelt werden. Hiebei finden die Besti
sinngemäß Anwendung, daß an die Stelle d
liche berufliche Vertretung tritt. 

(4) ...t (4) ... 
Abgabe von Heilmitteln Abgabe von H

§ 350. (1) Heilmittel (§ 136) und Heilbehelfe (§ 137) usw. dürfen für Rech-
nung der Krankenversicherungsträger von Apothekern und Hausapotheken füh-
renden Ärzten nur unter folgenden Voraussetzungen abgegeben werden: 

§ 350. (1) ... 

 1. ...  1. ... 
 2. Verordnung  2. Verordnung 
 a) durch einen Vertragsarzt (eine Vertrags-Gruppenpraxis) oder  a) durch einen Vertragsarzt, eine

ärztin (eine Vertrags-Gruppenp
 b) durch einen ermächtigten Arzt, der bei einer Vertragskrankenanstalt 

beschäftigt ist, welche mit dem zuständigen Sozialversicherungsträger 
eine Vereinbarung über Verordnungen abgeschlossen hat, 

 - bei der Entlassung von PatientInnen aus der stationären Pflege oder 
 - während der Nachtstunden, an Wochenenden oder Feiertagen, wenn 

die Verordnung wegen Unaufschiebbarkeit der ärztlichen Handlung er-
forderlich ist, und 

 b) durch einen ermächtigten Arz
ermächtigten Zahnarzt/eine erm
Vertragskrankenanstalt beschä
Sozialversicherungsträger eine 
schlossen hat, 

 - bei der Entlassung von Patien
 -  während der Nachtstunden, an

die Verordnung wegen Unaufsc
forderlich ist, und 

 3. ...  3. ... 
(2) Verschreibungen von Heilmitteln durch Wahlärzte oder Wahl-

Gruppenpraxen (§ 131 Abs. 1) sind, wenn die Anspruchsberechtigung gegeben 
und die Verordnung nach den Richtlinien über die ökonomische Verschreibweise 
zugelassen ist, im Falle der Bestätigung durch den Versicherungsträger den von 
den Vertragsärzten (Vertrags-Gruppenpraxen) ausgestellten Rezepten gleichzustel-
len. 

(2) Verschreibungen von Heilmitt
te/Wahlzahnärztinnen oder Wahl-Gruppen
Anspruchsberechtigung gegeben und die 
die ökonomische Verschreibweise zugelas
den Versicherungsträger den von d
ten/Vertragszahnärztinnen (Vertrags-Gru
gleichzustellen. 

(3) Bedarf eine Arzneispezialität oder ein Stoff für magistrale Zubereitungen, 
um auf Rechnung eines Sozialversicherungsträgers abgegeben werden zu können, 
der ärztlichen Bewilligung des chef- und kontrollärztlichen Dienstes der Sozial-
versicherungsträger, so ist diese Bewilligung unbeschadet des Bescheidrechtes des 
(der) Versicherten nach § 367 vom (von der) verordnenden Arzt (Ärztin) einzuho-
len. Die Einholung der Bewilligung darf nicht auf den Patienten (die Patientin) 
übertragen werden. Wird die Bewilligung von Arzneispezialitäten im gelben Be-
reich des Erstattungskodex durch die nachfolgende Kontrolle nach § 31 Abs. 3 
Z 12 lit. b ersetzt, ist die Zulässigkeit der Verschreibung auf Kosten der Sozialver-
sicherungsträger von der Durchführung einer Dokumentation (§ 31 Abs. 5 Z 13) 
über Vorliegen und Einhaltung der bestimmten Verwendungen abhängig. Bei 
Verschreibungen ohne oder mit mangelhafter Dokumentation ist der Arzt/die 
Ärztin nachweislich zu verwarnen; bei Wiederholung der Verletzung sind dem 
Sozialversicherungsträger die Kosten der Arzneispezialitäten vom verschreiben-
den Arzt/von der verschreibenden Ärztin zu ersetzen. Findet der Ersatz nicht statt 

(3) Bedarf eine Arzneispezialität oder
um auf Rechnung eines Sozialversicherun
der ärztlichen Bewilligung des chef- und 
versicherungsträger, so ist diese Bewilligun
(der) Versicherten nach § 367 vom verord
nenden Ärztin (Zahnärztin) einzuholen. Di
auf den Patienten (die Patientin) übertrag
Arzneispezialitäten im gelben Bereich de
gende Kontrolle nach § 31 Abs. 3 Z 12 lit
schreibung auf Kosten der Sozialversicher
Dokumentation (§ 31 Abs. 5 Z 13) über Vo
Verwendungen abhängig. Bei Verschreibu
kumentation ist der Arzt/die Ärztin nachw
der Verletzung sind dem Sozialversicherun
täten vom verschreibenden Arzt/von der v
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oder nach wiederholtem Verstoß gegen die Dokumentationspflicht, kann dem 
Arzt/der Ärztin die ausnahmslose Bewilligungspflicht für Arzneispezialitäten des 
gelben Bereiches des Erstattungskodex befristet bis zur Dauer von drei Jahren 
auferlegt werden. 

det der Ersatz nicht statt oder nach wiederh
onspflicht, kann dem Arzt/der Ärztin die
Arzneispezialitäten des gelben Bereiches 
Dauer von drei Jahren auferlegt werden. 

(4) ... (4) ... 
 Schlussbestimmungen zu Art. 9 des B
 § 625. (1) Die §§ 131 Abs. 3, 131a, 1

Abs. 1, 343c Abs. 1 Z 2 und Abs. 2, 343d 
Abs. 1 Z 2 lit. a und b sowie Abs. 2 und
BGBl. I Nr. ***/2005 treten mit 1. Jänner 2

 (2) Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tre
Verfahren nach §§ 344 bis 346, die Angeh
Dentistenberufs (§ 351) betreffen, sind na
Rechtslage abzuschließen. 

Artikel 7 
Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Heilmittel Heilm
§ 92. (1) ... § 92. (1) ... 
(2) Die Heilmittel umfassen (2) Die Heilmittel umfassen 

 a) die notwendigen Arzneien und   a) die notwendigen Arzneien und 
 b) die sonstigen Mittel, die zur Beseitigung oder Linderung der Krankheit 

oder zur Sicherung des Heilerfolges dienen,  
 b) die sonstigen Mittel, die zur Be

oder zur Sicherung des Heilerfo
soweit sie von Ärzten verschrieben und in Apotheken bzw. von Hausapo-
theken führenden Ärzten bezogen werden. 

soweit sie von Ärzten, Zahnärzt
Apotheken bzw. von Hausapothek

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 
Zahnbehandlung und Zahnersatz Zahnbehandlung u

§ 94. (1) ... § 94. (1) ... 
(2) Zahnbehandlung und Zahnersatz sind durch niedergelassene Ärzte oder 

Gruppenpraxen, nach den Bestimmungen des Dentistengesetzes, 
BGBl. Nr. 90/1949, auch durch Dentisten, in eigenen hiefür ausgestatteten Ein-
richtungen des Versicherungsträgers oder in Vertragseinrichtungen nach Maßgabe 
der Bestimmungen der Satzung zu gewähren. § 90 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Zahnbehandlung und Zahnersatz
te/Zahnärztinnen oder Gruppenpraxen, De
Einrichtungen des Versicherungsträgers od
gabe der Bestimmungen der Satzung zu ge

(3) ... (3) ... 
Beziehungen zu den Vertragspartnern Beziehungen zu den 

§ 193. Hinsichtlich der Beziehungen des Versicherungsträgers zu den Ärzten, 
Dentisten, Hebammen, Apothekern, freiberuflich tätigen klinischen Psychologen 
bzw. freiberuflich tätigen Psychotherapeuten, freiberuflich tätigen Heilmasseuren, 
Gruppenpraxen, Krankenanstalten und anderen Vertragspartnern gelten die Be-
stimmungen des Sechsten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
mit der Maßgabe, dass 

§ 193. Hinsichtlich der Beziehungen d
Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten, Heb
gen klinischen Psychologen bzw. freiberu
ruflich tätigen Heilmasseuren, Gruppenp
Vertragspartnern gelten die Bestimmunge
Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßg

 1. und 2. ...  1. und 2. ...- 
  2a. die Beziehungen des Versicherun

Zahnärzten/Zahnärztinnen und G
trag geregelt werden, der für den
verband der österreichischen Soz
chischen Zahnärztekammer abzus
Versicherungsträgers bedarf; 

 3. bis 6. ...  3. bis 6. ... 
 Schlussbestimmung zu Art. 10 des Bu
 § 311. Die §§ 92 Abs. 2, 94 Abs. 2 un

zes BGBl. I Nr. ***/2005 treten mit 1. Jänn
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Artikel 8 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Arten der Erbringung der Leistungen, Kostenbeteiligung Arten der Erbringung der Lei
§ 80. (1) ... § 80. (1) ... 
(2) Bei Sachleistungen, mit Ausnahme der Anstaltspflege, hat der Versicher-

te, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird, 20 vH der dem 
Versicherungsträger erwachsenden Kosten als Kostenanteil zu ersetzen. Für ambu-
lante Leistungen, die durch Zahlungen der Landesgesundheitsfonds abgegolten 
werden, ist der Kostenanteil in der Höhe von 20% von einem Pauschalbetrag zu 
ermitteln, dessen Höhe in der Satzung bestimmt wird. Für ärztliche Hilfe und 
chirurgisch konservierende Zahnbehandlung durch niedergelassene Ärzte, Denti-
sten und Gruppenpraxen beträgt der Kostenanteil (Behandlungsbeitrag) einheitlich 
6,69 € pro Behandlungsfall. (siehe Anm.). Als Behandlungsfall gilt die einmalige 
bzw. kausal zusammenhängende mehrmalige Leistungsinanspruchnahme auf Ba-
sis eines durch den Krankenversicherungsträger ausgefolgten und an den Arzt 
übergebenen Kranken- bzw. Zahnbehandlungsscheines. An die Stelle des im zwei-
ten Satz genannten Betrages tritt ab 1. Jänner jeden Jahres der unter Bedachtnahme 
auf § 47 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag, gerundet 
auf Cent. (siehe unten Anm). Die Satzung kann, soweit dies für die Sicherstellung 
der finanziellen Leistungsfähigkeit des Versicherungsträgers erforderlich ist, den 
Behandlungsbeitrag mit einem über die jeweils geltende Höhe hinaus gehenden 
Betrag festsetzen. Für die Anstaltspflege hat der Versicherte statt eines Kostenan-
teiles den Kostenbeitrag gemäß § 447f Abs. 7 ASVG zu entrichten. Die Satzung 
kann bei der Erbringung der Leistungen für Kieferregulierungen und des unent-
behrlichen Zahnersatzes an Stelle des 20%igen Kostenanteiles höhere Zuzahlun-
gen durch den Versicherten vorsehen. Bei Kostenerstattung werden dem Versi-
cherten 80 v. H. der Kosten erstattet, die ihm auf Grund der mit den Vertragspart-
nern vereinbarten Tarife erwachsen sind. Kostenzuschüsse werden, sofern dieses 
Bundesgesetz nichts anderes bestimmt, bei Fehlen vertraglicher Regelungen über 
die Vergütung der Leistungen der Vertragspartner gewährt; sie dürfen den Betrag 
nicht übersteigen, der nach den zuletzt in Geltung gestandenen vertraglichen Be-
stimmungen über die Vergütung der Leistungen der Vertragspartner zu zahlen 
gewesen wäre. Diese Kostenzuschüsse können durch die unter Bedachtnahme auf 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der Krankenversicherung nach diesem Bundes-
gesetz erhöht werden; sie dürfen jedoch 80 v. H. der dem Versicherten tatsächlich 
erwachsenden Kosten nicht übersteigen. An die Stelle des Versicherten tritt der 
Ehegatte des Versicherten, an den die Pension gemäß § 71 Abs. 4 auszuzahlen ist, 
sofern dies von einem der Ehegatten beantragt wird. 

(2) Bei Sachleistungen, mit Ausnahm
te, soweit in diesem Bundesgesetz nichts 
Versicherungsträger erwachsenden Kosten
lante Leistungen, die durch Zahlungen d
werden, ist der Kostenanteil in der Höhe 
ermitteln, dessen Höhe in der Satzung b
chirurgisch konservierende Zahnbehandlu
ärzte/Zahnärztinnen, Dentisten und Grupp
handlungsbeitrag) einheitlich 6,69 € pro B
handlungsfall gilt die einmalige bzw. k
Leistungsinanspruchnahme auf Basis eines
ausgefolgten und an den Arzt übergebe
scheines. An die Stelle des im zweiten Sa
jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf §
(§ 45) vervielfachte Betrag, gerundet auf 
kann, soweit dies für die Sicherstellung 
Versicherungsträgers erforderlich ist, den 
jeweils geltende Höhe hinaus gehenden B
hat der Versicherte statt eines Kostenant
Abs. 7 ASVG zu entrichten. Die Satzung k
für Kieferregulierungen und des unentb
20%igen Kostenanteiles höhere Zuzahlun
Bei Kostenerstattung werden dem Versich
ihm auf Grund der mit den Vertragspartne
Kostenzuschüsse werden, sofern dieses Bu
Fehlen vertraglicher Regelungen über die V
partner gewährt; sie dürfen den Betrag nic
Geltung gestandenen vertraglichen Bestim
stungen der Vertragspartner zu zahlen g
können durch die unter Bedachtnahme au
Krankenversicherung nach diesem Bundes
80 v. H. der dem Versicherten tatsächlich 
An die Stelle des Versicherten tritt der Ehe
sion gemäß § 71 Abs. 4 auszuzahlen ist,
beantragt wird. 

(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 
Zuschüsse zu den Kosten der Krankenbehandlung Zuschüsse zu den Kosten d

§ 88. (1) Nimmt der Anspruchsberechtigte nicht die Vertragspartner, die ei-
genen Einrichtungen oder Vertragseinrichtungen der Bauernkrankenversicherung 
zur Erbringung der Leistungen der Krankenbehandlung (ärztliche Hilfe, Heilmit-
tel, Heilbehelfe) in Anspruch, so gebührt ihm ein Kostenzuschuß (§ 80) zu einer 
anderweitigen Krankenbehandlung in der Höhe des Betrages, der bei Inanspruch-
nahme der entsprechenden Vertragspartner aufzuwenden gewesen wäre. Um eine 
bundesweit einheitliche Bemessung von Kostenzuschüssen bei ärztlicher Hilfe und 
Zahnbehandlung bei Inanspruchnahme freiberuflich tätiger Wahlärzte bzw. Denti-
sten zu gewährleisten, können in der Satzung Tarife für Einzelleistungen festge-
setzt werden. In diesen Fällen beträgt der Kostenzuschuß 80% des jeweiligen 
Satzungstarifes. Wird die Vergütung für die Tätigkeit des entsprechenden Ver-
tragspartners nicht nach den erbrachten Einzelleistungen bestimmt, hat die Sat-
zung Pauschbeträge für die Kostenzuschüsse festzusetzen. 

§ 88. (1) Nimmt der Anspruchsberec
genen Einrichtungen oder Vertragseinrich
zur Erbringung der Leistungen der Krank
tel, Heilbehelfe) in Anspruch, so gebührt 
anderweitigen Krankenbehandlung in der 
nahme der entsprechenden Vertragspartne
bundesweit einheitliche Bemessung von 
und Zahnbehandlung bei Inanspruchnahm
zahnärzte/Wahlzahnärztinnen und Dentiste
zung Tarife für Einzelleistungen festgeset
Kostenzuschuß 80% des jeweiligen Satzu
Tätigkeit des entsprechenden Vertragspart
leistungen bestimmt, hat die Satzung Paus
zusetzen. 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 
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Zahnbehandlung und Zahnersatz Zahnbehandlung u
§ 95. (1) ... § 95. (1) ... 
(2) Chirurgische und konservierende Zahnbehandlungen, Kieferregulierungen 

und der unentbehrliche Zahnersatz werden durch Vertragsärzte oder Vertrags-
Gruppenpraxen, Wahlärzte oder Wahl-Gruppenpraxen (§ 88 Abs. 1), Vertragsden-
tisten, Wahldentisten (§ 88 Abs. 1) sowie in eigenen Einrichtungen (Ambulatori-
en) des Versicherungsträgers und in Vertragseinrichtungen (§ 80) gewährt. Die 
Satzung kann unter Bedachtnahme auf die finanzielle Leistungsfähigkeit des Ver-
sicherungsträgers und das wirtschaftliche Bedürfnis der Versicherten für alle oder 
bestimmte Gruppen von Versicherten an Stelle der Sachleistungen eine Kostener-
stattung vorsehen. § 85 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Chirurgische und konservierende Z
und der unentbehrliche Zahnersatz
te/Vertragszahnärztinnen oder Vert
te/Wahlzahnärztinnen oder Wahl-Gruppen
Wahldentisten (§ 88 Abs. 1) sowie in eige
Versicherungsträgers und in Vertragseinr
kann unter Bedachtnahme auf die finanz
rungsträgers und das wirtschaftliche Bedü
stimmte Gruppen von Versicherten an Stel
tung vorsehen. § 85 Abs. 2 gilt entsprechen

(3) ... (3) ... 
(4) Die Kostenerstattung und die Kostenzuschüsse müssen für die entspre-

chenden Leistungen in den eigenen Einrichtungen, den Vertragseinrichtungen, bei 
den Vertragsärzten und Vertragsdentisten sowie bei den Vertrags-Gruppenpraxen 
gleich hoch sein. In gesamtvertraglichen Vereinbarungen (§§ 341, 343c Abs. 1 Z 1 
ASVG) nicht vorgesehene Leistungen dürfen in den Zahnambulatorien nicht er-
bracht werden; in den Zahnambulatorien dürfen aber jedenfalls jene Leistungen 
erbracht werden, die Gegenstand des letztgültigen Vertrages gemäß § 341 bzw. 
§ 343c Abs. 1 Z 1 ASVG sind oder waren. 

(4) Die Kostenerstattung und die Ko
chenden Leistungen in den eigenen Einrich
den Vertragszahnärzten/Vertragszahnärzti
den Vertrags-Gruppenpraxen gleich hoch 
rungen (§§ 341, 343c Abs. 1 Z 1 ASVG) 
den Zahnambulatorien nicht erbracht we
aber jedenfalls jene Leistungen erbracht w
Vertrages gemäß § 341 bzw. § 343c Abs. 1

(5) bis (7) ... (5) bis (7) ... 
Beziehungen zu den Vertragspartnern Beziehungen zu den 

§ 181. Hinsichtlich der Beziehungen des Versicherungsträgers zu den Ärzten, 
Dentisten, Hebammen, Apothekern, freiberuflich tätigen klinischen Psychologen 
bzw. freiberuflich tätigen Psychotherapeuten, freiberuflich tätigen Heilmasseuren, 
Gruppenpraxen, Krankenanstalten und anderen Vertragspartnern gelten die Be-
stimmungen des Sechsten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
mit der Maßgabe, dass 

§ 181. Hinsichtlich der Beziehungen d
Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten, Heb
gen klinischen Psychologen bzw. freiberu
ruflich tätigen Heilmasseuren, Gruppenp
Vertragspartnern gelten die Bestimmunge
Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßg

 1. ...  1. ... 
  1a. für die Beziehungen des Versicher

ruflich tätigen Zahnärzten/Zahnär
penpraxen die zwischen dem Hau
schen Sozialversicherungsträger 
kenkassen (§ 26 Abs. 1 Z 1 ASVG
Zahnärztekammer geltenden Ges
und der Versicherungsträger kra
tragspartei ist; 

 2. bis 6. ...  2. bis 6. ... 
 Schlussbestimmung zu Art. 12 des Bu
 § 300. Die §§ 80 Abs. 2, 88 Abs. 1, 9

sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/

Artikel 9 
Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 

Kostenerstattung bei Fehlen vertraglicher Regelungen mit den Ärzten (Denti-
sten) oder mit den Gruppenpraxen 

Kostenerstattung bei Fehlen vertraglich
sten) oder mit den 

§ 60. Stehen Vertragsärzte (Vertragsdentisten) oder Vertrags - Gruppenpra-
xen infolge des Fehlens einer Regelung durch Verträge nicht zur Verfügung, so 
hat die Versicherungsanstalt dem Versicherten für die außerhalb einer eigenen 
Einrichtung in Anspruch genommene Behandlung (den Zahnersatz) die Kostener-
stattung in der Höhe des Betrages zu leisten, der vor Eintritt des vertragslosen 
Zustandes bei Inanspruchnahme eines Wahlarztes (Wahldentisten) oder einer 
Wahl-Gruppenpraxis zu leisten gewesen wäre. Die Kostenerstattung ist um den 
Betrag zu vermindern, der vom Versicherten als Behandlungsbeitrag (§ 63 Abs.4) 

§ 60. Stehen Vertragsärzte, Vertrags
tragsdentisten) oder Vertrags - Gruppenpra
durch Verträge nicht zur Verfügung, so h
cherten für die außerhalb einer eigenen 
Behandlung (den Zahnersatz) die Kostene
leisten, der vor Eintritt des vertragslosen
Wahlarztes, eines Wahlzahnarztes/einer 
einer Wahl-Gruppenpraxis zu leisten gew
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bei Inanspruchnahme der ärztlichen Hilfe als Sachleistung zu leisten gewesen 
wäre. Die Versicherungsanstalt kann diese Kostenerstattung durch die Satzung 
unter Bedachtnahme auf ihre finanzielle Leistungsfähigkeit erhöhen.  

den Betrag zu vermindern, der vom Ver
Abs.4) bei Inanspruchnahme der ärztlichen
sen wäre. Die Versicherungsanstalt kann d
unter Bedachtnahme auf ihre finanzielle Le

Zahnbehandlung und Zahnersatz Zahnbehandlung u
§ 69. (1) und (2) ... § 69. (1) und (2) ... 
(3) Zahnbehandlung und Zahnersatz werden als Sachleistungen durch Ver-

tragsärzte oder Vertrags-Gruppenpraxen, Wahlärzte oder Wahl-Gruppenpraxen, 
Vertragsdentisten, Wahldentisten sowie in eigenen Einrichtungen (Ambulatorien) 
der Versicherungsanstalt und in Vertragseinrichtungen gewährt. § 63 Abs.2 gilt 
hiebei entsprechend. Insoweit Zuzahlungen zu den Leistungen der Zahnbehand-
lung und des Zahnersatzes vorgesehen sind, müssen diese in den Zahnambulatori-
en und bei den freiberuflich tätigen Vertragsfachärzten und Vertragsdentisten 
sowie bei den Vertrags-Gruppenpraxen gleich hoch sein. In gesamtvertraglichen 
Vereinbarungen (§§ 341, 343c Abs. 1 Z 1 ASVG) nicht vorgesehene Leistungen 
dürfen in den Zahnambulatorien nicht erbracht werden; in den Zahnambulatorien 
dürfen aber jedenfalls jene Leistungen erbracht werden, die Gegenstand des letzt-
gültigen Vertrages gemäß § 341 bzw. § 343c Abs. 1 Z 1 ASVG sind oder waren. 

(3) Zahnbehandlung und Zahnersatz 
tragszahnärzte/Vertragszahnärztinnen ode
ärzte/Wahlzahnärztinnen oder Wahl-Grupp
tisten sowie in eigenen Einrichtungen (A
und in Vertragseinrichtungen gewährt. § 6
weit Zuzahlungen zu den Leistungen der 
vorgesehen sind, müssen diese in den Zah
tätigen Vertragszahnärzten/Vertragszahnär
den Vertrags-Gruppenpraxen gleich hoch 
rungen (§§ 341, 343c Abs. 1 Z 1 ASVG) 
den Zahnambulatorien nicht erbracht we
aber jedenfalls jene Leistungen erbracht w
Vertrages gemäß § 341 bzw. § 343c Abs. 1

(4) Bei der Inanspruchnahme der chirurgischen oder konservierenden Zahn-
behandlung durch einen Vertragsarzt oder Vertragsdentisten oder in einer Ver-
trags-Gruppenpraxis oder in einer eigenen Einrichtung (Vertragseinrichtung) der 
Versicherungsanstalt ist ein Zahnbehandlungsschein vorzulegen. 

(4) Bei der Inanspruchnahme der chi
behandlung durch einen Vertragzahnsarzt/
dentisten oder in einer Vertrags-Gruppenp
(Vertragseinrichtung) der Versicherungsa
vorzulegen. 

(5) bis (7) ... (5) bis (7) ... 
Beziehungen zu den Vertragspartnern Beziehungen zu den 

§ 128. Hinsichtlich der Beziehungen der Versicherungsanstalt zu den Ärzten, 
Dentisten, Hebammen, Apothekern, freiberuflich tätigen klinischen Psychologen, 
freiberuflich tätigen Psychotherapeuten, freiberuflich tätigen Heilmasseuren, Pfle-
gepersonen, die medizinische Hauskrankenpflege gemäß § 71 erbringen Gruppen-
praxen, Krankenanstalten und anderen Vertragspartnern gelten die Bestimmungen 
des Sechsten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßga-
be, daß   

§ 128. Hinsichtlich der Beziehungen 
Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten, Heb
gen klinischen Psychologen, freiberuflich 
tätigen Heilmasseuren, Pflegepersonen, 
gemäß § 71 erbringen Gruppenpraxen, K
partnern gelten die Bestimmungen des Se
versicherungsgesetzes mit der Maßgabe, da

 1. und 2. ...  1. und 2. ... 
 Schlussbestimmung zu Art. 13 des Bu
 § 214. Die §§ 60,  69 Abs. 3 und 4 sow

setzes BGBl. I Nr. ***/2005 treten mit 1. J

Artikel 10 

Änderung des Bundesgesetzes über die Sozialversicherung freiberuflich selbständig Erwerb
Pflichtversicherung  Pflichtversi

§ 2. (1) ... § 2. (1) ... 
(2) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche Per-

sonen handelt, in der Unfall- und Pensionsversicherung der in der gewerblichen 
Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen die ordentlichen Kammerangehörigen einer 
Ärztekammer pflichtversichert, sofern sie freiberuflich tätig sind und nicht als 
Wohnsitzärzte (§ 47 Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169) als Wohnsitzärzte in der 
Ärzteliste eingetragen sind. Als freiberufliche Tätigkeit gilt auch die Behandlung 
von Pfleglingen der Sonderklasse im Sinne des § 49 Abs. 3 Z 26 ASVG. 

(2) Auf Grund dieses Bundesgesetzes
sonen handelt, in der Unfall- und Pension
Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen pflic

  1. die ordentlichen Kammerangehör
beruflich tätig und nicht als Wohn
BGBl. I Nr. 169) in die Ärzteliste 

  2. die Mitglieder der Österreichisch
nicht um Angehörige des Dentiste
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tätig und nicht als Wohnsitzza
BGBl. I Nr. ***/2005) in die Zahn

(3) ... (3) ... 
Ausnahmen von der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung Ausnahmen von der Pflichtversiche
§ 5. Von der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach § 2 sind 

ausgenommen 
§ 5. Von der Pflichtversicherung in d

ausgenommen 
 1.  Personen im Sinne des § 2 Abs. 2, die die Nichtausübung ihrer freiberufli-

chen Tätigkeit (Schließung der Ordination) der Ärztekammer angezeigt 
haben;  

 1.  Personen im Sinne des § 2 Abs. 2
lichen Tätigkeit (Schließung der 
Österreichischen Zahnärztekamme

 2. und 3. ...  2. und 3. ... 
Erstmalige Meldungen Erstmalige M

§ 17. (1) ... § 17. (1) ... 
(2) Die gesetzlichen beruflichen Vertretungen der in die Pflichtversicherung 

einbezogenen Personen haben innerhalb von zwei Monaten nach Einbeziehung in 
die Pflichtversicherung dem zuständigen Versicherungsträger Verzeichnisse aller 
ihrer Mitglieder - die Österreichische Ärztekammer nur ein Verzeichnis der freibe-
ruflich tätigen Ärzte, die Österreichische Apothekerkammer nur ein Verzeichnis 
ihrer Mitglieder in der Abteilung für selbständige Apotheker - nach dem Stande 
zum Zeitpunkt der Einbeziehung in die Pflichtversicherung zu übergeben. 

(2) Die gesetzlichen beruflichen Vert
einbezogenen Personen haben innerhalb v
die Pflichtversicherung dem zuständigen V
ihrer Mitglieder - die Österreichische Ärzte
ruflich tätigen Ärzte, die Österreichische 
der freiberuflich tätigen Zahnärzte, die Ös
Verzeichnis ihrer Mitglieder in der Abteil
dem Stande zum Zeitpunkt der Einbezieh
geben. 

 Schlussbestimmung zu Art. 11 des Bu
 § 21i. Die §§ 2 Abs. 2 erster Satz, 5 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ***/2005 trete
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